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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
V o r s itz e n d e: Pr äsident Dr. MaJeta, Zweiter 

Präsident Dipl . -Ing . Waldbrunner, Dritter Prä­
sident \Vallner. 

Präsident : Die Sitzung ist e r ö ffne t. 
Das amtliche P r o t o k o l l  der 18 .  Sitzung 

vom 6. Juli 1966 ist in der Kanzlei aufgelegen, 
unbeanständet geblieben und gilt daher als 
g e n e h m i g t. 

K r  a n k gemeldet ist der Abgeordnete 
Scherrer. 

diesem Zusammenhang fest, daß das, was 
sich auf der Bundesstraße 17 abspielt, zu den 
dunkelsten Kapiteln des österreichischen 
Straßenbaus gehöre. 

Der von Hans Christmann unterzeichnete 
Artikel wirft Ihrem Ressort kriminelle Straßen­
baumethoden vor. Es hieß in diesem Zu­
sammenhang, es werde so verantwortungslos 
gebaut, daß durch diese Bauweise das Leben 
der Menschen gefährdet werde. Was ist Ihre 
Ansicht zu dieser Feststellung � 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Kotzina : Daß dieser 

Präsident : Wir gelangen zur Fragestunde. Vorwurf eines kriminellen Verhaltens zu-Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 3 Minuten - mindest völlig ungerechtfertigt erscheint. mit dem Aufruf der Anfragen . (Abg. Zeillinger: Das war naheliegend!) 

Fragestunde 

Der "Kurier" bezieht sich offenbar auf die 
Bundesministerium für Bauten und Technik nicht kreuzungsfreie Überführung der Bahn 

Präsident : 1 .  Anfrage: Abgeordneter Peter 
(F PÖ) an den Bundesminister für Bauten 
und Technik. 

im Raume ·Wien-Baden. Da müssen die 
Verhältnisse der dortigen Bundesstraße denn 
doch mit Rücksicht auf die parallel laufende 

151/1'1 Autobahn beurteilt werden. Die Autobahn 
Sind Sie der Auffasung, daß man hinsichtlich ist in der Zwischenzeit von \Vien bis Wiener 

des Zustandes der Bundesstraße 17 von Neustadt voll ausgebaut worden. Diese Auto-
"Planung" reden kann? hahn erfüllt nicht nur eine Fernverkehrs-

Präsident: Bitte, Herr Minister. funktion, sondern infolge der in diesem Ge-
. . . .  . biet reichlich vorgesehenen Zubringer- und 

Bundes�Illlllster fur Bauten und Techlllk Auffa,hrtsstellen auch eine lokale Funktion. Dr. Kotzma: Herr Abgeordneter ! Ich darf Die Autobahn wird auch im Lokalverkehr sehr 
darauf hü�weis�n,.daß nach dem Jahre 1955 - stark in Anspruch genommen; dadurch wird das war dw ZeIt, 1Il welcher auch auf dem Sük- I die Bundesstraße, die parall

.
el läuft, entlastet. 

tor der Bundesstraßenverwaltung planvoll .. . . 
vorgegangen werden konnte, die Besatzungs- / Prasldent : ZweIte Zusatzfrage. 
zeit war vorbei, und die wirtschaftlichen Ver- Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister! 
hältnisse hatten sich einigermaßen konsoh- In diesem Artikel ist zweimal der Vorwurf 
diert - auch der Triester Bundesstraße in- I des "kriminellen Straßenbaus" enthalten. Was 
folge ihrer großen Verkehrsbedeutung ein hat Ihr Ressort zur Entkräftung dieses Vor­
entsprechendes Augenmerk zugewendet wurde. Iyurfes his zur Stunde unternommen � 
Ich darf darauf hinweisen, daß eine Reihe von 
sehr bedeutenden Ortsumfahrungen ausgebaut 
wurde und daß selbst der unmittelbare 
Straßenzug voll ausgebaut wurde und zum 
überwiegenden Teil die notwendigen Ver­
besserungen erfuhr. 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Kotzina : Das Ressort 

war und ist in der Lage, diesen Vorwurf mit 
den Hinweisen, die ich auch jetzt im Hohen 
Haus Ihnen gegenüber vorgebracht habe, zu 
entkräften. 

Präsident: Eine Zusatzfrage . / In diesem Zusammenhang, sehr geehrter 
Abgeordneter Peter : Herr Bundesminister ! Herr Abgeordneter, darf ich mit Befriedigung 

Der "Kurier " stellte vor einigen Tagen in feststellen, daß Sie einer jener Abgeordneten 
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Bundesminister Dr. Kotzina 

sind, die die Zeitung sehr genau lesen und die 
Dinge sehr genau verfolgen. Das dürfte auch 
die Ursache dafür sein, daß Sie, Herr Abge­
ordneter, die Anfrage 190/M, die Sie seinerzeit 
gestellt hatten, zurückgezogen haben, weil 
Sie sich offenbar davon überzeugt hatten, 
daß die APA jene Meldung, die sie am 27. 6. 
über meine Rede in Rankweil ausgesendet 
hat dann auch selbst in aller Form demen­
tierte.  Ich denke da an die Aussendung der 
AP A, die ihren Niederschlag auch in ver­
schiedenen Zeitungen gefunden hatte, die 
aber der Herr Abgeordnete Dr. Tull offenbar 
nicht gelesen hatte; er war eben nur einseitig 
durch die "Arbeiter-Zeitung" informiert wor­
den. (Abg. Dr. Tull : Durch die "Presse" 1) 
Er müßte dann in der weiteren Folge gelesen 
haben, daß die Tageszeitungen auf Grund der 
Aus8endunaen der AP A eben diese seiner-o 

M' zeitige APA-Meldung widerrufen hatten. lt 
Rücksicht darauf, daß es notwendig erscheint, 
hier Klarheit zu haben, darf ich den Wortlaut 
dieser AP A-Meldung in Erinnerung bringeIl. 

"Zufall und gute Beziehungen als verwerf­
liche Kriterien für die Reihenfolge im Ausbau 
der Bundesstraßen waren nicht eln Zitat aus 
der Rede des Bundesministers für Bauten und 
Technik, Dr. Vinzenz Kotzina, vor dem Wirt­
schaftsbund in Rankweil am Montag. "(Unruhe. 
- Abg. Ing. Häus e r :  Wir sind in der Frage­
stunde 1) 

Die einleitende FOTillulierung war vielmehr 
di�' 

Zusammenfassung des Tenors seiner den 
Straßenbau betreffenden Ausführungen, in 
denen ausschließlich vom Verhältnis zwischen 
dem Bund als der Straßenbaubehörde und 
den am Ausbau der Bundosstraßen interessier­
ten Bundesländern die Rede ,val'. In diesem 
Zusammenhang erldärt,3 lVIinist0�' Dr. Kotzim1 
"wörtlich, daß die Verg,l,he yon weiteren Rau­
lOSEn für den AusbD,U der Bundesstraßen 
künftig nicht m::.\hr ,von einem Hin- und Her­
ziehen zwisc�'len den Ländern und dem Bund' 
abhängig s6in dürfe ." (Abg. Zeillinger: 
14 Tage Z1t spätI) 

Nein, das ist am 29. Juni bekanntgegebell 
worden. 

Präsident: Diese Frage ist beendet. 
Die 2. Anfrage, eine Anfrage des Abge­

ordneten Pay (S PÖ ) , wurde zurückgezogen. 
3. Anfrage: Abgeordneter Melter (F PÖ) 

an den Herrn Bundesminister, betreffend 
Schnellstraße durch Mödling. 

152/M 
Sind Sie bereit, den im Rahmen einer von 

den "Mödlinger Nachrichten" durchgeführten 
Protestaktion gegen die geplante Schnellstraße 
durch Mödling geltend gemachten Bedenken 
Rechnung zu tragen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr . Kotzina: Herr 

Abgeordneter ! Diese Straß� du�ch 
Mödlina zur Autobahn erfüllt eher dIe FunktIon 
einer Zubringerstraße als die Funktion einer 
Schnell- oder Durchzugsstraße. Die Bedeu­
tung und die Notwendigkeit des Aus.b�ues 
dieser Bundesstraße, die erst vor eInIgen 
Jahren in das Bundesstraßengesetz Aufnahme 
gefunden hat, gehen aus den Verkehrszählungen 
hervor, die die Notwendigkeit des Ausbaues 
dieser Bundesstmße, die, wie ich schon sagte, 
die Funktion eines Zubringers von Mödling 
zur Autobahn erfüllt, bestätigen. 

Zu Ihrem Hinweis auf die "Mödlinger Nach­
richten" sei ausgeführt - ich möchte das 
noch einmal betonen -, daß diese Straße keine 
Schnellstraße wird, sondern nur die Funktion 
eines Zubringers erfüllen wird und daß man 
bei der Planung auch auf den Naturschutz 
Rücksicht genommen hat. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
A bO'eordneter Melter: Herr Bundesminister! 

Sind 
ö
Sie bereit, sich dafür einzusetzen, daß 

grundsätzlich bei überörtlichen Planungen 
den Interessen der ansässigen Bevölkerung 
besondere Aufmerksamkeit und Berücksich­
tigung widerfahren 1 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. I{otzina: Herr Abge­

ordneter! Es wird in allen Fällen das Einver­
nehmen mit den zuständigen Gebietskörper­
scha.ften, also in diesem Fall mit der Gemeinde 
l\IödlinO' und elen Nachbargemeinden, herge­
stellt. 

°
Mit Hilfe der zuständigen Landesbau­

direktion, die ja die Planung in unmittelbarer 
Kompetenz hat, wel'den diese Rücksichten 
weitgehend geübt. Auch im gegenständHchen 
Fa1! sind diese Bemühungen um das Einver­
nehmen unternommen ,yorden. 

Mit Rücksicht darauf, daß aber dieser 
StrG:,ß,mzug schon vor dem Beginn des Aus­
baues steht und diese BeschwerdEn und fIjn­
weise auch ßn mich herangetragen wurden, 
hiJ,be ich den Herrn Lanc1esh::tuptmann von 
Nieclerösterreich Ing. Hartmann gebeten, die 
Planung dieser Trasse neuerlich eingehend zu 
überprüfen. 

Präsident: 4. Anfrage: Abgeordneter Ofen­
böck (ÖVP) an den Herrn Bundesminister, 
betreffend Autobahn ab Wien er Neustadt. 

217/M 
vVerden Sie, Herr Bundesminister, die 

vVünsche Niederösterreichs auf Fortführung 
der Autobahn ab Wiener Neustadt auf der 
kürzesten Trasse über die Bucklige Welt 
berücksichtigen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Kotzina : Herr Abge­
ordneter ! Hinsichtlich der Weiterführung der 
Autobahn von Wiener Neustadt in Richtung 
Steiermark liegen derzeit nur generelle Pla­
nungen vor, und zwar stehen drei Trassen zur 
Diskussion. 

Mit Rücksbht darauf, daß es dringend ge­
worden ist, Klarheit darüber zu bekommen, 
welcher Trasse der Vorzug zu geben ist, wurden 
die drei interessierten Landesbaudirektionen 
beziehungsweise Landesregierungen des Bur­
genlandes, Niederösterreichs und der Steier­
mark eingeladen, zu den Entwürfen und zu 
den drei Trassen konkret Stellung zu nehmen. 

Darüber hinaus wurden für die Planungs­
arbeiten hinsichtlich der Betriebswirtschaft­
lichkeit der Trasse Herr Professor Dr . Dorf­
wirth, Graz , hinsichtlich der Koordinierung 
der vorhandenen Projektsteile Herr Zivil­
inO'enieur Dr. Petrovi6 in Wien und letzten 
E�des bezüglich der raumplanerischen Pro­
bleme das Österreichische Institut für Raum­
planung in Wien mit �ur Beratung heran­
gezogen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Ofenböck : Herr Bundes­
minister ! Wann wird damit zu rechnen sein, 
daß die Antworten der Befragten bei Ihnen 
einlangen, und wann wird darüber eine Infor­
mation an das Parlament gegeben werden 
können 1 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Kotzina : Es ist damit 
zu rechnen, daß innerhalb eines Jahres­
also ich schätze, mit Herbst nächsten Jahres -
über diese Trassen vollkommene Klarheit 
bestehen wird. 

Präsident : Die 5. Anfrage, eine Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Tull (SPÖj, wurde zurück­
gezogen. 

Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Landesverteidigung 

Präsident : 6. Anfrage : Abgeordneter Mar­
wan-Schlosser (ÖVPj an den Herrn Bundes­
minister für Landesverteidigung, betreffend 
Bedarf des Bundesheeres. 

162/M 
Hat das österreichische Bundesheer die 

Absicht, im Sinne der Regierungserklärung vom 
20. April 1966, seinen Bedarf im Rahmen des 
Möglichen tatsächlich im Inland zu decken 
und dabei vor allem inländische Entwicklungen zu fördern? 

Bundesminister für Landesverteidigu ng 
Dr. Prader : Herr Abgeordneter ! Selbstver­
ständlich bestand und besteht weiterhin die 

Absicht, den Bedarf des Bundesheeres nach 
Maßgabe der technischen und budgetären 
Möglichkeiten vor allem im Inland zu decken. 

Diesen Bestrebungen meines Ressorts, den 
Bedarf des Bundesheeres im Inland zu decken, 
sind natürlich Grenzen gesetzt. Diese Grenzen 
habe ich bereits angeführt. Vor allem auf dem 
Gebiete der Panzerfertigung, verschiedener 
Kraftfahrzeugtypen, der Hubschrauber, der 
Flächenflugzeuge, großkalibriger Munition und 
überschwerer Waffen ist eine Deckung des 
Bedarfes des Bundesheeres aus der österrei­
chischen Industrie und Fertigung derzeit 
noch nicht möglich. 

Zur Förderung der inländischen Fortent­
wicklung kann ich feststellen, daß von seiten 
meines Ressorts sehr starke Bemühungen 
im Gange sind, doch müssen sich diese Be­
mühungen im Rahmen der budgetären Mög­
lichkeiten halten. 

Wir dürfen aber hier darauf verweisen , 
daß wir im Inland bereits sogar international 
anerkannte Entwicklungen durchgeführt ha­
ben, etwa den ja bekannten Saurer-Schützen­
panzer, den Pueh-Haflinger, den leichten 
und schweren österreichischen Granatwerfer, 
und als j üngste Entwicklung zum Beispiel 
auch die r-Pak-Lafette. 

Verschiedene Entwicklungen sind im Zuge, 
so auf dem Kraftfahrzeugsektor der "Pinz­
gauer" , der große Bruder des Puch-Haflingers, 
der "Husar" von den ästerreichischen Auto­
mobilwerken, der "Steyr680M", eindreiachsiges 
Fahrzeug, weiter Granatwerfermunition der 
Firma Hirtenberger, ein Scharfschützengewehr 
der Steyr-Werke, Kunststoffpontons der 
Schiffswerft Korneuburg, ein Seilbahngerät 
der Firma Hinteregger und viele, viele andere 
Dinge. 

Zusammenfassend kann ich feststellen, daß 
mit den Mitteln des Verteidigungs budgets 
ein höchst bedeutsamer Beitrag im Sinne 
einer wirksamen und richtigen Konjunktur­
politik geleistet wird. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlos�er : Im Hin­
blick auf das heuer so spät zur Verabschiedung 
gekommene Budget darf ich Sie, Herr Minister, 
fragen, ob Sie die vorgesehenen Bestellungen 
so hinausgeben konnten, daß die Lieferungen 
heuer noch erfolgen können ? 

Präsident :  Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Herr Abge­
ordneter ! Sie schneiden eine Frage an, die 
zu beantworten ich im Augenblick noch gar 
nicht in der Lage bin. Wir haben infolge der 
budgetären Gegebenheiten, nämlich wegen 
des Budgetprovisoriums in der ersten Hälfte 
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Bundesminister Dr. Prader 

und wegen der erst im Juni erfolgten Beschluß­
fassung über das ordentliche Budget, tatsäch­
lich echte Schwierigkeiten, unsere Leistungs­
ziele zu erreichen, weil wir - das ist be­
greiflich - erst zu einem Zeitpunkt dispo­
nieren konnten, in dem mir die Mittel, die 
mir zur Verfügung stehen, tatsächlich be­
kannt waren. Das Bundesbudget ist ja erst 
am 24. Juni verabschiedet worden; wir haben 
daher mit den Lieferfristen große Schwierig­
keiten. Ich hoffe, Mittel und Wege zu finden, 
daß dadurch die Gesamtplanung nicht ge­
fährdet wird . 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser :  Herr Mini­
ster ! Wäre es nicht für das Bundesheer, 
aber auch für die österreichische Wirtschaft 
und Industrie besser, wenn das Bundesheer 
zumindest über einen mehrjährigen sicheren 
Budgetrahmen verfügen und entsprechend 
planen könnte 1 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Das wäre selbst­
verständlich, Herr Abgeordneter, nicht nur 
für das österreichische Bundesheer, sondern 
vor allem auch für die österreichische Industrie 
wesentlich besser, weil wir dann eine richtige 
Konzeption, eine langfristige Schwerpunkt­
konzeption entwickeln könnten und weil 
vor allem die Industrie nicht vor solche ad hoc­
Situationen gestellt wird, wie das heuer infolge 
der bereits anläßlich der Beantwortung dei" 
ersten Zusatz frage geschilderten Budget­
situation der Fall ist. 

Auch die Wirtschaft hat Schwierigkeiten, 
die Zulieferungen zu bekommen. Sie kann 
Arbeitsökonomie nur dann betreiben, wenn 
sie langfristige Aufträge hat, die einen rich­
tigen und bestmöglichen Einsatz gewähr­
leisten. Bei langfristiger Vorausplanung kann 
sie sich vor allem rechtzeitig mit Rohstoffen 
versorgen, was auf der anderen Seite wieder 
zu einer Verbilligung der Produkte führt, 
weil ja bekanntlich die Rohstoffe jedes Jahr 
erheblichen Preissteigerungen unterworfen 
sind. 

Es ist Ihnen bekannt, Herr Abgeordneter, 
daß ich besonders auf diesem Gebiet sehr 
intensive Bemühungen unternehme. Ich habe 
schon mehrmals die Gelegenheit wahrgenom­
men, die sich hier ergebende höchst erfreuliche 
und erwünschte Möglichkeit auszunützen, auf 
das Konj unkturgeschehen im günstigen Sinne 
Einfluß zu nehmen, denn unsere Aufträge 
können zeitlich so placiert werden, daß sie 
in die an sich auftragsschwachen Zeiten der 
betreffenden Industriefirmen verlegt werden. 
Im übrigen ist das in allen Ländern gang 
und gäbe, vor allem in der Schweiz und in 

Schweden, daß so langfristige Konzeptionen 
bestehen. 

Präsident : 7 .  Anfrage : Abgeordneter 
Troll (SPÖ) an den Herrn Bundesminister, 
betreffend Transportmaschinen für das Bundes­
heer. 

177/M 
Ist es richtig, daß das Bundesheer beab­

sichtigt, englische Transportmaschinen vom 
Typ SKYV AN anzukaufen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister . 

Bundesminister Dr. Prader : Herr Abgeord­
neter ! Das österreichische Bundesheer be­
nötigt Kleintransporter . Es werden daher 
verschiedene Flugzeugtypen auf ihre Eignung 
für die österreichischen Verhältnisse geprüft. 
So hatten wir vor kurzem eine Testvorführung 
der Twinotter, einem amerikanischen Klein­
transporter, wir hatten dann auch eine Test­
vorführung des Flugzeuges Pilatus Porter, 

I einer Schweizer Maschine. Im Rahmen dieser 
Testreihe wird auch ein englisches Kleintrans­
portfiugzeug Skyvan geprüft. Herr Abge­
ordneter, der Test wird ergeben, welche 
Flugzeugtype oder welche Flugzeugtypen für 
unsere Aufgaben und für unsere österreichischen 
Verhältnisse am besten geeignet sind. Der 
Zeitpunkt einer allfälligen Anschaffung hängt 
im wesentlichen von den budgetären Möglich­
keiten ab, die sich uns bieten. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Troll : Herr Minister ! Wir 
wären interessiert daran, von Ihnen zu erfahren, 
ob beim Ankauf eines solchen Kleintransport­
flugzeuges auch die Fachgutachten der Mili­
tärs eingeholt werden. Das wäre wesentlich, 
denn bei der Skyvan zum Beispiel sind die 
Voraussetzungen für einen österreichischen 
Einsatz schlecht, denn sie hat ein zu niedriges 
Fahrwerk, kann also nur auf Betonpisten 
eingesetzt werden, und im Ernstfall haben 
wir halt nicht immer Betonpisten zur Ver­
fügung. Wir brauchen also ein Gerät, das 
sowohl den Fallschirmjägern, die wir ja auch 
einmal brauchen werden, wie auch dem Trans­
port dient. Meine Frage ist also : Haben Sie 
die Absicht, und ist es so vorbereitet, auch 
Fachgutachten der Militärs vorzulegen ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Selbstverständ­
lich ! Das Testprogramm wird ja nur in Anwesen­
heit unserer militärischen Sachverständigen 
durchgeführt. Sie erstellen das Testprogramm, 
das durchgeführt werden muß. Sie geben selbst­
verständlich dann auch auf Grund der durch­
geführten Tests die Gutachten ab. Wie Ihnen 
ja bekannt ist, habe ich eine Luftraumver­
teidigungskommission und eine Waffengeräte-
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anschaffungskommission ins Leben gerufen, 
in die alle Fachleute eingeordnet sind. Auf 
Grund dieser Gutachten werden dann die 
Entscheidungen getroffen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Troll : Sind Sie auch bereit, 

Herr Bundesminister, vor einem endgültigen 
Ankauf - das geht ja in die Millionen, eine 
solche Skyvan kostet zirka 9 Millionen Schilling, 
und wir werden einige davon brauchen -
dem Verteidigungsausschuß einen solchen Sach­
bericht der Begutachtungskommission vorzu­
legen ? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Prader : Herr Abge­

ordneter ! Es war bisher in der gesamten 
V crwaltung, weder in meinem Ressortbereich 
noch in anderen Ressortbereichen, nicht üblich, 
vor Anschaffungen die parlamentarischen Aus­
schüsse in Kenutnis zu setzen. Das ist ein 
Akt der Vollziehung und der Ministerverant­
wortlichkeit. Akte der Vollziehung gehören 
eben in die Exekutive und nicht in den Bereich 
der Legislative. 

Präsident : 8. Anfrage : Abgeordneter Mar­
wan-Schlosser (Ö V P) an den Herrn Bundes­
minister, betreffend Inspektionen für "V ehr­
pflichtige der Reserve. 

163JM 
Für wie viele Wehrpflichtige der Reserve 

sind im Jahre 1966 Inspektionen bzw. Instruk­
tionen vorgesehen? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Pr'ader : Herr Abge­

ordneter ! Das Inspektionsprogramm 1966 ist 
ein Schwerpunktprogramm. Es sind in der 
Hauptsache Inspektionen für Wehrpflichtige 
der Reserve, die einer Reserveeinheit zugeteilt 
oder für eine Reserveeinheit vorgesehen sind, 
ferner Inspektionen und Instruktionen für das 
Kaderpersonal unserer Grenzschutzeinheiten 
vorgesehen. Entsprechend dieser Schwer­
punktbildung wird das bisherige Instruktions­
programm für Grenzschutzeinheiten an sich 
heuer eingeschränkt. 

Mit der Forcierung der Instruktionen für 
Reservisten, die zur Präsenzdienstleistung für 
Reserveverbände vorgesehen sind, ist der 
weitere Ausbau und eine damit Hand in Hand 
gehende Konsolidierung des Reserveheeres be­
absichtigt. Ferner wird mit der Heranziehung 
von Reserveoffizieren und Reservechargen zu 
diesen Instruktionen die Grundlage einer 
künftigen Entlastung des aktiven Ausbil­
dungspersonals geschaffen, an dem ja bekannt­
lich noch immer großer Mangel besteht. 

Insgesamt sieht das heurige Instruktions­
programm 1 50 Instruktionen· vor, an denen 

rund 22.000 Wehrpflichtige der Reserve teil­
nehmen werden. 

An alle Wehrpflichtigen, die im Jahre 1966 
an Instruktionen teilnehmen, werden Beklei­
dungs- und Ausrüstungsgegenstände zur per­
sönlichen Verwahrung und Mitnachhause­
nah me gegeben werden. 

Das vorgesehene Instruktionsprogramm ist 
das größte, das wir bisher gehabt haben, und 
stellt ein Maximum dessen dar, was das Bun­
desheer derzeit auf diesem Sektor personal- und 
gerätemäßig verkraften kann. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser : Herr Mini­
ster ! Sie sprachen von Einheiten. Erstrecken 
sich diese Inspektionen und Instruktionen 
nur auf Einheiten in Kompaniestärke oder 
auch auf größere Verbände, und ist daran ge­
dacht, solche auch in Manöver einzubauen 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Für den Einbau 
in Manöver ist die Zeit, die uns für diese In­
struktionen zur Verfügung steht, zu kurz. 
Was die Einheiten anlangt, kann das nicht 
einheitlich beantwortet werden; das richtet 
sich nach den vorhandenen Gegebenheiten 
und Möglichkeiten, in der Regel aber wird 
nicht unter Bataillonsstärke gegangen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Marwan-Schlosser : Herr Mini­
ster ! Welche Erfahrungen hat das Bundes­
heer mit Pünktlichkeit, Vollzähligkeit und 
übungsfreudigkeit der zur Inspektion be­
ziehungsweise Instruktion eingezogenen Re­
servisten gemacht ? 

Präsident : Herr Minister . 

Bundesminister Dr. Prader : Ich darf die 
Frage sehr kurz damit beantworten, daß diese 
Erfahrungen ausgezeichnet sind. 

Präsident : 9. Anfrage : Abgeordneter Pay 
(SPÖ) an den Herrn Bundesminister, be­
treffend die Kosten der Bundesheermanöver. 

178/M 
Wie hoch waren die Kosten der Bundesheer­

manöver, die heuer an der steirisch-jugoslawi­
sehen Grenze stattgefunden haben ? 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Prader : Herr Abge­
ordneter ! Das Bundesheer führt im unmittel­
baren Grenzraum überhaupt keine Manöver 
durch. Es haben daher auch an der steirisch­
jugoslawischen Grenze keine Manöver statt­
gefunden. 

Die Truppen der in der Nähe der Grenze 
liegenden Garnisonen haben jedoch so wie alle 
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übrigen Truppen ihre Gefechtsausbildung zu eine Gefechtsausbildung durchmachen müssen. 
absolvieren. Die übungen im Rahmen der Das ist richtig, aber auch nicht zu verhindern. 
Gefechtsausbildung werden in der Regel aus Ich glaube, es entspricht auch einer gewissen 
Ersparnis. und Zweckmäßigkeitsgründen in Ökonomie, wenn man diese Vorgangsweise 
der Umgebung der Kasernenbereiche maximal wählt. 
in Bataillonsstärke durchgeführt. Dies gilt Ich habe daher diese übungen nicht als 
auch für die im steirisch-jugoslawischen Grenz· :Manöver im Grenzraum bezeichnet und kann 
raum befindlichen Garnisonen Straß und Rad. 'nicht Qualifikation für diese übungen auch 
kersburg, in denen das Jägerbataillon 17 diese gelten lassen. Dann wäre jedes Exer­
stationiert ist . zieren, jedes üben einer Garnison an der Grenze 

Ich nehme an, Herr Abgeordneter, daß an sich schon ei n Manöver an der Grenze, 
Sie bei Ihrer Anfrage die in deI Steiermark und das, glaube ich, geht denn doch etwas 
abgehaltenen Übungen der 5. Jägerbrigade zu weit . Die Übungen der gesamten Brigade 
im Auge haben. Dazu kann ich Ihnen folgendes haben sich in ihrer Endkonzeption vom Grenz­
mitteilen : Die Winterübung der 5. Jäger- raum weg bewegt, wie ich Ihnen dargestellt 
brigade fand in der Zeit vom 14. bis 17. Februar habe. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Pay : Herr Minister! Dann 

möchte ich nur noch fragen, ob dieser Be· 
schluß der Bundesregierung, betreffend Ma­
növer in Grenznähe oder Großmanöver, der 
eine Anmeldungspflicht vorsah, noch besteht ? 

Präsident : Herr Minister. 

dieses Jahres in der Südoststeiermark statt 
und endete im Raum von Wildon an der Mur. 
Die Kosten dieser Übung betrugen 137 .000 S.  
Die Frühjahrsübung der 5. Jägerbrigade in 
der Zeit vom 16. bis 20. Mai war so angelegt, 
daß sie an den Standort der Winterübung an­
knüpfte und dort begann, wo die Winterübung 
aufgehört hat. Die Übung spielte sich in der 
Weststeiermark ab und führte die 5. Jäger-
brigade schließlich auf die Pack und auf den Bundesminister Dr. Prader : Die besteht 

nicht. Truppenübungsplatz Seetaler Alpe, wo die 
übung ihr Ende fand. Die Kosten dieser Übung 
betrugen 128.000 S .  Wenn Sie daher die Kosten 
beider Übungen, der Winterübung und der 
j etzigen Übung, zusammenzählen, ergibt das 
einen Kostenaufwand von 268.000 S. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Pay : Herr Bundesminister! 

Im Zusammenhang mit den von Ihnen ge­
nannten Übungen, die im Februar stattge­
funden haben und an denen das Jägerbatail­
lon 17 beteiligt war, möchte ich fragen, ob 
dafür nicht jener Beschluß maßgebend ist, 
der in der Bundesregierung am 21 . Juli 1959 
gefaßt wurde, betreffend die Verfügung über 
das Bundesheer . Dort heißt es in Ziffer VII : 

Zur Durchführung von Truppenübungen 
(Manövern) des gesamten Bundesheeres ist 
nach Bericht an den Bundespräsidenten die 
Zustimmung der Bundesregierung einzuholen. 
Diese Zustimmung ist weiters erforderlich, 
wenn es sich um Truppenübungen an den 
Bundesgrenzen handelt. 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Prader : Das waren nicht 

Übungen in diesem Ausmaß. Ich habe Ihnen 
bereits erklärt, Herr Abgeordneter, daß Ma­
növer und größere Übungen grundsätzlich 
nicht im Grenzgebiet abgehalten werden, daß 
aber natürlich im Bereich jener Kasernen, die 
im Grenzgebiet liegen, geübt werden muß, 
weil letzten Endes auch jene Soldaten, die in 
grenz nahen Kasernen untergebracht sind, 

Präsident : 10.  Anfrage: Abgeordneter Re· 
gens burger ((j V P) an den Herrn Bundes· 
minister, betreffend Nachrichtenverbindungen 
im Interesse der Landesverteidigung. 

218/M 
Bestehen zwischen dem Bundesministerium 

für Landesverteidigung und dem Bundesmini­
sterium für Verkehr und verstaatlichte Unter­
nehmungen Vereinbarungen, betreffend die 
Gewährleistung leistungsfähiger Nachrichten­
verbindungen im Interesse der Landesver­
teidigung ? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Prader : Herr Abge. 

ordneter ! Zwischen dem Bundesministerium 
für Landesverteidigung und dem Bundesmini· 
sterium für Verkehr und verstaatlichte Unter. 
nehmungen bestehen zahlreiche Vereinba­
rungen, die der Gewährleistung leistungsfähiger 
Nachrichtenverbindungen für Zwecke der Lan· 
desverteidigung dienen. 

Schon kurz nach Aufstellung des öster· 
reichischen Bundesheeres wurde zur Bewälti. 
gung der vielfältigen Probleme, die sich im 
Zusammenhang mit dem Aufbau des mili. 
tärischen Fernmeldewesens ergeben haben, 
ein Expertenkomitee eingesetzt, das sich aus 
Vertretern des Verkehrsministeriums und des 
Bundesministeriums für Landesverteidigung 
zusammengesetzt hat. Im Zuge der Neu. 
ordnung und des Aufbaues eines Organi­
sationsschemas über die umfassende Landes­
verteidigung wurde dieses Expertenkomitee 
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in den entsprechenden Ausschuß übergeführt. 
Im Zuge dieses Organisationsaufbaues wurde 
ein eigener Sonderausschuß für Verkehr und 
Nachrichtenwesen gebildet. Dieser Ausschuß 
arbeitet seit dieser Zeit. 

Die konkrete Bearbeitung der einzelnen 
Angelegenheiten erfolgt in Arbeitsgruppen. 
Derzeit bestehen folgende Arbeitsgruppen : 
eine Arbeitsgruppe für Frequenzfragen des 
Bundesheeres ; eine Arbeitsgruppe für Ko­
ordinierung der Planung und Errichtung neuer 
Dbertragungswegc und eine Arbeitsgruppe 
für die Einrichtung eines Staatsgrundnetzes. 

Interessiert Sie das wenigstens ?) oder von 
ganzen Fernmeldenetzen, welche im Bedarfs­
falle auf Abruf kurzfristig dem militärischen 
Bereich zur Verfügung gestellt werden können. 

Das ist eine ganze Reihe konkreter Maß­
nahmen, die in einem sehr fruchtbaren wechsel­
seitigen Zusammenwirken beider Ministerien 
geschaffen werden konnten. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Abg. Ze i l l inger.) Sicherlich gibt 
es in diesem Mehrheitenbereich noch viele 
andere Maßnahmen, die notwendig sind, die 
aber große finanzielle Anforderungen stellen, 
die natürlich nur nach Maßgabe der zur Ver­
fügung stehenden Mittel tatsächlich bewältigt 
werden können. (Abg. Ze i l l inger: Eine 
Holznarkose !) 

Präsident : Zusatzfrage. (Abg. Z e i l l inge1': 
Eine Zusatzfrage hat er auch bestellt ! - Gegen­
ruf des Abg. Glaser.) 

Den Arbeitsgruppen obliegt vor allem die 
Bereitstellung eigener Übertragungskanäle im 
Postnetz in einer für die militärischen Er­
fordernisse ausreichenden Zahl und mit einer 
ausreichenden Sicherheit sowie die Sicher­
stellung des militärischen Funkverkehrs durch 
eine entsprechende Frequenzteilung. 

Im Rahmen der Arbeiten des seinerzeitigen Abgeordneter Regensburger : Herr Minister ! 
Expertenkomitees und des nunmehrigen Son- Anläßlich der Beratungen des Finanz- und 
derausschusses wurden bisher folgende Maß- Budgetausschusses, Kapitel Verkehr und ver­
nahmen getroffen : staatlichte Unternehmungen, gab Herr Bun-

1 . Aufbau eines aus militärischen Vermitt- desminister Dr. Weiß auf eine diesbezügliche 
Anfrage die Auskunft, daß die Vorarbeiten lungszentralen und Mietleitungen der Post- bereits gediehen seien, auf dem Funksektor und Telegraphenverwaltung bestehenden Fern- eine Nachrichtenübermittlung in der Quer­sprech- und Fernschreibnetzes (Abg. Z e i l- verbindung Post _ Bundesheer _ Exe­l i n g e r :  Das sind Vorlesungen !) ,  welches die kutive - Feuerwehr und andere Organisationen militärische Nachrichtenübermittlung, unbe- zu ermöglichen. Ich frage Sie, Herr Minister : einflußt von der Belastung und Beanspruchung Sind sie in der Lage, dem insofern Ihre Unter­des öffentlichen Fernsprech- und Fernschreib- stützung zu leihen, daß bei den von Ihnen netzes, gestattet. (Abg. Ze i l l inger :  Lauter .c ··hlt V b ·t h d· M·· 1· hk ·t 

b t llt F ·t V l ' H p .. .  au�geza en orar Cl en auc )e og 1C e1 
es e e ragen m'/, or esungen . err ras'/,- d E· b Q b· d h d 

t' G :/ S · . ,  D . t · . V , es In aues von uerver In ungen aue l en . 
I 

re'tJen 'te em. as 't8 Ja eme or- außerhalb des Betriebes von Post und Bundes-esung . )  heer als Ressort auch für andere Organi-
2. Sicherung des militärischen Funkverkehrs sationen . . .  

durch eine Koordinierung des Frequenzbe­
darfes mit den anderen Bedarfsträgern. (N euer­
lic l�er Zwischenr'uj des A bg. Z e i II i n ge r.) 

3 . Sicherstellung der Schaltung und Entstö­
rung von Fernsprech- und Fernschreibverbin­
dungen der vom Bundesheer im öffentlichen Netz 
der Post gemieteten Leitungen durch eine Son­
derregelung, die im Jahre 1 957 getroffen wurde, 
sowie ergänzende Maßnahmen zur Herstellung 
von Ersatzleitungen, wenn Entstärungen im 
Augenblick nicht möglich sind. 

4. Festlegung von Richtlinien, betreffend 
die Übernahme aufgelassener Postleitungen 
durch das Bundesministerium für Landesver­
teidigung. (Abg. Z e i l l inger: Wir glauben 
schon, daß Sie lesen können !) Auf diese Weise 
können militärisch wichtige Freileitungen er­
halten werden, auch wenn sie für den Bereich 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Bitte 
sich kurz zu fassen! 

Abgeordneter Regensburger (fortsetzend): . . .  
miteinbezogen werden kann. (Ruf bei der 
S PÖ: Wir wollen keine Vorträge hören ! Fragen 
Sie !) 

Präsident :  Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Prader : Herr Abge­

ordneter ! Ich habe in meinen Ausführungen 
erwähnt, daß am Ausbau des Staatsgrund­
netzes - und das fällt alles in diesen Bereich 
hinein - entscheidend gearbeitet wird. 

Präsident : Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für Inneres 

der Post nicht mehr benötigt werden sollten. Präsident : 1 1 .  Anfrage: Abgeordneter 
Herr Abgeordneter! Eine weitere wichtige Dr. Kummer (Ö VP) an den Herrn Bundes­

Maßnahme ist die Durchführung vorbereiteter minister für Inneres, betreffend Hubschrauber 
Schaltungen von Leitungen (A bg.  Z e i ll inger: des Innenministeriums. 
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192jM 
Ist es richtig, daß alle Hubschrauber des 

Innenministeriums zum Grenzsicherungsdienst 
eingestellt wurden, sodaß sie dem Bergrettungs­
dienst nicht mehr zur Verfügung stehen? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Inneres Dr. Hetzenauer : 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Dr. Kummer ! 
E s  ist nicht richtig, daß das Innenministerium 
sämtliche verfügbaren Flugzeuge zum Grenz­
überwachungsdienst an die österreichisch­
italienische Grenze kommandiert hat . Von 
den insgesamt sieben verfügbaren Hub­
schraubern sind zwei Hubschrauber und von 
den insgesamt acht verfügbaren Flächen­
flugzeugen ein einziges Flugzeug an den 
Flughafen Innsbruck kommandiert und stehen 
dort neben ihrem Grenzüberwachungsdienst 
natürlich auch für den Bergrettungsdienst 
zur Verfügung. Sämtliche Maschinen sind 
mit Funkanlagen ausgestattet, sodaß sie selbst 
im Einsatz zur Grenzüberwachung notwen­
digenfalls sofort zur Hilfsdienstleistung kom­
mandiert werden können. Der Bergrettungs­
dienst wird daher durch diese Grenzüber-
wachungsmaßnahmen in keiner Weise be-

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Erich Hofstetter : Herr Mi­

nister! Glauben Sie nicht, daß es zweckmäßig 
wäre, den Empfehlungen der Paritätischen 
Kommission bezüglich der Spannen irgendwie 
mehr Nachdruck zu verleihen, beziehungs­
weise darauf zu wirken, daß sie eingehalten 
werden ? Ich lese heute im "Volksblatt" : 
"Teures Gemüse im Konsum". Mit einseitigen 
Feststellungen ist es nicht getan. Bei der 
Überprüfung der Preise haben wir nicht nur 
im Einzelhandel, sondern auch in anderen 
Geschäften höhere Preise gefunden. Meine 
Frage lautet nun: Werden Sie dafür Sorge 
tragen, daß die gemeinsame Empfehlung der 
Paritätischen Kommission bezüglich der 
Spannen eingehalten wird ? 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge­

ehrter Herr Abgeordneter! Ich bin mit Ihnen 
der Meinung, daß alle Möglichkeiten ergriffen 
werden müssen, daß Vereinbarungen einge­
halten werden. Ich bin darüber informiert, 
daß die seinerzeitige Vereinbarung von einer 
Seite bestritten wird. Ich werde daher dort, 
wo aus gegebenem Sachverhalt heraus dazu einträchtigt. Anlaß besteht, selbstverständlich dafür sorgen, 
daß diese seinerzeitige Vereinbarung von den 

Präsident : 12.  Anfrage: Abgeordneter Erich zuständigen Organen neuerlich betrieben und 
Hofstetter (SPÖ) an den Herrn Bundesmini-I angemahnt und auf deren Einhaltung hin­
ster, betreffend Vernichtung von Gemüse. gewirkt wird. 

124jM 
Haben Sie seit der letzten Fragestunde fest­

stellen können, wie viele Tonnen Gemüse ver­
nichtet wurden? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Erich Hofstetter : Wenn auch 

diese Vereinbarung, Herr Minister, bestritten 
wird - es liegt zwar ein einmütiger Beschluß 
des Preisunterausschusses der Paritätischen 
Kommission vor -, so würde doch dieser 
Beschluß bis zur endgültigen Klärung gelten. 
Meine Frage lautet nun : Werden Sie dafür 
Sorge tragen, daß dieser Beschluß durchge­
führt wird 1 

Präsident : Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter Hofstetter ! Ich 
stehe nicht an, Ihnen zu sagen, daß ich auf 
Grund der seinerzeitigen Anfrage Ihres Herrn 
Kollegen Dr. Staribacher meine Beamten 
veranlaßt habe, umgehend Informationen über 
den Sachverhalt, über den damals Ihr Kollege, Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge­
Herr Abgeordneter Staribacher, gefragt hat, ehrter Herr Abgeordneter ! Ich habe mich, 
Auskünfte und Informationen einzuholen. Ich um Anhaltspunkte dafür zu haben, ob ein 
bin daher nunmehr sehr wohl darüber infor-' solches Einschreiten meinerseits geboten und 
miert, daß damals beispielsweise im Pro- zweckmäßig ist,. heu�e früh beim Wien�r 
duktionsbereich Neusiedl am See insgesamt Marktamt um dIe PreIse der Waren, um dIe 
rund 83.000 Kisten Salat nicht abgesetzt Sie gegenständlich frage�, Häupte�salat und 
werden konnten. Ich bin darüber hinaus auch Kartoffeln, erkundIgt und mICh davon 
informiert, daß in den Produktionsgebieten überzeugt, wie die Preissituation ist. 
von Wien und Umgebung ebenfalls zur da- Ich darf Ihnen berichten, sehr geehrter Herr 
maligen Zeit rund 12 .000 Kisten Feldsalat Abgeordneter, daß nach Mitteilung des Wiener 
und 3000 Kisten Kochsalat - das entspricht Marktamtes von heute etwa % 9 Uhr vor­
etwa ungefähr der Ladung von 38 Waggons - mittag die Situation so ist, daß der Preis 
vernichtet werden mußten, weil sie auch ge- für Häuptelsalat beim Erzeuger 0,40 bis 3,20 S 
schenkweise an die Anstalten und Kranken- beträgt, im Großhandel 1 ,20 bis 3,20 und im 
häuser in Wien nicht absetz bar waren. Verbraucherpreis 1 ,50 bis 4 S. Gegenüber dem 
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Vorjahr ist die Situation folgendermaßen: 
beim Erzeugerpreis von 0,40 bis 3 ,20 heute 
früh gegenüber 0,70 bis 4 zur gleichen Zeit 
im Vorjahr, beim Großhandel heute von 
1,20 bis 3,20 S, im Vorjahr 1,20 bis 4 und beim 
Verbraucherpreis heute vormittag von 1,50 
bis 4 S, damals 1,80 bis 5,80 S. 

Oder der Produzentenpreis der Kartoffel : 
heute vormittag 0,55 bis 0,65 S gegenüber 
1,90 bis 2,30 S im Vorjahr, im Großhandel 
heute von 0,70 bis 0,90 gegenüber 2,30 bis 
2,80 S, und der Konsumentenpreis betrug 
heute vormittag 1 S bis 2 ,50 gegenüber 3 bis 
4,50 S im Vorjahr. Gerade bei den Kartoffel­
preisen ist eine Verringerung der Preise 
bis auf ein Drittel des Vorjahrspreises fest­
zustellen. 

Nach der Überprüfung der Spannen, 
die ich ebenfalls heute vormittag durch meine 
zuständigen Referenten veranlaßt habe, habe 
ich die Mitteilung erhalten, daß im gegen­
wärtigen Zeitpunkt meines Erachtens und 
nach Aussage meiner Referenten nicht sehr 
viel Aussicht auf Klageführung besteht. Ich 
werde aber dennoch nicht anstehen, im Pari­
tätischen Unterausschuß allenfalls in der 
nächsten Sitzung, die in den nächsten Tagen 
stattfinden wird, neuerdings diese Problematik 
zur Sprache zu bringen. (Abg. Dr. Star i­
bacher: Herr Minister, Ihre Preise zeigen 
deutlich, daß die Spannen im Vorjahr 50 Pro­
zent betragen haben und jetzt 100 Prozent ! -
Gegenrufe bei der Ö V P.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Wir 
kommen jetzt zur 13 . Anfrage : Abgeordneter 
Dr. van Tongel (F PÖ) an den Herrn Innen­
minister, betreffend Zulage für die Kenntnis 
einer Fremdsprache. 

181/M 
Sind Sie der Auffassung, daß die den Polizei­

organen für die Kenntnis einer Fremdsprache 
gewährte Zulage von rund 100 S pro Jahr 
mit den Bedürfnissen eines Fremdenverkehrs­
landes in Einklang zu bringen ist? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge­

ehrter Herr Abgeordneter Dr. van Tongel ! 
Ich bin mit Ihnen der Meinung, daß ein Betrag 
von 100 S, wie er im konkreten Falle bis jetzt 
für diese Leistungen gewährt worden ist, 
keineswegs den Bedürfnissen eines Fremden­
verkehrslandes entspricht. Ich darf Ihnen 
daher berichten, sehr geehrter Herr Abge­
ordneter, daß ich auf Grund der Anfragen, 
die am 3l. Mai in der Budgetdebatte zu meinem 
Kapitel in gleicher Sache an mich gerichtet 
worden sind, am 16. des vorigen Monats ver­
anlaßt habe, diesen Betrag von 100 S zu 
verdreifachen. 

Präsident : 14. Anfrage: Abgeordneter 
Dr. Ha user (Ö V P) an den Herrn Innenminister , 
betreffend "schwarze Listen". 

193JM 
Gibt es im Bereich des Bundesministeriums 

für Inneres noch sogenannte "schwarze Listen", 
denen zufolge bestimmte Firmen von Waren­
lieferungen ausgeschlossen werden? 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge-

ehrter Herr Abgeordneter Dr. Hauser ! 
"Schwarze Listen", also Verzeichnisse von 
Firmen, die mit ihren Lieferungen an das 
Bundesministerium für Inneres nicht berück­
sichtigt werden sollten, sind nach den mir 
von meiner zuständigen Abteilung zuge­
kommenen Informationen nicht aufgestellt 
worden. Sehr wohl aber, Herr Abgeordneter, 
wurde ich informiert, daß der seinerzeitige 
Herr Innenminister Olah, und zwar gestützt 
auf die Durchführungsbestimmungen des Bun­
desministeriums für Handel und Wiederauf bau 
über die Vergabe von öffentlichen Aufträgen, 
damals unter Berufung auf die Notwendigkeit 
der Prüfung, ob die arbeitsrechtlichen Vor­
schriften eingehalten werden, Listen jener 
Firmen hat aufstellen lassen, die das Bundes­
ministerium für Inneres zum damaligen Zeit­
punkt beliefert haben. über Weisung dieses 
Herrn Ministers mußten also damals diese 
Listen über seinen Mitarbeiter an die Arbeiter­
kammer in Wien und an den Österreichischen 
Gewerkschaftsbund zu einer diesbezüglichen 
Überprüfung weitergeleitet werden. Meiner 
Rückfrage, ob es auf Grund dieser Listen dann 
schließlich zu einem Verbot der Belieferung 
des Innenministeriums durch bestimmte 
Firmen gekommen ist, wurde die Auskunft 
zuteil, daß das in keinem Falle zugetroffen 
habe. Wohl aber wurde mir mitgeteilt, daß 
im Zuge der Vorschreibung von Akten, die 
Bestellungen des Bundesministeriums für 
Inneres betroffen haben, in zwei konkreten 
Fällen wegen angeblicher Verletzung arbeits­
rechtlicher Vorschriften die Weisung erteilt 
wurde, diese Firmen zur Belieferung nicht 
einzuladen. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter Dr . Hauser : Kann ich aus 

Ihrer Antwort, Herr Minister, entnehmen, 
daß es nicht Sache des Innenministers wäre 
oder einer anderen Behörde, die nicht mit dem 
Arbeitszeitschutz oder den Schutzvorschriften 
für Dienstnehmer beauftragt ist, solche 
Listen aufzustellen oder de facto-Sperren zu 
verhängen � 

Präsident: Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Hetzenauer : Sehr ge. 

ehrter Herr Abgeordneter ! Ich möchte Ihnen 
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loyalerweise sagen, daß schon unter der Amts- hängen, wann die tatsächliche Ausführung 
führung meines Vorgängers solche Listen der Planung wird erfolgen können. 
nicht mehr mitgeteilt worden sind. 

Präsident: Danke, Herr Ministel'. 

Bundesministerium für Unterricht 

Präsident: 15. Anfrage: Frau Abgeordnete 
Lola Solar (Ö V P) an den Herrn Bundesminister 
für Unterricht, betreffend Lehrplan des Poly­
technischen Lehrganges. 

200/M 
Welche Vorsorgen sind bezüglich des Lehr­

planes des am 1 .  September 1966 beginnenden 
Polytechnischen Lehrganges getroffen worden ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Unterricht Dr. Piffl­

Percevic: Sehr geehrte Frau Abgeordnete ! 
Die Lehrpläne wurden in mehrjährigen Studien 
und Probekursen erarbeitet und sind voll­
kommen abgeschlossen. Der Grund, warum 
sie noch nicht verlautbart sind, liegt in dem 
Bestreben, im Gesetz eine Straffung der 
Polytechnischen Lehrgänge zu erzielen. Diese 
Bestrebungen sind zurzeit im Hause in Ver­
wirklichung begriffen. Ich hoffe, dadurch 
noch zusätzlich eine Prägnanz der Lehrpläne 
zu erreichen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. 
Abgeordnete Lola Solar: Herr Minister ! 

Ist es möglich, jetzt schon zu erfahren, wann 
diese Lehrpläne bekanntgegeben werden, weil 
sich die Lehrer der Polytechnischen Lehr­
gänge schon darauf vorbereiten müssen � 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Piffl-Percevic: Diese 

Frage kann ich nur indirekt beantworten: 
Sobald die Staatsdruckerei wieder in der 
Lage ist, zusätzliche Aufträge entgegenzu­
nehmen, wird der Lehrplan von der Staats­
druckerei gedruckt werden. 

Präsident: 16. Anfrage : Abgeordneter 
Weidinger (Ö V P) an den Herrn Unter­
richtsminister , betreffend Realgymnasium in 
Hartberg. 

202/M 
Wann ist mit dem Neubau des Musisch­

pädagogischen Realgymnasiums in Hartberg zu 
rechnen Y 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister Dr . Piffl-Percevic: Das Ge­

bäude für ein Musisch-pädagogisches Real­
gymnasium in Hartberg - die Schule wurde 
vor zwei Jahren eröffnet - ist vom Landes­
schulrat für die Steiermark an nicht ungünsti­
ger Stelle für das Jahr 1967 zur Planung 
gereiht. Es wird von den Budgetmitteln ab-

Präsident: Die 17 .  Anfrage, eine Anfrage der 
Frau Abgeordneten Lola Solar (Ö VP) ,  wurde 
zurückgezogen. 

18 .  Anfrage : Abgeordneter Neumann (Ö VP) 
an den Herrn Unterrichtsminister , betreffend 
Mittelschule in Voitsberg. 

203/M 
Angesichts des großen Interesses der west­

steirischen J llgend für den Besuch einer Mittel­
schule frage ich Sie, Herr Minister, ob die 
Absicht besteht, in der nächsten Zeit eine Mittel­
schule mit Internat in Voitsberg zu errichten ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Pifß-Percevic: Das Bun­
desministerium für Unterricht hat in seiner 
Planung eine Mittelschule - der Begriff 
"Mittelschule" ist in diesem Falle gesetzlich 
nicht mehr fundiert - vom Typus einer 
Höheren technischen Lehranstalt vorgesehen 
und hat diesbezüglich den Landesschulrat 
für Steiermark beauftragt, Ermittlungen vor 
allem in der Richtung anzustellen, welcher 
Typ für die Weststeiermark besonders be­
deutungsvoll wäre. Ob dann ein Internat 
notwendig wird, ergibt sich aus der Typen­
wahl. Ist die Wahl so, daß mit einem großen 
Einzugsbereich gerechnet werden muß, dann 
wird ein Internat notwendig sein, ergibt die 
Wahl, daß bereits der Bereich von Voitsberg 
genügend Schüler zubringen wird, dann wird 
ein Internat möglicherweise entbehrlich sem 
können. 

Präsident: Danke, Herr Minister. 

Bundesministerium für soziale Verwaltung 

Präsident: Die 19. Anfrage, eine Anfrage des 
Abgeordneten Regensburger (Ö V P) , wurde 
zurückgezogen. 

20. Anfrage : Abgeordneter Jungwirth (SPÖ) 
an die Frau Bundesminister für soziale Ver­
waltung, betreffend Ministerialsekretär Doktor 
Schachinger. 

167/M 
Welche Erwägungen waren dafür maß­

geblich, daß der ausgezeichnet qualifizierte und 
als Sozialist bekannte Ministerialsekretär 
Dr. Rudolf Schachinger am 17 .  Mai 1 966 
als Leiter des Budgetreferates der Sektion V 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung 
abberufen und einem anderen Referat zugeteilt 
wurde ? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 
Bundesminister für soziale Verwaltung Grete 

Rehor: Werter Herr Abgeordneter! Der Herr 
Ministerialsekretär Dr. Rudolf Schachinger 
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gehört seit 1 .  Feber 1949 dem Personalstand 
meines Ressorts an. Er wurde am 9. Dezember 
1 964 zur Bearbeitung neuer Aufgaben auf 
dem Gebiete der Tuberkulosenhilfe in die 
Zentralleitung berufen. Mit Wirkung vom 
27. Jänner 1966 wurde der bisherige Leiter 
des Budgetreferates der Sektion V in eine 
andere Funktion berufen. Obwohl seitens 
der zuständigen Fachsektion damals der als 
Diplomkaufmann und Doktor der Handels­
wissenschaften besonders qualifizierte Sektions­
rat Dr. Bauer für die Leitung dieses Referates 
vorgeschlagen wurde, erfolgte die Betrauung 
des bis dahin mit dieser Materie nicht be­
faßt gewesenen Ministerialsekretärs Doktor 
Schachinger. 

Für die Neubesetzung der Leitung des 
Budgetreferates der Sektion V mit dem 
bereits seinerzeit vorgeschlagen gewesenen 
Sektionsrat Dkfm. Dr. Bauer war ausschließ­
lich die sachliche Erwägung maßgebend, die 
Leitung dieses Referates im Interesse des 
Dienstes in die Hände eines mit der Materie 
des Budgets fachlich vertrauten Beamten zu 
legen. In dem Zeitpunkt, in dem die Ver­
fügung getroffen wurde, standen die Budget­
verhandlungen für zwei Jahre, und zwar 
für 1966 und 1967, vor der Tür, die es not­
wendig machten, sofort mit den schwierigen 
Verhandlungen über die Budgetanforderungen 
von 14 Untersuchungsanstalten zu beginnen. 
Da ein Beamter, der im Ressort auf eine 
jahrelange Erfahrung zurückblicken konnte, 
zur Verfügung stand, wurde dieser mit der 
besonderen Aufgabe betraut. 

In der von mir in Aussicht genommenen 
neuen Geschäftseinteilung des Bundesmini­
steriums für soziale Verwaltung ist vorgesehen, 
Ministerialsek:(�etär Dr . Schachinger mit der 
Leitung eines neu zu errichtenden Referates 
für die Behandlung der rechtlichen Ange­
legenheiten der Tuberkulosenhilfe und mit 
der Vollziehung der rechtlichen Angelegen­
heiten auf dem Gebiete der Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten zu betrauen. Bei 
dieser Sachlage wird Dr. Schachinger, der 
eine ausgezeichnete Qualifikation besitzt, eine 
seinen Kenntnissen und Erfahrungen sowie 
auch eine seinem Dienstalter entsprechende 
Stellung erlangt haben. 

Herr Abgeordneter ! Ich habe als Gewerk­
schafterin die Überzeugung, daß jeder Dienst­
nehmer ausschließlich nach fachlichen Gesichts­
punkten zu beurteilen ist. Ich respektiere 
in diesem Zusammenhang voll die Grundrechte 
unserer Verfassung. 

Präsident : Eine Zusatzfrage. 
Abgeordneter jungwirth : Frau Bundes­

minister ! Vom betriebspsychologischen Stand-

punkt aus muß ich doch Bedenken gegen 
diese Versetzung erheben und möchte mir 
die Zusatzfrage erlauben : Aus welchem Grunde 
haben Sie, Frau Bundesminister, einem Beam­
ten, der ohnehin schon Leiter eines Referates 
und bis zum 17 .  Mai dieses Jahres niemals 
mit Budgetangelegenheiten befaßt war, zu 
seinem bisherigen bereits schwierigen Aufgaben­
bereich zusätzlich die Leitungsagenden des 
Budgetreferates der Sektion V aufgebürdet � 

Präsident : Frau Minister. 
Bundesminister Grete Rehor : Werter Herr 

Abgeordneter Jungwirth ! Ich habe versucht, 
Ihnen darzustellen, daß der Herr Sektionsrat 
Dr. Bauer auf Grund seiner Vorbildung und 
auf Grund seiner Kenntnisse in der Lage ist, 
diese Arbeit der Budgetsektion beziehungs­
weise Budgetfragen sachlich und fachlich zu 
bewältigen. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter jungwirth : Frau Bundes­

minister ! Welche Gewähr bieten Sie dafür, 
daß Sie entgegen der Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers und dem in der Regierungs­
erklärung vorgesehenen Programm hinsichtlich 
des Beamtenschutzes nicht auch noch in 
weiteren Fällen leitende Beamte ohne ersicht­
lichen Grund - noch dazu, wo sie eine aus­
gezeichnete Beschreibung haben - ihrer Funk­
tion entheben werden ? (Abg. M inkowits ch: 
Das ist doch wirklich allerhand I - Rufe bei der 
Ö VP: Olah l) 

Präsident : Frau Bundesminister. (Abg. 
K ern: Das müssen Sie den Olah fragen I -
Abg. S t e in inger: Ihr stellt der Frau Minister 
kein gute8 Zeugnis aU8, wenn ihr so redet I) 
Das Wort hat die Frau Bundesminister. 

Bundesminister Grete Rehor : Verehrter 
Herr Abgeordneter Jungwirth ! Ich habe mir 
erlaubt, zu sagen - das ist meine Über­
zeugung -, daß jeder Beamte in der Ver­
gangenheit und in der Zukunft, soweit ich 
Einfluß ausüben kann, nur nach sachlichen 
Gesichtspunkten beurteilt wurde bzw. beurteilt 
wird, niemals nach anderen Gesichtspunkten. 
Ich bin gern bereit, Ihnen schriftlich oder 
mündlich auch noch eingehendere Auskunft 
über die Person, über die Sie gefragt haben, 
zu geben. (Beifall bei der Ö VP.) 

Präsident: 2 1 .  Anfrage : Abgeordneter Doktor 
van Tongel (F PÖ) an die Frau Bundesminister, 
betreffend Ruhensbestimmungen des § 94 
ASVG. 

184JM 
Sind Sie, nachdem das gegenständliche 

Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nun­
mehr vorliegt, bereit, zu den Ruhensbestimmun­
gen des § 94 ASVG. eindeutig Stellung zu 
nehmen ? 
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Präsident : Bitte, Frau Minister. I Präsident :  Eine Zusatzfrage. 
Bundesminister Grete Rehor : Herr Abge- Abgeordneter Pfeffer: Sehr geehrter Herr 

ordneter Dr. van Tongel ! Mit dem Erkenntnis I Bundesminister ! Ich gebe mich damit zu­
des Verfassungsgerichtshofes wurde klarge- frieden, daß die Namen dieser 17 Firmen 
stellt, daß der Ruhensbestimmung des § 94 allenfalls schriftlich bekanntgegeben werden. 
ASVG. keine Verfassungswidrigkeit anhaftet. Mich würde aber interessieren, bei wie 
Gegen die Ruhensregelung wurden aber auch vielen in öffentlicher Verwaltung stehenden 
aus anderen Gesichtspunkten Einwände und Betrieben im letzten Jahr die öffentliche Ver­
Bedenken erhoben, die über den Bereich der waltung aufgehoben werden konnte. 
Sozialversicherung hinausgehen und sozial­
politischer und volkswirtschaftlicher Natur 
sind . Um Gelegenheit zur eingehenden Er­
örterung und zur Prüfung, ob die noch ver­
bleibenden Einwände bestätigt werden, zu 
schaffen, habe ich in Aussicht genommen, 
am 2. September 1966 ein ausführliches 
Informationsgespräch mit den beteiligten 
Dienststellen meines Ressorts und den In­
teressensvertretungen der Dienstnehmer und 
Dienstgeber abzuhalten. Ich werde mir darüber 
hinaus erlauben, auch die Mitglieder des 
Sozialausschusses des Parlaments einzuladen. 
Das Ergebnis dieser Aussprache wird sodann 
der weiteren Vorgangsweise in der Frage der 
Ruhensregelung zugrunde liegen. 

Präsident: Danke, Frau Minister. 
Die 22. Anfrage wurde bereits gestern be­

antwortet. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident : 23. Anfrage : Abgeordneter Pfef­
fer (SPÖ) an den Herrn Bundesminister 
für Finanzen, betreffend unter öffentlicher 
Verwaltung stehende Betriebe. 

168/M 
Nachdem Sie sich vor mehr als eineinhalb 

Jahren bereit erklärt haben, dem Hohen Haus 
eine Aufstellung über die noch unter öffent­
licher Verwaltung stehenden Betriebe vorzu­
legen, frage ich, warum Sie diese Zusage nicht 
eingehalten haben. 

Präsident : Bitte, Herr Minister. 
Bundesminister für Finanzen Dr. Schmitz : 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter ! Am 18.  No­
vember 1964 wurde ich gefragt, ob ich bereit 
bin, dem Hohen Haus eine Aufstellung der 
noch unter öffentlicher Verwaltung stehenden 
Betrie be vorzulegen. Diese Anfrage basierte 
auf der Annahme, daß es noch 2189 Betriebe 
gibt, die öffentlich verwaltet werden. Ich 
habe damals aufgeklärt, daß es sich nur noch 
um 17 lebende Betriebe handelt. Ich war 
damals der Meinung, die Frage erschöpfend 
beantwortet zu haben. Das habe ich damals 
offenbar mißverstanden. Wenn Sie dennoch 
jetzt eine Antwort haben wollen, dann bin 
ich gern bereit, Ihnen jetzt kurz diese 17 Be­
triebe aufzuzählen, die noch unter öffentlicher 
Verwaltung stehen. 

Präsident : Herr Minister. 
Bundesminister Dr. Schmitz : Diese 17 Be­

triebe sind solche, bei denen die öffentliche 
Verwaltung noch nicht aufgehoben werden 
konnte. Bei fünf dieser Betriebe konnte der 
Verkauf noch nicht stattfinden, weil sie Deut­
sches Eigentum sind, bei drei Betrieben 
handelt es sich um ungarische oder CSSR­
Betriebe, die im Zusammenhang mit den 
Vermögensverhandlungen unter öffentlicher 
Verwaltung stehen. Nur der Verkauf eines 
Betriebes, nämlich der "Österreichischen 
Volksfürsorge", ist hier im Hohen Haus 
vor wenigen Tagen beschlossen worden, womit 
gleichzeitig die öffentliche Verwaltung auf­
gehoben wurde. 

Präsident : Zweite Zusatzfrage. 
Abgeordneter Pfeffer : Herr Bundesminister ! 

Ich bin mir darüber im klaren, daß es sich 
hier um eine wirtschaftlich komplizierte Materie 
handelt . Trotzdem glaube ich, daß es im 
Interesse einer entsprechenden Planung und 
kontinuierlichen Führung dieser Betriebe liegen 
würde, doch ordentliche Verhältnisse in dem 
Sinne herbeizuführen, daß die im Gesetz 
vorgesehenen Organe in Funktion treten. 

Ich möchte die konkrete Frage stellen, 
ob Sie, Herr Bundesminister, die Überführung 
der in öffentlicher Verwaltung stehenden Be­
triebe beschleunigt in die Wege leiten 1 

Präsident : Herr Bundesminister. 
Bundesminister Dr. Schmitz : Ich verstehe 

Ihre Frage so, daß die Betriebe des ehemaligen 
Deutschen Eigentums beschleunigt verkauft 
werden sollen, damit in diesen Betrieben 
sta bile Verhältnisse eintreten. Ich bin gern 
bereit, zu erklären, daß der Verkauf dieser 
fünf Betriebe in kurzer Zeit, wie ich hoffe, 
durchgeführt werden kann und darnach die 
Organe bestellt werden können. Ich glaube 
nicht, daß es zweckmäßig wäre, die Organe 
vor dem Verkauf zu bestellen. 

Bei den übrigen Betrieben handelt es sich, 
wie gesagt, um drei Betriebe, die erst nach 
Regelung der Vermägensverträge aus der 
öffentlichen Verwaltung entlassen werden kön­
nen. Bei einigen Betrieben aus dem Bereich 
der Alpine Montangesellschaft war es bisher 
noch nicht möglich, für die notwendige Organ-
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bestellung bei den Tochtergesellschaften Sorge 
zu tragen. 

Präsident : Die 60 Minuten der Fragestunde 
sind abgelaufen. Die Fragestunde ist damit 
b e e n d e t .  

Den eingelangten A n t r a g  27jA der Abge­
geordneten Kulhanek und Genossen, betreffend 
neuerliche Abänderung des Schulorganisations­
gesetzes (2.  Novelle zum Schulorganisations­
gesetz ) ,  w e i s e  ich dem Unterrichtsausschuß 
z u .  

Ich nehme i n  übereinstimmung mit den 
Parteien eine Umstellung der Tagesordnung 
in der Weise vor, daß ich den 6. Punkt der 
heutigen Tagesordnung, das ist das Rundfunk­
gesetz , vorziehe und als ersten Punkt zur 
Verhandlung bringe. - Ein Einspruch da­
gegen wird nicht erhoben. 

Im Einvernehmen mit den Parteien schlage 
ich weiters vor, die erste Lesung über die An­
träge 15jA und 16jA unter einem abzuführen. 

Wird dieser Vorschlag angenommen, werden 
jeweils die Erstantragsteller das Wort zur 
Begründung erhalten, und dann wird die 
Debatte unter einem abgeführt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Einstimmig angenommen. 

6. Punkt : Bericht des Sonderausschusses zur 
Vorberatung der Anträge der Abgeordneten 
Harwalik und Genossen (1jA) , betreffend ein 
Bundesgesetz über die Aufgaben und die 
Einrichtung der "Österreichischer Rundfunk 
Ges. m. b. H. ", und der Abgeordneten lug. 
Scheibengraf und Genossen (2jA) , betreffend 
ein Bundesgesetz über die Errichtung einer 
"Anstalt österreichiseher Rundfunk" (Rund-

funkgesetz) (142 der Beilagen) 

Präsident : Wir gehen nunmehr in die 
T a g e s o r d n u n g  ein und kommen sogleich 
zum 6. Punkt der heutigen Tagesordnung, 
bezüglich dessen soeben beschlossen wurde, 
ihn als ersten Punkt in VerhancUung zu 
ziehen. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Dr. Halder . Ich ersuche ihn um seinen 
Bericht. 

Berichterstatter Dr . Halder : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! In der ersten Sitzung des 
Nationalrates der XI. Gesetzgebungsperiode 
am 30. März 1966 haben die Abgeordneten 
Harwalik, Hartl, Dr . Halder, Doktor Dipl.-Ing. 
Ludwig Weiß, Stohs, Grundemann-Falkenberg, 
Minkowitsch, Glaser, Dipl.-Ing. Tschida, Mit­
terer und Genossen einen Antrag, betreffend 

ein Bundesgesetz über die Aufgaben und 
die Einrichtung der "Österreichischer Rund­
funk Ges. m. b. H ." ,  eingebracht. In der 
gleichen Sitzung des Nationalrates haben die 
Abgeordneten Ing. Scheibengraf, Liwanec, 
Czernetz, Ströer, Dr. Kleiner und Genossen 
ebenfalls einen Antrag, betreffend ein Bundes­
gesetz über die Errichtung einer " Anstalt 
österreichischer Rundfunk" (Rundfunkgesetz) ,  
gestellt. Beide Anträge wurden einem Sonder­
ausschuß, bestehend aus 27 Mitgliedern, zur 
Vorberatung der Anträge I jA und 2jA, be­
treffend die Rundfunkreform, zugewiesen. 

Da beide Anträge denselben Gegenstand 
betreffen, hat sie der Sonderausschuß in 
seinen Sitzungen am 1 . , 13. ,  20. und 27. April, 
am 1 7 .  Mai, 2 . ,  14.  und 29. Juni 1966 gemein­
sam in Verhandlung genommen. Den Beratun­
gen im Sonderausschuß wurden wiederholt 
Experten beigezogen. Der Abgeordnete Doktor 
Fiedler hat in der Sitzung am 29. Juni 1966 
einen Abänderungsantrag zum Antrag der 
Abgeordneten Harwalik und Genossen ( ljA) 
vorgelegt . Ferner hat der Abgeordnete lng. 
Scheibengraf in der gleichen Sitzung einen 
Abänderungsantrag zu dem Antrag der Ab­
geordneten lng. Scheibengraf und Genossen 
(2jA) und einen weiteren Abänderungsantrag 
zu dem Antrag der Abgeordneten Harwalik 
und Genossen (ljA) eingebracht. Alle Ab­
änderungsanträge wurden den weiteren Be­
ratungen zugrunde gelegt. 

In der Debatte ergriffen außer dem Bericht­
erstatter die Abgeordneten lng. Scheibengraf, 
Dr. Fiedler, Dr. vanTongel, Liwanec, Dr. Dipl. ­
lng. Weiß, Stohs, Czernetz , Glaser, Minko­
witsch, Ströer, Dr. Tull, Dr. Geißler, Dr. Hau­
ser, Dr. Broda, Dr. Bassetti, Konir, Dr . Stella 
Klein-Löw, Dr. Gruber, Grundemann-Falken­
berg, Luptowits, Robak, Horejs,  Dr. Weiß­
mann, Kranebitter und Libal sow-ie der 
Ausschußobmann, Abgeordneter Hanvalik, das 
\Vort. 

Bei der Abstimmung erhielt der Antrag 
der Abgeordneten lng. Scheibengraf und Ge­
nossen, betreffend ein Bundesgesetz über die 
Errichtung einer "Anstalt österreichischer 
Rundfunk" (Rundfunkgesetz), nicht die er­
forderliche Stimmenmehrheit. Der zu dem 
Antrag der Abgeordneten Harwalik und Ge­
nossen eingebrachte Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Ing. Scheibengraf und Genossen 
erhielt ebenfalls keine Stimmenmehrheit. Der 
Antrag der Abgeordneten Harwalik und Ge­
nossen, betreffend ein Bundesgesetz über die 
Aufgaben und die Einrichtung der "Öster­
reichischer Rundfunk Ges. m. b. H." ,  wurde 
unter Berücksichtigung des Abänderungsan­
trages des Abgeordneten Dr. Fiedler in der 
dem Bericht angeschlossenen Fassung mit 
Stimmenmehrheit angenommen. 
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Im Auftrag des Sonderausschusses zur Vor­
beratung der Anträge l /A und 2/A, betreffend 
di e Rundfunkreform , stelle ich den A n t r a g, 
der Nationalrat wolle dem angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen . 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezialdebatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident: Der Herr Generalberichterstatter 
beantragt, General- und Spezialdebatte unter 
einem durchzuführen. - Ein Einwand wird 
nicht erhobeJl . General- und Spezialdebatte 
werden daher unter einem vorgenommen . 

'Vir gehen in die Debatte ein. Als erster 
Redner hat sich zum Wort gemeldet der 
Herr Abgeordnete Ing. Scheibengraf. Ich 
erteile es ihm . 

Abgeordneter lng. Scheibengraf (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! i\ieine geschätzten 
Damen und Herren ! Mir ist die Bedeutung 
des heutigen Beschlusses . . . (Abg. Dr. Gor­
bach  zum Redner, de1· das Rednerpult hoch­
zuschmuben versucht: DeT Knopf ist rechts ! -
Ruf bei der ÖV P: Rechts ist er nicht 80 be­

Rundfunk und Fernsehen von der Regierungs­
gewalt noch die geforderte Überparteilichkeit 
dar. Wir bedauern zutiefst, daß Sie eine 
einsti mmige Verabschiedung dieser für die 
soziale und politische Befriedung unseres 
Landes so bedeutsamen Vorlage über die 
Entwicklung und Führung der Massenmedien 
Rundfunk und Fernsehen, die noch dazu 
MOllopolcharakter tragen, nicht möglich mach­
ten, obwohl es, meine sehr verehrten Damen 
und Herren der Österreichischen Volkspartei, 
nur in Ihrer Hand gelegen war. Gerade diese 
Bera tung war ein besonderer Prüfstein für 
die Bezeugung des in vielen Reden, vor allem 
Ihrer politischen Exponenten, geäußerten guten 
'Villens zur Gemeinsamkeit in das ganze 
Land und das ganze österreichische Volk 
betreffenden Anliegen. 

Wir waren ehrlich enttäuscht von Ihrer 
letzten Entscheidung, daß jede weitere Ver­
handlung sinnlos sei . Ich weiß,  Sie wenden 
ein, daß Sie uns durch Ihre Beschlüsse vom 
Semmering, die Sie uns am 2. Juni überreichten, 
maßvoll und weitgehend entgegengekommen 
seien. Dazu werde ich später noch Stellung 
nehmen. 

wandert ! - Ruf bei der' Ö V P: Vielleicht geht Der von den sozialistischen Abgeordneten 
ihm der Knopf auf!  - Abg. Probs t: Wa8 eingebrachte Initiativantrag 2/A ist eine Alter­
rechts i8t, geht bergab !) Mir ist (He Bedeutung nativlösung zu Ihrem Antrag I jA, fußend 
des heutigen Beschlusses und der heutigen auf dem seinerzeitigen Vorschlag der Gewerk­
Behandlung dieser Rundfunkreform in vollem schaft Kunst und freie Berufe. Zu diesem 
Umfang bewußt. selbst und zur Unternehmensform .vird mein 

Am 30. März 1966, in der ersten Sitzung Parteifreund. Abgeordneter Minister a. D .  

der neuen Gesetzgebungsperiode des National- Dr. Broda, sprechen. 

rates, brachten die Österreichi sche Volkspartei Meine Damen und Herren des Hohen 
und elie Sozialisti sche Partei die Initiativ- Hauses 1 Um den Einfluß auf die Einrichtung 
anträge l (A und 2(A,  betreffend ein Rundfunk- und Ent,,'dcklung der monopolisierten Massen­
gesetz, also zum gleichen Geg8niito,nde, ein. meelien wird nicht erst seit kurzer Zeit von 
In der gleichen Sitzung des NJ,:ionalrates den großen politischen Kräften gerungen, 
,,,'urde zu'r Vorhereitun2; (leI' beiden Initiativ- sondern seit dem Zeitpunkt, zu dem die 
anträge ein Sonc1erans;chu ß eingesetzt . Dies Einrichtungen von den Alliierten freigegeben 
ergab sich aus dem gesetzmäßigen Ablauf des I 'wurden. 
Volksbegehrens durch die vorzeitige Beendi- Betrachten wir einmal die Entwicklung 
gung der X. Gesetzgebnngsperiode. Beide seit 1 945. Mit Hilfe der öffentlichen Ver­
Parteien betonen in der Präambel der Anträge walt.ungen wurde in den ersten Jahren schritt­
und in der Behandlung, sich zu den Grund- weise der zivile Einfluß auf den Rundfunk 
sätzen des Volksbegehrens zu bekennen. Mit erreicht. Mit Beginn des technischen Auf­
Beschluß und Antrag des Sonderausschusses baues wurde ein zweiter öffentlicher Verwalter 
in der Sitzung vom 29 .  Juni dieses Jahres eingep,etzt. In dieser Zeit \\'urde eine geradezu 
wird dem Nationalrat mit Stimmenmehrheit ungeheure Aufbauleistung vollbracht. Ressort­
die Annahme eines Rundfunkgesetzes in der mäßig unterstand die öffentliche Verwaltung 
abgeänderten Form des Antrages l(A der dem damaligen Bundesminister für Verkehr 
Abgeordneten der Österreichischen Volkspartei und verstaatlichte Betriebe Dipl. -Ing. Wald­
in der Fassung vom 29 . Juni dieses Jahres brunner. 
empfohlen. Nach Übergabe des Rundfunks durch die 

Dieser Beschluß und der Antrag des Sonder- Alliierten in den vollen Wirkungsbereich der 
ausschusses stellt nach Auffassung der sozia- Bundesregierung wurde alles versucht, die 
listischen Abgeordneten weder die Erfüllung öffentliche Verwaltung durch ordentliche 
der Grundsätze des Volksbegehrens in den Organe abzulösen. Seitens des Bundesmini­
Hauptpunkten noch die Unabhängigkeit von steriums wurde in den Jahren 1953 bis 1955 
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alles getan, um eine gesetzliche Regelung zu 
erreichen. Damals hatte die Österreichische 
Volkspartei an einer solchen Regelung wenig 
Interesse. 

Die Gebirgslage Österreichs erschwert Funk­
und Fernsehbetrieb. Trotzdem zeigt der Ver­
gleich mit den Leistungen anderer Staaten 
die technische Vollkommenheit der Ein­
richtung. Einen wirklichen Mangel stellt die 
räumliche Unzulänglichkeit dar, unter welcher 
die Programmproduktion in Wien, vor allem 
die des Fernsehens, erfolgen muß. 

Man hat bisher den Ausbau der Wiener 
Studios zu verhindern gewußt. Daß trotzdem 
auch auf diesem Gebiete große Leistungen 
vollbracht werden konnten, die das Ausland 
voll respektiert und anerkennt, ist dem 
Personal auf diesem Sektor zu verdanken. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Nach den Wahlen 1956 wurden der Rundfunk 
und das damals noch junge Fernsehen aus 
dem Ressortbereich des Bundesministeriums 
für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft, wie 
es nunmehr hieß, herausgenommen und die 
Rundfunk Ges. m . b .  H. gegründet. Damals 
stand die Forderung der Österreichischen 
Volkspartei, diese Einrichtung nicht mehr 
einem Minister, sondern nach dem politischen 
Proporz zwei Ministern zu unterstellen, im 
V ordergrund. Es war der erste Schritt zu 
jenem Zustand, den wir heute vorfinden. 
Später zog die Österreichische Volkspartei Nun, worüber wurde gerungen ? Im Grund­
gegen diese Konstruktion zu Felde, obwohl satz um eine Unternehmensform, welche der 
sie doch auf ihre Initiative hin entstanden einfachen politischen Mehrheit einer Partei 
war. In den vergangenen Jahren waren es die Chance gibt, auch allein über die Ein­
die Sozialisten, die allein dafür verantwortlich richtung Rundfunk und Fernsehen die Be-

h d einflussung zu erhalten. Das Kontrollrecht gemac t wur en. . d b . h d' k . 
. . . , Ist wertvoll, än ert a er nIC t Ire t WIe 

�Ie letzte �nt'YIcklun? �st noch m alle� der Einfluß das Geschehen. Die GesmbH. Ermnerung. DIe ÖsterreIchIsche VolksparteI
! als Unternehmensform ist dazu zielführend glaubt nun ihr Ziel, die völlige Kontrolle weil sie die einfache Stimmenmehrheit fü; 

der �assen�edien Rundfunk und Fernsehen, die Entscheidungen vorsieht, was nicht besagt, endlIch e��eICht zu �aben. De�halb �a� auch daß der Abstimmungsvorgang nicht auch alles Bemuhen um.eme allgemeI? befrIedIgende anders bestimmt werden könnte. Lösung zum ScheItern verurteIlt. 
Die Bedeutung des heutigen Tages verlangt 

es auch, eine Rückschau auf die Leistungen 
unseres Rundfunks und Fernsehens für Öster­
reich und auch über die Grenzen unseres 
Landes hinaus für die freie Welt zu halten. 
Trotz Verboten und Einschränkungen der 
Alliierten haben Personal, Verwaltung und 
Ministerium auf diesem Gebiete wirklich ein­
malige Leistungen vollbracht, von denen 
heute nicht mehr gesprochen wird, ja im 
Gegenteil, diese Leistungen werden einfach 
unterschlagen. Sie werden auch ins Gegenteil 
verkehrt. 

UKW- und Fernsehbetrieb waren bis zum 
Jahre 1 953 untersagt. Trotzdem war es 
möglich, sofort nach der Übergabe der Ein­
richtungen schon im September 1953 den 
UKW-Betrieb aufzunehmen. Dies erfolgte 
zum Beispiel noch vor England, Frankreich, 
den Niederlanden, der Schweiz und Schweden, 
also Ländern, die nicht unter der Besetzung 
zu leiden hatten. Der regelmäßige Fernseh­
betrieb begann im August 1955. Auch Belgien 
und die Schweiz konnten ihn erst 1953 auf­
nehmen, Italien und Dänemark erst 1 954. 

Ein besonderes Licht auf die Leistungen 
wirft der Ausbau des Sendernetzes. Verfügte 
die Einrichtung 1945 über 17 Sender, so 
im Juli 1966 über 290 Sender und zusätzlich 
10 Kurzwellensender. Der Ausbau des Sender­
netzes zeigt die unglaublichen Leistungen. 

Dadurch ergaben sich Hauptpunkte oder, 
wie man jetzt zu sagen pflegt, die harten 
Kerne, um die zu ringen war. Es waren dies : 
voran natürlich die Bestellung des General­
intendanten mit einfacher oder qualifizierter 
Mehrheit, die Ausübung der Gesellschafter­
rechte durch den Bund, die Zusammensetzung 
des Aufsichtsrates, die Programmdirektions­
bereiche, die Festsetzung des Entgelts und 
außerhalb der GesmbH. die Frage der gesetz­
lichen Festlegung der Errichtung und Führung 
der Länderstudios und die Politikerklausel. 

Die mit 6 .  März und in der Folge mit 
18. April geänderten politischen Verhältnisse 
brachten auch eine Änderung der Stellung 
der beiden großen Parteien zum Volksbe­
gehren. 

Ich komme nun zu einer weiteren Fest­
stellung : Vor dem Volksentscheid vom März 
dieses Jahres standen Sie als Österreichische 
Volkspartei als Fordernde mit den Initiatoren 
des Volksbegehrens in einer Front gegen uns 
und drängten uns in die Abwehrstellung. 
Das Volksbegehren stand mit seinen Forde­
rungen vor Ihnen und Ihren Forderungen, 
meine Damen und Herren der Österreichischen 
Volkspartei . Heute gehen Ihre Forderungen 
in eine Richtung, die zum Volksbegehren 
diametral verläuft. (Ruf bei der Ö V  P: Das 
sagen auch nur Sie !) Ich werde dazu noch 
Beweise liefern. - Das erklärt unsere Lage 
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gegenüber dem Volksbegehren. Sie ist ohne 
einen politischen Salto unsererseits entstanden. 
(Abg. H artl: Den braucht ihr ja nicht 
mehr zu machen !) 

Das Bemühen der Österreichischen Volks­
partei war nie auf einen überparteilichen 
Rundfunk, auf ein wirklich parteiunab­
hängiges Fernsehen gerichtet. Ziel dieser 
Bemühungen war eine Gesellschaft, die von 
einer Partei, der Österreichischen Volkspartei , 
möglichst uneingeschränkt beherrscht werden 
kann. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf 
des Abg. M i t t erer.) Wir kommen schon 
dazu . 

Zum Zeitpunkt der Vorbereitung und Auf­
lage des Volksbegehrens, 1964, gab es eine 
Koalitionsregierung. Niemand sah zum da­
maligen Zeitpunkt die Beendigung der Koali­
tion voraus. Die Initiatoren des Volksbe­
gehrens haben den damals bestehenden Ver­
hältnissen im Hauptpunkt ihres Volks­
begehrens, nämlich in der Frage der Bestellung 
des Generalintendanten, Rechnung getragen, 
indem sie in Artikel 8 die Bestellung durch 
die Gesellschafterversammlung, sie nannten 
sie Generalversammlung, und im Artikel 7 
die Bundesregierung als die Gesellschafter­
rechte des Bundes wahrnehmendes Organ 
bestimmten. Das nach dem GesmbH.-Gesetz 
dem Bund zustehende Anteils- und damit 
Stimmrecht betrug und beträgt heute zirka 
99 Prozent. Da die Bundesregierung ein­
stimmig ihre Beschlüsse faßt, war es klar, 
daß nach dem Volksbegehren die Durch­
setzung eines politisch festgelegten Bewerbers 
als Generalintendanten zu dieser Zeit nicht 
möglich gewesen wäre. Daß dies auch tat­
sächlich so gemeint war, ist in der Begründung 
und nicht in den Erläuternden Bemerkungen 
klar zum Ausdruck gebracht. Es ist auf 
Seite 7, 8 und 1 1  des Volksbegehrens nachzu­
lesen. 

Die Mitglieder des Exekutivkomitees der 
Initia toren des Volks begehrens haben diesen 
Standpunkt sowohl im Sonderausschuß als 
auch in der Klubberatung in gleicher Weise 
und ohne Umschreibung vertreten. Ich möchte 
den Herren des Exekutivkomitees für meine 
Fraktion den Dank für die Kontaktmöglich­
keit zum Ausdruck bringen. Die Feststellung 
Ihrer Abgeordneten, daß dies eine Neu­
interpretation eines Teiles des Volksbegehrens 
sei, konnte nicht aufrechterhalten werden. 

Wenn die Österreichische Volkspartei in 
ihrem Initiativantrag I jA vom 30 . März den 
Bundeskanzler mit der Vertretung der Gesell­
schafterrechte des Bundes betraut wissen 
wollte, so verließ sie durch diese Forderung 
den Grundsatz des Volksbegehrens überhaupt. 
In Ihrem obzitierten Antrag setzten Sie die 

Zusammensetzung des Aufsichtsrates mit 
18 Mitgliedern fest ; es sollten aus dem un­
abhängigen Bereich 3, aus dem Bereich des 
Kreises der Politiker 15 sein . Das Volks­
begehren sah im Artikel 8 für den Aufsichts­
rat 1 1  Mitglieder vor . Davon sollte die Minder­
heit, also 5, aus dem Kreis der Politiker 
bestellt sein . Wir stollen dies fest, weil Sie 
uns auf viele Einwendungen seinerzeit immer 
wieder gesagt haben, man könne und dürfe 
sich nicht so weit vom Begehren der 
832.000 Zeichner des Volksbegehrens entfernen. 
Sie begründen Ihren Vorschlag damit, daß 
die Länder ihre Interessen gewahrt haben wollen. 
Alle neun Bundesländer sind durch ihre 
Exponenten in der Gesellschaft der Versamm­
lung sowieso vertreten. 

Ihr Entwurf vom 30 . 3. sah die Einsetzung 
eines Superprogrammdirektors vor. Die An­
stalten und Gesellschaften Europas haben 
dort, wo sie bisher einen gemeinsamen Pro­
grammdirektor wirken hatten, diese Bereiche 
jetzt nach Hörfunk und Fernsehen getrennt. 
Das Volksbegehren hat dieser Entwicklung 
Rechnung getragen, es hat Programmdirektoren 
für Hörfunk und Fernsehen vorgesehen. 

Prüfungsberichte der Gesellschaft an den 
Hauptausschuß des Nationalrates sah das 
Volksbegehren ebenso vor. Sie halten auch 
diese Geste einem aufgewerteten Parlament 
gegenüber scheinbar jetzt nicht für nötig ! 

Wir haben in der Beratung mit dem Exe­
kutivkomitee der Initiatoren gerne zur Kennt­
nis genommen, daß sie an keine Form der 
Entgeltfestsetzung gebunden sind. Dies sollte 
nach Auffassung des Exekutivkommitees kein 
Anlaß des Scheiterns einer gemeinsamen Be­
schlußfassung sein. Es wurden dazu auch 
Anregungen gemacht. 

Um die bereits ins Stocken geratenen 
Verhandlungsgespräche wieder in Fluß zu 
bringen, wurde in  einer Maisitzung vom 
Abgeordneten Minister außer Dienst Dr. Broda 
der Vorschlag gemacht, die Transferierung 
der Bestellung des Generalintendanten in den 
Aufsichtsrat zu überlegen. 

Nun zu Ihren Vorschlägen vom 2. Juni 
dieses Jahres. Sie überreichten sie uns als 
Verhandlungsbasis. Wir haben Ihre Vor­
schläge als Verhandlungsbasis anerkannt. Das 
heißt aber im bisherigen Sprachgebrauch, 
daß nun verhandelt werden sollte. Für die 
sozialistischen Abgeordneten stand ihr Antrag 
ebenfalls in Behandlung. In der Arbeits­
sitzung vom 2. Juni glaubten wir Ihren Willen 
zu solchen Verhandlungen zu erkennen. 

Die Kollegen Dr. Fiedler und Grundemann 
forderten in dieser Sitzung Vorschläge der 
sozialistischen Abgeordneten. In der darauf­
folgenden Sitzung legten die sozialistischen 

107 
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Abgeordneten ihre Vorschläge - wie sie 
glaubten, zu einer endgültigen Bereinigung 
der Materie - vor. Die Kollegen Dr. Fiedler 
und Grundemann lehnten diese unsere V or­
schläge damals zuerst als Verhandlungsbasis 
überhaupt ab . 

"\\r as beinhalten diese Vorschläge und das 
folgende Gespräch in einem kleineren Ko­
mitee mit ihren Unterhändlern ? Unter der 
Voraussetzung, daß wir über nur mehr drei 
Hauptfragen Ihres Antrages 1 jA eine Einigung 
herbeiführen können, waren die soziahstischen 
Abgeordneten befugt und bereit, folgenden 
Punkten zuzustimmen. 

1 .  Ihren eigenen Antrag 2jA zurückzuziehen. 
- Ich glaube, mehr kann man von seinem 
Partner oder Gegner in dem Falle heute leider 
nicht verlangen. -

2.  Bei entsprechender Berücksichtigung des 
Grundgedankens des Volksbegehrens, daß nicht 
eine Partei allein die Entscheidung über die 
Bestellung des Generalintendanten herbei­
führen können soll , gleichgültig, ob dies in der 
Generalversammlung oder im Aufsichtsrat 
erfolgt. 

3 .  Im Falle der Bestellung des General­
intendanten durch Einstimmigkeit in der 
Generalversammlung ist es den Sozialisten 
möglich, bei der Zusammensetzung des Auf­
sichtsrates beweglicher zu sein. 

4. Die vom Nationalrat einstimmig gefaßte 
Entschließung vom 15 .  JUli 1965, betreffend 
die Errichtung und Führung von Länder­
studios, soll gesetzlich verankert werden. 

5. Die Mitbestimmung des Hauptausschusses 
des Nationalrates bei der Festsetzung des 
Entgeltes. 

Wir haben außer bei der Bestellung des 
Generalintendanten Ihre absolute Mehrheit 
in den Organen weder bekämpft noch dagegen 
polemisiert. Sie besitzen auch im Haupt­
ausschuß des Nationalrates die absolute Mehr­
heit. Umso unverständlicher war es für uns, 
daß Sie daraufhin erklärten, daß weiteres 
Verhandeln sinnlos sei und daß damit die 
erst richtig begonnenen Verhandlungen prak­
tisch schon wieder heendet waren. 

Zu Ihren weiteren Vorschlägen des 2. Juni : 
Im Punkt 1 haben Sie einen weiteren Satz 
zu § 2 anzufügen vorgeschlagen und nun auch 
zur Beschlußfassung vorgelegt. "Letztere haben 
ihre Funktionen" - das Personal also -
"unter 'Vahrung strengster Objektivität im 
Sinne der AufgabensteIlung des § 1 auszu­
üben."  Mit diesem Satz allein wird weder dem 
Personal noch den Organen noch den Kon­
sumenten gedient, im Gegenteil. Sie verlangen 
die Haltung der Objektivität im besonderen, 
ohne die Grenzlinien der gemeinten Objektivi-

tät wenigstens zu markieren. Versuchen Sie, 
aus § 1 die Objektivität zu interpretieren. 
Sie kommen dann zu einer Objektivität der 
"objektiven Information" oder zur Objektivi­
tät der "objektiven Berichterstattung".  

Sie lehnten aber auch unseren Antrag zu 
§ I ab, der im Zusammenhang mit Ihrer er­
wähnten Erweiterung steht und für Sie nur 
deklamatorischen Charakter habe. 

Darf ich nur erwähnen : Lediglich der Satz : 
"Die Programme dürfen nicht einseitig einer 
politischen Partei, einer Interessengemein­
schaft oder einer Weltanschauung dienen" , 
wäre ein Teil der Markierung für eine Ob­
jektivität. 

Im Punkt 2 führen Sie Ihre vorgetragenen 
Forderungen des Initiativantrages betreffend 
die Bundeskanzlerkompetenz auf die Bundes­
regierung und damit auf Volksbegehrens­
basis zurück. 

Im Punkt 4 verändern Sie die Zahl der 
Mitglieder des Aufsichtsrates auf 20. Damit 
wird die Zusammensetzung von 15 : 3 auf 
15 : 5 zugunsten der Personen aus dem un­
abhängigen Kreis, also von der Vierfünftel­
auf die Dreiviertelmehrheit der Politiker ab­
gesenkt. Das Verhältnis steht nach wie vor 
mit dem Grundsatz des Volksbegehrens in 
krassem Widerspruch. 

Sie verlangen die Bestellung des General­
intendanten in den Aufsichtsrat ohne quali­
fizierte Mehrheit ; dadurch ist er künftig 
von einer Partei, nämlich von der Österreichi­
schen Volkspartei, allein bestellbar . Dieser 
Vorgang steht wieder im Widerspruch zum 
Grundsatz des Volksbegehrens. 

Im Punkt 5, die Programmdirektionsbe­
reiche betreffend, gehen Sie abermals auf die 
Basis des Volksbegehrens zurück. 

Der Punkt 6 enthält eine echte Konzession 
uns gegenüber. Ich nehme nicht an, uns 
zuliebe, sondern um die "Lex Freund" auch 
optisch abzulegen. 

In bezug auf die Limitierung der reinen 
vVerbezeit sind Sie auf die Basis des Volks­
begehrens zurückgekehrt. 

Nach dem Abschluß der Verhandlungen zu 
schließen, waren neben unseren Einwendungen 
wohl hauptsächlich die sehr klaren Vorstel­
lungen des Exekutivkomitees der Initiatoren 
für Sie von Bedeutung. Daraus ergibt sich, 
daß wir mit Recht feststellen, daß außer der 
abgeschwächten Politikerklausel für Direk­
toren und Intendanten Ihr Beitrag zu einver­
nehmlichen Lösungen lediglich die Zurück­
nahme Ihrer weiter gesteckten Forderungen in 
Ihrem Antrag 1 jA auf die Basis des Volks­
begehrens darstellt. Von weitgehendem Ent-
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Ing. Scheibengraf 
gegenkommen uns gegenüber kann hier wohl \Vir wollen Ihnen noch einmal Gelegenheit 
keine Rede sein. geben, unseren Anträgen beizutreten. Ich 

Wir betonen aber noch einmal , daß wir erlaube mir daher, drei dieser Anträge  zur 
Ihren Vorschlag als Verhandlungsbasis an- gesehäftsordnungsmäßigen Behandlung vor­
erkannt haben. Es bleibt bestehen, daß zulegen und darüber zu referieren. 
Sie in der Bestellung des GeneralintendEmten, Der erste Antrag der Abgeordneten 
in der Zusammensetzung des Aufsichtsrates, Scheibengra.f und Genossen verlangt, im § 1 
in der Vorlage des Prüfungs berichtes der nach Abs. 2 einen neuen Abs. 3 einzufügen : 
Gesellschaft an den Hauptausschuß den Grund- , , (3) Die Programme dürfen nicht einseitig 
sätzen des Volksbegehrens in Ihrem Antrag einer politischen Partei, einer Interessen-
nicht entsprechen. gemeinschaft oder einer Weltanschauung 

Durch die Einparteienregierung erfolgt die dienen. " 
völlige Majorisierung der Gesellschafterver- Die Absätze 3 bis 5 werden zu Absätzen 
sammlung. Die Gesellschaftervertragser- 4 bis 6.  
stellung erfolgt unter den gleichen Voraus- Wir ersuchen das Hohe Haus um Annahme. 
setzungen, desgleichen die Bestellung und Ich habe in meinen früheren Ausführungen 
Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder und den Antrag selbst entsprechend begründet .  
die Bestellung der Mitglieder der Prüfungs- Der zweite Antrag betrifft die Änderung 
kommission. Dem Ruf nach einem regierungs- des S 8 Aba . 5 des vorO'eschlagenen Rundfunk-
un�b
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b 
spnc t c as ommem e csetz lllC t .  le I • d R If 1 Zusammensetzung des Aufsichtsrates nach § 8 Abs .  5 (zweIter Satz) es une un �-

Beschluß und Antrag des Sonderausschusses gesetzes soll
. 

lauten : 
. . . . 

läßt eine überparteiliche Bestelluncr und Ab- "Der AufslChtsrat faßt dIe Beschlusse mJt 
berufung des Generalintendanten b nicht er- einfacher Mehrheit, jedoch ist für die Be-
hoffen. stellung des Generalintendanten Zweidrittel­

Wir kennen Ihre Einwendung, daß Sie 
auf jeden Fall einen Mann bestellen werden, 
der nach Ihrer Auffassung die verlangten 
Befähigungen und die gewünschte Überpartei­
lichkeit besitzt. 

\Vel1n Sie all das wirklich wollen, dann ist 
uns Ihre Abwehr gegen eine qualifizierte Mehr­
heit für die Bestellung und Abberufung 
des Generalintendan.ten unverständlich. 

Besondere Bedenken haben wir gegen die 
Abberufung mit einfacher Mehrheit . Gesetzt I den Fall, Sie finden jene Persönlichkeit, 
so kann bei der naturgegebenen Eigenwilligkeit 
einer solchen Persönlichkeit die Abberufungs­
form seine Abhängigkeit erzwingen, vor allem 
aber wird sie bestimmt seine Entscheidungen 
beeinflussen. (Zustimmung bei der SPÖ.j 

Unsere Befürchtungen sind im vollen Maße 
eingetreten. Aus dem von z\vei Parteien 
beeinflußten Rundfunk und Fernsehen wird 
nunmehr eine Gesellschaft, die vollständig 
dem Einfluß einer Partei unterliegt . Meine 
sehr verehrten Damen und Herren der Öster­
reichischen Volkspartei ! Es wird Ihnen schwer­
fallen, die letzte Konsequenz Ihrer Verhand­
lung zu entkräften. 

Sie haben im Sonderausschuß unsere An­
träge abgelehnt. Aus den angeführten Gründen 
müssen wir Beschluß und Antrag des Sonder­
ausschusses ablehnen. Wir haben Vorgang und 
Stellungnahme dazu im Minderheitsbericht, 
der dem Ausschußbericht angeschlossen ist, 
niedergelegt. 

mehrheit erforderlich. "  
Der dritte Antrag, den vorzulegen ich die 

Ehre habe, betrifft den Prüfbericht, der an das 
Hohe Haus gelangen soll . 

Dem § 14 Abs. 3 des Rundfunkgesetzes 
in der Fassung des Ausschußberichtes ist 
folgender Absatz 4 anzufügen : 

, , (4) Der Generalintendant hat jährlich 
dem Aufsichtsrat einen Bericht über die 
Tätigkeit der Gesellschaft vorzulegen ; dieser 
Bericht ist mit einer Stellungnahme des 
Aufsichtsrates an die Bundesregierung 
weiterzuleiten und von dieser innerhalb 
sechs 'Vochen dem Nationalrat vorzulegen. "  
Ich ersuche u m  die Annahme dieser drei 

von mir referierten Anträge. Über die weiteren 
Anträge werden meine nachfolgenden Kollegen 
referieren. 

Sie h8Jben im Sonderausschuß unsere An­
träge abgelehnt. Aus den angeführten Gründen 
müssen wir Beschluß und Antl'ng des Sonder­
ausschusses ablehnen. 'Vif haben Vorgang und 
Stellungnahme - ich wiederhole es - im 
JVlinderheitsbericht niedergelegt. 

Ich erlaube mir, noch ein kurzes Nachwort 
zu sagen : Eine gute Clumce, unsere Gespräche 
als Mehrheit und Opposition in Gang zu brin­
gen, der sozialistischen Minderheit im Hause 
nach ihrer konstruktiven Äußerung die Mit­
arbeit auf einer bescheidenen Basis zu er­
möglichen, haben Sie ungenützt gelassen. 
Sie sind auf dem besten Wege, Ihren politischen 
Sieg damit zu verlieren. (Lebhafter Beifall 
bei der S PÖ.) 
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Präsident: Der Ergänzungsantrag lng. 
Scheibengraf, Liwanec und Genossen, der Abän­
derungsantrag Scheibengraf, Liwanec und 
Genossen und der Ergänzungsantrag Scheiben­
graf, Dr . Broda und Genossen sind genügend 
unterstützt und stehen daher mit in Ver­
handlung. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Gorbach. Ich erteile es ihm . 

Abgeordneter Dr. Gorbach (ÖVP) : Herr 
Präsident ! Hohes Haus ! Auch ich werde mich 
vorerst einmal dieser technischen Einrichtun­
gen bedienen. (Der Redner verändert die 
Höhe am Rednerpult.) Mein Kollege hat 
vorher das Niveau gesenkt, gestatten Sie, 
daß ich es wieder hebe. (Heiterkeit und Beifall 
bei der Ö VP. - Abg. Ebedwrd: Das wird 
Ihnen schwer gelingen, Herr Altkanzler !) 

Hohes Haus ! Ich habe nicht die Absicht, 
mich polemisch gegen verschiedene Details 
zu "yenden, die mein Vorredner angeführt hat. 
Wohl aber halte ich es für meine Pflicht, 
mit Rücksicht auf meine Erklärungen im 
Herbst vergangenen Jahres einige grund­
sätzliche Gedanken zu deponieren. Es ist das 
gute Recht der Oppositionsparteien, anderer 
Meinung zu sein als wir. Ja ich möchte so 
weit gehen, zu sagen : Gegner bedürfen manch­
mal einander mehr als Freunde (Abg . Rosa 
Jochmann: Das möchte ich nicht sagen ! -
Abg.  Dr. Pi t t e rmann: Das ist seine Lebens­
erfahrung !) , denn ohne Wind gehen keine 
Mühlen. Die Demokratie gibt das Recht zur 
Kritik. Aber auch Kritik muß in der Demo­
kratie nicht kritiklos hingenommen werden. 
Die Regierung wäre keine Regierung und die 
Mehrheit dieses Hauses keine Mehrheit, würde 
sie einfach alles tun, was die Opposition 
oder die Minderheit von ihr verlangt. 

Die Geschichte der Rundfunkreform ist ein 
Lehrbeispiel dafür, daß die Demokratie ihre 
Funktion noch nicht erfüllt, wenn sie nur die 
Verschiedenheit der Meinungen zum Aus­
druck bringt, aber keine Entscheidung her­
beiführt. Übereinstimmung soll gesucht wer­
den, ja ich sage sogar : in Zukunft mehr, als 
das vielleicht bisher der Fall war. (Abg. 
Kratky: Das müssen Sie dem Kollegen Wit­
halm sagen ! - Abg. Dr. Wi thalm: Wir 
verstehen uns ausgezeichnet ! - Abg. Doktor 
K r e i s k y: Erst jetzt, in der letzten Zeit !) 
Die Gründe liegen ja in dem Stau verschiede­
ner Probleme, deren Lösung dringend not­
wendig war. Wo aber das Bemühen um eine 
ehrliche Übereinstimmung nicht herbeigeführt 
werden kann, ist die Überstimmung ein der 
Demokratie wesensgemäßes Mittel (Zu­
.'3timmung bei der ÖV P - Abg. S t e i n i n g e r: 
Das einfachste !) , um eben die Lösung der 
Probleme endlich herbeizuführen. 

Der Entscheidung, die heute in diesem 
Hohen Haus fallen wird, kommt aus zweierlei 
Gründen eine außerordentliche und über­
ragende Bedeutung zu : erstens, weil sich dieses 
Gesetz mit dem wohl wichtigsten Massen­
medium unseres Landes beschäftigt, und 
zweitens, weil dieses Gesetz das erste Gesetz 
ist, zu dem die Initiative oder die erste Ini­
tiative von der Bevölkerung selbst ausge­
gangen ist. 

Wenn ich mich berufen fühle, dazu etwas 
zu sagen, dann gleichfalls in einer doppelten 
Eigenschaft : erstens als einer, der in seiner 
Amtszeit als Bundeskanzler dafür eingetreten 
ist , daß eines der Elemente der direkten 
Demokratie, also das Volksbegehren schlecht­
hin, damals in der Regierungserklärung be­
rücksichtigt und hier im Nationalrat be­
schlossen worden ist, und zweitens als einer, 
der am 18 .  November des vergangenen Jahres 
hier in diesem Haus namens der Österreichi­
schen Volkspartei ein Versprechen a bgege ben 
hat, das heute eingelöst werden wird. 

Lassen Sie mich als Beweis für die Bedeutung 
des Massenmediums Rundfunk nur zwei 
Zahlen anführen : 95 von 100 der österreichi­
schen Haushalte besitzen heute ein Hörfunk­
gerät, und nach dem Stande vom 1 .  Mai 
dieses Jahres besitzt bereits jeder dritte 
österreichische Haushalt ein Fernsehgerät ! 
Noch im Jahre 1966 wird sich die Zahl der 
Fernsehgeräte gegenüber dem J-ahre 1960 
mehr als verzehnfachen. 

Was für die fortgeschrittensten Länder der 
Welt Gültigkeit hat, gilt heute auch für 
Österreich : Noch nie in der Geschichte der 
Menschheit konnten von einer Stelle aus 
so viele Menschen gleichzeitig durch Bild 
und Ton angesprochen werden. In den Rund­
funkgesellschaften, in den Programmdirek­
tionen, in ihren Ton- und Filmstudios, in 
ihren langfristig vor bereiteten künstlerischen 
Darbietungen und in ihrer aktuellen Bericht­
erstattung fällt heute eine der wichtigsten 
Entscheidungen über die Information und 
über das kulturelle Niveau eines Volkes. 
Ich möchte fragen : Hat es nicht gerade des­
halb eine besondere symbolische Bedeutung, 
daß ein Massenmedium, mit dem die Pro­
bleme der Demokratie direkt und lebendig 
in hunderttausende Haushalte übertragen wer­
den können, selbst zum Gegenstand einer 
lebendigeren und direkten demokratischen 
Entscheidung wurde ? 

Als wir das Volksbegehrensgesetz seinerzeit 
beschlossen hatten, dachten wir freilich noch 
nicht daran , daß es seine erste Anwendung 
im Zusammenhang mit der Rundfunkreform 
finden würde. Aber wir bekannten uns damit 
grundsätzlich zu einer der beiden in der 
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Verfassung vorgesehenen Formen der direkten I Bruch eingegangener Verpflichtungen poli­
Demokratie .  Wir faßten damit ausdrücklich tischen Gewinn zu bringen verspricht. Die 
die Möglichkeit ins Auge, daß vom Volk Koalition hat uns damals auch noch dort ge­
selbst Initiativen zu Akten der Gesetzgebung bunden, wo das Volk selbst den Wunsch 
in diesem Hause ausgehen würden, freilich äußerte, wir sollten endlich handeln ! 
nicht - das möchte ich hinzufügen - im Wir haben damals schon keinen Zweifel 
Sinne einer Präjudizierung des Gesetzgebers, darüber gelassen, daß wir uns die Hände kein 
aber doch im Sinne einer Willenskundgebung, zweites Mal werden binden lassen. Ich darf 
die zum Handeln in einer bestimmten Richtung wörtlich wiederholen, was ich am 18.  No-
moralisch verpflichtet. vember hier in diesem Hause gesagt habe. 

Aber schon in diesem Punkt schieden sich Ich erklärte damals : erstens, daß die Öster-
die Geister. Als am 13 .  Oktober 1964 fest- reich ische Volkspartei im neugewählten N atio-
stand, daß für das Rundfll.nk-Volksbegehren nah'at unmittelbar nach dessen Zusammen-
832.353 Unterschriften geleistet worden sind, treten einen Initiativantrag zur Reorgani­
hat man auf sozialistischer Seite erklärt, sation von Rundfunk und Fernsehen ein­
es handle sich hier keineswegs um eine Malli- bringen wird, der den Grundsätzen des V olks­
festation von bestimmendem Gewicht. Zu 
diesem Schlusse fühlte man sich offenbar ver­
leitet, wenn man die Zahl der Unterschriften 
für das Rundfunk-Volksbegehren zu den für 
die eigene Partei bei den letzten Wahlen 
abgegebenen Stimmen in Bezug setzte. 

Für uns von der Österreichischen Volks­
partei besaßen diese 832 .353 Unterschriften 
sehr wohl bestimmendes Gewicht. Denn es 
ist immerhin ein Unterschied, ob Staatsbürger 
bei allgemeinen Wahlen, deren Ausgang alle Be­
reiche ihres Lebens berührt, ihrer Wahlpflicht 
nachkommen oder ob sie zugunsten einer ganz 
bestimmten Sachentscheidung sich persönlich 
einsetzen und ihren Namen hergeben. 

Bereits am 27.  Oktober 1 964 brachte deshalb 
der Parlamentsklub der Österreichischen Volks­
partei einstimmig zum Ausdruck, daß der 
Gesetzentwurf nach seinem Einlangen im 
Parlament einer raschen, einer gründlichen 
und sachlichen Beratung unterzogen werden 
soll. 

Bekanntlich kam es bei den Sitzungen des 
hiefür eingesetzten parlamentarischen Sonder­
ausschusses zu keinem abschließenden Ergeb­
nis. Allein schon die Erstattung eines Zwi­
schenberichtes über den Stand der Verhand­
lungen wurde hier in diesem Hause am 15. Juli 
des vergangenen Jahres zum Gegenstand 
sehr heftiger Auseinandersetzungen. Unser 
damaliger Koalitionspartner wollte nicht ein­
mal, daß das Plenum des Nationalrates und 
damit die Öffentlichkeit erfahren sollte, wor­
über wir uns nicht einigen konnten. (Leb­
hafte Zustimmung bei der Ö V P.) Die damals 
einzige Oppositionspartei, die Freiheitliche 
Partei, aber wollte, daß unter Bruch des noch 
bis zum Ende der Gesetzgebungspedode gelten­
den Arbeitsübereinkommens über diese 
Materie frei abgestimmt wird. 

Als Sprecher der Österreichischen Volkspartei 
habe ich am 18. November von dieser Stelle aus 
deponiert, daß wir den Grundsatz der Vertrags­
treue über alles stellen, auch dann, wenn ein 

begehrens entspricht und dem Willen der 
832.353 Unterzeichner dieses Begehrens 
Rechnung trägt. 

Ich erklärte hier zweitens, daß wir damit 
das Anliegen der Unterzeichner dieses Volks­
begehrens nicht allein zu einer Sache unserer 
Partei machen wollen, sondern alle anderen 
im neuen Nationalrat vertretenen Parteien zur 
Mitwirkung an dieser Initiative einladen. 

Ich erklärte hier aber auch drittens, daß 
meine Partei für die nächste Gesetzgebungs­
periode in der Frage der Verwirklichung der 
Grundsätze des Rundfunk-Volksbegehrens 
keinerlei Bindungen eingehen wird. 

Das bedeutet jetzt zusammengefaßt - so 
sagte ich damals -, daß wir nicht bereit sind, r 
einen Koalitionsbruch zu begehen, daß wir 
aber auch nicht bereit sind, uns in dieser 
Frage in Zukunft durch einen Koalitionspakt 
zu binden. Und ich fügte damals noch hinzu : 
Die Unterzeichner des Volksbegehrens mögen 
aber die Gewißheit haben, daß wir aus den 
Erfahrungen dieser Gesetzgebungsperiode etwas 
gelernt haben. Ich sagte damals : Es müssen 
nicht nur am Wahltag Entscheidungen fallen. 
Wir wollen so weit kommen, daß dies auch 
hier im Parlament geschehen kann. (Präsident 
Dipl.-Ing. Waldbrunn e r  übernimmt den V01'­
sitz.) 

Niemand darf also heute behaupten, wir 
hätten damals nicht klar und deutlich gesagt, 
welchen Weg wir in dieser Frage zu gehen 
bereit sind. Kein Wähler, der am 6. März 
dieses Jahres bei den Nationalratswahlen 
seine Stimme abgab, konnte im Zweifel darüber 
sein. Das Wahlergebnis war dann auch eine 
Manifestation, der niemand mehr das be­
stimmende Gewicht absprechen konnte. 

Wenn wir heute auf die Geschichte der 
Verhandlungen über die Rundfunkreform 
zurückblicken, dann mag manchem Kollegen 
von der sozialistischen Fraktion insgeheim 
der Gedanke kommen : Wäre es nicht besser 
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für meine Partei gewesen, damals an der 
Lösung von Problemen mitzuwirken , statt 
zu versuchen, dem Koalitionspartner aus 
den nngelösten Problemen Schwierigkeiten zu 
machen ? 

Lassen Sie es einem alten Befürworter der 
Zusammenarbeit der beiden großen Parteien 
aussprechen - es ist vielleicht ein hartes 
"Vort - :  Hätten Sie früher mehr Gefallen 
an gemeinsamen Entscheidungen gefunden, 
dann würden heute vielleicht weniger Ent­
scheidungen ohne Sie fallen ! Das sei hier 
gesagt. (Anhaltender Beifall bei der Ö V  P.) 

Die Ausführungen meines verehrten Vor­
redners - auch eines Steirers, es trifft sich 
heute so - möchte ich doch zum Anlaß 
nehmen, im Sinngehalt der -Wahrheit in 
diesem Zusammenhang etwas festzustellen : 
Auch nach dem 6. März hat die Mehrheit 
dieses Hauses alles unternommen, um einen 
gemeinsamen Beschluß über die Rundfunk­
reform herbeizuführen. Sagen Sie doch nicht, 
daß das alles überstürzt geschehen sei. Der 
Entwurf wurde im Ausschuß gründlich be­
raten, und er ist auch mehrfach im Sinne 
der Grundsätze des Rundfunk-Volksbegehrens 
modifiziert worden. Wir sind ja einander 
schon sehr nahe gewesen, meine sehr Ver­
ehrten . 

Wenn nunmehr von der Sozialistischen 
Partei behauptet wird, die Regierungspartei 
verstärke mit diesem Gesetz ihren Einfluß 
auf den Rundfunk, ja sie schaffe sich dort 
geradezu ein Monopol für die öffentliche 
MeinungsLildung, dann sieht sie damit bewußt 
an der Zwangsläufigkeit der Tatsachen vorbei : 
Vorbei vor allem an der Tatsache, daß jedes 

das Negative zu sehen. Es ist nicht glaub­
würdig, Herr Kollege Scheibengraf, wenn 
Sie den Eindruck erwecken, in dieser Frage 
konstruktive Opposition betrieben zu haben. 
(Abg. Ing. Sche i b e ngraf: Wir 'Waren kon­
struktiv !) Machen wir uns doch nichts vor : 
Die Sozialistische Partei war nie eine Ver­
fechterin des Intendantenprinzips und auch 
nie eine Verfechterin des Rundfunk-Volks­
begehrens . Das war ihr gutes Recht. Ihr 
Traum war ja doch immer der je zur Hälfte 
jeder der beiden großen Parteien gehörige 
Rundfunk. 

Doch bleiben wir in der Gegenwart unserer 
Demokratie, die gerade in der Konfrontation 
zwischen Regierung und Opposition ihre j en­
seits unserer Grenzen vblbewunderte Be­
währungsprobe besteht . Zu den von allen 
Parteien dieses Hauses respektierten Grund­
sätzen unserer Demokratie gehören die An­
erkennung der Volkssouveränität als legitime 
Lebensgrundlage und die Unterwerfung unter 
das Prinzip der lVlehrheitsencscheidung . Nun 
können Entscheidungen fallen. 'ViI' sind durch 
keinen Vertrag gebunden. Sie fallen auf dem 
Boden der Verfassung. Das hat schon zu 
einer spürbaren Aufwertung des Parlaments 
geführt. 

Werten wir aber nicht nur die Volksver­
tretung auf ! Erfüllen wir auch als Vertreter 
des Volkes seine "Villenskundgebungen ! Er­
weisen wir dem Volk mit der Verwirklichung 
der Grundsätze des ersten Volksbegehrens 
der Zweiten Republik unseren Respekt ! Wir, 
die Vertreter der Österreichischen Volkspartei 
in diesem Hause, sind dazu entschlossen. 
(Starker, anhaltender Beifall bei der Ö VP.) 

Gesetz, also auch dieses, vollzogen werden Präsident Dipl . -Ing . Waldbrunner : Als näch­
muß. Dafür ist nun einmal die Regierung stern Redner erteile ich dem Herrn Abgeord­
zuständig. Man sieht auch vorbei an der neten Dr. Broda das Wort. 
Tatsache, daß die Regierungspartei im Auf- Abgeordneter Dr. Broda (SPÖ) : Herr Präsi­
sichtsrat keineswegs die Mehrheit hat, wie dent ! Hohes Haus ! Sehr geehrte Damen 
Sie behaupten, und vorbei an der Tatsache, und Herren ! Zuerst ein Wort zu den Aus­
daß der Generalintendant der Politikerklausel führungen meines verehrten Herrn Vorredners, 
unterliegt und auf Grund einer öffentlichen unseres Altbundeskanzlers Dr. Gorbach. Herr 
Ausschreibung durch den Aufsichtsrat bestellt Kollege Dr. Gorbach ! Über Niveau streiten 
wird. Der Gesetzentwurf vergrößert die wir nicht ! Das mögen die Zuhörer, die Zu­
Distanz zwischen diesem Massenmedium und seher, das mögen die anderen entscheiden, 
den politischen Parteien und entrückt den nicht wir selbst. (Abg. Dr. Gorbach: Ein 
Rundfunk damit auch der Einflußsphäre der bißehen Sinn für Humor, Herr Abgeordneter 1) 
Regierungspartei. Hohes Haus ! Meine sehr geehrten Damen 

Hohes Haus ! Als ein Abgeordneter, der und Herren ! Der Herr Altbundeskanzler hat 
seit 1945 diesem Hohen Hause angehört, über die Vergangenheit gesprochen und hat 
darf ich wohl aussprechen, daß wir alle, gemeint : Wenn mehr Einigungswille in der 
wie ich in den letzten Tagen in diesem Hause Vergangenheit bestanden hätte, dann wäre es 
festgestellt habe, noch immer etwas hinzu- nicht zu jener Situation gekommen, die wir 
lernen können, wir von der Regierungspartei, heute bedauerlicherweise haben, daß in einer 
aber auch Sie, meine Damen und Herren sehr wichtigen nationalen Frage, in  einer 
von der Opposition. Es ist einfach zuwenig, I Frage von nationaler österreichischer Be­
bloß dagegen zu sein. Es genügt nicht, nur deutung ein Gesetz mit einem Verhältnis von 
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etwa 51 : 49 Prozent der abgegebenen Stimmen 
angenommen werden wird. Das ist bedauerlich. 
Mein Freund Scheibengraf hat das schon 
gesagt. 

den. (Abg. Dr. Wi thalm : "Sollen" muß nicht 
sein, Herr Abgeordneter 1 - H eiterkeit.j 

Rundfunk und Fernsehen, Herr Dr. Withalm, 
wären das nicht Gebiete gewesen, bei denen 

Als einer, der ein ganzes Jahrzehnt in es sich gelohnt hätte, eine gemeinsame Lösung 
vielen Phasen der Rundfunkverhandlungen zu finden, die zu bejahen alle großen gesell­
zwischen den beiden früheren Regierungs- schaftlichen und politischen Kräfte des Landes 
parteien sehr eng mit der Materie vertraut in der Lage gewesen wären � (Abg. Dr. Wit­
gewesen ist, muß i ch Ihnen, Herr Kollege halm : Die Möglichkeit besteht ja I) Ich bestreite 
Dr. Gorbach, aber sagen : Es kann sich die nicht, Herr Kollege Gorbach, daß jedenfalls 
Sozialistische Partei nur einen Vorwurf ma- in der zweiten Phase der Beratungen des 
ehen : daß sie allen jenen personellen Wünschen Sonderausschusses unter dem Vorsitzenden 
gegenüber, die Ihre Partei immer wieder Abgeordneten Harwalik sachlich diskutiert, 
vorgebracht hat, zu nachgiebig gewesen ist. debattiert und um Auffassungen gerungen 
(Zustimmung bei der SPÖ. - Widerspruch worden ist . Um so bedauerlicher ist es, daß 
bei der Ö VP.j Wenn Kollege Dr. Gorbach es nicht möglich "war, in dieser wesentlichen 
schon geglaubt hat, die Vergangenheit noch · Grundfrage der gesellschaftlichen Ordnung 
einmal aufrühren zu Süllen, dann muß doch zu einer Einigung zu kommen. 
der vVahrheit die Ehre gegeben werden : 
Wer stand denn in den vergangenen zelm Jahren Rundfunk und Fernsehen - ich möchte 
an der Spitze der Österreichischen Rundfunk- mich da gar nicht weiter aufhalten und nur 
gesellschaft 1 Immer waren es Männer, die I das sagen - sind in der modernen Gesellschaft 
Ihre Partei vorgeschlagen hatte. Sie haben Orte der Begegnung zwischen den großen 
die volle Verantwortung getragen. (Zustimmung gesellschaftlichen Kräften des Landes. Hier 
bei der SPÖ.j Sie haben die volle Verant- sollen die Standpunkte konfrontiert werden, 
wortung für das getragen, was jetzt kritisiert hier sollen Meinungsverschiedenheiten fair 
wird. (Abg. Dr. W i t h alm: Herr Kollege ausgetragen werden, und deshalb ' braucht 
Broda ! Wie können Sie von der vollen Ver- das Land auch eine Rundfunk- und Fernseh­
antwortung reden ? Absolutes Vetorecht I) Das organisation, die kein Regierungsrundfunk 
war nur ein Eingehen auf das, was mein ist, sondern die offensteht für alle, �.ie etwas 
sehr verehrter Herr Vorredner hier vorO'ebracht zu sagen haben. (Be'ljall bei der SPO.) Diese 
hat. (Abg. Dr. Pi t t e rmann: Der

b 
Scheidl Aufgabe sollte durch eine zweckmäßige und 

hätte nie mehr Generalintendant werden können, moderne Rundfunkorganisation erfüllt wer-
Dr. Withalm !) den. Wir glauben, daß durch das vorliegende 

. . •  I Gesetz diese Aufgabe nur mangelhaft erfüllt 
Ich stImme meIllem Parteifreund, unserem . d W' b d d ß d' M hrhel't des . WIr . Ir e auern, a le e Sprecher 1m Rundfunk-Sonderausschuß, Ing. P I t . ht b 't g "esen I'St der 

S h 'b f b ' d . . ar amen s nIC ereI m;. , 
c el engra , e1, er heute lller sagte : DIe 0 ' t' I h V hl" u mache!l dl'e 

M h h ·  d N . . . PPOSI IOn so c e orsc age z , e I' elt es atlOnalrates vergIbt heute eIlle h b " 
ß Oh f,, · h f" d' D k t ' anne m ar gewesen waren. 

gro e ance ur SlC , ur Ie emo ra Ie 
und für Österreich, wenn sie die Annahme 
dieses Gesetzes mit Mehrheit erzwingt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ein paar grundsätzliche Feststellungen : Die 
Demokratie steht und fällt mit ihrer Fähig­
keit, immer wieder zum Gemeinsamen zurück­
zufinden und alles Trennende zurückzustellen, 
"wenn es notwendig ist. Die Reife der Demo­
kratie dokumentiert sich in ihrer Fähigkeit, 
gemeinsame Lösungen auch dort zu finden, 
wo die Interessengegensätze ihrer Natur nach 
stark sind. Minderheit und Mehrheit tragen, 
so gesehen, eine sehr große Verantwortung. 
Die .Minderheit darf die Mehrheit nicht über­
fordern, sie muß wissen, was sie der Mehrheit 
zumuten kann, und die Mehrheit muß ihre 
Grenzen erkennen. Diese Grenzen sind die 
Respektierung der Rechte der Minderheit, 
der Schutz der Minderheit, denn immer wieder 
kann aus der Minderheit und soll aus der 
Minderheit wieder einmal die Mehrheit wer-

Die Sozialisten sind - ich bin ganz sicher, 
daß das Herr Kollege Harwalik bestätigen 
wird - der Mehrheit sehr weit entgegenge­
kommen. Wir haben uns auch gesagt, daß 
wir alles versuchen müssen, um nach den be­
wegten Auseinandersetzungen über das Volks­
begehren im vergangenen Jahr in einer so 
wichtigen Frage zu einer Einigung mit der 
Mehrheit zu kommen. Wir glauben, daß 
die Opposition ihr Möglichstes getan hat, und 
wir glauben, daß das Scheitern die Mehrheit 
zu verantworten hat. 

Es wird mancher Bemühung bedürfen, 
damit es in der Praxis doch zum Aufbau 
jenes Kapitals gegenseitigen Vertrauens in 
den so empfindlichen Gebieten, bei so emp­
findlichen Medien, wie sie Rundfunk und 
Fernsehen darstellen, kommen kann : zum 
Aufbau eines Vertrauenskapitals, das jetzt 
bei der Gesetzwerdung des Entwurfes nicht 
geschaffen worden ist. (Abg. Dr. Wi tha lm : 
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Durch den Herrn Freund vorher auch nicht !) 
Ich werde darauf noch zu sprechen kommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Die Sozialistische Partei hat mit ihrem 
Initiativantrag auf Schaffung einer "Anstalt 
österreichjscher Rundfunk" einen brauchbaren 
Diskussionsbeitrag für die dauerhafte und 
demokratische Lösung des Rundfunk- und 
Fernsehproblems nach dem Muster anderer, 
großer demokratischer Länder vorgelegt. Mit 
diesem Vorschlag glauben wir dem Beispiel 
der großen British Broadcasting Corporation 
gefolgt zu sein, wir glauben damit dem 
Grundgedanken des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes über die Rundfunkreform Rech­
nung getragen zu haben. Die "Anstalt öster­
reichischer Rundfunk", die wir vorgeschlagen 
haben, wäre ein Modell für einen regierungs­
unabhängigen und freien Rundfunk gewesen, 
das für die Erfüllung dieser bedeutenden 
öffentlichen Aufgaben die besten Vorausset­
zungen geschaffen hätte. 

Die Organe der "Anstalt österreichischer 
Rundfunk" wären zweckmäßig gegliedert ge­
wesen, sie hätten sich voll und ganz in den 
Dienst der Sache stellen können, und das 
parlamentarische Mitwirkungsrecht bei der 
Bestimmung des Entgelts für die Rundfunk­
und Fernsehleistungen wäre gesichert gewesen. 
In unserem Vorschlag wären auch wichtige 
Anregungen des Volksbegehrens, wie die Ein­
setzung eines Generalintendanten, verwirk­
licht worden. Durch die Schaffung einer 
Unvereinbarkeitsklausel nach den Bestim­
mungen des Unvereinbarkeitsgesetzes sind 
die sozialistischen Antragsteller dem V olks­
begehren so weit entgegengekommen, als es 
überhaupt ohne Aufgabe jener Grundsätze, 
die Demokraten unter allen Umständen auf­
rechterhalten müssen, vertretbar schien, ohne 
daß wir in die gefährliche Nähe der Verletzung 
verfassungsgesetzlich gewährleisteter Grund­
rechte gekommen wären. Das alles war in 
unseren Vorschlägen enthalten. 

Artikel 7 der Bundesverfassung bestimmt, 
daß den öffentlich Angestellten, einschließlich 
der Angehörigen des Bundesheeres, die unge­
schmälerte Ausübung ihrer politischen Rechte 
gewährleistet ist . Wenn das aber für die öffent­
lich Angestellten gilt, dann muß das doch erst 
recht für die Funktionäre einer Gesellschaft 
Geltung haben, deren Anteilsrechte zur Gänze 
im öffentlichen Eigentum stehen. Gewiß, 
man beruft sich dabei auf Artikel 19 Abs. 2 
der Bundesverfassung, der besagt, daß durch 
ein einfaches Gesetz die Betätigung öffentlicher 
Funktionäre in der Privatwirtschaft beschränkt 
werden kann. Sind aber die Organe der Rund­
funkgesellschaft wirklich in der Privatwirt­
schaft tätig ? Ich frage Sie : Was für eine priva t­
wirtschaftliche Gesellschaft ist das, deren 
Anteilsrechte zu 99 Prozent im Eigentum des 
Bundes und zu 1 Prozent im Eigentum der 
Bundesländer stehen ? Es ist sehr zweifelhaft, 
ob man sich bei den einschränkenden Bestim­
mungen über die politische Betätigung ge­
wisser Funktionäre der Rundfunkgesellschaft, 
die der einfache Gesetzgeber heute treffen 
wird, wirklich auf Artikel 19 Abs. 2 der 
Bundesverfassung berufen kann. 

Immerhin, die Berufung auf die Bestim­
mungen des Artikels 19 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz und auf die Unvereinbarkeits­
bestimmungen, die damit im Zusammenhang 
stehen, mag eine gewisse Berechtigung haben ; 
keinesfalls aber können - und darauf möchte 
ich nochmals die Aufmerksamkeit des Hohen 
Hauses lenken - die Grenzen der Unverein­
barkeit so weit gezogen werden, wie es der 
vorliegende Gesetzentwurf trotz unserer Ab­
mahnungen und Anträge wieder tut. Das 
ist die entscheidende Frage, auf die ich noch 
zurückkommen werde. 

Man hat sich auch in der Diskussion über 
das Volksbegehren darauf berufen, daß nach 
Artikel 92, 134 und 147 Bundesverfassung 
bei bestimmten richterlichen Funktionären 
bestimmte öffentliche Funktionen als unver­
einbar erklärt werden. Aber diese Ausnahmen 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! setzt ja die Verfassung selbst fest, und deshalb 
Es ist bedauerlich, daß die "Anstalt österrei- ist anzunehmen, daß der Verfassungsgeber 
chiseher Rundfunk" nicht gesetzlich verwirk- vermeiden wollte, daß der einfache Gesetzgeber, 
licht werden wird. , noch dazu in Fällen, die gar nicht an Bedeu-

Einer der Gründe, warum die sozialistische I tung vergleichbar sind mit solchen höchst­
Fraktion gegen das vorliegende Rundfunk- richterlichen Funktionen, Ausnahmen von so 
gesetz stimmen wird, ist die Politikerklausel einschneidender Natur festsetzt. (Abg. M i t­
in der Fassung des Ausschußberichtes. Es t e r e r :  Damals war ja noch kein Fernsehen !) 
soll dabei nicht verkannt werden, daß die Grundsätzlich gilt, Kollege Mitterer, Artikel 7 
Politikerklausel in der Fassung des jetzt vor- der Bundesverfassung, wonach allen öffent­
liegenden Gesetzentwurfes wesentliche Verbes- lich Angestellten, einschließlich der Ange­
serungen gegenüber dem Volksbegehren- hörigen des Bundesheeres, die volle Ausübung 
entwurf enthält. Dennoch gibt es sehr starke ihrer politischen Rechte garantiert werden 
Argumente dafür, daß die Politikerklausel muß .  
mit einem Teil ihrer Bestimmungen der Ver- Herr Kollege Mitterer - um auch Ihren 
fassung nicht entspricht. Zwischenruf nicht unbeantwortet zu lassen -, 
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i ch schätze, wie bekannt ist, den Fernsehdirektor 
Freund außerordentlich (Abg. A .  Schlager  :Das 
glaube ich gern ! - Abg. Benya :  Er kann 
ja auch etwas !) , kann aber die Bedeutung 
seiner Funktion mit der eines Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofes, des Verfassungs­
gerichtshofes oder des Verwaltungsgerichts­
hofes nicht vergleichen. (Abg. A .  Schlage r :  
Die schätzen Sie auch nicht sehr, Herr Kollege !) 
Das war ein sehr kluger Zwischenruf. Ich 
weiß schon, wenn man über diese Fragen spricht, 
dann mag das bei der öffentlichen Meinung, 
die sehr einseitig festgelegt ist, manchmal 
nicht sehr populär sein. Ich weiß schon, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß Ent­
politisierung und Neutralisierung Modewörter 
geworden sind. Ich möchte Sie, meine Herren 
Kollegen und meine Damen von der Österreichi­
schen Volkspartei, darauf aufmerksam machen, 
daß dies alles einmal ein Bumerang werden 
kann. Alle Berufungen auf Entpolitisierung und 
Neutralisierung können durchaus einmal ein 
Bumerang werden. 

Wir Sozialisten sind der Meinung, daß man 
manchmal auch gegen den Strom schwimmen 
muß, wenn es um Grundsätze geht, die man 
nicht verleugnen darf, auch wenn sie gelegent­
lich unbequem sind. (Beifall bei der SPÖ.j 
Diesen Standpunkt haben die Kollegen der 
Sozialistischen Partei, meine Parteifreunde, 
in der großen Rundfunkdebatte am 15. Juli 
1965 eingenommen. Kollege Dr. Kleiner 
hat damals sehr ausführlich über diese Fragen 
gesprochen. (Abg. Dr. Withalm:  Auch die 
Rede des Herrn Dr. Winter ist uns noch in 
Erinnerung !) Auch darauf werde ich noch 
zu sprechen kommen. Wir stehen heute un­
verändert auf dem Standpunkt, der damals 
als Standpunkt der sozialistischen Fraktion 
hier zum Ausdruck gebracht worden ist. 
Es wäre ein gefährliches Beispiel, wenn es 
sich der Gesetzgeber zur Gewohnheit machen 
sollte, aus Opportunität und weil es scheinbar 
in der Öffentlichkeit gut ankommt, mit demo­
kratischen Grundrechten so umzugehen, als 
wären sie leicht und zu einem geringen Preis 
jederzeit verzichtbar und veräußerlich. (Beifall 
bei der SPÖ.j Das Grundrecht der freien und 
unbehinderten Ausübung der vollen politischen 
Rechte unter allen Umständen zu verteidigen 
und zu schützen, war und ist die Aufgabe, 
die sich die Sozialistische Partei stellt. (Abg. 
Dr. W i thalm : Erinnern Sie sich an den "Justiz­
putsch", Herr Dr. Broda ?) Unsere Verfassung 
soll uns über allem stehen, auch dort, wo es 
gelegentlich unbequem ist gegenüber einer 
öffentlichen Meinung, die aus Gründen, die 
verständlich sind, manches an den verfassungs­
gesetzlich gewährleisteten Rechten mißver­
steht. (Abg. Dr. Wi th a l m :  . . .  die Dr. Winter 
"präpotente Journaille" bezeichnet hat !) Über 

Abwesende zu sprechen, Kollege Withalm, 
ist nicht fair. (Abg. B e nya : Nur ein Zeichen 
der Nervosität ! - Abg. Dr. Withal m :  Das 
ist �'or einem Jahr in diesem Hohen Hause 
gesprochen worden ! I ch glaube gern, daß 
Ihnen das unangenehm ist ! - Abg. Probst : 
Aber er ist nicht mehr hier I) 

Kollege Dr . Withalm, bitte nehmen Sie 
zur Kenntnis - ich habe mir vorgenommen, 
es ohnedies zu sagen, ich kann es jetzt schon 
sagen -: Wir sozialistischen Abgeordneten 
danken heute und von dieser Stelle aus un­
serem Freund Dr. Winter, der diesem Haus 
nicht mehr angehört, für den Mut und die 
Offenheit, mit der er sich vor einem Jahr hier 
auseinandergesetzt hat. (Beifall bei der SPÖ.j 
Ich habe dem Kollegen Dr. Winter die Rede 
nicht aufgesetzt. Kollege Dr. Winter, ein 
geachtetes Mitglied dieses Hauses, Obmann 
des Verfassungsausschusses, war selbst Manns 
genug zu vertreten, welcher Ausdrücke er 
sich bedient hat. Um Details geht es 'gar 
nicht. (Abg. B e n y a :  Bei uns wird er auch 
nicht zensuriert !) Aber daß Kollege Dr. Winter, 
wie immer man zu seinen Ausdrücken im ein­
zelnen stehen mag, damals von einem heiligen 
Zorn erfüllt war gegenüber einer Verletzung 
demokratischer Grundrechte, ist keine Frage, 
und dafür danken wir ihm auch heute noch ! 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. Withalm : 
Herr Kollege Broda ! Ich verstehe nur eines 
nicht : Warum halten Sie sich auf, wenn ich 
Dr. W inter zitiere ? Ich bin ihm nicht nahe­
getreten, ich habe ihn nur zitiert !) Ich halte 
mich ja gar nicht auf darüber. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Hohes Haus ! Wir sind beim Rundfunkgesetz 
1966. Ich komme zu einer Frage, die mir 
- Herr Kollege Grundemann, ich freue mich , 
daß Sie da sind, verehrter Herr Präsident -
besonders wichtig ist . Sie ahnen schon, was 
ich sagen will. Es soll dieses Hohe Haus 
heute nicht auseinandergehen, ohne den Stand­
punkt der Sozialistischen Partei in dieser 
Frage mit allem Ernst vorgetragen zu hören. 
Wir glauben, daß die Politikerklausel, wie 
sie der Gesetzentwurf enthält, vor allem in 
einem Punkt weit übers Ziel schießt. Nach 
dem Gesetzentwurf ist folgendes vorgesehen : 
Ein Gemeinderat, und sei es auch in der 
kleinsten österreichischen Gemeinde, darf nicht 
gleichzeitig Generalintendant, Intendant oder 
Direktor der Rundfunkgesellschaft sein. Ich 
frage Sie : Wo bleibt der Sinn dieser Bestim­
mung ? Wo bleibt die Logik dieser Bestim­
mung ? Ich habe Sie, Herr Präsident Grunde­
mann - wir sind ja alte, gute Bekannte 
schon aus dem Bundesrat -, schon im Aus­
schuß gefragt, wie Sie eine solche Bestimmung 
rechtfertigen können. (Abg. H o r ejs : Er 
ist ja Präsident des Gemeindebundes ! 
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Abg. W e i k h a r t :  Ö V  P-Sekretär muß man 
gewesen sein, dann darf man Generaldirektor 
sein 1 - Abg. K o n i r :  Scheidl muß man 
heißen 1 - Abg. P r o b s t :  So wie damals, als 
der Scheidl das geworden ist ; damals habt ihr 
auch von Entpolitisieren geredet und dann 
den Scheidl hingesetzt I) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Ich er­
innere, daß der Redner am Wort ist ! 

Abgeordneter Dr. Broda (fortsetzend) : Herr 
Kollege Grundemann ! Ich habe mich heute 
aus dem Verzeichnis der Abgeordneten orien­
tiert - ich wußte es nicht ganz genau -, 
daß Sie als Ihre Heimatadresse ReichenthaI 
im Mühlviertel angeben. Ich frage das Hohe 
Haus und die ganze Öffentlichkeit : Wie 
ist es zu rechtfertigen, welche Logik soll eine 
Bestimmung haben, daß ein Mitglied, sagen 
wir, des Gemeinderates von ReichenthaI im 
Mühlviertel nicht gleichzeitig Intendant des 
Studios Linz der Österreichischen Rundfunk­
gesellschaft sein kann ? (Abg. Dr. J. G1·ube r :  
Weil es z�1, weit weg ist I) Mit dieser Bestim­
mung wird von der Mehrheit dieses Hauses 
der demokratischen Erziehung und dem Ge­
danken der Selbstverwaltung in unserem 
Land kein guter Dienst erwiesen. Hier werden 
überflüssig zehntausende österreichische Demo­
kraten, die ehrenamtlich und selbstlos tagaus, 
tagein die Funktionen von Gemeindevertretern 
ausfüllen, diskriminiert ! (Zustimmung bei der 
SPÖ.) Ihr Ja zu dieser Bestimmung, Herr 
Präsident Grundemann, ist ein bedauerlicher 
Ausdruck der Undankbarkeit gegenüber den 
Leistungen dieser zehntausenden Gemeinde­
funktionäre, die Mitglieder des Österreichischen 
Gemeindebundes sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

"Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Mehrheit ! Sie haben in einer Reihe 
von anderen Punkten den Vorschlägen des 
Vollrsbegehrens nicht mehr Folge geleistet. 
Die Vorschläge des Volksbegehrens sind durch 
den vorliegenden Entwurf verbessert worden. 
Wahrscheinlich wären Ihnen die Initiatoren 
des Volksbegehrens im stillen dankbar ge­
wesen, wenn Sie sie von der Last dieser 
Bestimmung der Diskriminierung des Gemeinde­
rates befreit hätten. Aber noch ist es Zeit, 
vielleicht überlegen Sie das vor der Abstim­
mung. (Abg. Dr. W i t h a l m :  Noch ist es Zeit 1 
Ihr könnt noch für den Gesetzentwurf stimmen I) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Unabhängiges Denken, Unparteilichkeit und 
Objektivität lassen sich nicht durch Politiker­
klauseln erzwingen, schon gar nicht durch 
solche, die weit über das Ziel schießen. Sie 
beschließen jetzt diese Politikerklausel. Aber 
was ist, wenn ein Bewerber schon vor länger 
als fünf Jahren, Herr Dr. Withalm, auf sein 
Bundesratsmandat verzichtet hat ? Dann ist 

er kein Politiker mehr, dann kann er General­
intendant des Rundfunks werden. (Abg. 
Dr. Wi thal m :  Das ist eine organisatorische 
Frage, nehm.e ich an I) Jawohl. (Abg. We ik­
hart : Der Organisation der Ö VP I  - Abg. 
Dr. Pi t t e rmann:  Das sind die Unterschiede 
zwischen euch und uns I) Meine sehr geehrten 
Damen und Herren ! Herr Kollege Doktor . . .  
(Zwischenrufe.) Ganz deutlich, ja,  dann ist 
er kein Politiker mehr. Wenn er vor mehr als 
fünf Jahren auf sein Bundesratsmandat ver­
zichtet hat, dann ist er kein Politiker mehr. 
Herr Kollege Dr. Withalm ! Was ist, wenn ein 
Bewerber nicht Angestellter einer politischen 
Partei ist - wenn ja,  dann fällt er unter 
die Politikerklausel -, sondern ihr fallweise 
oder ständig als hochbezahlter Konsulent 
dient ? Dann ist er auch kein Politiker 1 I 
Dann kann er Generalintendant werden. Der 
Parteiangestellte ist von der Bewerbung aus­
geschlossen, aber nicht der Konsulent bei 
ihren Wahlkämpfen. (Abg. Dr. W i thalm : 
Das ist ein ganz guter Tip, den er uns da gibt ! 
- Abg. Dr. Pi t t e rmann : Wir brauchen hier 
keinen Kmnjuristen wie den Kronhuber I) 

Wir müssen den Vorwurf erheben, daß das 
eine Lösung ist ohne jede innere Logik. Die 
innere Unabhängigkeit der leitenden Organe 
des österreichischen Rundfunks wird niemals 
von einer Politikerklausel, sondern nur von 
der Reife unserer demokratischen Einrichtun­
gen und der Kraft der öffentlichen Meinung 
abhängen, "  die diese Einrichtungen kontrol­
liert. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Hohes Haus ! Mit der Beschlußfassung über 
das Rundfunkgesetz geht ein bewegtes Kapitel 
österreichischer Parlamentsgeschichte und In­
nenpolitik zu Ende. (Abg. Dr. Wi thalm : 
Da sind wir einer Meinung I) Gewiß ,  die zur 
Abstimmung gestellte Vorlage ist nicht mehr 
in jenem Sinne die "Lex Freund" , gegen die 
wir uns so leidenschaftlich auch im Fernsehen 
gewendet haben. Gewiß, nach den jetzt vor­
liegenden Formulierungen des Gesetzent­
wurfes wird es auf Grund des Gesetzes nicht 
möglich sein, den Schöpfer des Österreichischen 
Fernsehens, den Fernsehdirektor Gerhard 
Freund, mit einer Handbewegung durch einen 
einzigen Paragraphen aus seinem Amt, seiner 
Funktion, zu entfernen. (Abg. Benya : Das 
tut ihnen leid I) Was wir jetzt erwarten, und 
worauf wir sehr achten werden, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der Mehrheit, 
ist, daß die Praxis dem Gesetz entsprechen 
wird und daß nicht in der Praxis Möglichkeiten 
und Schlupflöcher gefunden werden, um das, 
was über den Weg des Gesetzes nicht vorge­
sehen ist, zu erreichen : Gerhard Freund aus 
seinen Funktionen als verantwortlicher Funk-
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tionär und Direktor der Österreichischen 
Rundfunkgesellschaft zu verdrängen. Darauf 
werden wir sehr gut achtgeben. (Abg. Dr. 
Wi thalm : Sie machen das Gesetz zu einer 
"Lex Freund", Herr Kollege I) Auch das soll 
im Parlament und vor der ganzen Öffentlich­
keit ausgesprochen werden. Es ist jetzt nicht 
mehr die Lex Freund im Gesetzeswortlaut, 
es soll auch nicht die Lex Freund in der Praxis 
sein. 

Ich möchte abschließend folgendes sagen : 
In mehr als zwei Jahren ist das Für und Wider 
um das erste Volksbegehren der Zweiten 
Republik sehr rege dabattiert worden. Es 
ist sehr viel politische Initiative und Energie 
investiert worden. Die Sozialisten haben klar­
gestellt, warum sie diese Initiative, dieses 
Volksbegehren nicht unterstützen konnten. 
(Abg. Dr. W ithalm : Viel Für hat es nicht 
gegeben , Herr Kollege I) Die Sozialisten stehen 
unverändert zu diesen Grundsätzen, und sie 
verl(;ugnen diese Grundsätze auch heute nicht. 
Die Sozialisten leugnen aber auch nicht, daß 
das Rundfunk-Volksbegehren politische Ur­
sachen hatte, über die auf die Dauer nicht 
hinweggesehen werden durfte, wenn die Demo­
kratie nicht Schaden erleiden sollte. Nun ist 
es Zeit, daß wir alle sagen : Blicken wir nicht 
zurück im Zorn ! Blicken wir in die Zukunft 
des österreichischen Rundfullk- und Fernseh­
wesens, wenn das Rundfunkgesetz von der 
Volksvertretung heute mit Mehrheit zum Be­
schluß erhoben werden wird. Mögen alle -
auf welcher Seite des Volksbegehrens sie stan­
den und ob sie heute zur Mehrheit dieses 
Hauses oder zur Minderheit gehören - alle 
Kraft dafür einsetzen, daß wir eine österreichi­
sche Rundfunk- und Fernsehorganisation er­
halten, in der jede Stimme zur Geltung kommt, 
die dem Land etwas zu sagen hat. 
Darauf haben das Land und unsere Demo­
kratie einen Anspruch. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Dr. van Tongel das Wort. 

Abgeordneter Dr. van Tongel (FPÖ) : Herr 
Präsident ! Meine Damen und Herren ! Nach 
den hochtrabenden Worten, die manchmal 
sogar den Charakter von Deklamationen an­
genommen haben, die wir von einem der 
Herren Vorredner soeben gehört haben, möchte 
ich bei der Besprechung des zur Beratung 
stehenden Gesetzes auf den Boden einer nüch­
ternen Besprechung und Beurteilung vor allem 
konkreter Einzelheiten zurückkehren. 

Das Gesetz über die Österreichische Rund­
funkgesellschaft, das wir heute beschließen, 
hätten wir fast auf den Tag genau schon 
vor einem Jahr, am 15.  Juli 1965, hier im 
Nationalrat beschließen können, wenn die 

ÖVP gewollt hätte . Denn es lag, von dem 
damaligen Sonderausschuß fertiggestellt, ein 
sehr praktikabler Gesetzestext vor, den wir 
damals im Sinne des Volksbegehrens und auf 
Grund der 833 .000 Unterschriften des Volks­
begehrens hätten beschließen können. Aber 
die ÖVP wollte damals nicht, denn sie schätzte 
das Entgegenkommen gegenüber 833 .000 Unter­
zeichnern geringer ein als ihre Treue zur Ko­
alition und insbesondere zum Koalitions­
pakt. Denn das Volksbegehren, das die 
Österreichische Volkspartei so laut begrüßt 
hatte, schien ihr damals geringer als die 
Treue zur Koalition und zum Koalitionspakt. 

Meine Damen und Herren, wie kam es 
überhaupt zu diesem Volksbegehren ? Ich 
glaube, daß man diese Einzelheitenrückschauend 
besprechen muß,  denn was sich dem staunen­
den Mitbürger als Österreichischer Rundfunk 
und Österreichisches Fernsehen darbietet, ist 
- das muß auch heute an dieser Stelle unter­
strichen werden - das gemeinsame Produkt 
der früheren Regierungskoa1ition von Öster­
reichiseher Volkspartei und Sozialistischer 
Partei. Daran ändern die heute zutage ge­
tretenen gegenseitigen Vorwürfe gar nichts, 
denn OVP und SPÖ haben den Rundfunk, 
seine Gestion, seine leitenden Personen und 
die ganze Art seines Arbeitens in den Zustand 
gebracht, in dem er sich auch heute noch 
befindet. Gemeinsam hat die Koalition diesen 
Rundfunk und dieses Fernsehen geschaffen, 
fast könnte man auch sagen : gemeinsam haben 
sie diese beiden Massenmedien betrieben. 

Hören Sie die vor vier Jahren, am 20. März 
1962, im Ministerrat beschlossene Fassung 
zur Zeit der Koalitionsregierung. Dieser 
Beschluß lautete, es solle eine grundlegende 
Sanierung der Rundfunk-Ges. m. b. H. in 
die Wege geleitet werden. Geschehen ist, 
wie üb1ich in Österreich, nichts. 

Es kam dann zum Koalitionspakt 1963, 
der damals die verschämte Bezeichnung "Ar­
beitsübereinkommen" erhalten hatte, der aber 
ein Übereinkommen für Nicht-gemeinsames­
Arbeiten darstellte. Unter diesem neuen 
Koalitionspakt geschah aber abermals keine 
Rundfunkreform, sondern nur eine neue, weitere 
Zementierung des Partei-Proporzes. Man hat 
damals ausdrücklich nicht etwa die Bundes­
regierung, sondern durch eine Änderung des 
Kompetenzgesetzes die Bundesminister für 
Unterricht und für Verkehr im trauten Proporz­
ausgleich, so wie es in Österreich üblich war, 
mit der Funktion der verantwortlichen Leitung 
des Rundfunks beziehungsweise der über­
wachung der Rundfunkgesellschaft betraut. 
Die beiden haben sich genausowenig einigen 
können wie der Proporzrundfunkvorstand in 
der Zusammensetzung 2 :  2 .  
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Im März 1963 kam es zum ersten Aufmucken 
der Öffentlichkeit. Der "Kurier" hat als erste 
Tageszeitung zu einer Protestaktion gegen 
diese gemeinsame Herrschaft von ÖVP und 
SPÖ im Rundfunk aufgerufen. Ihm haben 
sich zunächst die "Kleine Zeitung" in Graz 
und die "Wiener Wochenpresse" angeschlossen. 
So kamen innerhalb kürzester Zeit auf infor­
meller Basis 377 .000 Unterschriften zustande. 

Es war aber noch immer nicht möglich, 
das heute hier so gerühmte Volksbegehren ein­
zuleiten, weil 1 8  Jahre nach dem Ins-Leben­
Treten der Zweiten Republik das Durchfüh­
rungsgesetz noch immer gefehlt hat, welches 
überhaupt erst die Durchführung eines Volks­
begehrens ermöglicht hätte. Es ist richtig, 
was Herr Dr. Gorbach hier heute gesagt hat, 
daß im Jahre 1963 jenes Durchführungsgesetz 
- 18 Jahre nach dem Ins-Leben-Treten der 
Zweiten Republik - zustande gekommen ist . 
In der Ersten Republik hat es im Jahre 1920 
nur wenige Monate gedauert, und wir hatten 
das Durchführungsgesetz für Volksbegehren. 

Endlich kam es dann nach diesem Durch­
führungsgesetz, welches ' den Weg frei für 
die Einrichtung des in der Verfassung seit 
43 Jahren vorgesehenen Volksbegehrens mach­
te, zur Durchführung des ersten Volksbegehrens 
in Österreich überhaupt. 

Inzwischen aber hatte sich die Koalition 
von ÖVP und SPÖ wieder einmal einen ihrer 
berühmten Termine selbst gesetzt. Sie hatte 
�ich den Termin 30. Juni 1964 für eine grund­
legende und allgemeine Reform des Rund­
funkgesetzes selbst gesetzt. Selbstverständ­
lich ist dieser Termin - wie alle übrigen auch -
verstrichen, ohne daß das geringste Ergebnis 
erzielt wurde. Und dann kam es zur Aktion 
der damals 52 Zeitungen - es sind inzwischen 
mehr geworden -, und es wurde ein Volks­
begehren eingeleitet. 

Wiewohl zunächst nach den Bestimmungen 
des Durchführungsgesetzes nur 30.000 Unter­
schriften aufzubringen waren, gelang es be­
reits im formellen Einleitungsverfahren, wel­
ches zur Einleitung jedes Volksbegehrens 
durchzuführen ist, 207 . 129 Unterschriften zu 
erhalten . 

In der Zeit vom 5. bis 12 .  Oktober · 1964 
hat dann die Eintragung in die aufgelegten 
Listen zur Unterstützung des Volksbegehrens 
stattgefunden. Damals hat die Freiheitliche 
Partei Österreichs folgenden Beschluß gefaßt : 

"Die freiheitlichen Abgeordneten werden 
im Nationalrat verlangen, daß der durch das 
Volksbegehren unterstützte Gesetzentwurf für 
eine Rundfunkreform in parlamentarische Be­
handlung genommen wird, damit im Sinne 
der bisherigen Haltung der Freiheitlichen 

Partei endlich eine zielführende Reform un­
seres Rundfunks und unseres Fernsehens 
durchgeführt wird." Damals haben wir Frei­
heitlichen weiters festgestellt : "Die Reform muß 
in jedem Fall gewährleisten, daß die Österrei­
chische Rundfunkgesellschaft aus einem partei­
politischen Proporzinstrument der schwarz­
roten Koalition zu einer Kultureinrichtung 
des ganzen Volkes umgewandelt wird." 

Dieser grundsätzliche Beschluß war für 
uns Freiheitliche die Richtlinie für das Ver­
halten in der ganzen Angelegenheit der Rund­
funkreform. Meine Damen und Herren ! Auch 
heute ist unsere Einstellung und unser Ziel 
dieser damalige Grundsatzbeschluß .  Wir haben 
daher im Unterausschuß für das Volksbegehren 
zu einzelnen Artikeln und Paragraphen Stel­
lung genommen. Obwohl das Volksbegehren 
833 .000 Unterschriften erhalten hat, haben 
wir schon ' damals feststellen müssen, daß die 
verfassungsmäßigen Grundlagen für V olks­
begehren in Österreich völlig unzureichend 
sind, weil wohl. vorgesehen ist, daß in Öster­
reich ein Volksbegehren in Behandlung ge­
nommen werden muß, aber nicht vorgesehen 
ist, was geschieht, wenn der Nationalrat es 
entweder überhaupt nicht behandelt oder es, 
wie es vor einem Jahr der Fall war, einfach 
nicht abschließend behandelt und liegenläßt. 

Am 1 1 .  November 1964 ist von aer Regierung 
das Volksbegehren dem Nationalrat, wie es 
das Gesetz vorschreibt , vorgelegt worden. 
Bereits am 15 .  Dezember 1964 habe ich als 
freiheitlicher Vertreter im Volksbegehrens­
ausschuß den Antrag gestellt, diesem Ausschuß 
eine Frist bis Ende Feber 1965 zu setzen. Dieser 
Antrag wurde, wie damals üblich, nieder­
gestimmt, und zwar von heiden Koalitions­
parteien. Wir haben dann in 15 Sitzungen 
bei einer Reihe von Formulierungen von unserer 
freiheitlichen Sicht aus eigene Gedanken ent­
wickelt. Diesen Anregungen ist in einigen 
Fällen die Österreichische Volkspartei beige­
treten, in zwei oder drei Punkten ha ben 
sich die sozialistischen Kollegen unserer Auf­
fassung angeschlossen. Wir haben dort, wo 
die Kollegen der ÖVP Formulierungen gebracht 
haben, wenn sie uns nicht ganz entsprochen 
haben, diese entweder mit Abänderungen ver­
sehen oder haben ihnen dann zugestimmt, 
wenn jene Grundgedanken, die wir von der 
Entpolitisierung unseres Rundfunks haben, 
durch diese Vorschläge verwirklicht werden 
können. Wir haben daher auch jener Politiker­
klausel zugestimmt, die hinsichtlich des General­
intendanten eine Bestellung dann ausschließt, 
wenn ein Bewerber in der Vergangenheit 
politische Funktionen bekleidet hat . 

Meine Damen und Herren ! Hier ein offenes 
Wort zu einem Gegenstand, der auch heute 
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hier schon besprochen wurde . Es wird kriti- ihren Wünschen weitaus weniger entspricht. 
siert, daß man unter Umständen auch einen Und sie hat auch keine Wahlreform bekommen. 
Gemeinderat einer kleinen Gemeinde in diese Das hat sie am 6. März 1966 zu spüren be­
Politikerklausel miteinbezogen hat. Wir dürfen kommen. 
dazu sagen : Wenn jemand der Meinung ist, 
daß seine Funktion im Fernsehen und Rund­
funk so wichtig ist, dann könnte er ja unter 
Umständen die gleichzeitige Bekleidung einer 
Funktion in einer Gemeinde aufgeben. 'Wenn 
man aber schon einmal entpolitisiert - das 
war die Auffassung der Freiheitlichen Partei -
und wenn sich eine so große Anzahl von Öster­
reichern und Österreicherinnen für dieses 
Prinzip ausgesprochen hat, dann sollte 
wohl auch der Nationalrat dem entspre­
chen. 

Wir konnten uns in einem Punkt nicht eini­
gen, das war das sogenannte Programment­
gelt, wo wir auch heute die Auffassung ver­
treten, daß seine Festsetzung der Zustimmung 
des Hauptausschusses bedarf. Meine Damen 
und Herren, ich darf auf diese Frage noch ge­
sondert zurückkommen. 

Die Österreichische Volkspartei hat vor 
einem Jahr einen Antrag angekündigt, und 
sie hat diesen Antrag am 30. März 1966 ge­
stellt. Auch die Sozialistische Partei hat 
ihrerseits einen eigenen Antrag für den 
Rundfunk gestellt. Das Ergebnis liegt nunmehr 
vor. Es hat, wie ich hervorheben möchte, 
zum Unterschied von der Beratung anderer 
Gesetze in der letzten Zeit in dem Sonder­
ausschuß ein sehr sachliches Klima geherrscht, 
und es wurde sehr, sehr eingehend beraten. 
Ich würde wünschen und spreche die Hoff­
nung aus, daß auch bei anderen wichtigen 
Materien jener Beratungsmodus und jenes 
Beratungsklima in diesem Hohen Hause prak­
tiziert wird, wie es bei der Vorberatung dieses 
Gesetzes im Sonderausschuß der Fall war. 

Meine Damen und Herren ! Wir müssen 
prüfen, inwieweit der heute zu beschließende 

Wiederholt haben wir in den Sitzungen des Gesetzestext im Sinne des Volksbegehrens 
vergangenen Jahres beide Koalitionsparteien der 833.000 Unterzeichner des Volksbegehrens 
beschworen, doch nicht den schlechten Ein- gestaltet worden ist. Ich darf dazu folgendes 
druck bei der Bevölkerung zu hinterlassen, feststellen : Es ist ein Gesetz, welches den 
daß das erste Volksbegehren, das in Österreich Massenmedien Rundfunk und Fernsehen die 
überhaupt gestellt wurde, in einer solchen Grundlage gibt. Es ist zum zweiten ein Gesetz, 
Weise behandelt wird, wie es vergangenes welches die Grundsätze für das Programm 
Jahr hier mit einem so blamablen Ergebnis und die Programmgestaltung dieser beiden 
geschehen ist. Wir haben diese Versuche Massenmedien festsetzt. Zum dritten versucht 
wiederholt unternommen. Wir haben zuletzt der Gesetzestext - und ich unterstreiche das 
am 18.  November 1965 noch einmal diese Wort "versucht" - die geforderte Entpoli­
Frage zur Debatte gestellt, aber die Auf- tisierung von Rundfunk und Fernsehen. 
lösung des Nationalrates hat diese Lösung Hohes Haus ! Es wird für dieses Gesetz 
verhindert. I entscheidend sein, wie es durchgeführt wird, 

Am 15 .  Juli 1965 wären wir so weit gewesen, und vor allem, welchen Gebrauch die Bundes­
der Nationalrat hätte das Volksbegehren über regierung, aber auch die Österreichische Volks­
den Rundfunk, dessen Text bis auf zwei kleine partei von der Mehrheit macht, die sie auch 
offene Probleme festgestanden ist, verabschie- in den Organen der Rundfunkgesellschaft 
den können. Aber es siegte über das Volks- haben wird. Das ist die entscheidende Frage, 
begehren ein Junktim innerhalb der beiden denn nicht das Gesetz allein genügt ; es kommt 
Koalitionsparteien Österreichische Volks- auf den Geist an, in dem es durchgeführt wird, 
partei und Sozialistische Partei, ein Junktim, und da ist der entscheidende Punkt, wie sich 
das im Volksmund gemeiniglich Kuhhandel die ÖVP zu dem Grundgedanken und zu den 
genannt wird, nämlich ein Tauschgeschäft über Grundforderungen des Volksbegehrens ver­
Volksbegehren und Wahlreform : Machen die halten wird. 
Sozialisten keine Wahlreform, dann machen Wir Freiheitlichen werden diesem Gesetz 
wir von der Volkspartei auch kein Volks- in der Erwartung zustimmen, daß sich die 
begehren über den Rundfunk. ÖVP bei der Durchführung an den Geist 

Wie es häufig bei einem Kuhhandel zu ge- der Forderungen halten wird, die zu zitieren 
schehen pflegt, war einer der weinende Teil, ich mir eben erlaubt habe.  Wir dürfen aber 
und dieser weinende Teil war in diesem Fall heute schon eine Warnung aussprechen : Es 
die Sozialistische Partei . Sie  hat damals die darf nicht geschehen, daß aus dem schwarz­
Möglichkeit gehabt, ein für sie besseres Volks- roten Proporzrundfunk und -fernsehen etwa. 
begehrengesetz über den Rundfunk durch ein schwarzer Rundfunk oder ein schwarzes 
die Koalition zu erreichen ; sie hat es nicht Fernsehen wird ! 
bekommen. Sie muß heute ein Volksbegehren- Angesichts der vorgeschrittenen Zeit möchte 
gesetz über den Rundfunk hinnehmen, das ich mich heute auf eine kurze Stellungnahme 
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zum Gesetzestext beschränken. In § 1 ist die 
GrundsatzsteIlung von Rundfunk und Fern­
sehen festgehalten. Ich unterstreiche die N ot­
wendigkeit der im Buchstaben d des Absatzes 1 
festgelegten Bestimmung, die da lautet : 

Der Rundfunk hat zu sorgen für "die objek­
tive Information der Allgemeinheit in Form 
von Nachrichten, Reportagen, Kommentaren 
und Stellungnahmen sowie die Wiedergabe von 
Stellungnahmen und sachlicher Kritik am 
öffentlichen, kulturellen und wirtschaftlichen 
Leben unter Berücksichtigung wichtiger Aus­
sagen der öffentlichen Meinung". 

Meine Damen und Herren ! Dazu gehört, 
daß auch das Verschweigen wichtiger Aus­
sagen der öffentlichen Meinung eine subjektive 
und keine objektive Berichterstattung dar­
stellt. Wenn ich eine wichtige Aussage des 
öffentlichen Lebens verschweige, weil ich 
damit einer Gruppe dienen will, so ist das 
zwar keine objektive Unrichtigkeit, es ist 
aber trotzdem subjektiv und nicht objektiv . 

Dazu gehört ferner der Buchstabe e des 
genannten Paragraphen, der "die objektive 
Berichterstattung über die Tätigkeit der gesetz­
gebenden Körperschaften und Übertragung 
ihrer Verhandlungen" fordert. Jetzt wird 
sehr häufig in der Berichterstattung dieses 
Massenmediums manches verschwiegen oder 
durch flüchtige Darstellung eine unrichtige 
Wiedergabe dieser Verhandlungen der gesetz­
gebenden Körperschaften gebracht. 

Meine Damen und Herren ! Wir haben Ver­
anlassung genommen, ähnlich wie die Abge­
ordneten der Sozialistischen Partei, das bean­
tragte Rundfunkgesetz zu ergänzen, und zwar 
möchten wir b e a n t r a g e n, im § 1 des Gesetzes 
einen neuen Absatz 3 einzufügen und die 
folgenden Absätze entsprechend zu nume­
rieren. Wir beantragen daher, den Wortlaut 
des Absatzes 3 folgendermaßen zu gestalten : 

, , (3) Die Programme dürfen nicht einseitig 
einer politischen Partei, einer Interessen­
gemeinschaft oder einer Weltanschauung 
dienen." 

Die Absätze 3 bis 5 werden zu Absätzen 4 
bis 6. 

Die Kollegen der Österreichischen Volks­
partei haben im Ausschuß diesen Vorschlag 
niedergestimmt. Ich möchte nicht hoffen, 
meine Damen und Herren, daß die Ablehnung 
dieser von uns beantragten, eigentlich selbst­
verständlichen Formulierung (Abg. Dr. Gor­
bac h :  Nicht fürchten !) die Absicht involviert, 
in Zukunft das Gegenteil davon zu tun. 
Ich glaube, es wäre zweckmäßig und richtig 
gewesen, diesen Vorschlag anzunehmen und 
damit von vornherein statt deklamatorischer 
Worte durch eine Gesetzesbestimmung fest­
zustellen, daß die Programme der bei den 

Massenmedien nicht einseitig einer politischen 
Partei, einer Interessengemeinschaft oder einer 
Weltanschauung dienen. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe schon 
im Ausschuß die Auffassung vertreten, daß 
im § 4 die Begrenzung der Sendedauer der 
Werbesendungen nicht unbedingt im Text 
des Gesetzes enthalten sein soll. Das soll 
dem Aufsichtsrat überlassen sein. Der Auf­
sichtsrat, in dem ja auch die politischen 
Parteien vertreten sein werden, wird selbst 
wissen, welches Ausmaß an Werbesendungen 
er den Hörern und Sehern zumuten kann. 
Wir b e a n t r a g e n  daher, in Absatz 4 erster 
Satz des § 4 die Worte "jedoch dürfen die 
Werbesendungen im Fernsehen die tägliche 
Dauer von 20 Minuten und im Hörfunk die 
tägliche Dauer von 120 Minuten nicht über­
schreiten" zu streichen. 

Damit wird der zweite Satz gegenstandslos, 
der lautet : "Die Patronanzsendungen sind 
davon nicht berührt ." Wir beantragen daher 
ebenfalls die Streichung dieses zweiten Satzes. 

Meine Damen und Herren ! Entscheidende 
Punkte sind die Geschäftsanteile, der Auf­
sichtsrat und die Person des Generalinten­
danten. Wir haben erreicht, daß im § 6 die ur­
sprüngliche Formulierung, die unklar war , 
durch eine zweckmäßigere Formulierung er­
setzt wird. Sie lautet jetzt, daß nicht der 
Bundeskanzler allein, sondern die Bundes­
regierung als solche die Gesellschafterrechte 
des Gesellschafters Bund ausübt. Das be­
trachten wir als einen Fortschritt. 

Wir haben ferner die Abänderung der Be­
stimmung über die Geschäftsanteile erreicht, 
als zwar der Bund als Gesellschafter ver­
pflichtet ist, einer Veränderung der Geschäfts­
anteile eines Bundeslandes jederzeit zuzu­
stimmen, wenn alle übrigen Bundesländer als 
Gesellschafter ihrerseits zustimmen. Das hat 
aber seine Grenze darin, daß das Gesetz nun­
mehr vorsieht, der Bund müsse unbedingt 
mindestens 51 Prozent der Geschäftsanteile 
behalten. 

In bezug auf den Aufsichtsrat möchten wir 
eine Einschränkung beantragen. Hier bitten 
wir den Herrn Präsidenten, auch wenn unser 
Antrag nicht genügend unterstützt werden 
sollte, eine getrennte Abstimmung bei § 8 
Absatz 1 bis inklusive lit. b vorzunehmen, 
weil wir b e a ntragen, die Zahl der Mitglieder 
des Aufsichtsrates mit 18 statt mit 20 fest­
zusetzen , und weil wir hinsichtlich des Punktes b 
des ersten Absatzes im § 8 sagen : 

"Je ein Mitglied des Aufsichtsrates ist 
aus den Bereichen der Wissenschaft, der 
Kunst und der Volksbildung von der Ge­
sellschafterversammlung zu bestellen. Für 
diese drei Mitglieder" - anstatt, wie es 
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in der Vorlage heißt, fünf Mitglieder -
"gelten die Bestimmungen des § 1 2  lit. f." 
Wir Freiheitlichen vertreten die Meinung, 

daß die Zugehörigkeit eines V crtreters der 
gesetzlich anerkannten Kirchen und Reli­
gionsgesellschaften nicht notwendig ist, daß 
ebenso auch der anscheinend im Ausgleichsweg 
noch dazu vorgeschlagene Vertreter des Sports 
wegfallen kann. 

Meine Damen und Herren ! Wir b e a n t I' a g e n  
i m  Sinn einer Entschließung des N ational­
rates, die das Hohe Haus bereits am 15.  Juli 
1965 gefaßt hat, für den § 1 1  folgende Fassung : 

,, ( 1 )  Auf Verlangen der jeweiligen Landes­
regierung sind in den Bundesländern der 
Republik Österreich selbständige Landes­
studios zu errichten. 

(2) Zur Deckung des zur Errichtung und 
Führung dieser Studios erforderlichen Auf­
wandes in jedem Bundesland sind neben 
anderen die entsprechenden Mittel aus den 
in dem betreffenden Bundesland anfallenden 
Rundfunkgebühren zur Verfügung zu stellen. 

(3)  An der Spitze jedes Länderstudios 
steht ein Intendant." 
Im Falle der Annahme dieses Antrages 

würden die §§  1 1  bis 1 6  zu §§  12  bis 17  
werden . 

Meine Damen und Herren ! Hier im Hohen 
Haus wird immer sehr viel von Föderalismus 
geredet. \Vir haben im Sinne eines echten 
föderalistischen Geistes vor einem Jahr eine 
einstimmige Entschließung gefaßt. In dem 
heute zu be'lchließenden Rundfunkgesetz 
wird sehr viel geregelt, was nicht unbedingt 
in ein Rundfunkgesetz hineingehört. Wir 
glauben aber, daß daher jene föderalistische 
Bestimmung, die ich eben beantragt habe, 
unbedingt in den Gesetzeswortlaut hineinge­
hört. 

Ich darf noch rückblenden auf die Be­
stimmungen über den Generalintendanten . 
Ursprünglich war vorgesehen, daß der General­
intendant durch die Gesellschafterversammlung 
berufen wird. Eine von der Freiheitlichen 
Partei gegebene Anregung, den Generalinten­
danten durch den Aufsichtsrat zu bestellen, 
ist aufgegriffen und positiv geregelt worden. 
Und hier darf ich mit aller Deutlichkeit 
zum politischen Problem in der Personalfrage 
noch einmal Stellung nehmen. 

In einer der letzten Sitzungen des Sonder­
ausschusses hat eine J ournahstengruppe, die 
als Experten geladen war und der unter 
anderen Herr Dr. Nenning, Herr Stöger und 
Herr Dr. N ayer von der " Tiroler Tageszeitung" 
angehört haben, die Auffassung vertreten, 
bei der Bestellung des Generalintendanten 
müsse berücksichtigt werden, daß der General-

intendant das Vertrauen der beiden großen 
Parteien Österreichs genießen muß.  Ich darf 
wiederholen, was ich im Ausschuß festge­
stellt habe, daß diese Forderung dem Ge­
danken der vom V oll{Sbegehren geforderten 
Entpolitisierung geradezu ins Gesicht schlägt. 
Denn überlegen wir praktisch und nüchtern : 
Eine Person an der Spitze eines maßgeblichen 
Instruments der Massenbeeinflussung, das ent­
politisiert werden soll, und zugleich eine 
Person, die das Vertrauen beider großen 
Parteien, die sich inzwischen noch mehr 
auseinandergelebt haben, als es schon früher 
der Fall war, wird kaum zu finden sein und 
würde - wenn es derzeit überhaupt gelingt, 
eine solche Person zu finden - wahrscheinlich 
zu einer ganz unmöglichen Lösung führen. 
Ich glaube, daß dieser Wunsch, den die drei 
Herren der Presse damals vorgetragen haben, 
sicherlich nicht den Intentionen der Unter­
zeichner des Volksbegehrens entspricht. 

Es hängt sehr viel - wie ich schon gesagt 
habe - von der Person des Generalintendanten 
ab und ob es der Mehrheit des Aufsichtsrates 
gelingt, eine Persönlichkeit zu finden , die 
dieser großen Aufgabe entspricht. Ich habe 
auch am Wortlaut des Gesetzes Kritik ge­
übt, nämlich an der Bestimmung, daß der 
Generalintendant eine "einschlägige Berufs­
erfahrung" besitzen soll. Es ist dies eine 
Fassung, die ich nicht für sehr glücklich 
halte. Ich bin eher der Meinung, daß der 
Chef eines solchen Unternehmens wie der 
Rundfunkgesellschaft ein Mann sein muß, 
der eine große Lebens- und Berufserfahrung 
allgemeiner Art besitzt, nämlich eine solche 
zur Führung eines großen Betriebes. \Vas 
heißt "verwandte Berufserfahrung" ? Mir 
wurde die Antwort gegeben, darunter sei ver­
standen : ein Journalist, ein Rundfunkange­
stellter oder ein Theaterdirektor . Ich muß 
der Meinung Ausdruck geben, daß es sicherlich 
auch noch andere Berufe gibt, die eine wirk­
liche Persönlichkeit zu einem Generalinten­
danten qualifizieren. Ich darf daher die 
Hoffnung aussprechen, daß man sich hier nicht 
an den buchstäblichen Wortlaut halten wird, 
denn wenn wir auch noch diese Einschränkung 
berücksichtigen, dann, fürchte ich, werden 
wir keine zureichende Persönlichkeit für die 
Position eines Generalintendanten gewinnen 
können. 

Meine Damen und Herren ! Es ist uns bei 
der Bestellung des eigenen Programmdirektors 
für das Fernsehen entgegengekommen worden. 
Ich möchte das anerkennen. Es ist weiters 
festgestelit worden, daß alle Dienstposten 
auszuschreiben sind - eine Formulierung, 
wie sie in dieser Deutlichkeit und Klarheit 
anderen Regelungen in Österreich noch fehlt. 
Die Ausschreibung in der "Wiener Zeitung" 
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und die Feststellung, daß bei der Auswahl der 
Bewerber ausschließlich die fachliche Eignung 
zu berücksichtigen ist, daß auch bei der Be­
förderung von Dienstnehmern in erster Linie 
die fachliche Leistung zu berücksichtigen ist, 
stellt, so glaube ich, eine ausreichende 
Sicherung gegen Mißgriffe dar. 

Meine Damen und Herren ! Nun komme 
ich noch zu einem wesentlichen Punkt, dem 
sogenannten Programmentgelt. Hier hat die 
Mehrheit der ÖVP leider nicht zugestimmt, 
daß bei der Festsetzung des Programment­
geltes der Hauptausschuß des Nationalrates 
mitwirken soll. Nach den Gebührenbestim­
mungen wirkt der Hauptausschuß bei der 
Festsetzung der Rundfunklizenzgebühr - der­
zeit sind es 7 S - mit . Er wirkt auch mit 
bei der Festsetzung der Fernsehgebühren -
derzeit 50 S. Er darf aber nach dieser Ent­
scheidung der Ausschußmehrheit nicht mit­
wirken, wenn dann das Programmentgelt, 
das jetzt noch zusätzlich zur Lizenzgebühr 
dazukommt, festgesetzt werden sollte ; es wird 
wahrscheinlich erhöht werden müssen, das 
geht schon aus den Ausführungen des Institutes 
hervor. Ich glaube, daß das nicht richtig ist, 
und ich hoffe, daß die Begründung für die 
Ausschaltung des Hauptausschusses nicht dar­
in liegt, daß die Kollegen der ÖVP einfach 
nicht die Verantwortung übernehmen wollen, 
sich mit ihrer Mehrheit im Hauptausschuß 
dafür einzusetzen, daß es zu einer Erhöhung 
des Programmentgeltes kommt. 

Wir b e a nt r a g e n  daher in konsequenter 
Fortsetzung unserer Haltung, die wir schon 
bei der Beratung des Volksbegehrens einge­
nommen haben, daß der § 15, wenn er nicht 
eine andere Nummer erhält, lauten soll : 

, , ( 1 )  Die Gesellschaft ist berechtigt, für 
die Erfüllung der ihr im § 1 Abs . 1 bis 4 über­
tragenen Aufgaben von allen zum Be­
triebe eines Hörfunk- oder Fernsehempfangs­
gerätes Berechtigten ein angemessenes Ent­
gelt einzuheben. Das Rundfunkteilnehmer­
bzw. Fernseh-Rundfunkteilnehmerentgelt 
wird vom Aufsichtsrat in dem zur Deckung 
des Programm-, Investitions- und Betriebs­
aufwandes erforderlichen Ausmaß vorge­
schlagen. 

(2) Die Höhe dieser Entgelte wird auf 
Grund eines schriftlichen Vorschlages der 
Gesellschaft durch Verordnung des Bundes­
ministers für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen, die des Einvernehmens 
mit dem Hauptausschuß des Nationalrates 
bedarf, bestimmt ; die Entgelte sind unter 
Berücksichtigung der sonstigen Einnahmen 
der Gesellschaft so festzusetzen, daß aus den 
Entgelten der Aufwand der Gesellschaft 
zur Erfüllung ihrer gesetzmäßigen Auf-

gaben gedeckt werden kann. Sie sind 
unabhängig von der Häufigkeit oder der 
Güte der Sendungen oder ihres Empfanges zu 
zahlen. Der Beginn und das Ende der Pflicht 
und die Vorschreibung entzogener Entgelte 
richten sich nach dem für die Rundfunk­
(Fernsehrundfunk)gebühren geltenden bun­
desgesetzlichen Vorschriften. Das Nähere 
hierüber wird durch Verordnung bestimmt. 

(3)  Die Post- und Telegraphenverwaltung 
hat die Entgelte gleichzeitig mit den 
Rundfunk(Fernsehrundfunk )ge bühren und 
in gleicher Weise wie diese einzuheben ; 
eine andere Art der Zahlung tilgt die Schuld 
nicht. Der Bund (Post- und Telegraphen­
verwaltung) ist berechtigt, als Vergütung 
für die Einhebung 4 v. H. des Gesamt­
betrages der eingehobenen Entgelte ein­
zubehalten." 
Hier darf ich eine Einschaltung machen : 

Diese 4 vom Hundert sind derzeit festgesetzt 
für die 7 S Rundfunk- und für die 
derzeit 50 S Fel'nseh-Lizenzgebühren. Es wird 
in Zukunft zu prüfen sein, ob dieser Hundert­
satz nicht, wenn es durch das Programm­
entgelt zu einer erheblichen Erhöhung der 
Gesamtgebühr kommen sollte, herabgesetzt 
werden sollte. Da beide Gebühren gemeinsam 
eingehoben werden, ist der Prozentsatz von 
4 vom Hundert für beide Gebühren unserer 
Meinung nach zu hoch. Wir behalten uns 
daher die Stellung von Anträgen vor, wenn die 
ersten Ergebnisse nach dem 1 .  Jänner 1967 
vorliegen werden. Unser Antrag lautet weiter : 

, , (4)  Rückständige Entgelte können zu­
gunsten der Gesellschaft von den Fernmelde­
behörden in gleicher Weise wie rückständige 
Rundfunk(Fernsehrundfunk)gebühren im 
Verwaltungsweg hereingebracht werden." 
Wir möchten dann noch b e a n t r a g e n, in der 

Vollzugsklausel zu sagen : 
"Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 

sind die Bundesregierung, sowie nach Maß­
gabe ihres Zuständigkeitsbereiches die 
Bundesministerien für Finanzen, für Ver­
kehr und verstaatlichte Unternehmungen 
und das Bundesministerium für Justiz be­
traut." 
Ich darf den Herrn Präsidenten bitten, 

zunächst die Unterstützungsfrage zu stellen 
und dann, wie schon erwähnt, bei den Ab­
änderungen im § 8 und im § 17 eine getrennte 
Abstimmung vorzunehmen, falls die Unter­
stützungsfrage nicht positiv beantwortet wird. 

Meine Damen und Herren ! Der Sonder­
ausschuß hat ein Redaktionskomitee einge­
setzt. In diesem Redaktionskomitee waren 
alle drei im Hause vertretenen Parteien ver­
treten, und wir haben einvernehmlich einige 
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unschöne Formulierungen aus dem Text des 
Gesetzes entfernt. Die Sozialistische Partei 
hat zwar im Redaktionskomitee zugestimmt, 
nachträglich aber ihre Zustimmung zurück­
gezogen, weil man gefunden hat, daß Worte 
wie "sowie", die das mehrfach vorkommende 
',,"ort "und" ersetzen sollten, nicht durch ein 
Redaktionskomitee ersetzt werden dürften. 
Wir haben ferner auch die Streichung einer 
überflüssigen Wiederholung vorgenommen, wir 
haben einmal, weil es der Systematik nicht 
entspricht, die Ersetzung des Wortes "Ge­
setz" durch das Wort "Bundesgesetz" vor­
geschlagen und einige weitere stilistische 
Mängel aufgezeigt. Alle diese vorgenommenen 
Korrekturen hat nun die Sozialistische Partei 
abgelehnt. Sie konnten daher nicht berück­
sichtigt werden. 

Der dritte Antrag lautet genauso wie dieser 
hier : 

§ 1 1  Abs. 3 letzter Satz : "Sie sind bei der 
Ausübung ihrer Tätigkeit außer an die 
vom Generalintendanten festzusetzende Ge­
schäftsverteilung und an seine Weisungen 
an keine Aufträge Dritter gebunden." 
Ich habe erfahren, daß der Herr Bericht­

erstatter diesen Abänderungsanträgen bei­
treten wird. Ich darf Sie um Annahme dieses 
Antrages bitten. 

Wenn wir also nicht eine dritte Lesung ab­
halten wollen, was angesichts der derzeitigen 
Überbeanspruchung des Hohen Hauses nicht 
tunlieh ist, muß eine andere Form der Sa­
nierung vorgenommen werden. Es bringen 
daher Kollege Dr. Fiedler und ich einen 
gemeinsamen Antrag ein, der genügend unter­
stützt ist und den ich wie folgt stellen darf: 

A b ä n d e r u ng san t r a g  
der Abgeordneten Dr. van Tongel, 
Dr. Fiedler und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz über die Aufgaben und die 
Einrichtung der "Österreichischen Rundfunk 
Ges. m. b. H." (Rundfunkgesetz) zur 
2. Lesung in der Fassung des Ausschuß­
berichtes 142 der Beilagen. 

1 .  § 9 Abs. 2 lit . c hat zu lauten : 
"c) die Erstattung von Vorschlägen an den 

Aufsichtsrat für die Bestellung und Abbe­
rufung von Direktoren und Intendanten, 
bei letzteren nach Fühlungnahme mit dem 
jeweiligen Gesellschafter ; " . 
Begründung : Die im gedruckten Text stehen­

de Fassung ist widersprüchlich, unverständ­
lich und einmal geradezu sinnlos. 

Zweiter Antrag : 
§ 1 1  Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten : 

"Die Direktoren und Intendanten sind dabei 
außer an die vom Generalintendanten fest­
zusetzende Geschäftsverteilung und an seine 
Weisungen an keine Aufträge Dritter ge­
bunden."  
Im Gesetzestext in der gedruckten Vorlage 

findet sich leider das Wort " Geschäftsordnung" . 
Der Generalintendant hat keine Geschäfts­
ordnung zu erlassen, dieses Recht steht ihm 
nicht zu. Wohl steht ihm aber das Recht zu, 
eine Geschäftsverteilung festzusetzen. Daher 
muß der letzte Satz des Absatzes 2 des § 1 1  
mit dem übrigen Gesetzestext in Überein­
stimmung gebracht werden. 

Meine Damen und Herren ! Ich darf ab­
schließend feststellen : Die Abgeordneten der 
Freiheitlichen Partei werden für dieses Gesetz 
stimmen, auch wenn einige seiner Bestimmun­
gen nicht voll und ganz unseren Vorstellungen 
entsprechen. Wir sind der Auffassung, daß 
das Problem der Massenmedien Rundfunk 
und Fernsehen in Österreich nunmehr endlich 
so geregelt werden muß, daß es dem Wunsch 
und dem Willen der 833 .000 Unterzeichner 
des ersten Volksbegehrens dieser Republik 
entspricht. 

Das neue Rundfunkgesetz ist ein Beginn. 
Möge es die Erwartungen erfüllen, die es bei 
seinem Entstehen begleiten. Für V olk und 
Staat sollen Rundfunk und Fernsehen als 
Kulturinstrument unserem Vaterlande 
dienen. ( Beifall bei der F p(j und Abge­
ordneten der (j V P.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Es liegt 
eine Reihe von Anträgen des Herrn Abgeord­
neten Tongel vor, die nicht genügend unter­
stützt sind. Ich stelle daher die Unter­
stützungsfrage. 

Der erste Antrag zum § 1 Abs. 3 betrifft 
das Programm. Wer diesen Antrag unter­
stützt, den bitte ich, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke. Das ist die Minderheit. 
Der Antrag ist nicht genügend unterstützt 
und steht daher nicht zur Debatte. 

Zum § 4 Abs. 4, betreffend Beschränkung 
der Werbesendung. Wer diesen Antrag unter­
stützt, den bitte ich, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke, ist auch nicht genügend ; 
steht auch nicht zur Debatte. 

§ 8 Abs. 1 betrifft Zusammensetzung des 
Aufsichtsrates. Wer diesen Antrag unter­
stützt, den bitte ich, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Danke, ist auch nicht genügend 
unterstützt. Steht nicht zur Debatte. 

§ 1 1 ,  betreffend Landesstudios. Wer diesen 
Antrag unterstützt, den bitte ich, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Ist nicht genügend 
unterstützt. Steht nicht zur Debatte. 

§ 1 6, das Entgelt betreffend. Wer diesen 
Antrag unterstützt, den bitte ich, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Danke, ist nicht ge­
nügend unterstützt. Steht nicht zur Debatte. 

108 
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§ 1 8, die Vollzugsklausel betreffend. Wer 
diesen Antrag unterstützt, den bitte ich, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Danke, 
ist ebenfalls nicht genügend unterstützt. Steht 
nicht zur Debatte. 

Die übrigen Anträge sind genügend unter­
stützt und stehen daher zur Diskussion. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Liwanec das Wort. 

Abgeordneter Liwanec (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Meine Damen und Herren ! Ich bin von meinem 
ursprünglichen Konzept abgekommen, um 
nur mit einigen wenigen Worten Reminiszenzen 
während der Diskussion ergänzen zu können, 
den historischen Überblick des Herrn Alt­
bundeskanzlers und einige andere Dinge, die, 
wie ich glaube, unvollständig waren und die so, 
wie sie heute vorliegen, ganz einfach nicht ge­
nügen. 

Ich darf den Herrn Altbundeskanzler 
Dr. Gorbach daran erinnern, daß - und das 
wurde vom Redner der Freiheitlichen Partei 
angedeutet - die Österreichische Volkspartei ,  
hätte sie wirklich und ernstlich die Absicht 
gehabt, den durch ein Volksbegehren einge­
brachten Gesetzentwurf zu unterstützen, nur 
dem Antrag der Freiheitlichen Partei hätte 
zustimmen müssen, um diesen ihren Willen 
durchsetzen zu können. Lassen Sie mich sagen, 
warum sie das nicht getan hat - und das ist 
meine zweite Ergänzung zum Herrn Alt­
bundeskanzler. 

Dr . Gorbach meinte, namens der ÖVP 
werde heute das Versprechen · eingelöst, das 
er als Person am 18.  November 1 965 abgelegt 
hätte. Ich sage : Mir scheint, der Herr Ab­
geordnete Dr. Gorbach hat ebensowenig Zeit 
gehabt, den vorliegenden Gesetzentwurf zu 
lesen, wie die Unterzeichner des Volksbe­
gehrens den Gesetzentwurf gelesen haben, 
der am 30. März von ÖVP-Abgeordneten 
eingebracht wurde ; denn nichts ist deutlicher, 
als daß dieser von der ÖVP eingebrachte 
Gesetzentwurf, der heute als einer der beiden 
zur Diskussion steht, dem Geist und dem 
Buchstaben des Volksbegehrens nicht ent­
spricht, und zwar in den wesentlichsten 
Dingen nicht entspricht. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Gorbach meinte 
auch, daß es der ÖVP sehr daran gelegen wäre, 
die Objektivität der Berichterstattung zu 
gewährleisten, eine saubere, im Interesse der 
Demokratie gelegene Berichterstattung durch­
zusetzen. Diese Gelegenheit, meine Damen 
und Herren von der Mehrheitspartei, hätten 
Sie schon jetzt in den Monaten, die hinter 
uns liegen, seit dem 6 .  März gehabt. Es 
spiegelt sich j a  nicht nur die Tatsache in der 
Weigerung, der Opposition Sendezeiten im 
Rundfunk zuzugestehen, wider, daß Sie das, 

was Sie sagen, nicht ernst nehmen, sondern 
das Gegenteil tun, sondern es zeigt sich hier 
vor allem die Tragödie des Rundfunks. Ich 
komme damit zu meinem eigentlichen Be­
ginn. 

Die Tragödie des Rundfunks liegt darin, 
daß ein für das Programm Verantwortlicher 
im Österreichischen Rundfunk nicht den Mut 
hat, auf eine Parteienbeschwerde oder auf 
ein Parteienverlangen zu antworten, sondern 
daß er sich zurückziehen muß auf Gesell­
schafterbeschlüsse oder - was noch einfacher 
ist - auf die Kärntner Straße. Er muß fragen 
gehen, ob er darf und was er darf. Dort liegt 
die echte Tragödie der Österreichischen Rund­
funk Ges. m. b. H. ,  die ich in den Jahren, 
in denen ich die Ehre hatte, dort im Auf­
sichtsrat wirken zu dürfen, verfolgen konnte. 

Und nun kommt der zweite Teil der Er­
gänzung des historischen Überblickes. Meine 
sehr Verehrten ! Es begann die Malaise, die 
Tragödie, der Leidensweg des Österreichi­
schen Rundfunks und der 2000 Menschen 
die dort angestellt sind , in dem Augenblick: 
in dem der amtierende Generaldirektor, Herr 
Dr. Czejka, durch den Herrn Bundesrat und 
Stellvertretenden Generalsekretär der Öster­
reichischen Volkspartei Scheidl abgelöst wer­
den mußte. Herr Scheidl ist ein konzilianter 
Mensch, Gespräche unter vier Augen mit ihm 
sind nicht nur interessant, sondern geradezu 
erquickend. Er hat eine Art, die fast der des 
Herrn Altbundeskanzlers Dr. Gorbach gleicht, 
Sympathien zu erwerben. Meine Damen und 
Herren ! Aber darüber, daß die Tatsache des 
Freimachens des Sessels für den Herrn Stell­
vertretenden Generalsekretär der Öster­
reichischen V olkspartei diesem notleic1enden 
Unternehmen I Million Schilling und mehr 
gekostet hat, redet man nicht mehr ; das hat 
man vergessen. ( Abg. Dr. van Tonge l : Warum 
habt ihr mitgemacht ?) Er mußte dorthin ! 
Und als er dort saß, begann die Österreichische 
Volkspartei, den Rundfunk "entpoliti­
sieren" zu wollen. Anscheinend gibt es in 
unserem Lande noch Menschen, die ihr das 
abnehmen, die ihr das glauben, weil dann 
vertrauenswürdige Persönlichkeiten wie j a  
Herr Dr. Gorbach vor mir und Herr Dr. Har­
walik nach mir das sagen werden. Nachdem 
es aber hier ausgesprochen ist, ist es doch 
für die Österreichische Volkspartei in Wirk­
lichkeit vöHig irrelevant geworden. Die Ver­
antwortlichen denken nicht daran, das auch 
tatsächlich durchzuführen. 

Ich wollte daran erinnern, denn die Tatsache, 
daß der entfernungswürdige Generalsekretär­
Stellvertreter einen Platz brauchte, ist j a  
selbst in der Geschichte der Zweiten öster­
reichischen Republik einmalig. Mit einer 
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solchen Deutlichkeit wie Scheidl im 
funk hat ja  noch niemand eine Linie 
zuziehen versucht. 

Rund- wo gibt es denn das noch in einer Demokratie 
durch- und in einer Republik in der freien Welt ? 

Es begann mit dem gleichen Moment, 
als er diesen Sessel einnahm : Die Tatsache, 
daß kein Geld vorhanden war, wurde groß 
herausposaunt. Es war kein Geld da für die 
Programmgestaltung, die Mittel für die Bun­
desländer-Studios wurden laufend gekürzt. 
Er hatte nur Sorgen. Er war in das Haus 
Argentinierstraße mit dem großen Wort ge­
kommen : "Seid versichert, ich bringe euch 
die Rundfunkgebührenerhöhung !" Er hat 
sie nicht nur gebraucht, er hat sie auch nicht 
gebracht ; aber er hat geglaubt, daß er sie 
bringen wird. Seither hat er nur geklagt, 
daß er zuwenig Geld hat. Die ÖVP war nicht 
bereit, alle konstruktiven Vorschläge zur 
Führung des Unternehmens zu diskutieren 
oder auch nur ernstlich in Erwägung zu ziehen. 

Ich könnte noch weitere derartige Vorfälle 
schildern, aber ich will Sie damit nicht auf­
halten, ich wollte die Zustände nur skizzieren. 

Damit wurde die Atmosphäre vorbereitet. 
Sie wurde in einem späteren Zeitpunkt 
reif, daß ein Volksbegehren, initiiert von den 
Zeitungen, eingebracht werden konnte. Dazu 
ein offenes Wort : Es geht doch gar nicht um 
das, was uns vorgeworfen wird : Wir seien 
nicht für den Generalintendanten gewesen, 
wir seien nicht für das und jenes und wir 
wären auch nicht für den Herrn General­
direktor der Österreichischen Volkspartei . -
Das ist ja alles sinnlos, darüber diskutieren 
wir hier doch gar nicht. 

Aber folgendes bitte ich das Hohe Haus 
zu bedenken : Die Reorganisationsvorschläge, 
die durch das Volksbegehren, durch die Presse 
initiiert, eingebracht wurden, sollten vor Das, glaube ich, muß man in Erinnerung 1 a lern - so wurde es doch gesagt - erreichen, 

rufen. In der Hast der Zeit, in der wir leben, daß dieser notleidende, dieser schlechte Rund-wird vieles vergessen. Die Entwicklung in funk und dieses schlechte Fernsehen endlich 
dieser Zeit, in der ja eigentlich die Stimmung besser werden. Ich verweise auf folgende gemacht wurde, die ein Volksbegehren er- Situation : In dieser Zeit gab es in Deutsch­
möglichte, lief ja auf diese politische Linie land und in einigen anderen europäischen 
des ehemaligen ÖVP-Generalsekretär-Stell- Ländern eine Befragung darüber, in welche vertreters hin. Es mußte Unruhe geschaffen Medien die Industrie die Milliardenbeträge, werden. Die Öffentlichkeit mußte glauben, die ihr für die Werbung zur Verfügung stehen, 
daß der Rundfunk schlecht ist . Die Zeitungen am liebsten investiere. Die Ergebnisse lauteten 
mußten schreiben, daß Rundfunk und Fern- damals, daß die Industrie ihre Gelder immer 
sehen in Not sind. Die Bilanz des vergangenen stärker in das Werbefernsehen placiere und 
Jahres hat bewiesen, daß wir im Gesamt-

t I . -{'rb h ß 30 M'l die Presse vernachlässige. Das ist in den letz-
�n erne lmen emen v e.:sc u :ron .. I - ten drei Jahren anders geworden. Ich skizziere 
honen haben, den man hatte plaCIeren konnen, d' S 't t' d I I Ö t . h ht 
wenn man gewollt hätte. Das ist doch die 

Ie . I ua
h
I?n von

d 
am 

B
a S

t
' n s erre

d
IC 

1 
g
M
e

'l . . . . . es Immer In um en e rag von run I -
SItuatIOn. Das, was ]11(:1' m dIeser Rundfunk 1 1 ' 1 S h 'll ' S' . d ß d 0" t G . . I '  11 lan e c 1 Ing. Ie WIssen, a er s er-es. m. b. H. m den Jahren seIt SC leIC . h' h R df k f d G b' t d . . . . re10 ISC e un un au em e le e er 
geschehen 1st, 1st m Jedem anderen Unter- R df k d F I b .I' t 200 Mil ' " . un un - un ernse 1 wer ung las -
nehmen m emer westlIchen DemokratIe nach l' . .  t d d ß . h h' V . . IOnen eInllImm un a SIC !er er-Jedem Gesetz strafbar. Ich habe es mIterlebt, 1 . b t ' M d' h . h k ' . l ' cl sc ue ungen zuguns en emas e lUms se r IC ann Jedes "\Vort an Hand der vorlIegen en .. b . k k "  D' l '  h P ' . . . spur ar auswIr en onnen. Ie gtelC e resse, BudgetzIffern begrunden und Ihnen beweIsen. , d" h K k t . R df k cl Je 1 ren on urren en In un un un 

Das war aber nicht alles. Es begannen ja Fernsehen vorfand, Institutionen, die ihr 
weitere echte Provokationen der im Rundfunk Millionenbeträge für Werbesendungen weg­
verantwortlichen ÖVP-Leute. Ich will ja nahmen, ist der Öffentlichkeit gegenüber 
nicht daran erinnern, welcher Methoden man als Reorganisator aufgetreten : Ich will, daß 
sich bediente. Man hat sogar Bänder, die mein Konkurrent noch stärker wird, daß er 
vom Rundfunk bereits bespielt worden waren mich schädigen kann, daß er mir noch mehr 
- ich finde den Ausdruck nicht, ich verwende \Verbeeinnahmen wegnehmen kann. - Diese 
das Wort "stehlen" so ungerne -, ver- Situation ist genauso aufrichtig wie das 
schwinden lassen. Als sie der Reporter suchte, 'Wort des Herrn ÖVP-Generalsekretärs von 
waren sie eben nicht da. Es handelte sich der "Entpolitisierung" der Österreichischen 
zufällig um ein Band, auf dem die Aus- Rundfunk Ges. m. b. H. 
führungen des damaligen Vizekanzlers und Diese Dinge wollte ich zur Beleuchtung 
seines Sekretärs - damals noch nicht Mi- der Situation darstellen, weil sie leicht über­
nister - Probst zum 1 .  Mai aufgenommen sehen werden, weil man nicht davon spricht, 
waren. Das Band war nicht da, das hat der weil man glaubt, daß das, was hinter uns liegt, 
Herr Generaldirektor in seiner Schublade die Bevölkerung vergessen hat und für unsere 
gehabt ! (Abg. Oze t t e l: Hört ! Hört I) Ja, Überlegungen nicht wichtig ist. 
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. Nun komme ich zu dem einzigen konkreten I kommen !) Dann gerne. Aber in der jetzigen 
Punkt, zu dem zu sprechen ich mir erlauben Situation ist d�e Fassung, . die die ÖVP vor­
werde ; er wurde schon von Herrn Abgeordneten legt, gegen dIesen gememsa.men Beschluß, 
van Tongel namens der Freiheitlichen Partei den das Hohe Haus mit den Stimmen aller 
Österreichs angedeutet. drei Parteien gefaßt hat. (Abg. Dr. K ranzl� 

Ich habe die Ehre gehabt, im Wiener Land- mayr: Im Gesetz !) 
tag einen Antrag einzubringen, der für das Ich erlaube mir deswegen, diesen E r g ä n� 
Bundesland Wien ein eigenes Rundfunkstudio z u n g s a n t r a g  zum Antrag I jA in der Fassung 
vorsehen sollte. Dieser Antrag lautete - ich des Ausschußberichtes vorzulegen. Er betrifft 
verlese nur den Antrag ohne Begründung - :  die Errichtung von Landesstudios . 

. "Di� Landesregierung wird ersucht, unter Der Nationalrat wolle beschließen : 
Hmwms auf den Beschluß des Nationalrates 
vom 15 J I ,  1965 d' f" d' E ' ht d 1 .  Dem § 3 Abs ,  2 des Rundfunkgesetzes , u 1 1e ur Je j rrIC ung un ' d r I 1 Ab " . .. 
F " h . . R df k t d' W· sm 10 gene e satze 3 bIS 5 anzufugen : u rung emes eIgenen un un s u lOS wn 
erforderlichen Maßnahmen einzuleiten. , , (3) Auf Verlangen der jeweiligen Landes-

I r  11  H ' ' ht . d d '  Z ·  regierung sind in den Bundesländern der n lorme er UlSIC WIr Ie UWeIsung R b ' 0" . 
d' A t I H A t f" h d epu hk sterrmch selbständige Landes-leses n rages an e en errn m s u ren en studios zu errichten. Stadtrat der Verwaltungsgruppe III bean­
tragt. " 

In diesem Antrag ist bereits der hier in 
diesem Hause gefaßte Beschluß enthalten, 
dem alle drei Parteien ihre Zustimmung 
gaben, der bereits einmal verlesen wurde und 
den ich als Ergänzungsantrag einzubringen 
mir erlaube, daß nämlich der Föderalismus 
nicht in Wien, Niederösterreich und Burgen­
land aufhört, sondern daß das gleiche Recht, 
das für sechs Bundesländer gilt, auch für 
die restlichen drei zu gelten hat , 

Es  wurde angedeutet, daß die Herren 
der Österreichischen Volkspartei gerne von 
Föderalismus reden, aber etwas anderes meinen . 
Man könnte das fortsetzen ; ich will nicht 
zuviel provozieren, um mir nicht den Vorwurf 
machen lassen zu müssen, daß ich die Atmo­
sphäre vergifte , 

Aber, meine Damen und Herren, ich war 
im Wiener Rathaus bei den Beratungen dabei . 
Auch dort hat vom Herrn Vizebürgermeister 
Dr. Drimmel bis zu den im Gemeinderats­
ausschuß III vertretenen Herren der Öster­
reichischen Volkspartei jeder mit Begeisterung 
für den Antrag gestimmt. Auch hier im 
Hause haben alle Herren der Österreichischen 
V olkspartei für diesen gemeinsamen Antrag 
gestimmt, 

Aber, meine Herren, ich mache Sie auf­
merksam - wer immer heute noch nach 
mir hier reden möge - :  Das, was Sie im 
ÖVP-Gesetzentwurf für ein Rundfunkgesetz 
in diesem Zusammenhang vorfinden, sind nur 
Floskeln und unverbindliche Phrasen ! (Abg. 
Dr. K ranzlmayr: Die Gesellschaft wird die 
Länderstudios einrichten !) Ich schätze Sie, 
werter Herr Staatssekretär, aber ich glaube 
es Ihnen nicht. Sie werden mir in zwei Jahren 
sagen, daß Sie das in der ÖVP nicht durch­
setzen. (Zustimmung bei der SPÖ. - Abg, 
Dr, Kranzlm ayr:  Herr Kollege ! Sie werden 
schon in der allerkürzesten Zeit darauf zurück-

(4) Zur Dtlckung des zur Errichtung und 
Führung dieser Studios erforderlichen Auf­
wandes in jedem Bundesland sind neben 
anderen die entsprechenden Mittel aus den 
im betreffenden Bundesland anfallenden 
Rundfunkgebühren zur Verfügung zu stellen. 

(5) An der Spitze jedes Landesstudios 
steht ein Intendant. "  

2. Abs,  3 wird z u  Ab3. 6 .  
I n  formeller Hinsicht ... vird gemäß § 64 

Abs .  2 der Geschäftsordnung namentliche 
Abstimmung beantragt. 
Dazu, meine Damen und Herren, folgendes : 

Wir haben - das ist unsere Arbeit, unsere 
Entwicklung, unsere Geschichte - von Fall 
zu Fall Wahlkämpfe. Ich habe einige dieser 
im Gemeinderat miterlebt und war dort 
geradezu überrascht von der "Wien-Freund. 
lichkeit" der ÖVP-Minister in der Regierung 
und der ÖVP-Abgeordneten, Es wurden dort 
Briefe verlesen - Herr Dr, Fiedler hat, 
als er noch im Landtag saß ,  einen davon einmal 
zur Kenntnis gebracht -, aus denen hervor­
geht, welche Unterstützung und mit welcher 
Sicherheit diese Unterstützung vom damaligen 
Finanzminister Dr . Kamitz käme, wie alle 
ÖVP-Minister alles für Wien tun werden, 
was sie nur tun könnten. 

Es kam der Wahltag. 
mehr verlesen, sie haben 
Das war selbstverständlich 

Es wurde nichts 
dara uf vergessen . 
eine echte Dekla-

mation ; es war nichts dahinter. 
Ich warne vor dieser Entwicklung der 

laufenden Zusagen und des Nichteinhaltens 
dieser Zusagen. Man wird die Wiener Be­
völkerung nicht auf die Dauer davon ab­
bringen können, ihr gutes Recht zu verlangen. 
Die Wiener Rundfunk- und Fernsehteilnehmer, 
die über ein Drittel der gesamten Kunden des 
Österreichischen Rundfunks und Fernsehens 
darstellen, bringen ungefähr 40,3 Prozent 
der Gebühren auf. Dieses Geld wird nicht 

20. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)36 von 91

www.parlament.gv.at



Nationalrat XI. GP. - 20. Sitzung - 8. Juli 1966 1557 

Liwanec 

für Wien verwendet. Die Wienerinnen und Abgeordneter Harwalik (ÖVP) : Hohes Haus ! 
Wiener werden irgendwann einmal auch die Die ÖVP hat die dankenswerte Initiative 
Arroganz der ÖVP überwinden und sich ihr der unabhängigen Presse zum ersten Volks­
Recht verschaffen. Seien Sie, meine Damen begehren in Österreich und damit zu einem 
und Herren, davon überzeugt ! (Beifall bei Durchbruch der direkten Demokratie nicht 
der SPÖ.j Sie werden auf die Dauer nicht nur mit größter Zustimmung aufgenommen, 
verschweigen können, daß in Wien, Nieder- sondern diese auch mit ihren besten Kräften 
österreich und Burgenland . . .  (Zwischenrufe unterstützt. Minister und Landeshauptleute 
der Abg. Dr. Fied l e r  und H ar t l.) Sie hätten haben mit ihrer Unterschrift unter dieses 
keinen Zwischenruf machen sollen. Ich habe Volksbegehren für einen unabhängigen öster­
einige Protokolle über Ihre Vogelsang-Tagung. reichischen Rundfunk demonstriert. Sie haben 
Wenn Sie wollen, verlese ich Ihnen das, damit Ermunterungen für tausende und aber­
was Sie, Herr Pisa und Herr Dr. Gollert tausende Bürger unseres Landes gegeben, 
und so weiter dort gesagt haben. Sie werden dieses Volksbegehren ebenfalls zu unter­
keine Freude haben, Herr Abgeordneter HartI. schreiben. 
(Beifall bei der SPÖ.j I Wir haben uns im Sonderausschuß, der 

Man. wird der Wiener .Bevölk�rung nicht für die parlamentarische Behandlung des 
auf dIe Dauer verschweJgen konnen, daß Volksbegehrens eingesetzt ,var, die ganze 
sie gemeinsam mit den Rundfunk- und Fern- Zeit über redlich bemüht, dem überzeugend 
sehteilnehmern in Niederösterreich und im dargetanen Willen des Vollres in der Gesetzes­
Burg�nland ungefähr . 3?0 Mmio�e� Schilling arbeit zu entsprechen. Der Widerstand der 
von Insgesamt 484 MIllIonen SchIllIng echten Sozialisten, der mit einer großen Al1tirede 
Einnahmen durch Hörergebühren aufbringt. des früheren Ministers und Abgeordneten 
Man wir� ihr n�cht klarmach�n können, der SPÖ Dr. Migsch gegen die direkte Demo­
d�ß nur SIe auf dIe Rechte verZIChten muß, kratie begann und dann mit der sogenannten 
dIe den Bewohnern aller anderen Bundes- Winter-Rede vom 15.  Juli 1965 seinen Höhe­
länder selbstverständlich zustehen. punkt erreichte, hat in der Öffentlichkeit 

Deswegen, meine Damen und Herren, habe genug Ärger erregt und auch uns genug zu 
ich mir erlaubt, diesen Ergänzungsantrag zu schaffen gemacht. Wir mußten die Abgabe 
stellen. Ich bitte Sie, ihm zuzustimmen. des Zwischenberichtes am 15 .  Juli hier im 
Er bringt nichts anderes als den genauen Haus gegen die Stimmen der SPÖ mit der 
Wortlaut der von allen drei Parteien des FPÖ durchsetzen. 
Hauses bereits im vergangenen Jahr be­
schlossenen Willenskundgebung. Ich möchte 
mich dem allen anschließen, obwohl ich 
sagen muß, daß ich kein gutes Gefühl dabei 
habe. 

In dieser Österreichischen Rundfunkgesell­
schaft arbeiten 2000 Menschen seit Jahren 
unter den denkbar ungünstigsten Verhält­
nissen im Interesse der Republik Österreich. 
Sie haben es zu etwas gebracht. Dieses 
Rundfunk- und Fernsehprogramm ist nicht 
das schlechteste in Europa. (Abg. Dr. Fiedl e r: 
Da gehen die M einungen auseinander !) Die 
anderen, die Deutschen und die Schweizer, 
sagen uns, wie gut es ist. Ich glaube, daß 
man den Dank an die 2000 Arbeitnehmer 
nicht besser wird abstatten können, als ihnen 
zu versichern, daß wir gemeinsam alles tun 
wollen, um mit ihnen den Österreichischen 
Rundfunk und das Österreichische Fernsehen 
im Sinne unserer sich aufwärts entwickelnden 
Republik zu verbessern. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Der An­
trag des Herrn Abgeordneten Liwanec ist 
genügend unterstützt und steht zur Dis­
kussion. 

Als nächstem Redner erteile ich dem Herrn 
Abgeordneten Harwalik das Wort. 

Die Regierungskrise hat auch dieses erste 
Volksbegehren unter dem nicht erledigten 
Arbeitsberg der alten Koalition begraben. 
Herr Altbundeskanzler Dr. Gorbach hat am 
18 .  November für die Österreichische Volks­
partei das Versprechen a bgege ben, dieses 
Volksbegehren wieder zum Leben zu er­
wecken. Dieses Versprechen löst die Öster­
reichische Volkspartei heute ein. Zur Be­
handlung des Initiativantrages wurde wieder 
ein Sonderau8schuß eingesetzt, dessen Obmann 
zu sein ich die Ehre hatte. 

Nun hat auch die SPÖ einen Initiativantrag 
eingebracht. Er mag seine Wurzeln in einer 
Sinnesänderung mancher Sozialisten gegen­
über dem Volksbegehren haben. Ich zitiere 
den seinerzeitigen Bürgermeister und Bundes­
rat a. D. Dr. Koref, der seiner Partei offen 
sagte, daß die ignorante Behandlung dieses 
Volksanliegens keine guten Auswirkungen 
zeitigen könnte. Der Herr Abgeordnete 
Scheibengraf, der Obmannstellvertreter dieses 
Sonderausschusses, hat in der ersten Sitzung 
für die SPÖ erklärt, daß sich seine Partei 
nicht gegen das Volksbegehren gestellt habe. 
Da muß ich doch in aller Form auf eine 
Erklärung des Herrn Vizekanzlers a. D. 
Dr. Pittermann hinweisen, die er im Laufe 
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des Wahlkampfes einem Journalisten gegen­
über gegeben hat. Die Frage des Journalisten 
II:lJutete wörtlich : "Wie stehen Sie, Herr 
Vizekanzler, zum Volksbegehren � "  Und hier 
auch die wörtliche Antwort des Herrn Vize­
kanzlers a.  D. Abgeordneten Dr. Pittermann : 
"Als Instrument ja, seinen Inhalt lehnen wir 
ab. " (Abg. Dr. T u l l: Was wollen Sie damit 
sagen ?) 

Wir kennen unter den Votanten für das 
Volksbegehren auch keine sozialistischen Lan­
deshauptleute und Minister. Sie sind in der 
Liste des Volksbegehrens nicht aufgezeichnet. 
Und nicht ganz echt in den Ohren vieler 
Österreicher wird die Sorge des Herrn Abge­
ordneten Scheibengraf klingen, der wörtlich 
ankündigte, "alles zu tun, damit Rundfunk 
und Fernsehen nicht Domäne einseitiger partei­
politischer Herrschaft und l\1achtausübung 
werden" .  (Abg. L i ba l: Das wollen ja Sie !) 
Warum dann wohl das Volksbegehren über­
haupt ins Leben gerufen wurde, fragt sich 
da der gelernte Österreicher. Man sollte sich 
hinter den "Wirklichkeiten des Österreichischen 
Fernsehens jetzt nicht verschanzen. (Abg. 
Cz e t t e l: Haben Sie Liwanec gehört ?) Das 
ist unsere Meinung. Er wird seine Antwort 
erhalten, Herr Minister. Ich will mich keines­
wegs unfruchtbaren Ressentiments hingeben. 
Ich bin auch hier für die Bewältigung der 
Vergangenheit. Lösen wir in Regierung und 
Opposition besser die uns gestellten Aufgaben ! 
(Abg. Dr. B roda: Bravo I) Danke sehr für 
Ihren Beifall, Herr Minister ! 

Um einer Legendenbildung durch den Herrn 
Abgeordneten Liwanec gleich entgegenzutreten 
- man soll nämlich keine entwicklungs­
geschichtlichen Verzeichnungen aufkommen 
lassen -, muß ich doch gleich antworten. 
Er erklärt, wir hätten kein Anrecht, zu be­
haupten, die Volkspartei sei immer zum 
Volksbegehren gestanden, weil wir damals, 
am 4. 1 1 .  1 965, nicht mit der FPÖ gestimmt 
haben. (Abg. L i wa n e c: Das war nur einer 
der Gründe !) So sollte man, Herr Abgeordneter 
Liwanec - das gilt für die ganze SPÖ -, 
dem früheren Regierungspartner heute von 
der Opposition her besser nicht begegnen. 
Sie wissen genau, in welch schwerer Gewissens­
not wir uns damals befunden haben vor 
unseren Wählern, vor unseren Freunden, vor 
der indignierten Presse. Wir haben uns damals 
bis zur letzten Koalitionstreue durchgerungen. 
Das sollte man nicht übersehen. (Beifall 
bei der Ö V  P. - Abg. Dr. Wi t ha lm: Im 
Gegensatz zum anderen Partner, 1963 ! Erinnern 
Sie sich an 1963 !) Treue des Partners wiegt 
schwerer als alles andere. Was der Herr 
Abgeordnete Dr . van Tongel von einem 
Junktim mit der Wahlrechtsreform gesagt hat, 
trifft überhaupt nicht zu. 

Der Antrag der SPÖ wird wohl haupt­
sächlich in der verständlichen Sorge gründen, 
ihren Einfluß im Österreichischen Rundfunk 
nicht zu verlieren. Das ist natürlich und ist 
von allen Parteien zu respektieren. Allerdings 
muß sofort gesagt werden, daß es nie '  mehr 
ein Einfluß sein kann, der in seinen Aus­
wirkungen im Fernsehen, von dem breite 
Kreise unserer Bevölkerung schlechthin als 
von einem "roten Fernsehen" sprechen, hun­
derttausende Fernseher empört hat. (Beifall 
bei der Ö V P. - Zwischenruf der Abg. Rosa 
W e b e r.) Und das schlimmste ist , daß jetzt 
nach dem 6.  März 1966 diese Hundert­
tausende leider immer noch genug Anlaß 
haben zur täglichen Empörung. (Abg. Gze t t e l: 
Zum Beispiel ? Sie sehen nur mehr Ihren Herrn 
Bundeskanzler ! - A bg. Rosa Web  e r: Weil 
wir noch auf der Welt sind, das ist es !) Ich 
komme auch dazu. 

Ich setze auch gleich hinzu, daß die ÖVP 
in Fernsehen und Rundfunk kein partei­
politisches Manöverfeld erblickt (H eiterlceit 
be'i der SPÖ - Abg. Dr. W i t halm: Das 
können Sie sich (Ja?' nicht vorstellen 1 - Weitere 
Zwi8chenrufe) , auf dem sie ihren Macht­
zuwachs vom 6. März ins Exerzieren bringt. 
( Weitere Zwischenrufe.) War nun Freund 
Fernsehdirektor oder ist es ein anderer, daß 
Sie hier lachen ? (Abg. C z e t t e l: F1'eund hat 
etwas gebaut, aber der Scheidl nicht ! - Abg. 
H ar t l: Jeder Freund braucht seinen Scheidl !) 
Dazu komme ich auch noch, meine Freunde . 

Ich erkläre hier - und dieses Gesetz be­
stätigt das -, daß die monokolore Regierung 
Klaus keinen monokoloren Rundfunk ein­
richten wird. (Beifall bei der Ö VP. - A bg.  
Dr. T u l l: Sie sind ein falscher Prophet !) 
Die Regierung Klaus wird vielmehr im Öster­
reichischen Rundfunk die Parteifarben ab­
tragen und die Farben Rot-Wei ß-Rot im 
Hörfunk und im Fernsehen sehr deutlich 
hörbar und sichtbar machen. (Beifall bei 
der Ö VP. - Abg. Cz e t t e l: Diese Phrase 
glaubt Ihnen niemand ! - Abg. Dr. K ranz l­
mayr: Wie der Schelm ist, so denkt er 1) 

Der Herr Redakteur Stöger, der Zustellungs­
bevollmächtigte für das Volksbegehren, schil­
derte in dem im W edl-Verlag erschienenen 
Taschenbuch unter dem Titel "Schwarze Welle 
- roter Schirm" die Malaise des Österreichi­
schen Rundfunks. Ich hoffe, daß er bald 
Gelegenheit hat, der zweiten Auflage dieses 
Taschenbuches den Titel "Reine Welle - klarer 
Schirm" zu geben. (Beifall bei der Ö V P.) 

In der neuen Ära des Parlaments verdienen 
wir nicht das Mißtrauen alten Stils, weil 
die Regierung Klaus ihre zielbewußte Initiative 
zu einer Politik für alle Österreicher über-
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zeugend eingeleitet und auch schon entfaltet verständlich der Aufsichtsrat festzulegen hat, 
hat. (Beifall bei der Ö V P.) weil der Staat einfach nicht in die Gestion 

Meine Damen und Herren ! Der Opposition, einer Gesellschaft eingreifen kann. (Abg. Doktor 
das verstehen wir, kommt grundsätzlich das Tul l: Darüber werden wir uns noch unterhalten, 
Mißtrauen zu. Doch sollten Sie uns besser Herr Harwalik I) 
vertrauen als verdächtigen (Abg. Oze t te l: Eine Zustimmung der ÖVP zu diesen zwei 
Das auch noch !) , wir wollten aus dem Rundfunk Forderungen, auf die ich später noch kritisch 
eine Einmann-Regierung machen. eingehen werde, hätte das Volksbegehren in 

Auf die Frage der unabhängigen Presse : seinen Grundsätzen verfälscht. Ein solches 
"Wie frei soll der Rundfunk künftig sein ? " Gesetz haben die Initiatoren nicht gemeint, 
antworte ich : Ganz frei von jedem partei- und ein solches Gesetz hätten die 833 .000 Vo­
politischen Machtmißbrauch ! (Abg. Doktor t.�nten nie unterschrieben. (Beifall bei der 
Kle iner: Wo bisher der Herr Scheidl geherrscht GV P.) Ihr Wille aber war unser Gesetz. 
hat l - Abg. Rosa W e ber: Bei dem Wort r Wi� hätten den .Auf�rag des Volkes nicht 
werden wir Sie nehmen ! Da werden wir sehr erfullt gesehen mIt emem Gesetz, das allen 
aufpassen ! - Weitere Zwischenrufe.) den Sünden des parteipolitischen Mißbrauches 

Die Initiatoren des Volksbegehrens haben auch nu
.� eine .. H!�tert�r offengel�ssen hä�te. 

es entworfen in der auslaufenden Zeit der Dann waren namlIch dIe letzten Dmge schhm­
alten Koalition. -Warum sind Sie so unruhig, mer als die ersten ... Dann wä�en di

T� Hoffnungen 
meine Damen und Herren 1 Ich saue nichts des Volkes enttauscht, sem V\ 111e verletzt. 
als die reine Wahrheit. (Abg. W� ikhart: Dann wären u�sere Anstrengungen umsOl�st 
Das war jetzt eine Todsünde, Herr Kollege ! g�wesen . Und ICh sage es ganz o�en : .�Vlr, 
Jetzt müssen Sie beichten gehen ! _ Heiterkeit dw Abgeordneten der V.olksparteJ , hatten 
bei der SPÖ. - Weitere Zwischenrufe.) Das un�er Vertrauensmandat beI hunderttausenden 
ist überprüfbar. Nein, schon absolviert, Herr Wah�ern verlore�. . . 
Staatssekretär I _ Es konnte sich daher mit WIr kennen dIe StImmtmg des Volkes m 
dem ursprünglichen Text nicht mehr in allem dieser �ache sehr ?enau. "'Tir haben nicht 
behaupten, wohl aber mit den Grundmotiven sehr leIcht .. - . meme Damen und Herren 
und Zielsetzungen. von d�r �PO - m den Versammlungen �nserer 

I h h b h ·  b t d ß ' ParteI, m den Jugendparlamenten, m den c a e sc on Immer eton , a WIr so K �C d I Z . F d h I .
. r h V Ik b h bl 'b OlUerenzen er etzten eIt unseren reun en na 
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e.n auf sehr klare Forderungen und heftigste wo en. as war unser ste es emu en. Ir V .. C •• d ß . . P I t h b d V lk b h . I ' orwur.1e sagen mussen, a Wlr ]m ar amen a en as . 0 s eg.e ren me a s emen nicht Personalpolitik, sondern ein gutes GlaubensartIkel für dIe Abgeordneten ange- Gesetz zu machen haben auf Grund dessen sehen, der Buchstabe für Buchstabe zu er- d nn d'e Organe Pers n�l- und Sachpol'tik füllen wäre. Das haben auch die Initiatoren b
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I 
er-. h h1' h W '  k d d d e r  en onn . g. e r  ar . M m se I' sa:c IC er else un getan u,?- ar- sonalpolitik machen Sie schon in Ihren lJtlini-gelegt. DIe letzte � erantwortung tragt . das sterien I _ Gegenrufe bei der Ö V P.) Das ist Parlament. Aber ICh glaube, daß dIeses die unbestreitbare Gemütslage unserer Freunde Volksbegehren ein Glaubensbekenntnis der und Wähler mit der wir kein Schindluder österreichischen Bevölkerung an die Demo- t 'be 11 'n k . d d' GI b b k . rel n wo e . rahe war, un Ieses au ens e enntl11S Wir kennen unsere Legitimation, in Sachen haben wir ernst genommen. (Beifall bei der Volksbegehren zu sprechen, sehr genau. Wir 

Ö VP.) überlassen das Prioritätsrecht den Initiatoren 
Ich sage in vollem Ernst : Leider konnten uneingeschränkt, wir fühlen uns als ihre 

wir uns mit der SPÖ nicht einigen, obwohl Mitstreiter, auch wenn die unabhängige Presse 
wir bis an die äußerste Grenze der Zugeständ- uns im wechselvollen Verlauf der Diskussion 
nisse gegangen sind. Ich erinnere hier an und Verhandlungen dieses Prädikat nicht 
die sogenannten Semmering-Beschlüsse (Abg. immer zu geben bereit war. Wir bringen 
Dr. K l e i n er: Wir wis8en ganz gena�t, wie die heute das in seinen Grundsätzen unverfälschte 
Unterschriften zustande gekommen sind ! Volksbegehren ! Es kann unsere Partei nur 
Schlechter Demokrat I) , die die Sozialisten selbst auszeichnen, sich in Übereinstimmung mit 
als eine echte Verhandlungsgrundlage be- dem Volkswillen zu bringen, ohne jemals die 
zeichnet haben. Sie haben diese Verhandlungs- Pflicht zur kritischesten Überprüfung der ein­
grundlage leider nicht genützt. So kam es zeInen Bestimmungen des Volksbegehrens 
im Ausschuß zu einer Mehrheitsabstimmung. außer acht gelassen zu haben. Auch die 

Die Einigung scheiterte im wesentlichen an lange Diskussion und der Wille, mit dem 
zwei Fragen : an der "Sperrminorität" im politischen Gegner zu einer Übereinstimmung 
Aufsichtsrat und an dem Programmentgelt, zu kommen, bestätigen uns in unserer demo­
das nach dem Ges. m . b. H.-Gesetz selbst- kratischen Haltung. 
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Im Aufsichtsrat sind alle politischen Par­
teien im Verhältnis 3 :  2 : 1 vertreten. Eine 
sozialistische Mehrheit, meine Damen und 
Herren, würde sich doch ebenso klar in der 
Zahl der Parteienvertreter im Aufsichtsrat 
widerspiegeln. Das ist die politische Realität. 
Es haben also alle drei Parteien das demo­
kratische Mitspracherecht und Mitwirkungs­
recht . Und nun das Wesentliche : Beide 
Oppositionsparteien stehen paritätisch mit 
der Regierungspartei ! Ein unzufriedener 
Parteifreund rief mir in meinen diesbezüg­
lichen Bericht auf einer Konferenz hinein : 
"Demokratischer geht's nimmer ! "  Und wer 
könnte uns übertriebener Ansprüche zeihen, 
wenn die Initiatoren selbst in Anerkennung 
demokratischer Grundrechte in ihrem Entwurf 
von der Vertretung der politischen Parteien 
nach ihrem Stärkeverhältnis im Parlament 
sprechen. 

Meine Damen und Herren ! Wir haben in 
jedem parlamentarischen Ausschuß die Mehr­
heit . Wir haben im Aufsichtsrat der Rundfunk­
gesellschaft die Parität mit der Opposition ! 
Ich glaube, das ist eine überzeugende demo­
kratische Sprache. (Beifall bei der Ö V P. -
Heiterkeit bei der 8PÖ.) 3 :  2 : 1 gibt 3 :  3 ,  ich 
glaube, das ist also jetzt klar. (Abg. Ozern e tz: 
Der Aufsichtsrat besteht ja nicht nur aus Parla­
mentariern ! Was ist mit den anderen ? -
Abg. lng. Häuser: Es sind ja nicht sechs 
Leute im Aufsichtsrat !) Sie werden wahr­
scheinlich auch andere entsenden. (Abg. Ing. 
Häuser: Keine Antwort !) 

Wenn die SPÖ auf eine erläuternde Be­
merkung im Volksbegehren hinweist, daß der 
Generalintendant vom Vertrauen beider Par­
teien getragen sein soll, so zielt dies auf die 
voll gegebene Mitwirkung aller Parteien an 
allen Aufgaben der Gesellschaft im Aufsichts­
rat ab, kann aber nicht verstanden werden als 
eine Auflage für die übersiedlung der in der 
österreichischen Innenpolitik überwundenen 
Blockade in den Österreichischen Rundfunk. 
Dann frage man unsere Wähler, die zum 
größten Perzentsatz die Unterzeichner des 
Volksbegehrens stellen. Ein leidenschaftliches 
"Nein" würde einem solchen Begehren ent­
gegentönen. 

Der Abgeordnete Dr. van Tongel war im 
Ausschuß deutlicher als heute hier ; ich weiß 
nicht, ob er es mir übelnimmt. Er hat damals 
auf diese Vorst.ellungen hin erklärt, dann 
hätte er das Volksbegehren gar nicht unter­
schrieben. (Abg. Dr. van Tonge l: Das sage 
ich auch heute !) 

Wir befinden uns hier in voller überein­
stimmung mit den Initiatoren, die in ihrem 
Aufruf an alle Österreicher vom 1. 4. 1 966 
ausdrücklich erklärt haben, sie möchten die 

Bestellung der obersten Organe von Hörfunk 
und Fernsehen nicht dem Diktat einer einzigen 
Partei ausgeliefert sehen, sie möchten aber 
ebensowenig die Blockade durch das Veto 
einer Minderheit. Der Aufsichtsrat, dem nun 
die Bestellung des Generalintendanten obliegt, 
kann wohl von niemandem, der guten Willens 
ist, als eine Einmann-Regierung bezeichnet 
werden. (Abg. B e n y a: "Einmann" nicht !) 
Die von den Sozialisten geforderte Sperr­
minorität aber wäre präzise die von den 
Initiatoren abgelehnte Blockade. (Abg. Doktor 
K l e i n e r: Aber die "Mehrern" gehören euch !) 

Wir verstehen unsere Mehrheit nicht, wie 
der Herr Minister a. D. Dr. Kreisky sie in 
einer Oppositionsrede persiflierte : "Mir san 
die Mehrern !"  (Abg. Oze t t e l: Sowieso !) Die 
Mehrheit ist keine abgekürzte Demokratie. 
Wir wissen, daß die Mehrheit auch die Ver­
antwortung für den demokratischen Lebens­
raum der Opposition trägt, so wie die Opposi­
tion wieder verpflichtet ist, in allen ihren 
Entscheidungen die Mitverantwortung für die 
Wohlfahrt des Staates zu tragen. Niemand 
und nichts wird uns zu autoritären Haltungen 
verführen können (Abg. Oze t t e l: Lesen Sie 
die Withalm-Rede !) , wie uns das die "Arbeiter­
Zeitung" vom 22. Juni 1 966 im Zusammen­
hang mit dem Rundfunk vorwirft. (Abg. 
o z e t t e l: W ithalm hat es bewiesen ! Die letzte 
W ithalm-Rede hat es bewiesen !) Wir stehen 
am Prüfstand des Volkes und wollen uns 
auf diesem Prüfstand bewähren. (Beifall bei 
der Ö VP. - Abg. Oze t t e l: Autoritärer geht's 
nimmer !) 

Ich werde über diese Feststellungen hinaus 
bei der Darstellung der einzelnen Gesetzesteile 
noch überzeugend beweisen, daß wir die 
erste Tugend der Demokratie, die Selbst­
beschränkung, die sicher die Weisheit der 
Demokratie ist, in einem Maße zu üben bereit 
waren, daß sich unter unseren Parteifreunden 
die Frage erhoben hat, ob wir nicht des 
Guten zuviel an Demokratie dabei getan 
haben. (Ironische Heiterkeit bei der 8PÖ. -
Abg. W e i khart: Jetzt kann man sagen, Herr 
Kollege: Demagogischer geht's nimmer !) Wir 
werden sie überzeugen können, daß wir mit 
diesem Gesetz den Sinn des Volksbegehrens 
erfüllen. 

Aber, meine Damen und Herren von der 
SPÖ, eine andere Frage, eine Frage, die 
Ihre Parteigenossen vielleicht im Lande er­
heben : Warum geben Sie einem solchen 
Gesetz, in dem wir so weit an Sie heran­
gegangen sind, nicht Ihre Zustimmung � -
Aber das ist nicht mehr unsere Angelegenheit. 
So wie Dr. Koref Ihnen seine Meinung gesagt 
hat, so werden tausende und tausende Sozia­
listen fragen, warum nicht hier die Zusammen-
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arbeit im Österreichischen Rundfunk bei derart 
demokratischen Voraussetzungen, wie sie hier 
in unserem Entwurf gegeben sind, möglich 
war. (Abg. Liba l: Das müssen Sie dem Doktor 
Fiedler sagen ! Seine Erklärungen im A us­
schuß waren danach angetan !) Herr Dr. Fiedler 
war sehr gemäßigt, sehr gemäßigt, das möchte 
ich ausdrücklich sagen. (Abg. Dr. W i tha lm: 
Er kommt ja noch !) 

wir nach keiner Seite eine Unzumutbarkeit ! 
Damit kämen Regierung und Opposition auf 
dem demokratischen Weg am besten weiter. 

Schon Drimmel hat seinerzeit im Minister­
komitee sehr richtig erkannt, daß der Schrei 
nach dem immer stärkeren Mann im Öster­
reichischen Rundfunk keine Lösung sei . (Abg. 
Dr. Hertha Firnberg: Er will uns fortwährend 
belehren !) Er sah diese Lösung im Intendan­
turprinzip, das ein durchgehendes Prinzip 
ist. 

Die Gleichklänge der FPÖ mit der ÖVP 
sind in der Partitur unseres Parlaments spär­
lich verzeichnet. Wenn die FPÖ trotzdem Was Herr Minister Dr. Broda hier ge­
diesem Gesetz zustimmt, so deshalb, weil sagt hat von der ÖVP-Rundfunkspitze, könnte 
ihr das Volksbegehren mit diesem Gesetz verwirren. Hätte unser verdienstvoller 
hinlänglich erfüllt erscheint. Generaldirektor Scheidl das alles getan und 

Selbstbeschränkung aber darf man nicht verschuldet, was der Herr Abgeordnete 
verwechseln mit Selbstaufgabe. Das hieße Liwanec ihm heute hier unterschoben hat 
das Vertrauen jener mißbrauchen, die uns mit - ich kann keinen anderen Ausdruck ge­
der Mehrheit ausaestattet haben um die brauchen -, er hätte es bei bestem Willen nicht b , 
stets verhinderten Aufgaben nun zu lösen. I tun können. Der Herr Generaldirektor - viel-
Wir meinen nicht, daß die Mehrheit ein leicht kennen Sie die Kompetenzverteilung­
Majorisierungsbefehl ist. Warum nehmen Sie an, hat nämlich nicht die Kompetenz eines 
daß man im Aufsichtsrat des Rundfunks Generalintendanten. Freund war hier ein 
nicht auch zu einheitlichen Lösungen kommen Fernsehsouverän reinsten "Löwel"-Formates, 
kann 1 (Abg. Dr. Hertha Firnberg: So wie der über die Kärntnerstraße immer hinwegge­
im Parlament !) Wir meinen aber auch nicht, sehen hat. Die Korrespondenz der Kärntner­
daß die Minderheit ein Makel ist, sondern straße mit dem Herrn Fernsehdirektor Freund 
die Mehrheit ist selbstverständlich die Legiti- erschöpfte sich auch in den jüngsten Tagen 
mation des größten Vertrauens in der größten nur in Protesttelegrammen gegen die un­
Zahl. Das ist ein demokratisches Grundgesetz, freundlichen Übergriffe. ( Beifall bei der 
das wir alle beachten. Es wird notwendig Ö VP. - Abg. S te i n e r: "Freundschaft !") 
in allen politischen Bereichen integral wirksam Das Intendanturprinzip führt ein anderes 
sein. (Abg. Z ingl e r: Wir kriegen ja Ihren Prinzip im Gefolge : das Leistungsprinzip, 
demokratischen Anschauungsunterricht !) mit dem wieder das Prinzip der Verantwortlich­

Eine demokratische Opposition ist ver­
pflichtet, einen Mehrheitsauftrag bei aller 
Schärfe der Kritik und bei aller Schärfe der 
Kontrolle zu respektieren. Wenn der Herr 
Minister Dr. Kreisky also gemeint hat, es 
genüge uns, einfach die "Mehrern" zu sein, 
so meinte er wohl, wir sähen in dem parla­
mentarischen Spiel hier etwa : Aufstehen - die 
Mehrern zählen - und heimgehen ! So ähnlich 
ist es ja aus seinem Mund gekommen. (Abg. 
Cze t t el:  Bis jetzt war es so ! -Abg. Dr . Hertha 
Firnberg: Ganz genauso ist es I) Das hat 
mich erinnert an jenen humorbegabten Poli­
zeihofrat, der einem j ungen Juristen wohl­
meinend empfahl, zur Polizei zu gehen. 
Er habe dort nichts zu tun als "aufsperren -
einsperren - zusperren !"  So einfach geht 
es also weder bei der Polizei noch im Parla­
ment. (Beifall bei der Ö VP. - Abg. Oze t tel: 
" Einsperren" haben Sie schon einmal können !) 
Ich hätte das gerne dem Minister Dr. Kreisky 
gesagt, aber er ist nicht hier. (Präsident 
Wal lner  übernimmt den Vorsitz.) 

Man sollte nichts leicht abtun, schon gar 
nicht in der Politik. Die Devise aller Parteien 
in diesem Hause sollte sein : Verschulden 

keit und der weitgehenden Unabhängigkeit 
relevant ist . 

Das ökonomische Prinzip wird in Ges. m .  b.  
H. -Gesetze mit der Forderung nach der Führung 
des Unternehmens mit der Sorgfalt eines 
ordentlichen Geschäftsmannes betont. Das 
föderaJistische Prinzip erscheint im Entwurf 
der Initiatoren ebenso wie in unserem Ent­
wurf besonders betont und verwirklicht. Das 
sind die wesentlichen Bauelemente der Rund­
funkreform, die in einem klaren Organisations­
schema wirksam zu machen sind. 

Hohes Haus ! Es geht aber im letzten um 
tief erliegende Dinge. Wir müssen die Massen­
medien Hörfunk und Fernsehen in strenge 
demokratische Zucht nehmen, wollten wir 
nicht über diese "geheimen Verführer" unser 
ganzes Gemeinschaftsleben ankränkeln lassen. 
Das geht nämlich auf leisen Sohlen. Martin 
Keilhacker , den ich den Tiefenpsychologen 
der Massenmedien nenne, macht uns hell­
hörig mit der Feststellung, daß das Fernsehen 
die babylonische Sprachenverwirrung in der 
Welt ausgelöscht hat, weil alle Menschen 
dieser Welt diese Sprache verqtehen ; und der 
Tel-Star wird ihm zum Zepter der Welt. 
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Hier ist der große volkserzieherische Aspekt Gesellschafters Bund zu bestimmen. Nach 
gegeben für die Rundfunkreform. Wir dürfen Lehre und Praxis ist in der Bundesregierung 
ihn nicht unbeachtet lassen. Das Fernsehen Einstimmigkeit erforderlich. Die Vetopraxis 
ist heute das größte technische Verbundnetz hat in der Bundesregierung in der öster­
der Welt. Ob es einmal ein geistiges Verbund- reichischen Innenpolitik der letzten Jahre 
netz, ein Verbundinstrument des Friedens viel Unheil angerichtet. Sie hat die Instal­
und der Brüderlichkeit oder sein Gegenteil lierung der "langen Bänke" in der politischen 
wird, das liegt bei den Menschen aller Völker. Arena verschuldet. Ein solches Veto könnte das 
Zu Hause jedenfalls sollen diese Massenmedien bestgemeinte Reformgesetz zuschanden ma­
kein trennender, sondern ein einigender chen. Der Bundeskanzler als Glied der Re­
Faktor unseres Volkes sein. Daher die For- gierung würde den komplizierten Mechanismus 
derung des Volksbegehrens, das nie die hoch- leichter zu steuern vermögen als ein Kollegial­
politische Faktizität der Massenmedien über- organ mit Vetorecht. Diese grundsätzliche 
sehen hat, diese Massenmedien nicht partei- Lösung hatten wir im Auge, und es muß 
politisch zu mißbrauchen. Rundfunk und Fern- uns gutgeschrieben werden, nicht leicht und 
sehen dürfen nicht zu reinen Machtinstru- unbeschwert eine Situationslösung angestrebt 
menten der Parteipolitik absinken. Sie haben zu haben. Der Herr Abgeordnete Liwaneo 
gro ße Aufgaben im Dienste der ganzen staat- spraoh in der Presse von einem "dreisten 
lichen Gemeinschaft zu erfüllen. Versuch",  das ganze Unternehmen dem ÖVP-

Wir stellen es der sachlichen Kritik anheim, Bundesparteiobmann zu unterstellen. Ein un­
ob die ÖVP nicht den größten Schritt zu einer abhängiger Journalist sprach von einem 
Einigung getan und ob die SPÖ unseren Akt De Gaulle-Profil. Es gab Einwände, und es 
der Selbstbeschränkung mit einem Akt der gab echte Besorgnisse, die der Herr Bundes­
Selbstbesinnung beantwortet hat. Ich werde kanzler selbst zerstreute, indem er einfach 
eine genaue Buchhaltung unseres guten Willens auf diese einging und sie im Einvernehmen 
zu einer Einigung geben. (Abg. Rosa W e b e r: mit dem Klub mit der Festlegung der Bundes­
Wir werden eine Buchhaltung des Partei- regierung beseitigte. Keine opportunistische 
propOTzes aufstellen ! Das wird lustig werden ! - Geste eines der Semmering-Beschlüsse, sondern 
Gegenrufe bei der Ö VP.) die demokratische Hinwendung an die vielen 

Hinsichtlich der Gesellschaftsform haben Gegenstimmen. Er wie die Österreichische 
sich schon im Vorjahr alle drei Parteien auf Volkspartei geben keinen Prestigestandpunkten 
die Ges. m. b .  H .  geeinigt. Diese Ges. m. b .  H. Raum. Immer nahe am Volksbegehren, wo 
hat auch das Volksbegehren vorgesehen. In immer sich dies mit unserer Verantwortlichkeit 
ihrem Entwurf verlangte die SPÖ dann in Einklang bringen ließ. So auch hier und in 
plötzlich die staatliche Anstalt. Wir wissen, vielen Bestimmungen, von denen aus wir 
warum ! In einem Kuratorium kann man uns immer wieder als Brückenbauer betätigten. 
folgerichtig mit Zweidrittelmehrheit ab- Im Aufsichtsrat hat das Volksbegehren 
stimmen, nicht aber nach den Bestimmungen drei Ländervertreter vorgesehen. Dagegen 
des Ges. m. b. H.-Gesetzes im Aufsichtsrat. führten wir die föderalistische Wirklichkeit 
Dieser Aufsichtsrat stellt die Organent- Österreichs ins Treffen. Die öffentliche 
sprechung der Gesellschaft dar. Er ist die Meinung war bei uns. Jedes Bundesland - wir 
logische und rechtliche Organentsprechung. haben zahlreiche Tests unternommen - hat 
Der Herr Minister außer Dienst Dr. Broda es als eine Selbstverständlichkeit angesehen, 
sprach in diesem Zusammenhang von einer im Aufsichtsrat vertreten zu sein. Das ist 
Art von Ettikettenschwindel. Der Staat be- ja auch in einem föderalistischen Staat das 
treibe praktisch den Rundfunk, die staatliche · Recht der einzelnen Glieder. Die Initiatoren 
Anstalt aber bleibe aus. Dazu ist zu sagen, haben unsere Argumente auch sehr ernst 
daß nach Artikel 1 7  Abs . 1 unserer Bundesver- genommen. Wir haben ihre Befürchtungen 
fassung der Staat als Träger privater Rechte einer hypertrophen ÖVP im Aufsichtsrat 
bestätigt erscheint. Man mußte bei der Auf- dadurch entkräftet, daß wir zum Ausgleich 
hebung der öffentlichen Verwaltung bei allen statt drei Vertreter unabhängiger Bereiche 
Unternehmen eine dem österreichischen Recht fünf vorsahen. Diese Bereiche wurden heute 
entsprechende Gesellschaftsform finden, wie schon angeführt. Es sind die Kirchen, die 
sie das Handelsgesetzbuch vorschreibt. Hätte Wissenschaft, die Kunst, die Volksbildung 
man für jedes öffentlich verwaltete Unter- und der Sport. So trafen wir uns wieder mit 
nehmen ein eigenes Gesetz geschaffen, könnte den Grundsätzen des Volksbegehrens. Ich 
man diese Betriebe als staatliche Betriebe erkläre hier ausdrücklich, daß die Kirche von 
führen. Hier erhöbe sich allerdings die Frage sich aus hinsichtlich ihrer Vertretung im 
der Verfassungsmäßigkeit. Aufsicl ltsrat initiativ wurde. Wir verstehen 

Wir waren der Meinung, daß es richtig war, und würdigen ihr eminentes Interesse an diesen 
den Bundeskanzler als den Vertreter des Massenmedien. Keine Partei hat das Recht, 
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sich auf die Kirche zu berufen. Der Vertreter 
der katholischen Kirche, der dem Laienstand 
entstammen soll, wird nach einer Verein­
barung auch die evangelische Kirche mitver­
treten . 

Der Aufsichtsrat besteht nun aus den 
fünf Vertretern dieser angeführten Bereiche, 
aus neun Ländervertretern, aus sechs Vertretern 
der politischen Parteien und, was heute noch 
niemand gesagt hat, aus zwei Delegierten 
des Betriebsrates im Sinne der § 14 des Be­
triebsrätegesetzes, die volles Stimmrecht haben. 
Abgestimmt wird nach den Bestimmungen des 
Ges. m.  b. H.-Gesetzes mit einfacher Mehrheit. 
Hier entzündete sich der Widerstand der 
Sozialisten. Sie forderten - das Wort ist 
heute schon öfter gefallen - einen "Minder­
heitenschutz" in Form einer Sperrminorität. 
Hierher sollte nach Meinung der Sozialisten 
das Veto wandern. Das wäre doch ein glatter 
Reinbruch des Volksbegehrens. Die Unter­
zeichner des Volksbegehrens, die 833 .000 Bür­
ger, wollten kein System der gegenseitigen 
Behinderung, kein System der gebundenen 
Hände. Die Minderheit kann doch im letzten 
nicht den Willen der Mehrheit blockieren 
und aufheben. Das wäre die Absage an die 
Logik der Demokratie. Der Minderheiten­
schutz - reden wir doch von ihm ! - ist in 
einer Demokratie gegeben durch das unbe­
streitbare Recht der Mitsprache und Mit­
wirkung im Stärkeverhältnis der Parteien . 
Das ist die Formel des Volksbegehrens, an 
sie haben wir uns gehalten. Daß diese Formel 
nach dem 6. März nicht mehr 2 : 2 : 1, sondern 
3 : 2 : 1 lauten mußte, ist wohl eine Selbst­
verständlichkeit. Wir hätten ein gutes Recht, 
unsere Mehrheit im Aufsichtsrat geltend zu 
machen. Wir haben das nicht getan. Ich 
wiederhole - man kann das nicht oft genug 
tun -, daß die politischen Parteien im Ver­
hältnis von 3 :  2 : 1 im Aufsichtsrat ver­
treten sind. Was die Sozialisten gemacht 
hätten im Falle eines 6. März auf der linken 
Seite (A bg. Rosa Web  er: Nicht wahrsagen !) ,  
dafür haben wir Analogiebeispiele genug. 
Frau Abgeordnete Weber ! Ersparen Sie es 
uns, auf Grund von Zwischenrufen solche 
Beispiele etwa heute hier zu bringen ! Ich 
möchte kein schlechtes Klima entfachen. 
Sie würden staunen, wenn wir herausziehen 
würden, wie einzelne solcher Ausschüsse, in 
denen der Bund vertreten ist, aussehen. 
Ich sage das, auch wenn wir keinen Namen 
nennen, sondern nur die Parteizugehörigkeit, 
damit wir die Dinge nicht verfälschen. 

Die sozialistischen Zeitungen haben die 
Nachricht verbreitet, der SPÖ sei die Mit­
wirkung an der Bestellung des Generalinten­
danten genommen. Ich stelle fest, daß dies 

nicht die Wahrheit ist . An der Bestellung 
des Generalintendanten wirken die Sozialisten 
im Aufsichtsrat ebenso mit wie erstens die Ver­
treter der unabhängigen Bereiche, Kirche 
Wissenschaft, Kunst, Volksbildung und Sport 
(Abg. B e nya: Ist der Gewerkschaftsbund nicht 
auch unabhängig ?) - sofort, Herr Präsi­
dent -, die an keinen Parteiauftrag gebunden 
sind, zweitens die Vertreter der Länder, 
die ebenfalls nicht von den Parteien entsendet 
werden, drittens wie die Vertreter der ÖVP 
und der Vertreter der FPÖ und viertens, 
Herr Präsident des Gewerkschaftsbundes, wie 
die zwei Betriebsräte, die - ich wiederhole 
es - volles Stimmrecht haben. (Abg. Be nya: 
Das ist ganz normal bei den Betriebsräten !) 
Volles Stimmrecht ! Zwei Betriebsräte sind 
doch wirklich eine gewerkschaftliche Ver­
tretung. Es handelt sich um Gewerkschafter, 
Herr Präsident ! Abgesehen davon, daß zahl­
reiche Vertreter der Parteien ebenfalls Ge­
werkschafter sind. Sie finden dort eine ganze 
Front von Gewerkschaftern. (Abg. B e nya: 
Den Betriebsrat müssen Sie nehmen, da,8 ist 
doch kein Zugeständnis !) Ich glaube, daß es 
in Österreich keine Gewerkschaft gibt, deren 
Aufsichtsrat so umfassend die Interessen der 
Gesamtbevölkerung vertreten kann und der so 
wenig anonym ist, wie der Aufsichtsrat der 
"Österreichischen Rundfunk Ges. m. b. H." 
im Sinne dieses Gesetzes sein wird. 

Das ist die Wahrheit und die Wirklichkeit. 
Die SPÖ aber wollte über diese Wahrheiten 
und Wirklichkeiten hinweg das bewährte 
Blockadeinstrument, das Veto in den Auf­
sichtsrat einbauen. Hier haben wir nein gesagt, 
wie es das innere Gesetz des Volksbegehrens 
uns befahl . (Abg. Dr. K l e i n er: Sie haben 
für Ihre Mehrheit gesorgt !) 

Die Demokratie ist so in ihre vollen Rechte 
gesetzt. Der mehrmals angestellte Vergleich 
der Organbildung im soziaHstischen Entwurf 
mit der BBC ist in keiner Weise zutreffend. 
Das oberste Gremium der BBC hat nur Ver­
waltungsaufgaben zu besorgen ; der soziali­
stische Entwurf sieht auch eine politische 
Konstruktion vor. 

Wir hatten vorerst im Gegensatz zum Volks­
begehren statt vier nur drei Direktoren vor­
gesehen : einen Programm direktor für Hörfunk 
und Fernsehen, einen für die technischen 
Belange und einen für die Verwaltung. Wie 
kamen wir - ich will das erklären - zu dem 
e i nen Programmdirektor 1 Wir machen uns 
am besten mit dem anerkannten Fachmann 
Professor Rudolf Henz glaubwürdig. Er 
schreibt in seinem Aufsatz "Testfall Rundfunk" 
unter dem Untertitel "Trennung und Ko­
ordination" wörtlich : "Bisher gab es bloß 
eine sichtbare und weidlich ausgenützte politi-
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sehe Trennung und Koordination. Das Fern­
sehen hat auch in Österreich einen Stand 
erreicht, daß es sinnlos wäre, wenn heide 
Medien so nebeneinander weiterarbeiten wür­
den, als existiere der andere überhaupt nicht."  
So  Henz . Er meinte, die Koordination sei 
Dienst am Kunden. Die bei uns vorsprechen­
den - staunen Sie und hören Sie - Vertreter 
der Gewerkschaft haben uns - ich frage die 
sozialistischen Kollegen, die daran teilge­
nommen haben, und die Kollegen der FPÖ -
in unserer Auffassung bestärkt, daß es richtig 
wäre, wegen dieser Koordination nur einen 
Programmdirektor zu bestellen. Wir haben 
Fernsehfachleute des Auslandes gefragt, die 
der gleichen Meinung waren. Aber man 
verdächtigte uns einer Lex Freund. Der 
Fachmann Henz ist zwar hier unbestechlicher 
Zeuge. Den Befürchtungen der Initiatoren, 
diese Aufgabe könne ein Programmdirektor 
nicht bewältigen, haben wir letzten Endes 
wieder Raum gegeben und damit auch den 
sozialistischen Vorschlägen und haben uns 
zur Zustimmung für zwei Programmdirektoren 
bekannt. Umsomehr wird der Generalinten­
dant die Aufgabe der Koordination zu besorgen 
haben. Dieser Generalintendant wird in seiner 
menschlichen und fachlichen Qualität über­
haupt weitgehend der Garant des Volks­
begehrens sein müssen. Wir haben also auch 
hier eine Brücke zur Einigung gebaut, weil 
wir die Grundsätze des Volksbegehrens nir­
gends in Gefahr sahen. Alle leitenden Stellen 
sind auszuschreiben. Die fachliche Einigung, 
die einschlägige Erfahrung, das Gesamtformat 
der Bewerber wird einzig und allein aus­
schlaggebend sein für die Bestellung der 
Amtsträger des Österreichischen Rundfunks. 

Die sogenannte Politikerklausel des Volks­
begehrens hat vorgesehen, daß alle leitenden 
Angestellten fünf Jahre zurück von ihrer 
Bestellung nicht Träger eines politischen Man­
dates sein dürfen. Wir haben nach unserem 
Entwurf das uneingeschränkt für den General­
intendanten vorgesehen. Für alle leitenden 
Angestellten, ins besondere Direktoren und 
Intendanten , gelten die Bestimmungen der 
Unvereinbarkeit. Der Generalintendant ist 
hier strenger behandelt - ich bestätige das, 
Herr Minister Dr. Broda - als die Höchst­
richter Österreichs. Das hat auch manchen 
Einspruch erfahren, der an mich als Obmann 
des Ausschusses gerichtet wurde. Diese Auf­
lage haben wir aber nur dem Generalinten­
danten gegeben. Der Sinn des Volksbegehrens 
ist nirgends gestört, wenn das Unvereinbar­
keitsprinzip für alle übrigen verantwortlichen 
leitenden Amtsträger des Rundfunks gilt. 
(Abg. Dr. Broda: Was ist schon ein Gemeinde­
rat ?) Und was den Gemeinderat betrifft : 
es geht doch um ein . Prinzip, Herr Minister . 

Man kann ein politisches Mandat nicht teilen. 
Ein politisches Mandat ist ein Mandat, und 
dahinter steht gar niemand. Ich muß das 
wiederholen, was der Herr Abgeordnete Dr. van 
Tongel gesagt hat. Wenn jemandem die 
Stelle eines Amtsträgers im Österreichischen 
Rundfunk so wert und teuer ist, so glaube ich, 
kann man auf ein politisches Mandat eben 
verzichten. (Abg. K o nir: Jetzt können Sie 
den Scheidl, der entpolitisiert ist, ruhig zum 
Generaldirektor machen 1 - Abg. Prinke:  
Warum nicht ? - Abg. W e i k hart:  Der Scheidl 
ist ja unpolitisch !) Das ist der einzige Ausweg, 
der hier zu suchen ist. 

Die sozialistischen Zeitungen verbreiten 
weiter das Gerücht, wir hätten uns - der Herr 
Abgeordnete Liwanec hat das heute leider 
wieder getan, jetzt kommt ein sehr wesent­
licher Einwand - gegen die Errichtung 
weiterer Länderstudios gestellt. Ich muß 
vor der Öffentlichkeit mit allem Nachdruck 
richtigstellen, daß im § 1 dieses Gesetzes diese 
Aufgabe den allein zuständigen Organen eigen­
ständig übertragen ist. Diese können jederzeit 
die Errichtung von Länderstudios beschließen. 
(Abg. We ikhart: Also auf Kosten der Wiener 1 
- Abg. Benya; Genau I) Es ist aber nicht 
Aufgabe des Gesetzes, die Aufgaben der 
Organe der Gesellschaft vorwegzunehmen. Das 
werde ich etwas näher ausführen. 

Durch die Errichtung von Studioorgani­
sationen, wie sie jetzt bereits vorgesehen sind, 
für das Burgenland, für Niederösterreich und 
für Wien, Herr Abgeordneter Liwanec,  werden 
nunmehr auch die regionalen Interessen dieser 
Bundesländer entsprechende Berücksichtigung 
finden. Diese neuen Studioorganisationen 
werden also die gleichen Programmaufgaben 
wahrzunehmen haben wie die bereits exi­
stierenden, unbeschadet davon, daß sie am 
Sitz der Gesellschaft wirken, wodurch organi­
satorische Vereinfachungen gegeben sind. 

Unter diesem Aspekt ist auch der Wirkungs­
bereich dieser neuen Studioorganisationen auf 
der Intendantenebene zu sehen, die sich von den 
zentralen Belangen des Hörfunks und des 
Fernsehens abhebt.  

Herr Abgeordneter Liwanec hat heute aber­
mals vorgeschlagen, daß zur Deckung der 
für den Betrieb von Landesstudios not­
wendigen Ausgaben neben anderen die ent­
sprechenden Mittel aus den aus dem jeweiligen 
Bundesland anfallenden Mitteln zur Verfügung 
zu stellen sind. Das klingt vorerst sehr 
föderalistisch. Sehen wir uns diese Dinge 
einmal kritisch an. 

Einen solchen Passus hat die ÖVP in ihrem 
Gesetzentwurf nicht aufgenommen. Hätten 
wir das getan, könnten wir uns des Vorwurfes 
eines unehrlichen Föderalismus nicht mehr 
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erwehren. (Abg. Benya."  Für Wien werden 
die Hörergebühren nicht verwendet I) Denken 
Sie doch daran, wie hoch das Gebührenauf­
kommen des Landes Vorarlberg oder des 
Burgenlandes ist, Herr Präsident. (Abg. 
B en y a :  Darum wollen wir ein Studio 1 -
Abg. W e i khart ." Wir wollen das gleiche 
Recht wie die Steiermark 1 Genau das gleiche 
Recht I) Gleichzeitig aber berücksichtigen Sie 
die Höhe des Gebührenaufkommens in Wien. 
Wohin hätte die Erfüllung der sozialistischen 
Forderung geführt ? Das möchte ich jetzt 
sehr klar herausstellen : Wien sein volles Recht ! 
Nirgends haben die Wiener bekundet, sie 
wollen die Rechte der Burgenländer, der 
Niederösterreicher und der Vorarlberger ver­
dunkeln. (Abg. Rosa W e b e r :  Was heißt 
das ?) Ich werde das gleich erklären, Frau 
Abgeordnete Weber. 

Kein Bundesländerstudio hätte nämlich 
einen wesentlichen Beitrag zum Programm 
leisten können. Ein Nationalprogramm zu 
erstellen, wäre mit diesen bescheidenen Mitteln 
fast überhaupt unmöglich gewesen. Und 
davon abgesehen wäre ein planvoller weiterer 
technischer Ausbau des Unternehmens unter­
bunden gewesen. (Abg. W e i k hart : Also 
auf Kosten der Wiener l - Abg. Benya : 
Genau I) V orarlberg und Burgenland auf ihre 
Einkommen, auf ihre Mittel zu beschränken ­
wenn das ein Österreichischer Rundfunk sein 
soll, dann, meine Damen und Herren der 
SPÖ, haben wir andere Vorstellungen von 
einem föderalistischen Staat. ( Beifall bei 
der O VP. - Abg. W e i k har t : Andere Vor­
stellungen auf Kosten der Wiener und Nieder­
österreicher I) Davon ist gar keine Rede. 
Nein, nein, davon ist gar keine Rede. (Abg. 
W e i k hart : Wir werden da8 in Wien aU8werten I) 
Ich habe ausdrücklich gesagt : Wien sein 
volles Recht ! Ganz zu schweigen von der 
absolut notwendigen Entwicklungs- und For­
schungstätigkeit auf dem Sektor des Hör­
funks und des Fernsehens. 

Wir wären also auf einem Umweg zu einem 
zentralistischen Rundfunk gekommen. 

Ich will nicht die Behauptung aufstellen, 
daß das die Absicht der Sozialisten war. 
Ich will mich lediglich darauf beschränken, 
zu sagen : Vom Standpunkt der ·Wirtschaft­
lichkeit aus gesehen, ist der sozialistische 
Vorschlag einfach undisku ta bel. 

Im Entwurf der ÖVP haben weiters die 
Länderintendanten erstmalig jene Unabhän­
gigkeit und Eigenständigkeit erreicht, die 
den berechtigten föderalistischen Wünschen 
entspricht. Ihnen untersteht jetzt nicht nur 
das Personal, sondern unterstehen auch die 
Sendeanlagen im Bereich ihrer Studios. Diese 
Intendanten sind die Gestalter der Regional-

programme. Sie wirken ebenfalls am N ational­
programm mit. Sie sind nur mehr dem General­
intendanten unterstellt, der ihre eigenständigen 
Rechte vollauf zu wahren hat. 

Den Umfang der Werbezeiten im Rundfunk 
und Fernsehen setzt über Vorschlag des Ge­
neralintendanten der Aufsichtsrat fest, jedoch 
darf die gezielte Werbung im Hörfunk 120 
und im Fernsehen 20 Minuten täglich nicht 
überschreiten. Die Patronanz sendungen sind 
davon nicht berührt. In der Bundesrepublik 
Deutschland betragen diese Zeiten für · das 
Fernsehen nicht 20, sondern zum Teil nur 
13 Minuten ; die höchste Werbezeit hat das 
Westdeutsche Fernsehen mit ebenfalls 20 Mi­
nuten. In der Schweiz wird nun die Werbung 
im Fernsehen von 13 auf 15 Minuten erhöht. 
Wir haben also die volkswirtschaftliche Be­
deutung der Werbung in den Massenmedien 
berücksichtigt und das Interesse der Hörer 
und Seher in ihre Rechte gesetzt, ohne jedoch 
durch übergroße Werbezeiten das Gesamt­
programm zu beschneiden. 

Zum Programmentgelt : Es ist selbstver­
ständlich - auch hier blieben wir beim Volks­
begehren -, daß nicht der Staat in die Gestion 
einer freien Gesellschaft eingreifen kann. 
Der Schutz des Konsumen.en ist gegeben 
mit der Auflage des Ges. m .  b. H.-Gesetzes, 
daß dieses Unternehmen mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes zu führen 
ist. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. 
Es ist sicher für alle Angestellten des Öster­
reichischen Rundfunks, gleich welchen Ranges, 
keine leichte Zeit gewesen, die sie in der langen 
Dauer der Verhandlungen vor allem als ungewiß 
empfinden mußten. Ihnen geben wir mit 
dem Dank, den wir ihnen für die vorbildliche 
Arbeit im Dienste der österreichischen Be­
völkerung abstatten, die Versicherung, daß 
sie keinen wie immer gearteten Zwang zu 
befürchten haben. Wir wollen sie in ihrem 
verantwortlichen Aufgabenbereich frei und 
unabhängig sehen, und wir wollen ihre per­
sönlichen und dienstlichen Rechte sichern 
und schützen helfen. Gerade in der Personal­
politik im Österreichischen Rundfunk werden 
sich die Zielsetzungen des Volksbegehrens 
zu erweisen haben. 

Weil wir gefragt wurden und weil wir in 
der "Arbeiter-Zeitung" verdächtigt wurden, 
daß die freie Betriebsvereinbarung nicht auf­
recht bliebe, erkläre ich : Hätten wir dem 
sozialistischen Vorschlag zugestimmt, hätten 
wir die Rechtsform verändert, dann wäre 
die Rechtskontinuität für alle Angestellten 
verändert gewesen, dann allerdings wäre die 
freie Betriebsvereinbarung unter Umständen 
gefallen. Wir haben uns für die Rechtsfort-
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setzung im Österreichischen Rundfunk ent­
schieden. (Abg. Dr. B roda:  War in diesem 
Entwurf gesiche1"t, Kollege Ha1'walik ! War 
ausdrücklich gesichert !) 

Jede Aufgabe wächst mit ihren Trägern 
und fällt auch mit ihnen. Schätzen wir schon 
die dem Hörfunk und Fernsehen gestellten 
Aufgaben sehr hoch ein , umso höher schätzen 
wir die Menschen ein, die sie zu erfüllen haben, 
Das sei unser Bekenntnis am Tage der Verab­
schiedung der Rundfunkreform. Jedem ein­
zelnen Angestellten, gleich welchen Ranges, 
sei aber ins tiefste Pfiichtbewußtsein geschrie­
ben, daß seine Dienstausübung von absoluter 
Objektivität und sachlicher Hingabe an die 
gestellte Aufgabe getragen sein muß .  (Beifall 
bei der Ö V P.) Wer hier kein Vertrauen er­
wecken kann, kann hier kein Amt erwerben. 
Diese klare Haltung fordert uns das V olks­
begehren ab. Das ist im letzten der kategorische 
Imperativ des Volksbegehrens, der sich von uns 
übertragen soll auf die verantwortlichen Or­
gane, damit diese an entscheidender Stelle 
Sinn und Zweck des Volksbegehrens unver­
fälscht erfüllen helfen. 

Wir haben in den langen und mühevollen, 
oft von Mißverständnissen begleiteten Ver­
handlungen bewiesen, daß wir Optik und 
Taktik nicht für die Hauptfächer der Politik 
halten. Ihre Säulen sind die Sachlichkeit 
und die Wahrhaftigkeit. In der Politik hat 
das Pathos wenig Existenzberechtigung. (Abg. 
Dr. Tu l l :  Ausgerechnet Sie sagen das ! Von 
Ihnen kann man das nicht behaupten !) Spricht 
aber Nietzsche einmal von einem Pathos 
der Distanz, so hätten wir gerne hier ein echtes 
Pathos gezeigt : das echte Pathos der Volks­
nähe. Vom Volksbegehren sind wir ausge­
gangen, in das Volksbegehren mündet die 
Ausformung des Gesetzes wieder zurück. 
Das Gesetz sei der Ausdruck des Volkswillens. 
Das war unsere Maxime, von ihr haben wir 
uns leiten lassen, wie das unsere Pflicht ist . 
Möge das erste Volksbegehren in Österreich 
seine volle Erfüllung finden in der geistigen 
Profilierung und in der praktischen Durch­
führung seiner tragenden Gedanken ! Unser 
Wunsch und unser Wille für eine neue Ära 
im Österreichischen Rundfunk lautet : Reine 
Welle klarer Schirm ! (Beifall bei der 
O VP.) 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet 
hat sich Herr Abgeordneter Dr. Tull. Ich 
erteile es ihm. (A bg. Dr. G o r b a c h :  Jetzt 
wird 's tulli ! - Allgemeine Heiterkeit.) 

Abgeordneter Dr. Tull (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Herr Präsident ! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren ! Rückblickend auf die Zeit vom 
20. April, dem Tag, an dem der Sonder­
ausschuß zur Behandlung der beiden Initiativ-

anträge zum erstenmal zusammentrat, bis 
heute kann man feststellen, daß diese Ver­
handlungen unter keinem gerade sehr glück­
lichen Stern gestanden sind. Sie standen viel­
mehr im Schatten einer Erklärung, die der 
Hauptsprecher der Österreichischen Volks­
partei in diesem Sonderausschuß, Herr Ab­
geordneter Dr. Fiedler, damals abgegeben 
hat. Er hat als Generalredner unter anderem 
- ich kann es nicht wortgetreu, aber sinngemäß 
wiedergeben - gesagt : Ihr könnt reden, 
ihr könnt sehr lange, sehr viel, sehr ausgiebig 
reden, zum Schluß werden wir mit unserer 
Mehrheit bestimmen, was zu geschehen hat. 
(Gegenrufe des Abg. Dr. Fiedler.) Wir haben 
hier sehr viele Zeugen, die das gehört haben 
und die das gerne bestätigen. Sie haben es 
so ausgesprochen , nicht wörtlich, aber sinn­
gemäß. 

Nun ist der Zeitpunkt gekommen, in dem 
es für Sie heißt, von dieser Ihrer Mehrheit., 
so wie in den letzten Tagen, rücksichtslos 
Gebrauch zu machen wider j ede vernünftige 
Überlegung, ohne Rücksicht auf Argumente, die 
von uns geliefert werden, und auf die sachlichen, 
wohlüberlegten Einwendungen, die wir in 
diesen wochenlangen Verhandlungen und heute 
hier vorgetragen haben. 

Die Rundfunkhörer und Fernseher Öster­
reichs werden also ab 1. Jänner kommenden 
Jahres, wie es offenbar das ÖVP-General­
sekretariat befahl, neben der Rundfunk- und 
Fernsehrundfunkgebühr, die ja Bewilligungs­
gebühren und somit öffentliche Abgaben sind, 
zusätzlich ein Entgelt privatrechtlicher Natur, 
bei dem keinerlei Mitbestimmungsmöglich­
keit, keine Mitsprachemöglichkeit der Volks­
vertretung gegeben ist, zu entrichten haben. 
Während die wesentlich kleinere Gebühr, 
die in Hinkunft der Post- und Telegraphen­
direktion zu entrichten sein wird, im Haupt­
ausschuß behandelt, erörtert und beschlossen 
werden muß, wird das Entgelt, Ihren Inten­
tionen und Ihren Wünschen entsprechend, 
lediglich im Aufsichtsrat ohne jede Mitsprache­
möglichkeit, ohne Mitbestimmungsrecht der 
Volksvertretung bestimmt werden. 

Diese Regelung ist, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, unseres Erachtens ein 
neuer schwerer Anschlag auf die Brieftaschen 
unserer Mitbürger. Die Art und Weise, wie 
man nun versucht, das dem österreichischen 
V olk schmackhaft zu machen, verdient wegen 
ihrer Doppelzüngigkeit, ja geradezu verwerf­
lichen Demagogie aufgezeigt zu werden. 

Während der Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Harwalik - er ist im Augen­
blick leider nicht hier - habe ich mich an 
einen Ausspruch des Ignatius von Loyola 
erinnert, der einst gesagt hat ; Ich gehe mit 
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dir durch deine Tür, um dann nachher mit dir 
durch meine Tür hinausgehen zu können. 
Anders gesprochen : der Zweck heiligt die 
Mittel. 

Der Herr Abgeordnete Harwalik hat heute 
hier und auch schon früher eine ähnliche Er­
klärung in einer Pressekonferenz abgegeben ; 
ich zitiere nun die "Oberösterreichischen 
Nachrichten" vom 30 . Juni folgenden Jahres : 
"Im Gegensatz hiezu erklärte VP-Abgeordneter 
Harwalik" (Abg. Dr. J.Gruber : Dieses Jah1"es I) 
- ich bin vorsichtig und zitiere hier nach 
Möglichkeit nie eine sozialistische Zeitung, 
um nicht in den Verdacht zu kommen, daß 
i ch vielleicht etwas in unserem Sinne . . .  
(Abg. Dr. J. Gru b e r :  Es war nur ein Sprech­
fehler: Sie haben "folgenden" Jahres gesagt, 
nicht "dieses" Jahres !) Nein, dieses Jahres, 
entschuldigen Sie, bitte ! 

"Im Gegensatz hiezu erklärte VP-Abge­
ordneter Harwalik, die SP hätte im Sonder­
ausschuß versucht, die Rundfunkreform zu 
verzögern. So verlangten sie unter anderem 
die sogenannte Sperrminorität, die dann in 
ebenso verantwortungsloser Weise hätte aus­
genützt werden können wie jene im Koalitions­
ministerrat ; die Festsetzung des Programm­
entgeltes durch den Nationalratshauptaus­
schuß statt durch den nach dem Ges. m. b. H.­
Gesetz zuständigen Aufsichtsrat . . .  " 

Er hat das auch hier heute in der Form 
ausgesprochen. Das heißt, wenn der Haupt­
ausschuß - nach unseren Vorstellungen -
hier eingeschaltet worden und damit das 
Mitsprache- und Mitbestimmungsrecht der 
Volksvertretung gewährleistet gewesen wäre, 
wäre dies gesetzwidrig. 

Meine Damen und Herren ! Wir geben un­
umwunden zu : Wir haben bis zuletzt sehr 
hartnäckig und zäh versucht, in das vorlie­
gende Gesetz - in unserem ursprünglichen 
Antrag war es enthalten - eine Bestimmung 
aufzunehmen, wonach der Aufsichtsrat die 
Höhe des Entgeltes vorschlagen und das 
Entgelt durch Verordnung des Bundesmini­
steriums für Verkehr und verstaatlichte Unter­
nehmungen im Einvernehmen mit dem Haupt­
ausschuß festgesetzt werden soll. Sie verlangen 
im Gegensatz dazu , daß die Höhe des Ent­
geltes ausschließlich nur der Aufsichtsrat 
zu bestimmen hat. Nun frage ich : Warum 
wäre unsere Lösung gesetzwidrig ? Wo steht 
geschrieben, da ß nur der Aufsichtsrat, ohne 
Mitbestimmung, ohne Mitspracherecht, ohne 
Einschaltung des Hauptausschusses, das Ent­
gelt, das ja wesentlich höher sein wird als 
die bisher bezahlte Gebühr, eingeschaltet 
werden soll ? 

Ich darf in diesem Zusammenhang auf noch 
etwas verweisen. Das Rundfunkgesetz ist 

im Grunde genommen ein Gesetz über eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung be­
sonderer Art. Im Gesetz über die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung zum Beispiel steht 
im § 15 bezüglich der Bestellung des Geschäfts­
führers folgendes : Die Bestellung des Ge­
schäftsführers erfolgt durch Beschluß der 
Gesellschafter, also der Generalversammlung. 
Im Rundfunkgesetz haben Sie hingegen unter 
§ 8 Abs. 6 lit. a die Bestimmung, daß der 
Geschäftsführer nicht in der Generalversamm­
lung, sondern durch, den Aufsichtsrat bestellt 
werden soll. (Abg. Dr. K ranzlmayr : Es 
ist möglich I) Sehr richtig, "ist möglich" , 
Herr Staatssekretär, und darauf ziele ich ja 
jetzt hin,  dorthin, wo Sie eben sind. Es 
ist möglich, den Geschäftsführer statt in 
der Generalversammlung im Aufsichtsrat zu 
bestellen. Nun frage ich : Warum ist es dann 
nicht möglich, auch den Hauptausschuß mit­
einzuschalten ? (Abg . Dr. K ranz lmayr : Das 
hat damit nichts zu tun !) 

Unsere Konstruktion ist nicht rechtswidrig, 
Herr Staatssekretär Dr. Kranzlmayr ! Herr 
Harwalik hat aber in der Pressekonferenz 
und auch hier vor einigen Minuten erklärt, 
daß das, was wir wollen, gesetzwidrig sei . -
Das ist nicht gesetzwidrig ! Der Herr Obmann 
Harwalik hätte sich die Mühe machen sollen, 
die beiden Gutachten, das Gutachten des 
Bundeskanzleramtes und jenes des Bundes­
ministeriums für Justiz ,  durchzustudieren. Ich 
zitiere, wenn Sie wollen, sogar das Datum, 
damit nicht der Verdacht aufkommt, das 
wäre noch in der Ära Broda entstanden ; 
nein, das stammt aus der Ära Dr. Klecatsky, 
jenes Dr . Klecatsky, der übrigens einer der 
Berater des Komitees für die Durchführung 
des Volksbegehrens gewesen ist, jenes Dr. 
Klecatsky, der von sich aus den Initiatoren 
des Volksbegehrens den Rat gegeben hat, 
nicht die Rechtsform der Gesellschaft m. b. H.,  
sondern jene der Anstalt zu wählen. 

Im Gutachten des Bundeskanzleramtes finden 
Sie, meine Damen und Herren, auf Seite 6 
unter anderem wörtlich folgendes : 

"Anders wäre es allerdings dann, wenn der 
Gesetzgeber etwa in strenger Bindung an 
Art . 18 Abs . 2 B .-VG. durch den Verordnungs­
geber nähere Richtlinien für die Festsetzung 
der Höchstsätze des Entgeltes normieren 
1vürde und die zur Erlassung von Verordnungen 
dann befugte Behörde bei Erlassung der 
Verordnung an die Zustimmung des Haupt­
ausschusses des Nationalrates gebunden wäre. 

Dieses Falles gedenkt Art. 55 Abs. 1 B . -VG. ,  
wenn er bestimmt, daß durch Bundesgesetz 
festgesetzt werden kann, daß bestimmte Ver­
ordnungen der Bundesregierung oder eines 
Bundesministers des Einvernehmens mit dem 
Hauptausschuß des Nationah'ates bedürfen. 
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Ob dies gemacht werden soll oder nicht, 
ist eine Frage der Rechtspolitik, die der 
Gesetzgeber allein zu bestimmen hat." 

Im Gutachten des Bundesministeriums für 
Justiz heißt es : "Die Berücksichtigung des 
öffentlichen Interesses an der Gestaltung der 
Vertragsbedingungen, besonders auch an der 
Bestimmung der Höhe des Entgeltes, könnte 
auf mehrfache Art und Weise gesichert wer­
den. Eine Möglichkeit wäre, gesetzlich die 
Genehmigung dieser Bedingungen durch Ver­
ordnung vorzusehen, wob�i die näheren Vor­
aussetzungen für die Erlassung dieser Ver­
ordnung, dem Legalitätsprinzip entsprechend, 
gesetzlich genau zu umschreiben wären ; ein 
Beispiel für eine solche Regelung bietet die 
Festsetzung der Mindestversicherungssummen 
für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, 
wie sie im künftigen Kraftfahrgesetz vorge­
sehen ist. Im Sinne des Art. 55 Abs . 1 B . -VG. 
könnte auch die Mitwirkung des Hauptaus­
schusses des Nationalrates am Zustandekom­
men einer solchen Verordnung vorgesehen 
werden. Bemerkt sei, daß Vorsorgen solcher 
oder ähnlicher Art das Wesen des Rechts­
verhältnisses zwischen Gesellschaft und Teil­
nehmer als eines bürgerlich-rechtlichen Ver­
trages nicht beeinträchtigen würden." 

funk Ges. m.  b .  H. im Jahre 1964 nach Abzug 
der 20 Prozent, die die Postverwaltung von 
diesen Gebühren erhalten hat, auf rund 
603 Millionen Schilling. Die Ausgaben beliefen 
sich im Jahre 1964 beim Hörfunk auf 260 Mil­
lionen und beim Fernsehen auf 373 Millionen 
Schilling. 

Wenn Herr Obmann Harwalik hinsichtlich 
unseres Vorschlages, daß der Hauptausschuß 
gesetzlich mitverankert werden soll, eine 
solche Erklärung der Presse und vor knapp 
15 Minuten hier abgegeben hat, dann kann 
das nur so ausgelegt werden, daß er entweder 
diese Gutachten nicht gelesen hat oder wider 
besseres Wissen versucht, die Sozialisten 
des Gesetzes- und Rechtsbruches zu verdäch­
tigen. Diese zweifelhafte Absicht muß der 
Wahrheit willen unbedingt durchkreuzt wer­
den. 

Nun zu weiteren Problemen des Entgeltes 
selbst. Die Gesellschaft hat nach § 3 des 
gegenständlichen Entwurfes für mindestens 
drei Programme des Hörfunks und mindestens 
zwei Programme des Fernsehens zu sorgen. 
Bevor ich die Frage, wie sich das, was hier 
im Gesetz aufgetragen ist, kostenmäßig finan­
ziell auswirkt, möchte ich doch einen ganz 
kurzen Blick auf die Einnahmenentwicklung 
bei der Österreichischen Rundfunk Ges. m. b. H.  
werfen. 

Es ist heute bereits festgestellt worden, 
daß die Einnahmen in den letzten Jahren 
gewaltig angestiegen sind. Das Ansteigen 
ist zunächst auf die größere Anzahl von Teil­
nehmern, darüber hinaus aber auch auf die 
vermehrten und verteuerten Werbesendungen 
sowohl im Rundfunk als auch im Fernsehen 
zurückzuführen. Jedenfalls beliefen sich die 
Gesamteinnahmen der Österreichischen Rund-

Meine Damen und Herren ! Jetzt die Frage 
der kostenmäßigen Auswirkung dieser Be­
stimmung des § 3. Wir haben von der Öster­
reichischen Rundfunk Ges. m. b .  H. ein 
Expose über die Auswirkungen dieses Gesetzes 
bekommen. Hierin heißt es wörtlich : 

"Zur Erfüllung der im § 3 verzeichneten 
Mindestforderungen sind unter Bedacht­
nahme auf den Umstand, daß 95 Prozent 
der Bevölkerung entsprechend mit den drei 
Programmen des Hörfunks und den zwei Pro­
grammen des Fernsehens versorgt werden 
sollen, Investitionen für das Sendernetz und 
für Produktionsanlagen in einer solchen Größen­
ordnung notwendig, daß die finanziellen Auf­
wendungen nur durch Kreditoperationen zu 
decken sein werden. 

Hiebei hätten der Bund und die Bundes­
länder den Zinsendienst zu tragen, sodaß 
nur die Kapitalabstattung von der Öster­
reichischen Rundfunk Ges. m. b. H. zu er­
füllen wäre. " . . .  " Die gesamte Kapitalmarkt­
operation (ohne Zinsendienst) beläuft sich 
somit auf 2750 Millionen Schilling." 

Die Auswirkungen dieser Kosten sehen 
folgendermaßen aus : Die höhere monatliche 
Belastung bei den Rundfunkhörern würde 
mindestens 10,20 S, bei den Fernsehern min­
destens 60,50 S betragen. Erfahrungsgemäß 
weiß man, daß es nie bei diesen Beträgen 
bleibt ,  sondern daß die Kosten beziehungs­
weise die Belastung sicherlich wesentlich höher 
wären. 

Nun, meine Damen und Herren, stehen wir 
Sozialisten auf dem Standpunkt, daß es, ehe 
das neue Entgelt festgesetzt werden bzw. 
eine Verteuerung erfolgen soll, unbedingt 
erforderlich wäre, die Verwaltung der Öster­
reichischen Rundfunk Ges . m. b. H. gründ­
lich zu vereinfachen und alle sich bietenden 
Einsparmöglichkeiten - und solche wird es 
zweifellos noch geben - unter allen Um­
ständen wahrzunehmen. (Abg. Dr. K ra n z l ­
m a y r :  Herr Kollege, welche Vorschläge sind 
bisher von Ihnen gemacht worden ?) 

Der Rundfunk, Herr Staatssekretär, ist 
unserer Meinung nach kein kommerzieller 
Betrieb, aber er muß unter allen Umständen 
ein streng rationell und produktiv arbeitender 
Kultur- und Informationsträger sein. (Beifall 
bei der SPÖ.) Als solche Institution besitzt 
er in Österreich eindeutig eine Monopol­
steIlung. Rundfunk und Fernsehen sind heute 
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- und darüber wurde schon ausführlich ge­
sprochen - konkurrenzlose Meinungsbildungs­
organe. 

Und nun, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, darf ich Ihnen eine Kuriosität auf­
zeigen : Der Preis für ein Kilogramm Salz 
oder die Portogebühr für eine Korrespondenz­
karte wird unter Mitwirkung der Volksvertre­
tung im Hauptausschuß des Nationalrates 
fixiert. Die kleine Gebühr, die der Postver­
waltung verbleiben soll, wird durch den 
Hauptausschuß bestimmt, während beim we­
sentlich höheren Entgelt die Volksvertretung 
Ihren Vorstellungen nach nichts mitzureden 
habe, keine Einwirkungsmöglichkeit, kein 
Mitspracherecht, keine Mitbestimmungsmög­
lichkeit hätte. Das ist unseres Erachtens ein 
absolut unhaltbarer Zustand. 

Aber es kommt noch ein weiteres entschei­
dendes Faktum hinzu. Nach unseren Vor­
stellungen - und wir haben das ja auch in 
unserem Ab änderungsantrag , der heute vor­
gelegt wird, ausgesprochen - müßte bei der 
Fixierung der Entgeltshöhe auch eine soziale 
Obergrenze, sozusagen ein sozialer Imperativ, 
im übertragenen Sinn des Wortes, verankert 
werden. Hiezu schlagen wir in § 15 Abs. 2 
folgende Formulierung vor : 

"Die Höhe dieser Entgelte wird auf Grund 
eines schriftlichen Vorschlages der Gesellschaft 
durch Verordnung des Bundesministers für 
Verkehr und verstaatlichte Betriebe, die des 
Einvernehmens mit dem Hauptausschuß des 
Nationalrates bedarf, bestimmt ; die Entgelte" 
- und das ist jetzt ein entscheidendes Kri­
terium - "sind unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Zah­
lungspfiichtigen . . .  festzusetzen." 

Unseres Erachtens, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, hätte hier der Haupt­
ausschuß eine wirklich eminente Aufgabe zu 
erfüllen. Unsere Bedenken gegen Ihren Vor­
schlag sind vor allem darin begründet, daß 
wir befürchten, der Aufsichtsrat könnte sich 
bei der Fixierung der Entgelthöhe ausschließ­
lich von kommerziellen Überlegungen leiten 
lassen. Eines sagen wir Ihnen ganz offen : 
Wir werden mit aller Entschiedenheit gegen 
jede Verteuerung der für viele unserer ärmsten 
Mitbürger einzigen Unterhaltungsmöglichkeit, 
des Radios, eintreten. Und wir würden auch, 
wenn der Hauptausschuß eingeschaltet wer­
den würde - und ich appelliere an Sie, im 
Hinblick auf die Argumente, die ich hier 
vorgebracht habe, unserem Abänderungs­
vorschlag doch noch beizutreten -, immer 
darüber eifersüchtig wachen, daß Erhöhungen 
nur insofern Platz greifen, als sie wirtschaft­
lich notwendig und vertretbar sind. (Abg. 
Dr. K ra n z l m a y r :  Seien Sie überzeugt, es 

wird auch nichts anderes geschehen 1 - Abg. 
Oze t t e l :  Das glaubt Ihnen doch niemand I) 
Das wissen wir nicht, warten wir einmal ab. 
(Abg. Dr. K ranz lmayr:  Malen Sie doch 
nicht immer den Teufel an die Wand I) Nein, 
Herr Staatssekretär, wir folgen hier den Inten­
tionen der Initiatoren des Volksbegehrens. 
(Abg. Dr. K ranz lmayr:  Wissen Sie, daß 
Herr Minister Waldbrunner schon vor Jahren 
die Gebühren erhöhen wollte ?) Ich habe eben 
ausdrücklich gesagt, man muß darüber reden, 
darüber verhandeln. Warum scheuen Sie die 
Mitbestimmung des Hauptausschusses 1 War­
um wollen Sie die Entscheidung aus dem 
Hohen Hause irgend wo anders hin verlagern, 
wo niemand Einblick hat, wo wir keine Mit­
sprachemöglichkeit in diesem Ausmaß wie hier 
haben ? 

Und noch etwas, Herr Staatssekretär : Wir 
handeln doch hier nur im Sinne der Inten­
tionen der Initiatoren des Volksbegehrens. 
Ich habe hier den Motivenbericht, es ist 
das 544 der Beilagen vom 1 1 .  l l .  1964. 
Hier heißt es wörtlich : "N achdem die Höhe 
des Abgangs solcherart genau kontrolliert 
wurde" - wie kontrolliert wird, ist in den 
vorhergehenden Absätzen genau festgelegt -, 
"wird die Prüfungskommission des weiteren 
zu kontrol1 ieren haben, ob nicht ,andere Mittel 
zu dessen Bedeckung ausreichen' . Solche 
andere Mittel könnten sein : die vom Haupt­
ausschuß des Nationalrates zu genehmigenden 
staatlichen Rundfunkgebühren ; die Einnahmen 
aus dem Werbefunk ; Staatszuschüsse." 
Davon ist in Ihrem Initiativantrag nirgends 
mehr die Rede. (Abg. Dr. K ranzlmayr :  
Sie machen sich doch lächerlich, wenn Sie 
jetzt diese Bestimmung aus dem Entwurf 
herausnehmen, wo Sie in Wirklichkeit gegen 
den ganzen Entwurf waren !) 

Darf ich Ihnen eines sagen : Glauben Sie, 
daß wir uns auch lächerlich machen, wenn 
wir im Gegensatz zu den Ausführungen des 
Abgeordneten Har-walik - ich wäre später 
darauf zu sprechen gekommen, aber ich 
will jetzt dem vorgreifen - verlangen, daß 
bei der Bestellung des Generalintendanten 
auch der Sozialistischen Partei eine entspre­
chende Mitsprache gewährleistet wird 1 Ich 
darf darauf verweisen, daß es im Motiven­
bericht wörtlich heißt . . . (Abg. Dr. Kra nz l­
mayr : Ich weiß es, ich kenne sie I) Sie waren 
nicht bei den Verhandlungen, aber Ihre Ver­
handlungsleute, die dem Sonderausschuß an­
gehört haben, haben es nicht gewußt und 
mußten darauf aufmerksam gemacht werden, 
daß hier ein Satz enthalten ist : daß der General­
intendant vom Vertrauen der heiden großen 
Parteien getragen sein muß.  Das haben Sie, 
meine sehr geehrten Herren, nicht gewußt. 

1 09 
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Darauf hat man Sie erst aufmerksam machen 
müssen. 

Und Herr Harwalik hat eines verschämt 
verschwiegen - es tut mir leid, aber er hat 
hier behauptet, wir sprechen die Unwahrheit. 
Ich will nicht behaupten, daß er die Unwahr­
heit spricht, vielleicht hat er nur vergessen, 
zu sagen, daß Herr Stöger in einer der ent­
scheidenden Verhandlungen im Sonderausschuß 
erklärt hat : Das, was Sie hier nunmehr vor­
legen, das haben wir nie haben wollen, wir 
haben uns das nie so vorgestellt, wir haben 
immer gedacht, daß der Generalintendant 
wirklich das Vertrauen der großen politischen 
Kräfte, auch der gesellschaftlichen Kräfte 
dieses Staates haben wird. - Davon, meine 
Damen und Herren, wollen Sie heute offenbar 
nichts mehr wissen. (Abg. Dr, F i e d l e r :  
So legen Sie das jetzt aus !) Aber entschuldigen 
Sie, Sie können doch nicht bestreiten, daß 
Herr Stöger das gesagt hat. Da sind doch 
Zeugen. (Weitere Zwischenrufe.) Außerdem 
haben das auch Herr Dr. Nenning, Herr 
Dr. Nayer, der Chefredakteur der Tiroler Zei­
tung, Ihrer eigenen Zeitung, und auch die 
anderen Herren wörtlich erklärt. (Abg. K u l­
h a n e k : Den Nenning haben Sie doch schon 
abgeschrieben !) Sie brauchen keine Angst 
zu haben ! Warum sollen wir ihn denn abschrei­
ben ? Wir haben eben eine Demokratie. Bei 
uns kann man reden, ganz zum Unterschied 
von Ihnen, denen man das Reden unterbindet. 
Sehen Sie, wir dürfen frei reden, aber Ihr 
Zuchtmeister legt Sie an die Leine. Uns wird 
er nicht an die Leine legen ! Uns wird er nicht 
mundtot machen ! (Lebhafter Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Pr i n k e :  Sie dürfen frei reden ­
wie es Ihr Klub bestimmt ! - Präsident Wal l n e r  
gibt das Glockenzeichen. - Weitere Zwischen­
rufe .) Nein, bei uns bestimmt der Klub 
nicht, was wir zu reden haben, sehr zum 
Unterschied von Ihnen, die die fertigen 
Reden von den verschiedenen Kammern und 
sonstigen Organisationen geliefert bekommen. 
(Abg. K ulhan e k :  Die falschen Behauptungen 
von Dr. Pittermann letztes Mal gegenüber 
A bge01'dneten unserer Pm'tei !) 

übrigens, da fällt mir soeben etwas ein : 
Neulich hat sich im oberösterreichischen Land­
tag etwas sehr Interessantes abgespielt. Dort 
gibt es einen FPÖ-Abgeordneten Bachinger 
und einen ÖVP-Bachmayr. Plötzlich kommt 
der Saaldiener in den Landtagssaal und 
überbringt dem Herrn FPÖ-Abgeordneten 
Bachinger einen verschlossenen Briefumschlag. 
Dieser macht den Umschlag auf - da war 
eine fertige Rede drinnen. Der Saaldiener 
hatte die beiden Namen verwechselt und hat 
den Brief nicht dem Abgeordneten Bachmayr, 
sondern dem Bachinger gegeben. (Heiter-

keit bei der SP(J.) Sehen Sie, das ist die gei­
stige Qualität , das ist das geistige Niveau 
mancher Ihrer ÖVP-Abgeordneten. (Zustim­
mung bei der SP(J. - Abg. Pri n k e : Wer 
hat die Rede gemacht ? So sagen Sie es doch ! 
Das kann auch der Abgeordnete gemacht haben ! 
- Abg. Dr. Gorba ch : Jetzt sind wir wieder 
beim Niveau ! - Abg. Pri n k e : Ich werde es 
Ihnen das nächste Mal sagen ! Wenn bei Ihnen 
eine Rede verteilt wird, werde ich Sie aufmerk­
sam machen ! - Abg. Rosa J o c h m a n n :  
Den Beweis können Sie nicht erbringen ! -
Abg. Prin k e :  Warten Sie ab ! - Abg. Rosa 
Joch mann : So etwas gibt es nicht ! - Abg. 
Dr . Broda : He1'r Kollege Prinke, Sie sind uns 
nur neidig um den Fischer ! - Abg. Dr. Gor­
b a c h :  Petri Heil ! - Weitere Zwischenrufe.) 
Da müssen Sie bis zum Sankt-Nimmerleins­
Tag warten, so lange bleiben Sie hier nicht 
si tzen, Herr Abgeordneter. ( Weitere Zwischen­
rufe .) 

Meine Damen und Herren ! Auch die Gewerk­
schaft Kunst und freie Berufe, in der doch 
jene Leute erfaßt sind und betreut werden, 
die gerade mit diesen Massenmedien so viel 
zu tun haben, mahnt zu besonderer Vor­
sicht und hat einen einstimmigen Beschluß 
gefaßt .  Da waren ja auch Ihre Vertreter , 
Ihre Gewerkschaftsfunktionäre dabei ; aber 
Sie haben sie ja so oft desavouiert, es kommt 
Ihnen ja nicht mehr darauf an, die christlichen 
Gewerkschafter noch einmal zu desavouieren, 
denn die müssen am Gängelband hängend 
ja ohnehin das tun, was Ihr Generalsekreta­
riat bestimmt. (Zustimmung bei der SP(J. -
Widerspruch bei der (J V  P. - Abg. Pe ter : 
Wir haben siamesische Drillinge mit den 
drei Bünden ! - Heiterkeit bei der SP(J.) 
Wir haben es ja gesehen : namentliche Abstim­
mung über Abänderungsanträge Staribacher, 
wie brav sie das schön mitgemacht haben, Ihr 
Einpeitscher war dahinter, daß ja niemand 
vielleicht eine Minute draußen ist. (Z·wischen­
rufe.) Sie sind ja festgenagelt, die Kollegen 
der christlichen Gewerkschafter sind festge­
nagelt . Da gibt es keine Ausrede mehr, 
Sie haben Farbe bekannt. (Abg. P'i' i n k e : 
Sie doch auch ! Reden Sie doch keinen Unsinn ! 
Sie müssen ja auch da sein ! Ihre Redner wer­
den ja auch an den Haaren hereingezogen !) 
Herr Kollege, Ihre christlichen Gewerkschafter 
in der Gewerkschaft Kunst und freie Berufe 
haben diesem Beschluß ihre Zustimmung 
gegeben, und da heißt es : Die Frage eines . . . 
(Zwischenrufe bei der (J V  P.) Natürlich, Sie 
interessiert ja grundsätzlich nichts, was Ar­
beiter und Angestellte beschließen und haben 
wollen. (Zwischenrufe bei Ö V P und 
SPÖ. - Abg. P r in k e : Ist der Gewerkschafts­
bund politisch ! ?  Gestern haben Sie gesagt, 
er ist unpolitisch !) Das sind wir ja jetzt schon 
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zur Genüge gewohnt, das haben wir kennen­
gelernt. 

Hier heißt es : "Die Frage eines Programm­
entgeltes darf nicht in einer ""V eise behandelt 
werden, die eine nicht auf ihre Notwendigkeit 
hin kontrollierbare Erhöhung der Belastung 
der Rundfunkhörer und Fernseher mit sich 
bringen könnte."  (Zwischenruf des Abg. 
Grund emann-Fa l k e n b e rg.) Wir stehen hinter 
den Beschlüssen des Gewerkschaftsbundes, 
weil in ihm immerhin 2 Millionen Menschen 
organisiert sind. Sie können sich davon 
distanzieren .  (Abg. Dr. K ranz l m a y r :  Sie 
behaupten etwas, was Sie nicht beweisen können !) 
Nicht beweisen ? Entschuldigen Sie, hier haben 
Sie den einstimmigen Beschluß ! (Abg. Doktor 
K ranzlmayr : Das ist ja richtig, aber wie 
hoch das Entgelt ist, das wissen Sie doch nicht !) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Alle diese guten Ratschläge werden von Ihnen 
in den Wind geschlagen, Sie bleiben der von 
Ihnen eingeschlagenen Linie, die Sie in den 
letzten Wochen hier brutalst vorexerziert 
haben, treu. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner letzten 
Rundfunkrede angekündigt, er werde am 
kommenden Samstag in seiner nächsten Rede 
eine Rückschau halten : Hundert Tage Ein­
parteienregierung Klaus. Hoffentlich ver­
gißt er nicht, darauf hinzuweisen, daß in diesen 
knapp 79 Tagen bis zum heutigen Tag über 30 
Preiserhöhungen erfolgt sind. (Abg. P e t e r :  Hof­
fentlich geht es ihm nicht so wie dem Napoleon !­
R eiterkeit. - Abg. M a y r : Wieviel Loknerhö­
hungen ?) Ein wahrhaft trauriger Rekord. 
( Abg. M a y r : Wieviel Lohnerhöhungen ?) Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, wir befürch­
ten . . .  (Abg. M ayr:  Wieviel Lohnerhöhungen ?) 
Lohnerhöhungen, die wirtschaftlich gerecht­
fertigt und notwendig waren, weil vorher 
soundso viele Preise in die Höhe gejagt wurden. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Pr 'i n k e :  Als 
Sie mitregiert haben ! - Abg.  Af ayr :  Und 
der Preisindex ist gefallen !) 

Meine Damen und Herren ! Heute scheint 
es so zu sein, daß die Weichen für eine ent­
scheidende Preiserhöhung gestellt werden. 
Wenn Sie das tun, dann müssen Sie es allein 
verantworten. Aber wir geben Ihnen eine 
Chance, diesem Abänderungsantrag beizu­
treten, ihm Ihre Zustimmung zu geben, den 
ich nunmehr verlesen werde ( Unruhe.) 

Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Tull, Ing. Scheibengraf, Ströer. 

§ 15 des Rundfunkgesetzes in der Fassung 
des Ausschußberichtes (Zwischenrufe.) 
Geschäftsordnungsmäßig muß ich es tun, 
Herr Kollege. Sie sind ja . . .  (Abg. M ayr : 
Sie lachen ja dabei !- Ruf bei der SPÖ: Lachen 
darf man ja noch im Parlament ! Ich lache doch 

nicht ! Wenn ich Sie anschaue, muß ich öfter 
lachen, Herr Kollege Mayr, glauben Sie mir 
das.  (Präsident Wal ln e r  gibt das Glocken­
zeichen - Abg . . M ayr:  Das ist Ihr gutes Recht !) 
Eben, das werden Sie mir nicht verwehren ; 
genausowenig wie das Reden, Herr Kollege 
Mayr. (Abg. M ayr :  Und präpotent sind Sie 
auch, wenn Sie solche Bemerkungen machen !) 
Doch noch lange nicht so wie Sie, der bei­
spielsweise einmal mir im Zug geradezu 
ex cathedra erklärt hat : Wer als Katholik 
nicht Angehöriger der ÖVP ist, ist kein 
richtiger, ist kein ernst zu nehmender, ist kein 
vollwertiger Katholik. Das ist der Unter­
schied zwischen uns. (Abg. P e t  e r :  Das 
erklärt er bei den Wahlversammlungen auch, 
der lJfayr !) So überheblich sind wir nicht ! 
(Abg. M a y r :  Ihr seid euch einig, wenn es 
um die Katholiken geht !) Ich bin Katholik 
wie Sie ! Denken Sie öfter an das Gleichnis 
vom Pharisäer und Zöllner, und gehen Sie 
in sich und prüfen Sie, wer hier der Phari­
säer ist ! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe. 
- Präsident Wal lner  gibt das Glockenzeichen.) 

Ab ä n d e r u ng s a n  t r a g  
der Abgeordneten Dr. Tull, Ing. Scheiben­
graf, Ströer. 

Der Na tionalra t wolle beschließen : 
§ 15  des Rundfunkgesetzes in der 

Fassung des Ausschußberichtes soll lauten : 
, , §  15  ( 1 ) :  Die Gesellschaft ist berechtigt, 

für die Erfüllung der ihr im § 1 Abs. 1 bis 4 
übertragenen Aufgaben von allen zum Be­
trieb eines . Hörfunk- oder Fernsehemp­
fangsgerätes Berechtigten ein angemessenes 
Entgelt einzuheben. Das Rundfunkteil­
nehmer- beziehungsweise Fernseh-Rund­
funkteilnehmerentgelt wird vom Aufsichts­
rat in dem zur Deckung des Programme, 
Investitions- und Betriebsaufwands er­
forderlichen Ausmaß vorgeschlagen. 

(2) Die Höhe dieser Entgelte wird auf 
Grund eines schriftlichen Vorschlages der 
Gesellschaft durch Verordnung des Bundes­
ministers für Verkehr und verstaatlichte 
Betriebe, die des Einvernehmens mit dem 
Hauptausschuß des Nationalrates bedarf, 
bestimmt ; die Entgelte sind unter Berück­
sichtigung der wirtschaftlichen Leistungs­
fähigkeit der Zahlungspflichtigen und der 
sonstigen Einnahmen der Gesellschaft so 
festzusetzen, daß aus den Entgelten der 
Aufwand der Gesellschaft zur Erfüllung 
ihrer gesetzmäßigen Aufgaben gedeckt wer­
den kann. Sie sind unabhängig von der 
Häufigkeit oder der Güte der Sendungen 
oder ihres Empfanges zu zahlen. Der Beginn 
und das Ende der Pflicht der Entrichtung, 
die Befreiung von dieser Pflicht und die 
Vorschreibung entzogener Entgelte richten 
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sich nach den für die Rundfunk(Fernseh­
rundfunk)gebühren geltenden bundes­
gesetzlichen Vorschriften. Das nähere hier­
über wird durch Verordnung bestimmt." 
Sie können sich, meine Damen und Herren 

der Österreichischen Volkspartei, im Interesse 
der Bevölkerung Österreichs Verdienste er­
werben, wenn Sie diesem Abänderungsvor­
schlag (Zwischenrufe des Abg. K ulhane k) ,  
den wir Ihnen nun freundlichst unterbreiten, 
Ihre Zustimmung geben. (Beifall bei der 
SPÖ.j 

Präsident Wallner : Von den Abgeordneten 
Dr. Tun und Genossen liegt ein Abänderungs­
antrag, den Sie gehört haben, vor. Er ist ent­
sprechend unterstützt und steht damit zur 
Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Zeillinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Zeillinger (FPÖ) : Gestatten 
Sie mir zuvor den neuen Gruß : Reine Welle ! 
Klarer Schirm ! Alter Hut ! (Heiterkeit .) Aller­
dings, meine Herren, in Ihr Gelächter hinein 
erlauben Sie mir folgende Bemerkung : Ich 
würde der sozialistischen Seite empfehlen, 
sehr aufzupassen, sonst steht eines Tages hier 
ein Redner der Regierungspartei und erstattet 
eine Vollzugsmeldung : Schwarze Welle ! 
Schwarzer Schirm ! Sinn des Rundfunkgesetzes 
erreicht ! (Abg. Dr. Broda : Aber Sie 8timmen 
dafür !) 

Gestatten Sie, daß ich zuvor an den Herrn 
Präsidenten eine Frage richte : Mir ist offenbar 
von der Kanzlei eine falsche Tagesordnung 
zugekommen. Ich finde auf der heutigen 
Tagesordnung nirgends das Volksbegehren, 
über das jetzt seit Stunden hier verhandelt 
wird. ( Widerspruch des Abg. Pr inke.) Alle 
Sprecher reden nur vom Volksbegehren. Kol­
lege Prinke ! Ich wäre Ihnen furchtbar dank­
bar, wenn Sie mir Ihre Tagesordnung leihen 
beziehungsweise zeigen würden. Kollege Kum­
mer schaut sogar nach, ich bin offenbar nicht 
der einzige, der überrascht ist. (Heiterkeit .) 
Es 'wird also seit Stunden hier über das Volks­
begehren gesprochen, obwohl auf der Tages­
ordnung das Volksbegehren als solches nicht 
zu finden ist. Es gibt nur ein Plagiat, ein 
gutes Plagiat, wie (zur Ö VP gewendet) Sie 
sagen, ein schlechtes Plagiat, wie Sie von der 
sozialistischen Seite sagen, ein Plagiat, das 
wir auf der Tagesordnung haben und welches 
heißt : Rundfunkgesetz. (Abg. Dr. K ranz l­
m a y r :  Und was sagen Sie ?) Was ich sage, 
Kollege Kranzlmayr ? Ich sage klipp und 
klar das, was ich vor der Wahl sagte : Das 
Volksbegehren ist tot ! Und alle Reden, die 
Sie über Rundfunk und Fernsehen hier 
halten, ändern nichts an der Tatsache, daß 
832 .000 Österreicher vergeblich ihre Unter-

schriften geleistet haben. Schütteln Sie nicht 
den Kopf, Sie, Herr Kollege Kranzlmayr, 
und Ihre Abgeordneten der Regierungspartei, 
haben es verhindert. Über das Volksbegehren 
wird hier im Hause nicht abgestimmt, sondern 
nur über ein schlechtes Ersatzgesetz, das 
nicht annähernd das ersetzen kann, was das 
Volksbegehren letzten Endes gewollt hat. 
Sie geben das zu, Herr Kollege, dafür bin ich 
Ihnen dankbar . 

Das ist deswegen interessant - ich darf 
das insbesondere im Hinblick auf die Vertreter 
der unabhängigen Presse sagen -, weil ja  
in  Fortsetzung und in Auslegung der Worte 
des Herrn Altbundeskanzlers Gorbach die 
unabhängige Presse auch uns Abgeordneten 
eine Stellungnahme und eine Resolution zu­
kommen ließ, wo es hieß, man werde dafür 
Sorge tragen, daß das Volksbegehren "unver­
ändert" ins Parlament komme und darüber 
abgestimmt werde. (Widerspruch des Abg. 
Dr. K ranz lmayr.) Herr Kollege : "Unver­
ändert" ! (Abg . Dr. K ranz lmayr :  Suchen Sie 
sich das stenographische Protokoll heraus !) 
Herr Kollege ! Ich brauche kein stenographi­
sches Protokoll ! Das ist auf Seite 1 in allen 
una bhängigen Zeitungen gestanden, das ist 
eine Resolution der unabhängigen Presse. 
Ich habe mir daraufhin erlaubt, der unab­
hängigen Presse mitzuteilen, daß das erstens 
nicht möglich ist, weil ich nie daran glaubte, 
daß die Regierungspartei tatsächlich zu ihrem 
Worte steht, und daß das zweitens aus juri­
stischen Gründen nicht möglich ist. Man hat 
dann in einer zweiten Resolution festgestellt, 
man werde darüber wachen, daß ein Gesetz 
mit dem "ungefähren" Sinne beschlossen wird. 
Darauf kommt es nun an, man kann natürlich 
darüber streiten, ob das noch "ungefähr" 
den Intentionen der 832.000 entspricht. 

Ich wollte nur klarstellen, daß heute vier 
Stunden lang über ein Volksbegehren, das 
tot ist, das in der alten Koalitionszeit umge­
bracht worden ist und über das nicht mehr 
abgestimmt wird, gesprochen worden ist .  
832 .000 Österreicher haben ihre Unterschriften 
vergebens geleistet. 

Was wir heute vorfinden, ist der Ausdruck 
des schlechten Gewissens der Österreichischen 
Volkspartei, die ja letzten Endes dieses 
Volksbegehren umgebracht hat. 

Was dabei bedauerlich ist - es geht dabei 
nicht nur um den Rundfunk - :  Die Institution 
des Volksbegehrens ist durch dieses Verhalten 
in der Öffentlichkeit derart diskriminiert wor­
den, daß wir nicht wissen, welche Auswirkun­
gen das auf die direkte Demokratie in aller 
Zukunft haben wird. Wer wird jemals noch 
ein Volksbegehren in Österreich einbringen, 
wenn selbst 832 .000 Unterschriften nicht dazu 
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ausgereicht haben, zu erreichen, daß die Ab­
geordneten dieses Hauses über dieses Volks­
begehren abstimmen dürfen ? Diese Abstim­
mung, Herr Kollege Kranzlmayr, haben Sie 
und Ihre Partei zu verhindern gewußt. Über 
das Volksbegehren dürfen Sie nicht und 
dürfen wir alle nicht abstimmen. (Abg. H ar­
wal ik: Aber die unabhängige P1�e88e 8chreibt: 
833.000 haben gesiegt 1) Herr Kollege ! Ich 
darf Ihnen noch einmal sagen : Die unab­
hängige Presse hat ja im Anschluß an Ihre 
Wahlargumentation, Ihre Wahlpropaganda, die 
falsch war und die ich in einem Brief an die 
unabhängige Presse richtiggestellt habe, in 
einer Resolution - das war damals eindeutige 
ÖVP-Propaganda !  - festgestellt, sie werde 
dafür sorgen, daß das Volksbegehren u n v e r­
ändert  ins neue Parlament komme und dort 
zur Abstimmung gebracht werde. Das war 
Ihre Wahlpropaganda, und Sie wußten genau, 
daß das falsch war. Leider Gottes haben die 
Juristen des Aktionskomitees das nicht gewußt 
und haben - ich hoffe : versehentlich -
diese Wahlpropaganda in ihre Aussendung 
aufgenommen. 

Ein Sieg eines Volks begehrens liegt erst 
dann vor, wenn das Volksbegehren ins Parla­
ment kommt und sich die Mehrheit des Hauses 
zu diesem Volksbegehren bekennt. Das, Herr 
Kollege Harwalik, haben Sie und Ihre Partei­
freunde zu verhindern gewußt : Sie haben 
das Volksbegehren umgebracht. Sie schickten 
heute nur einen schlechten Ersatz hiefür ins 
Haus. (Zustimmung bei der FPÖ.) 

Das wollte ich einmal klarstellen, weil 
sonst bezüglich Rundfunk und Fernsehen der 
Eindruck entsteht, daß Sie wirklich ein Wahl­
versprechen eingelöst, daß Sie das Volks­
begehren wirklich ins Haus gebracht haben. 
Sie haben ein Gesetz ins Haus gebracht, 
von dem Sie behaupten, es wäre das Volks­
begehren. Von einem Sieg der 832 .000 kann 
in diesem Sinne keine Rede sein. (Abg. Doktor 
K ranzlmayr: Dieses Plädoyer ist nicht sehr 
gut angekommen !) Ob ein Plädoyer gut oder 
schlecht ankommt, entscheidet Gott sei Dank 
nicht der Staatsanwalt Kranzlmayr. ( Heiterkeit 
und Be1jall bei S PÖ und F PÖ.) Es ist 
nun einmal so in der Justiz, daß der Anwalt 
als Verteidiger seinen Standpunkt vertritt, 
der Staatsanwalt seine Anklage vertritt und 
dann die Richter entscheiden. Sie haben 
als Staatsanwalt gesagt : Bringt das Volks­
begehren um ! Ich habe als Anwalt das Volks­
begehren verteidigt. Nun soll die Öffentlich­
keit darüber urteilen, ob das Volksbegehren . . .  
(Zwischenruf bei der Ö V P.) Ich spreche nun 
vom Volksbegehren. Wenn Sie die ganze Zeit 
gesagt hätten : Wir haben das Volksbegehren 
nicht ins Haus hereingelassen, aber wir bringen 

ein neues Gesetz, wir glauben, daß dieses 
Gesetz gut ist und dem Gedanken des Volks­
begehrens sehr nahekommt !, dann hätte ich 
mich heute überhaupt nicht zum Worte 
gemeldet, Herr Kollege Kranzlmayr ! Ich 
kann Ihnen ruhig sagen : Ich habe mich 
erst jetzt dazu entschlossen, nachdem stunden­
lang immer wieder behauptet wurde, das 
Volksbegehren werde in diesen Stunden ver­
wirklicht. Es muß doch einmal klar aus­
gesprochen werden, daß dieses Volksbegehren 
ein für allemal umgebracht worden ist ; es 
kann nicht mehr darüber abgestimmt ,,,erden. 

Der Standpunkt der Freiheitlichen lautet : 
Ein Volksbegehren muß im Parlament zur 
Abstimmung kommen. Ich darf Ihnen gleich, 
Herr Kollege Kranzlmayr, weil Sie in den 
letzten Minuten eine ganz andere Ansicht 
gewonnen haben, sagen : Wir freiheitlichen 
Abgeordneten haben bereits am 1 7 .  Juni HH34 
einen Antrag eingebracht, in dem wir - um 
es mit wenigen Worten zu sagen - verlangt 
haben, daß innerhalb einer angemessenen 
Frist über jedes Volksbegehren im Hohen 
Haus abgestimmt werden muß. 

Es ist merkwürdig, es ist traurig, daß man 
im österreichischen Parlament erst be­
antragen muß, daß über ein Volksbegehren 
im Parlament tatsächlich abgestimmt werden 
muß. Ich darf Ihnen, Herr Kollege Kranzlmayr, 
sagen : Weder die alte Koalition noch die 
neue Mehrheitspartei hat bisher die Abstim­
mung über diesen Antrag der Freiheitlichen 
zugelassen. Sie wollen es nämlich gar nicht. 
Und heute könnten Sie es als Mehrheitspartei 
praktisch allein beschließen oder verhindern. 
Sie wollen ja gar nicht, daß ein Gesetzentwurf 
Gesetz wird, in dem sich das Parlament 
verpflichtet, über ein Begehren des Volkes 
auch nur abzustimmen. Man könnte es ja 
ablehnen. Aber da beginnt die Frage des 
Mutes, Herr Kollege Kranzlmayr ! Es tut 
mir leid, daß ich immer wieder das Wort 
"Mut" gebrauchen muß. Sie hätten nämlich 
dann, wenn das Volksbegehren zur Abstim­
mung kommt, den Mut haben müssen, zu 
sagen : Das wollen wir nicht . Und diesen 
Mut hatten Sie nicht. Daher haben Sie das 
Volksbegehren umgebracht und jetzt diesem 
Hause ein Ersatzgesetz vorgelegt. 

Wenn ich mit diesen meinen Ausführungen 
vielleicht der linken Reichshälfte etwas Freude 
gemacht habe , darf ich nun auch dieser 
Reichshälfte hier in diesem Saale etwas sagen. 
Sie haben heute so wie in alten Koalitions­
zeiten immer wieder versucht, den Schwarzen 
Peter nur auf der rechten Reichshälfte zu 
suchen. Sie haben sich wahnsinnig dflxüber 
beklagt, daß der Generaldirektor Scheidl, 
der ehemalige Generalsekretär-Stellvertreter 
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der Österreichischen Volkspartei, in den Rund- aller nicht da ist. Ich darf noch einmal sagen : 
funk berufen worden ist und daß das der Die Kritik, die ich hier ausspreche, gilt nicht 
durchaus notleidenden Gesellschaft 1 Million dem jeweils anwesenden Minister vom Dienst, 
Schilling gekostet hat. Ich freue mich darüber, aber vielleicht können wir vom Herrn Bundes­
daß Sie das heute sagen. Wir haben es schon kanzler sprechen, der kurze Zeit da war, 
damals gesagt, als es geschehen ist. Es hätte aber offenbar schon wieder weg ist. Vielleicht 
uns wahnsinnig gefreut, wenn damals ein können Sie sagen, daß er gesagt hat, die 
Sozialist, meine Herren, den Standpunkt der Parteien sollen sich einigen. (Abg. L iba l: 
Freiheitlichen unterstützt hätte. Aber damals Er ist auf dem Naschmarkt 1 - Schallende 
sind Sie j a  noch mit der ÖVP in Koalition Heiterkeit. - Abg. Pe t e r: In St. Marx ist er ! 
gewesen und haben gar nichts daran gefunden, - Abg. Dr. Tull: Er sucht das billig gewordene 
daß Scheidl den Österreichischen Rundfunk Schweinefleisch 1 - Abg. Prin ke: Das war 
1 Million Schilling gekostet hat, damit die sehr geistreich 1 - Weitere Zwischenrufe. -
Volkspartei ihre Sorge los wird, wie sie den Präsident Wal lner  gibt das Glockenzeichen.) 
Generaldirektor hinbringt. Daß Scheidl Es ist für den Rundfunk und für das Fern­
heute Ihr Sorgenkind ist - ja,  meine Herren sehen gleichgültig, ob der Bundeskanzler 
von der Sozialistischen Partei, da müssen augenblicklich die Schweine oder die Kartoffeln 
Sie sich innerhalb der Sozialistischen Partei zählt .  Ich darf aber sagen : Er hat uns Parteien 
bei jenen sozialistischen Führern bedanken, empfohlen, wir sollen uns einigen. Ich glaube, 
die damals damit einverstanden ,:aren und I das wäre durchaus möglich, aber ich darf 
die erst heute erlaubt haben, daß SIe dagegen namens der Freiheitlichen nochmals depo­
protestieren dürfen. nieren : Das ist keine Demokratie, wo einer 

Sie beschweren sich darüber - ich muß 
sagen : durchaus zu Recht -, daß irgendeine 
Rede, ich glaube, des Vizekanzlers, in der 
Schublade des Generaldirektors gelandet ist. 
Glücklich jene Partei, deren Reden wenigstens 
bis in die Schublade kommen ! (Heiterkeit.) Keine 
einzige freiheitliche Rede ist bis jetzt in die 
Schublade gekommen. Sie sind also noch 
wesentlich besser daran als wir Freiheitlichen. 

Der Herr Generalsekretär hat einmal gesagt : 
Man soll nicht nur reden, man soll auch 
Vorschläge machen. Ich darf hier, Herr 
Generalsekretär Withalm, gleich einen Vor­
schlag machen : Es ist keine Demokratie, 
wenn es dauernd nur die Sendung des Bundes­
kanzlers gibt, es gehört auch eine ständige 
Stimme der Opposition dazu. Es ist leider 
auch der Herr Bundeskanzler nicht da, ich 
bedaure es . Wir haben heute so viel über das 
Volksbegehren gehört. Fällt Ihnen eigentlich 
auf, daß der arme Herr Unterrichtsminister 
heute Platzhalter ist, da offenbar der "General­
platzhalter" Dr. Gruber verhindert ist 1 Das 
ist auch ein Irrtum ! Für ein Volksbegehren 
(Abg. Dr. K ranz lmayr: Das ist doch kein 
Volksbegehren, haben Sie gesagt I) sollte sich 
jeder Abgeordnete und jeder Minister inter­
essieren. Dafür sollte sich jeder zuständig 
fühlen. Sie nennen es Volksbegehren. Ich will 
j etzt gerade den Beweis führen, daß Sie es 
als eines der Routinegesetze ansehen. Leider 
Gottes zeigt das Fernsehen immer nur die 
Redner und die Abgeordneten. Es wäre aber 
sehr interessant, wenn man einmal Taferln 
verwenden und sagen würde : Dieser Minister 
ist nicht hier, jener Minister fehlt, und so 
weiter. Man müßte einmal auf die leeren 
Bänke zeigen, um darauf hinzuweisen, wer 

immer redet und die anderen zuhören müssen. 
Die Freiheit des Staatsbürgers besteht nur 
darin, daß er den Klaus abdrehen kann, wenn 
er ihm auf die Nerven geht. Das ist die 
ganze Freiheit, die Sie geben. Ich muß übrigens 
sagen : Die Zeiten haben wir schon einmal 
gehabt, als immer einer geredet hat und die 
anderen zuhören mußten und höchstens das 
Radio abdrehen durften. (Abg. Pr inke: Sie 
we1'den sich genau erinnern I) Wir' haben das 
damals auch nicht Demokratie genannt. Und 
daher nenne ich das heute auch nicht Demo­
kratie. In einer Demokratie gibt es mindestens 
zwei Meinungen. Demokratie besteht aber 
nicht nur darin, daß es zwei Meinungen gibt, 
sondern auch darin, daß die zweite Meinung 
in gleicher Weise gleichberechtigt veröffent­
licht werden soll und kann. Es soll keine 
Sendung der Parteien werden, es soll keine 
Sendung der ÖVP, der SPÖ oder der Frei­
heitlichen werden, sondern eine Sendung der 
Regierungspartei, und die Opposition soll 
die Möglichkeit bekommen, in entsprechender 
Form darauf zu antworten. 

Meine Herren von der Sozialistischen Partei ! 
Nun habe ich eine Frage, die mir auch nicht 
klargeworden ist. Mein Parteifreund Dr. Tongel 
hat heute hier eine Forderung nach Länder­
studios aufgestellt. Durchaus dem Gedanken 
des Föderalismus, den unsere Partei vertritt, 
nachkommend, haben wir eine gesetzliche 
Verankerung der Länderstudios verlangt. Wir 
sind nur sechs Abgeordnete, und der Präsident 
des Hauses mußte fragen, wer diesen Antrag 
unterstützt. Nun mußten wir feststellen, 
daß nicht ein einziger Sozialist diesem An­
trag . . .  (Abg. Cze t t e l: Wir haben einen 
eigenen Antrag I) Moment, Herr Kollege ! Zu 
diesem Zeitpunkt war keiner da ! ( Widerspruch 
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bei der SPÖ.) Ich darf noch einmal sagen : 
Nicht ein einziger Sozialist hat den Antrag 
auf Länderstudios unterstützt. Nachher , zwei 
Redner später, ist ein Sozialist gekommen . . .  
Vielleicht haben Sie die Idee - ich hoffe es -
auch schon vorher gehabt, ich glaube es auch, 
daß Sie sie vorher gehabt haben. Loyalerweise 
glaube ich Ihnen. (Abg. Weikhart: Loyaler­
weise muß ich sagen: Tongel wußte es schon, 
bevor noch einer da war I) Warum haben Sie 
es dann nicht unterstützt, Herr Staats­
sekretär 1 Geht es Ihnen um das Länder­
studio, oder geht es Ihnen um einen sozia­
listischen Antrag ? Das ist der Unterschied 
zwischen uns und Ihnen, den Sozialisten. 
Wir haben das Länderstudio verlangt, Sie 
haben unsere Forderung nicht unterstützt. 
(Zwischenrufe bei der SPÖ.) Nein, Sie haben 
keine Unterstützung gegeben ! (Abg. JV e ik­
hart: Das ist eine viele Jahre alte sozialistische 
Forderung 1 - Zwischenruf des Abg. Harr .) 
Darf ich jetzt ausreden, Herr Kollege Harr ? 
(Neuerlicher Zwischenruf des Abg. Harr.) Darf 
ich ausreden ? Ich bitte Sie, mir auch zuzu­
hören ! Wir haben den Antrag auf Länder­
studios hier eingebracht, er wurde von Ihnen 
nicht unterstützt, er steht daher nicht zur 
Diskussion. Sie haben einen solchen Antrag 
nun gestellt. Wir fragen nicht, ob das ein 
sozialistischer Antrag, ein ÖVP-Antrag oder 
ein freiheitlicher Antrag ist, wir halten den 
Antrag für gut, wir unterstützen daher Ihren 
Antrag. Das ist - ich möchte das gleich an 
diesem Beispiel zeigen - der Unterschied 
zwischen den beiden Oppositionsparteien, die 
in diesem Hause sitzen. Wir sind keine Formal­
juristen ; wir waren noch nicht so lange in 
der Regierung wie Sie. Uns kommt es nicht 
darauf an, wer etwas beantragt hat, sondern 
uns kommt es darauf an, ob eine Idee gut 
oder schlecht war. 

Ich darf mich nun wieder nach dieser 
Seite wenden. (Der Redner sieht zu den Bänken 
der ÖV P. - Heiterkeit . - Abg. H arwalik: 
Einmal hin, einmal her I) Einmal hin, einmal 
her, ja, Herr Kollege. (Abg. Pe t e r: Wir 
stehen eben in der Mitte, Herr Harwalik I) 
Sie haben so lange gesagt, daß wir einseitig 
sind, daß ich glaube, daß Sie sich freuen, 
wenn es einmal hin und einmal her geht. 

Wir Freiheitlichen haben die Meinung ver­
treten, daß 18 Aufsichtsräte genügend wären 
und daß die Zahl 20 eine später hinzuge­
kommene Erweiterung ist. Ich darf gleich 
sagen : Das ist ein heikles Thema, weil es 
das Tabu der Kirche berührt. Die Kirche 
hat einen Sitz verlangt. Ich darf als Ange­
höriger einer Religionsgemeinschaft, zu der 
ich mich jederzeit bekannt habe, auch sagen, 
daß ich diese Forderung nicht notwendig 
finde. Aber ich darf Sie jetzt mit Ihren eigenen 

Argumenten widerlegen, Herr Kollege Harwa­
lik. Sie haben dem Gewerkschaftsbundpräsi­
denten gesagt, es brauche kein Gewerkschafter 
hinein (Abg. H arwalik: Das habe ich nicht 
gesagt I), kein zusätzlicher Gewerkschafter 
hinein, weil die Betriebsräte ohnehin Gewerk­
schafter sind. Meine Herren ! Dann braucht 
auch kein Vertreter der Kirche hinein, denn 
einen Katholiken werden Sie doch hoffentlich 
in den Aufsichtsrat hineinkriegen ! (Lebhafte 
Heiterkeit. - Starker Beifall bei SPÖ und 
F PÖ. - Abg. H arwal ik: Sie drehen einem 
das Wort im Munde um 1 ) Nein, ich drehe 
Ihnen nicht das Wort im Munde um, sondern 
das Argument, das für den Gewerkschafter 
gilt, muß genauso für die Kirche gelten ! 
Man kann nicht sagen : Wir messen den 
Gewerkschafter nach einem anderen Maßstab. 
Sie können höchstens sagen : Sportler wird 
unter den 18 keiner sein. ( Neuerliche H eiter­
keit.) Das mag sein. Aber es besteht doch 
die Hoffnung, daß sich von den 1 8  Leuten 
einer noch aus seiner Jugendzeit an eine 
sportliche Betätigung erinnern kann. (Abg. 
Harwalik: Wen haben Sie im Aufsichtsrat ?  
Vielleicht ist das ein Sportler I) Den Dr. Götz ! 
Ich glaube, den kann man schon einigermaßen 
als jungen Mann und als Sportler bezeichnen. 
Sportler hätten wir also. Wenn Sie jetzt 
noch einen Katholiken schicken, dann hätten 
wir auch das erreicht. (Abg. Dr. J. Gruber: 
Da nehmen wir beide I) Ja, wir haben genügend, 
das ist nicht das Recht einer Partei. Das 
haben wir übrigens heute schon gehört, 
darüber sind wir hoffentlich einer Meinung. 
Aber ich wollte nur sagen : Das Argument, 
das Sie im Falle der Gewerkschaft gebracht 
haben und das ich bejahe, gilt ebenso im 
umgekehrten Falle, wo es darum geht, daß 
man einen eigenen Laienvertreter der katho­
lischen Gemeinschaft in den Rundfunk ent­
sendet. 

Meine Herren ! Damit, daß wir jetzt den 
Sportlern und der katholischen Kirche nach­
gegeben haben, öffnen wir, öffnen Sie - ich 
muß sagen : Sie, denn wir Freiheitlichen sind 
in diesem Falle nicht einverstanden - ein 
Tor . Wo wollen Sie die Grenze ziehen 1 Alle 
werden kommen, und alle werden sagen : 
Es gibt noch viel mehr Ideen, als da vertreten 
sind ! Alle werden ihre Berechtigung nach­
weisen, und Sie werden, wenn Sie diese For­
derungen mit gleichem Maß zu messen bereit 
sind, eines Tages einen Aufsichtsrat haben, 
für den dieses Haus als Tagungsort nicht mehr 
ausreicht. 

Wir Freiheitlichen stehen auch in der 
Frage der Lizenzgebühr und des Programm­
entgelts in einem Gegensatz zu Ihrem Stand­
punkt ; das ist von meinem Parteifreund 
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Dr. Tongel heute schon ausgeführt worden. noch aufgehalten habe. Meine Aufgabe habe 
Wir meinen, daß das nicht außerhalb dieses ich darin gesehen, etwas, was ich vor der 
Hauses allein im Aufsichtsrat entschieden Wahl gesagt habe, heute noch einmal zu 
werden soll, sondern daß der Aufsichtsrat sagen. Ich habe vor der Wahl gesagt : Das 
dafür zuständig sein soll. Rundfunk-Volksbegehren ist tot ! Alle haben 

Kollege Kranzlmayr hat in einem Zwischen- mir widersprochen. In unzähligen, in Millionen 
ruf zuvor etwas gesagt, was uns der Sache Schriften ist mir widersprochen worden. Ich 
wesentlich näherbringt. Er hat gesagt : Es darf heute noch einmal feststellen : Wir Frei­
wird ohnehin so geschehen, daß der Auf- heitlichen haben mit dieser Aussage recht 
sichtsrat nur dann, wenn diese Voraussetzun- behalten. Das Rundfunk-Volksbegehren ist 
gen, die das Parlament fordert, vorhanden tot ! Wenn wir dennoch heute diesem Gesetz 
sind, zustimmt. Herr Kollege Kranzlmayr ! zustimmen, so hat das mit dieser Feststellung 
Wenn das ohnehin geschieht, wenn Sie das überhaupt nichts zu tun. Wir stellen gleich­
von vornherein erklären, den Aufsichtsrat zeitig fest, daß dieses Gesetz mit dem Volks-

wie Sie das juristisch machen wollen, begehren nichts zu tun hat. Wir stehen in 
ist mir allerdings unklar - an die verant- Opposition zur Regierung. Das bedeutet aber 
wortungsbewußten Überlegungen zu binden , nicht, daß wir von vornherein alles ablehnen, 
die wir in diesem Hause haben, dann brauchen sondern wir werden das, was wir als eine 
wir nicht diesen Umweg zu gehen, sondern Verbesserung, als einen wenn auch noch so 
dann könnten wir gleich die Entscheidung kleinen Fortschritt ansehen, unterstützen. Wir 
in diesem Hause belassen. Ich glaube schon , behalten aber dabei klaren Blick. ·Wir beweih­
daß das, was mein Parteifreund Dr. Tongel l räuchern uns nicht mit den Gefühlen und 
gesagt hat , richtiger ist. dem Willen des Volkes ! (Abg. Gram: Schein-

Es gehört zum "neuen Stil" der neuen tot I) Nein, Herr Kollege, das Volksbegehren 
Regierung, daß alles teurer wird. Es wird ist nicht nur scheintot ! Sehen Sie, ich muß 
der Rundfunk teurer werden. Vielleicht werden jetzt sagen, das ist das Bedauerliche, eure 
Sie j etzt den Kopf schütteln und sagen : eigenen Abgeordneten sind sich jetzt eine 
Nein, nein, es wird nichts teurer ! Sie werden Stunde vor der Abstimmung noch nicht 
so wie beim Kartoffelpreis nachweisen, daß im klaren, daß das Volksbegehren endgültig 
heuer alles billiger ist als im Vorjahr. Ich tot ist. Klinisch, medizinisch, wie Sie wollen, 
sage Ihnen aber : Eines der Ergebnisse dieses in jeder Hinsicht ist das Volksbegehren tot. 
Gesetzes wird sein, daß jeder Österreicher Meine Herren ! Sie haben es ja umgebracht, 
in Zukunft wesentlich mehr für das Zuhören und was Sie umgebracht haben, ist alles 
im Rundfunk bezahlen wird müssen. (Zu- endgült�� tot. (Zustimmung bei Abgeordneten 
stimmung bei der SPÖ.) Da stehen wir Frei- der SPO.) 
heitlichen auf dem Standpunkt, daß man die Wir Freiheitlichen wollen uns aber vor 
Verantwortung nicht irgend welchen Personen der Abstimmung einen klaren Blick bewahren. 
außerhalb dieses Hauses übertragen soll, son- Wir erkennen klar und deutlich : Das Volks­
dern hier im Hause sollen die Politiker Farbe begehren ist tot. Das Gesetz dem wir mit 
bekenn�n !  Es soll nicht so sein, daß Sie Ihnen zustimmen werden ist

' 
weit von dem 

da�n WIeder na�� alter K�.alitionssitte sage� : I entfernt, was wir als de� Idealfall ansehen. 
WIr von . der ?VP b�muhen uns ohnehm Es ist eine Besserung ; darum stimmen wir zu. 
so sehr, dIe PreIse stabIl zu halten, aber was Es ist aber kein Ersatz für das von Ihnen 
sollen wir mac�en, . der böse Aufsichtsrat vom umgebrachte Volksbegehren. (Beifall bei der 
Rundfunk ! VIelleIcht war es dann gerade FPÖ.) 
der Vertreter der Kirche und des Sportes, 
der den Preis hinaufgetrieben hat, sodaß 
mehr bezahlt werden muß. (ZwischenruJ.) 
Ja, Sie wollen sich aus der Verantwortung 
herausdrehen, und wir wollen sagen : Wir 
sind bereit, auch unsererseits die Verant­
wortung mit zu übernehmen, was vielleicht 
gar nicht angenehm sein wird. Wir wollen 
nicht die Verantwortung einem außenstehenden 
Gremium überlassen, das man poli tisch nicht 
belangen kann, sodaß Sie bei der nächsten 
Wahl sagen können : Wir sind ja nicht schuld, 
der Aufsichtsrat hat die Verantwortung zu 
tragen ! 

Meine Damen und Herren ! Entschuldigen 
Sie, wenn ich Sie bei der langen Diskussion 

Präsident Wallner : Zum Wort gemeldet ist 
der Abgeordnete Ströer. Ich erteile es ihm. 
(Abg. S tröer  ist nicht im Saal. - Ruf: Der 
ist schon tot ! - Abg. P e t e r: Der ist nur 
scheintot, der kommt wieder ! - Heiterkeit. -
Ruf: Der nächste ! - Abg. Glaser: Wenn er 
nicht da ist, verliert er das Wort ! - Abg. P e t e r: 
Hudeln Sie nicht so ! Durchpeitschen ! Das ist 
halt ein stürmischer Linksaußen ! - Abg. 
Glaser: Für die Nationalmannschaft wäre der 
nichts ! - A bg. L i bal: Er sucht den Bundes­
kanzler ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Abgeordneter Ströer (SPÖ) : Herr Präsident ! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren ! 
Ich bitte um Entschuldigung : Ein Kollege 
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von der Volkspartei war nicht solidarisch österreichischen Rundfunk- und Fernseh­
und hat nicht das Wort ergriffen. (Abg. teilnehmer, er entspricht auch nicht den Vor­
Z e i l l i nger: Das können Sie mit Solidarität stellungen der im Rundfunk und beim Fern­
nicht ausdrücken I) Daher bin ich etwas zu sehen beschäftigten Dienstnehmer. Ich fühle 
spät dran. Im übrigen bitte ich um Entschul- mich verpflichtet, im Interesse der im Rund­
digung, wenn ich das heute schon mehrmals funk Tätigen zu dem Gesetzentwurf einige 
strapazierte Volksbegehren noch einmal stra- Bemerkungen zu machen, und ich weiß ,  daß 
paziere. dieses Gesetz - ich sage es noch einmal -

Kollege Tull hat schon am Rande erwähnt, nicht nur von den Sozialisten, sondern auch von 
was hier zu sagen ist : die Tatsache, daß die den Betroffenen abgelehnt wird. 
Initiatoren des Volksbegehrens an zwei Stellen Es ist sehr bedauerlich - das möchte ich 
in einer sogenannten Beilage folgendes ver- auch vermerken-, daß man in der letzten 
langt haben. In einer Begründung zu diesem Phase der Beratungen für die Belange der 
Volksbegehren, die mit dem Text des Volks- Dienstnehmer nur wenig Interesse zeigte. 
begehrens im Innenministerium deponiert Es kam wohl zu Gesprächen, es wurden 
wurde, heißt es : Der Generalintendant werde schließlich schriftlich dargelegte Wünsche ent­
von der Generalversammlung bestellt , in gegengenommen, aber keiner dieser Wünsche 
welcher der Bund, vertreten durch die Bundes- fand seinen Niederschlag im vorliegenden 
regierung, maßgeblichen Einfluß habe ; der- Gesetzentwurf. Das finden wir nicht ganz 
zeit über 99 Prozent der Stammeinlagen. in Ordnung, denn die Dienstnehmer im 
Die Bundesregierung fasse ihre Beschlüsse Österreichischen Rundfunk und ihre Interessen­
bekanntlich einstimmig. Der Generalintendant vertretung, welche die Materie sehr genau 
müsse also vom Vertrauen bei der großer Par- kennen, haben eine Diskussion verlangt und 
teien getragen sein. haben doch erwartet, daß einige ihrer gut-

Das steht in der Begründung zum Entwurf gemeinten Vorschläge berücksichtigt werden. 
des Textes für das Volksbegehren. Aber auch Sie fühlen doch am stärksten die Unzu­
an einer zweiten Stelle finden wir diesen länglichkeit des derzeitigen Betriebes und 
Wunsch der Initiatoren des Volksbegehrens, haben daher schon im Jahre 1961 der Öffent­
nämlich wenn von einer Bindung der General- lichkeit ihre ersten Vorschläge unterbreitet. 
versammlung die Rede ist. Hier steht noch Sie haben sich bei ihren Vorschlägen davon einmal, die Bestellung des Generalintendanten leiten lassen, daß die Massenkommunikations­oblie�� der GCI�ralversamml�ng, 

R
da� heißt, mittel Presse, Rundfunk, Fernsehen und auch er m

t 
?-sse vom ert�auen bei 
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h
n!?s- Film mehr Beachtung als bisher erfahren par Clen getragen sem. - Nä eres sc mtt I · · s· h b .!' stgestellt daß Presse IV h h " . mussen. le a en 1e , , sc o� vor er von mIr zltIer�. I und Rundfunk eine öffentliche Aufgabe er-

Das heIßt also, daß der vorlIegende Gesetz- füllen, "sofern sie Demokratie, Kultur, Volks­
entwurf i� dieser Frage zumindest nicht bildung, Kunst und Wissenschaft verbreiten 
den IntentIOnen der Volksbegehrensmacher ent- und fördern. Zu dieser öffentlichen Aufgabe 
spricht. Darauf wollte ich doch noch der Ord- gehört insbesondere die umfassende, unpar­
nung halber verweisen . teiische und nach bestem Wissen und Gewissen 

In der Diskussion ist dann noch die Frage wahrheitsgetreue Information der Allgemein­
der Vertretung des ÖGB im Aufsichtsrat I heit mittels Nachrichten über und Kritik an 
erwähnt worden. Darauf werde ich später öffentlichen Zuständen. Presse und Rundfunk 
noch zurückkommen. müssen zu diesem Zweck von allen öffentlichen 

Nun möchte ich mich mit der Vorgeschichte Organen möglichst umfassenden Einblick in 
der Rundfunkreform beschäftigen. Ich werde deren Tätigkeit, . Aktionen u�d Absichten 
sehr kurz sein, aber ich möchte aufzeigen, erhalten. Den DIenstnehmern. m Presse u�d 
welch große Verdienste sich das Personal im Rundfunk muß von ihren DIenstgebern em 
Österreichischen Rundfunk und Fernsehen er- solches Maß von Selbständigkeit bei der 
worben hat . (Abg. Rosa Jochmann: Sehr täglichen Arbeit eingeräumt werden, daß sie 
richtig !) Ich möchte Ihnen sagen, welche Vor- ihre Kultur- und Informationsaufgaben aus­
stellungen diese Kollegen von einer Rundfunk- schließlich gemäß den sittlichen Grundsätzen 
reform haben. Ich möchte auch auf das Wirken ihres Berufes erfüllen können. " 
ihrer Interessenorganisation verweisen, die Sie haben nicht nur diese Postulate auf­
sieh ebenfalls sehr ausführlich, eingehend und gestellt, sondern sie sind an die Arbeit ge­
sehr ��n?e mit den erforderlichen Reformen gangen, haben einen Entwurf ausgearbeitet 
beschaftlgt hat. und diesen Entwurf zu einer Rundfunkreform 

Aber nun zu diesem Gesetzentwurf. Er der Öffentlichkeit übergeben. Ich greife nur 
entspricht - das möchte ich hier sagen einen Punkt heraus, der mir sehr wesentlich 
nicht den Wünschen der großen Masse der zu sein scheint. Hier heißt es : 
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"Der Rundfunk hat nicht irgendwelchen 
parteipolitisch oder anderswie motivierten 
Sonderinteressen zu dienen, sondern den In­
teressen der Allgemeinheit. "  

Die Gewerkschaft und die Dienstnehmer 
haben ausdrücklich auf eine Resolution der 
Internationalen Journalistenföderation, die im 
April 1954 in Bordeaux gefaßt worden war, 
hingewiesen. In dieser heißt es in einem Satz : 

"Wenn das Nachrichtenwesen in Rundfunk 
und Fernsehen einem Staatsmonopol unter­
liegt, besteht die Gefahr, daß die dort be­
schäftigten Journalisten Druckmitteln aus­
gesetzt sind, die eine normale, freie Berufs­
ausübung unmöglich machen."  

Die Gewerkschafter haben immer wieder 
darauf hingewiesen, daß Hörfunk und Fern­
sehen als ausschließlich der Allgemeinheit 
dienende Einrichtungen neu zu ordnen wären 
und daß deren Aufgaben klar festzulegen und 
deren ausreichende Finanzierung sicherzu­
stellen wären. Unter anderem wurde verlangt, 
daß Hörer und Seher sowie die Dienstnehmer 
des Rundfunks Anspruch auf gesetzlichen 
Schutz vor unzulässiger Beeinflussung des 
Rundfunks durch Sonderinteressen insbeson­
dere einseitiger parteipolitischer Art haben. 
Den Hörern und Sehern sowie den Dienst­
nehmern - so wurde gefordert - müsse 
das Recht der Mitbestimmung eingeräumt 
werden. 

Schließlich kam es im ÖGB zu einer e i n­
s t i m m i g  gefaßten Resolution zu Rundfunk­
und Fernsehfragen. In dieser Resolution des 
ÖGB-Bundesvorstandes vom 7. April 1964 
wird auf die Notwendigkeit verwiesen, die 
Situation des Österreichischen Rundfunks und 
eine allfällige Rundfunkreform einer um­
fassenden Diskussion und einer baldigen 
Klärung zuzuführen. Unter anderem wurde 
festgestellt - ich muß das zitieren, weil 
diese Resolution für die Arbeitnehmer von 
größter Bedeutung ist - :  

"Insbesondere" - wurde verlangt - "be­
deutet die Unabhängigkeit und Eigenver­
antwortlichkeit des Rundfunks unter öffent­
licher Kontrolle, daß der Rundfunk aus­
schließlich nach den Prinzipien fachlicher 
Eignung, Leistung und Erfahrung zu führen 
ist, das heißt als nicht kommerzieller, aber 
rationell und produktiv arbeitender unab­
hängiger Kultur- und Informationsträger. Um 
die öffentlichen Aufgaben und die Freiheit 
des Rundfunks zu sichern, sind öffentliche 
Kontrolle und Selbstverwaltung unerläßlich. 
Die entsprechende Mitbestimmung der Dienst­
nehmer und der Konsumenten (Hörer und 
Seher) muß gewährleistet sein." 

"Der Österreichische Gewerkschaftsbund mit 
seinen . . . Mitgliedern und deren Angehörigen, 

die zum überwiegenden Teil Rundfunk- und 
Fernsehteilnehmer sind" - heißt es ab­
schließend -, "beansprucht ein seiner Be­
deutung entsprechendes Mitbestimmungs­
recht in allen entscheidenden Rundfunkfragen, 
insbesonders bei dessen Neuorganisierung."  

Im Sinne dieser Resolution hat dann später 
die Gewerkschaft Kunst und freie Berufe 
einen konkreten Vorschlag, einen Gesetz­
entwurf ausgearbeitet, und dieser Gesetzent­
wurf wurde der Öffentlichkeit übergeben. 
In ihm wird unter anderem verlangt, daß 
die Tätigkeit der ständig oder fallweise Be­
schäftigten - das sind die Dienstnehmer und 
Mitarbeiter beim Hörfunk und beim Fernsehen 
- keiner über die Bestimmungen dieses 
Gesetzes hinausgehenden Einwirkung des 
Staates, der politischen Parteien oder Inter­
essenvertretungen unterliegt, sondern aus­
schließlich den Interessen der Allgemeinheit 
zu dienen hat. Ferner wurde verlangt, V er­
treter der Interessenvertretungen in die Organe 
des Rundfunks aufzunehmen. 

Im Sinne der im ÖGB gefaßten Beschlüsse 
verlangte der Gewerkschaftsbund noch während 
der Beratungen im Ausschuß die Aufnahme 
eines Vertreters in den Aufsichtsrat der zu 
gründenden Rundfunkgesellschaft, nachdem 
bekannt wurde, daß nach dem damaligen 
Stand der Verhandlungen feststand, daß Ver­
treter aus dem Bereich der Wissenschaft, 
der Kunst, der Volksbildung, der Religions­
gemeinschaften und des Sports entsandt wer­
den sollten. Diesem sachlichen Verlangen 
wurde leider nicht entsprochen. Es wurde 
auch nicht gesagt, weshalb man einen Ver­
treter des ÖGB nicht im Aufsichtsrat haben 
wollte. Wohl wurden in den Aufsichtsrat 
im Laufe der Beratungen Vertreter der Volks­
bildung und des Sports aufgenommen, aber 
keine Vertreter des Österreichischen Gewerk­
schaftsbundes. Der Hinweis des Herrn Abge­
ordneten Harwalik, daß dies nicht notwendig 
sei , weil doch ohnedies zwei Betriebsräte dem 
Aufsichtsrat angehören, stimmt nicht, denn 
es ist kein Geschenk der Österreichischen 
Volkspartei - das möchte ich ausdrücklich 
sagen -, daß zwei Vertreter der Dienstnehmer 
in den Aufsichtsrat kommen, sondern das ge­
schieht auf Grund anderer Normen ; das sollte 
doch allgemein bekannt sein. Im übrigen 
haben die Vertreter der Dienstnehmer im 
Aufsichtsrat ausschließlich und vor allem die 
Interessen ihrer Dienstnehmer zu vertreten, 
aber nicht oder nur weniger die Interessen 
der großen Masse der Ko��umenten, der 
Hörer und der Seher des Osterreichischen 
Rundfunks. (Abg. S t e inin g e r: Das Be­
triebsrätegesetz kennt die Ö V P nicht ! - Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Hauser.) Noch im 
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Juni 1966 ist den Ausschußmitgliedern . . .  
(Weitere Zwischenrufe .) Es steht fest, daß die 
Aufnahme der beiden Vertreter nicht auf das 
Wohlwollen der ÖVP zurückzuführen ist . 
Das sollte man hier feststellen. 

Noch im Juni 1966 hat die Personalver­
tretung die Aufnahme von ÖGB-Vertretern 
in den Aufsichtsrat verlangt. 

Ich habe schon angedeutet, daß der vor­
liegende Entwurf in vielen Punkten nicht den 
Intentionen, den Vorstellungen und Wünschen 
eines großen Teiles der österreichischen Rund­
funk- und Fernsehteilnehmer entspricht. Und 
ich sage noch einmal : Auch den Dienstnehmern 
des Rundfunks wird dieser Entwurf, wenn er 
Gesetz wird, keine reine Freude bereiten. 
Die Dienstnehmer beim Österreichischen Rund­
funk und beim Österreichischen Fernsehen 
hätten es nämlich gerne gesehen, wenn man 
einem Antrag der Sozialisten nachgekommen 
wäre und im Gesetz festgelegt hätte, daß die 
von den Bediensteten der "Österreichischer 
Rundfunk Ges . m. b. H."  erworbenen Rechte 
und der Bestand der Personal verträge sowie 
alle diesbezüglichen Vereinbarungen durch 
dieses Gesetz nicht berührt werden. Aber auch 
dieser Wunsch wurde abgelehnt. 

Im Einvernehmen mit meinen Partei­
freunden unterbreite ich daher dem Hohen 
Haus einen Entschließungsantrag. Als Be­
gründung möchte ich sagen : Da sich die 
ÖVP-Mehrheit des Rundfunkausschusses, wie 
aus unserem Minderheitsbericht hervorgeht, 
geweigert hat, in den § 1 6  des vorliegenden 
Entwurfes eine Bestimmung aufzunehmen, 
wonach die von den Bediensteten der "Öster­
reichischer Rundfunk Ges. m. b. H." er­
worbenen Rechte sowie der Bestand der 
Personalverträge durch das Rundfunkgesetz 
nicht berührt werden, fühlen sich die sozi­
alistischen Abgeordneten verpflichtet, dem 
Nationalrat diesen Wunsch der Dienstnehmer 
in Form einer Entschließung zu unterbreiten. 

Der E nt s c h l i e ß u n g s a n t r a g  lautet : 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

durch ihren Vertreter in der Gesellschaft 
darauf bedacht zu sein, daß die von den 
Bediensteten der "Österreichischer Rundfunk 
Ges. m. b .  H." erworbenen Rechte, der 
Bestand der Personalverträge sowie alle 
diesbezüglichen Vereinbarungen gewahrt 
bleiben. 
Ich nehme an, daß das Hohe Haus im Inter­

esse der Dienstnehmer diesem Antrag zu­
stimmen wird. 

Nun noch eine kurze Bemerkung. In Über­
einstimmung mit dem größten Teil der Dienst­
nehmer im österreichischen Rundfunk, mit 
denen wir sehr engen Kontakt haben, möchte 
ich feststellen, daß diese Beschäftigten eine 

öffentlich-rechtliche Organisationsform wün­
schen, welche durch Festsetzung der ent­
sprechenden Leitungsbefugnisse die initiative, 
energische Führung des Betriebes nach klaren 
Konzepten ermöglicht. Sie wollen die 
Chance, ihrer Arbeit fachgerecht und unge­
stört von rundfunkfremder Einmischung aus­
schließlich im Dienste der Öffentlichkeit nach­
gehen zu können. Sie wollen keinesfalls einen 
Parteienrundfunk. Nach ihrer Auffassung 
müssen Unabhängigkeit und Eigenverant­
wortlichkeit der Mitarbeiter von Hörfunk und 
Fernsehen gegenüber jedem Druck von rund­
funkfremden Einflüssen sowie die Mitbe­
stimmung der Hörer und Seher gewährleistet 
sein. 

Der vorliegende Gesetzentwurf entspricht 
nicht diesen Vorstellungen. Es besteht viel­
mehr die Gefahr, daß ein Rundfunk nach 
diesem Gesetz nicht allgemein menschliche 
Anliegen vertritt, die den öffentlichen Inter­
essen der Bürger dienen, sondern Interessen 
einer Partei, die sich auf eine knappe Mehrheit 
stützt, die aber glaubt, sich über alle Wünsche 
und Forderungen Andersgesinnter und Anders­
denkender hinwegsetzen zu können. 

Ich möchte aus der "Freiheit" Ausführungen 
des Herrn Kollegen Glaser zitieren, der in 
einer Versammlung in Vorarlberg folgendes 
sagte : "Im Rundfunk haben wir im großen 
und ganzen einen österreichischen Rund­
funk." - Jeder weiß, was sich Herr Abge­
ordneter Glaser unter einem "österreichischen 
Rundfunk" vorstellt. (Abg. L up t o w it8: Einen 
Ö V  P-Rundfunk 1) Ich möchte nichts dazu 
sagen. - " ,Wir haben aber auch nach dem 
6. März im wesentlichen noch immer ein 
sozialistisches Fernsehen. Das wird sich, wie 
ich Ihnen garantiere, nach Inkrafttreten des 
neuen Gesetzes, rasch ändern !'  rief National­
rat Glaser unter langanhaltendem Beifall aus." 
(Abg. B enya: Alle "Roten" weg ! "Entpoliti­
sieren" !) 

Das veranlaßt mich, meine verehrten Damen 
und Herren, folgendes abschließend festzu­
stellen. (Zwischenrufe . - Abg. Dr. J. G r u ber: 
Ein sozialistisches Fernsehen werden wir nicht 
mehr haben ! - Weitere Zwischenrufe.) Was 
wir vom Kollegen Glaser gehört haben, was 
wir in den Ausschußberatungen gehört haben, 
was wir zum Teil heute in diesem Hause ge­
hört haben, das veranlaßt uns Sozialisten, 
folgendes festzustellen : Wir Sozialisten werden 
dafür sorgen, wir werden darü ber wachen, 
daß zur schwarzen Welle nicht auch ein 
schwarzer Schirm kommt !( Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Wallner : Mir liegt von den 
Abgeordneten Ströer, Liwanec und Genossen 
ein Entschließungsantrag vor. Er hat die 
notwendige Unterstützung und steht mit zur 
Debatte. 
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Zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Fiedler. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Fiedler (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren ! Erlauben Sie mir an diesem denk­
würdigen Tag der parlamentarischen Demo­
kratie, als Wiener Abgeordneter der Öster­
reichischen Volkspartei zum Thema V olks­
begehren und Rundfunkgesetz Stellung zu 
nehmen. Ich betone "Volksbegehren und 
Rundfunkgesetz" , denn für uns von der 
Österreichischen Volkspartei sind diese beiden 
untrennbare und unteilbare Begriffe. (Beifall 
bei der Ö VP.) 

Ich darf aber auch darauf verweisen, daß 
das Exekutivkomitee der unabhängigen Presse 
in einer Zuschrift vom 24. März an sämtliche 
neugewählten Abgeordneten dieses Hauses 
ihren Standpunkt klargelegt hat und daß 
diese Zuschrift mit dem Satz eingeleitet ist : 
"Die Generalreform von Rundfunk und Fern­
sehen im Sinne des Volksbegehrens wird auch 
dem neugewählten Hohen Haus wieder vor­
liegen. "  Damit ist klargestellt, daß man den 
ursächlichen Zusammenhang mit irgendwelchen 
Formulierungen nicht aus der Welt hinweg­
diskutieren kann. 

Ich fühle mich ganz besonders dazu berufen, 
dies festzustellen, da ich am 6. März dieses 
Jahres in zwei Wiener Wahlkreisen kandidiert 
habe und diese beiden Wahlkreise den höchsten 
Prozentsatz an Unterschriften für das seiner­
zeitige Volksbegehren in unserer Bundes­
hauptstadt aufweisen konnten. Von den 
832 .000 Österreicherinnen und Österreichern, 
die das Volksbegehren unterstützten, ent­
fielen auf Wien 246.309 . Im Wahlkreis II 
waren es 31 ,27 Prozent und im Wahlkreis III 
29,27 Prozent der Wahlberechtigten, die sich 
zum Volksbegehren bekannten. Der Wahl­
kreis II war im übrigen jener mit dem höchsten 
Prozentsatz aller 25 österreichischen Wahl­
kreise. Dieser Tatsache kommt umsomehr 
Bedeutung zu, als von den mehr als 7 Mi1lionen 
Österreichern, die unser Land bevölkern, 
1 ,639.000 Menschen in Wien beheimatet sind. 
Von den mehr als 1 ,2 Millionen wahlberechtig­
ten Wienern haben 34 Prozent für das Volks­
begehren gestimmt. Von der gesamtenBevöl­
kerung Wiens hat es jeder siebente Bewohner 
unterschrieben. 

Das Volksbegehren und seine Verwirklichung 
sind somit zu einem echten Testfall geworden , 
wie er nur in einer Demokratie westlicher 
Prägung möglich ist. Im Wahlkampf dieses 
Jahres hat daher auch naturgemäß dieses 
Volksbegehren als echter Ausdruck des Volks­
willens eine sicherlich ganz wesentliche Rolle 
gespielt. 

Die wiederholt deponierten Versicherungen 
der Österreichischen Volkspartei, den Willen 
des Volkes zu respektieren, haben die Glaub­
würdigkeit unserer Partei gestärkt, vor allem 
deshalb, weil der restlose Einsatz der ÖVP 
für das Volksbegehren schon vor dem Budget­
krach 1965 und der Nationalratswahl 1966 
eine echte Garantie dafür darstellte, daß die 
ÖVP durch den kundgegebenen Volkswillen 
das Parlament aufzuwerten bemüht war -
was auch geschah, denn unmittelbar nach 
dem 6. März 1 966 war das Volksbegehren 
der erste Antrag, der von unseren Abgeordneten 
in diesem Hause eingebracht wurde. (Beifall 
bei der Ö VP.) 

Ich möchte hier dem ersten sozialistischen 
Debatteredner erwidern, daß so eingehend 
wie über diese Frage noch nie über ein Gesetz 
verhandelt wurde. Der Volksbegehrensentwurf 
lag seit dem November 1964 auf dem Tisch 
dieses Hauses und stand in Verhandlung. 
Er wurde in vier Ausschußsitzungen und 
15 Sitzungen des damals eingesetzten Unter­
ausschusses behandelt. Die Initiativanträge 
nach der heurigen Nationalratswahl wurden 
in acht Ausschußverhandlungen und in zwei 
Gesprächskomiteesitzungen behandelt . Insge­
samt haben sich also 29 Sitzungen mit dieser 
Frage intensiv befaßt. 

Ich darf dem Herrn Abgeordneten Dr. van 
Tongel für seine Feststellung danken, daß 
er zum Ausdruck gebracht hat : Es wurde 
sachlich und eingehend beraten und ver­
handelt. Wir haben allerdings - dazu stehe 
ich - in der ersten Sitzung des Ausschusses 
klar und deutlich von unserer Seite aus 
zum Ausdruck gebracht, daß wir eine zügige 
Verhandlungsführung erwarten und gewillt 
sind, noch in der Frühjahrssession des National­
rates dieses Gesetz, das nun seit dem Herbst 
1964 in Beratung stand, endgültig einer 
Beschlußfassung zuzuführen. 

Das Gesetz, das heute beschlossen werden 
wird, entspricht weitestgehend den Grund­
sätzen des Volksbegehrens und den präzisen 
Vorstellungen, die seinerzeit von der unab­
hängigen Presse, diesem Komitee von 52 un­
abhängigen Zeitungen, ausgearbeitet wurden. 
(Abg. Inf!. Kunst: Das ist nur Ihre Meinung I) 

Und hier muß ohne Polemik, aber mit 
aller Klarheit noch einmal festgestellt werden, 
daß die wiederholten Versuche der Sozia­
listen, durch Korrekturen und Abänderungen 
ihr politisches Terrain zu sichern und die 
überlebte Koalitionsmanier in gewohnter 
Praxis fortzusetzen, dem ursprünglichen An­
liegen und konstruktiven Gedanken einer 
umfassenden Rundfunkreform diametral wider­
sprachen. Dies gilt unter anderem in der Frage 
der sogenannten Sperrminorität - über die 
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heute schon diskutiert wurde - ebenso wie dar, sondern drückt nur mit anderen Worten 
in der der Zusammensetzung des Aufsichtsrates aus, was anderswo nachzulesen ist . Ich meine 
und der Widersetzung gegen die Berufung von je den Rechnungshofbericht, der seit kurzem 
einem Vertreter der staatlich anerkannten diesem Hohen Hause vorliegt und dem man 
Religionsgesellschaften sowie der Sportorgani- gewiß nicht Subjektivität oder parteipolitisches 
sationen. Interesse vorwerfen kann. In diesem Rech-

Der Herr Abgeordnete Ing. Scheibengraf nungshofbericht wird eine klare Antwort ge­
befaßte sich in seinen Ausführungen mit der geben und eine Feststellung, die heute derDebat­
Zusammensetzung des Aufsichtsrates . Mir teredner Minister außer Dienst Dr. Broda über 
ist vor kurzem durch eine Zeitungsmeldung die bisherige Verantwortlichkeit in der Rund­
ein analoges Beispiel einer Ges. m. b. H. ,  funk Ges. m. b. H. zum Ausdruck brachte, 
an der der Bund ebenfalls beachtlich beteiligt klar und deutlich widerlegt. In diesem Bericht 
ist, in Erinnerung gerufen worden. Es handelt heißt es wörtlich : 
sich um das Österreichische Verkehrsbüro, "Den Geschäftsablauf behindert nach An­
in dem ebenfalls die neun Bundesländer neben sicht des Rechnungshofes besonders der Um­
dem Bund vertreten sind, dort ihre Aufsichts- stand, daß gemäß Gesellschaftsvertrag zwar 
räte haben, während der Bund durch die bei Beschlüssen des viergliedrigen Vorstandes 
Bundesbahn von insgesamt 30 Mandaten der Generaldirektor bei Stimmengleichheit 
mit 1 6  im Aufsichtsrat vertreten wird. Von entscheidet, jedoch nach der Geschäftsordnung 
diesen 1 6 Mitgliedern des Aufsichtsrates sind für fast alle wichtigen Beschlüsse Einstimmig-
14 Vertreter der Sozialistischen Partei, ein keit erforderlich ist. Während nun aber in 
Vertreter der Österreichischen Volkspartei mehreren Angelegenheiten die Beschlußfassung 
und ein Unabhängiger. Hier sieht man, wie an den Aufsichtsrat oder die Generalver­
seinerzeit in einem Ressort, das durch 20 Jahre sammlung devolviert ,  wenn es zu keiner 
von einem Sozialisten verwaltet wurde, fast Übereinstimmung kommt, tritt in einigen 
vö1lig einseitig die Berufung in eine solche Fällen - und dazu gehören insbesondere 
Verwaltungsinstanz des Aufsichtsrates erfolgte. auch die Fragen der allgemeinen Organisa­
Für den künftigen Aufsichtsrat des Rundfunks tion - keine Devolution ein. In diesen Fällen 
können wir garantieren, daß die Zusammen- geschieht demnach praktisch überhaupt nichts, 
setzung derart sein wird, daß sie den Inter- auch wenn dringliche Maßnahmen erforderlich 
essen der gesamten österreichischen Bevölke- wären. Hiedurch ist die Beweglichkeit der 
rung auch wirklich Rechnung trägt. (Beifall Geschäftsführung zum Nachteil der Unter­
bei der Ö VP.) nehmung stark behindert. Unter anderem 

Nennen wir das Kind doch bei seinem ist darauf zweifellos auch die mangelnde Ko­
Namen, meine Damen und Herren, und ordination zwischen den Abteilungen der 
sprechen wir deutlich aus, was die Sozialisten Verwaltung, der Rundfunk-, der Fernseh­
damit erreichen wollten : und der technischen Direktion sowie das 

1 .  Die brachiale Biegung des durch Fehlen einer optimalen und sparsamen Perso-
832.000 Unterschriften deponierten spontanen nalgebarung zurückzuführen." 
Volks willens also die Biegung von So weit, meine Damen und Herren, der 
832.000 Einzelmeinungen, die mehr als 10 PlO- klare und eindeutige Text des Rechnungshof­
zent der Meinung aller in Österreich lebenden berichtes. So sah nun die wirkliche Verant­
Menschen darstellen - nach dem Willen und I wortlichkeit in der heutigen Rundfunk Ges. 
dem Konzept der SPÖ l I m. b. H. aus. Man konnte auf Grund dieser 

2 Die weitere gefährliche und undemo- Feststellung des Rechnungshofes nur wieder 

kratische Einschnürung des Hörfunks sowie einmal bestätigt erh�lten, daß in den .wi�htig­
des Fernsehens und damit die weitere Bindung sten Fragen der heutIge Vorstand zu WIrklIchen 
die ja eigentliche Ursache des Volksbegehren� Entscheidungen zu kommen nicht in der 
war ! Lage war. 

3. Die künstliche Schaffung von Unstimmig- Der Rechnungshof ist da wirklich sehr 
keiten in entscheidenden Fragen der internen deutlich geworden. Wir alle wissen, daß .er 
Kompetenzen !  (Abg. Cze t t e l: Malen Sie keine nur selten aus der maßvollen Reserve trI�t 
Gespenster an die Wand, als ob W1:r Schwer- - eben dann, wenn schonungslose OffenheIt 
verbrecher wären I) einigermaßen die Chance bietet, bestehende 

H h Haus ! In diesen drei Kardinal- Ungereimtheiten zu beseitigen oder die Ver-o es 
antwortlichen auf Versäumnisse aufmerksam punkten werden keine Behauptungen auf-

gestellt, sondern nur belegbare Tatsachen 
wiedergegeben . Die von mir zum Ausdruck 
gebrachte Meinung stellt aber keine partei­
politische oder rhetorische Taschenspielerei 

zu machen. 

Das ganze Kapitel Rundfunk und Fernsehen 
hätte schon vor Jahren mit dem Alarmtitel 
"Gefahr in Verzug" überschrieben gehört. 
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Daß es nicht zu diesem offenen Bekenntnis 
einer echten Fehlleistung kam, mag nicht 
zuletzt seinen Grund in der Koalitionser­
starrung gehabt haben. (Der Präsident  
übernimmt den Vorsitz.) 

Hohes Haus ! Uns geht es hier nicht um 
die Person, sondern um die Funktion jenes 
Alleinverantwortlichen, der in Zukunft tag­
täglich zu beweisen haben wird, daß er in 
der Abwicklung des inneren und äußeren 
Betriebes unseres größten Massenmediums 
einer lebendigen und echten Demokratie dient. 
Würde er dies nicht tun oder würden wir 
nicht darauf bestehen, wäre das Volksbegehren 
und das daraus gewordene Rundfunkgesetz 
eine Farce - also nutzlos. 

Was der Rechnungshof in seiner berechtigten 
negativen Bewertung der Verhältnisse zu 
bedenken gegeben hat, ist nunmehr im § 9 
des Gesetzes voll berücksichtigt. Ich zitiere : 

"Der vom Aufsichtsrat zu bestellende Ge­
schäftsführer trägt die Bezeichnung General­
intendant. Er ist außer an die sich aus Gesetz 
und Gesellschaftsvertrag ergebenden Pflichten 
beziehungsweise Beschlüsse der Gesellschafter­
versammlung und des Aufsichtsrates an keiner­
lei Weisungen und Aufträge Dritter gebunden." 

Meiner Meinung nach, meine Damen und 
Herren, liegt darin der entscheidende Kern 
dieses Gesetzes, von dem die Tätigkeit 
der künftigen Leitung des Rundfunks abhängt. 
Wenn es daher in Zukunft zu solchen Ent­
wicklungen kommen würde, wie sie der 
Rechnungshof berechtigt gerügt hat, würde 
man sich an diesen AlleinverantwortIichen 
halten können - und n u r  an ihn ! 

Und noch eines : § 4 Abs. 1 des neuen 
Gesetzes räumt mit einem weiteren Mißstand 
auf, der von weitesten Kreisen unserer Be­
völkerung immer wieder - bisher allerdings 
vergeblich - angeprangert wurde : dem über­
handnehmen der parteipolitischen Sendungen. 
(Abg. Dr. P i t t e rm a n n: Aber für die Opposition 
gilt das nicht ! Die hat keine Sendungen !) 

Absatz 1 des § 4 legt daher fest : 
"Die Gesellschaft hat einen Teil ihrer Sende­

zeit an die im Nationalrat vertretenen poli­
tischen Parteien und an Interessenverbände 
zu vergeben. Dieser Teil darf je Programm 
1 Prozent nicht überschreiten und ist auf 
die Bewerber um die Zuteilung dieser Sendezeit 
entsprechend ihrer Bedeutung im öffentlichen 
Leben aufzuteilen."  

Dieser Passus entspricht voll und ganz 
dem Wunsch der Initiatoren des Volksbegeh­
rens und den Vorstellungen von zumindest 
832.000 Österreicherinnen und Österreichern, 
also jedem neunten Menschen in unserem 
Land. 

Darüber hinaus hat sich gezeigt, daß eine 
dokumentarisch seriöse Berichterstattung aus 
diesem Hohen Haus als ein echter und 
lebendiger Beitrag zur allfälligen Information 
der Bevölkerung wirklich wertvoll ist und 
dem Mann auf der Straße mehr gibt als eine 
parteipolitische Information im Stil einer mehr 
oder minder guten Eigenwerbung. 

Vorige Woche wurden seitens der Sozia­
listischen Partei durch deren Klubobmann 
Vorschläge über die Öffentlichkeitsarbeit des 
Parlaments in einer Präsidialsitzung, wie ich 
höre, vorgelegt. Das wurde auch in einer 
Pressekonferenz erwähnt. Diese Vorschläge 
haben meines Erachtens gesetzesähnlichen 
Charakter. Damit würde man die durch das 
heute zu beschließende Gesetz künftig ein­
zusetzenden Organe festlegen und ihnen die 
Hände binden. (Abg. Dr. Pi t t e rmann: Also 
kein Recht für die Opposition !) Doch, Herr 
Vizekanzler außer Dienst und Klubobmann 
des sozialistischen Klubs ! Aber Sie dürfen 
doch nicht glauben, das mit dem Königs­
gedanken im Punkt 2 tun zu können, indem 
Sie vorschlagen, dem Rundfunk vorzuschrei­
ben : Da die Bundesregierung nur aus An­
gehörigen einer Parlamentsfraktion besteht, 
ist die von ihr ausgenützte Sendezeit und 
die ihrem Abgeordnetenklub einzuräumende 
Sendezeit zusammenzulegen. Diese Sende­
zeit ist nach dem parlamentarischen 
Proporz auf die gesamte Sendezeit für das 
Parlament anzurechnen. - In solchen Vor­
schlägen kann man nur einen Rückfall zum 
seinerzeitigen Status des Arbeitsübereinkom­
mens vom 29. März 1 963 sehen. Gerade über 
diese Vereinbarungen ist damals ein Protest­
sturm - über ihn wurde heute schon ge­
sprochen - seitens der Öffentlichkeit los­
gezogen. (Beifall bei der Ö V  P. - Abg. Doktor 
Pi t t e rmann: Es bleibt dabei, der Opposition 
werden Rundfunk und Fernsehen versperrt ?) 
Das hat damit gar nichts zu tun. Sie dürfen 
aber nicht umgekehrt glauben, durch Ihre 
Vorschläge das heutige Gesetz und die künfti­
gen Organe binden zu können. Die Initiatoren 
und Votanten des Volksbegehrens würden 
aber für derartige Vereinbarungen, mit denen 
man sich einfach über die künftigen Organe 
der Gesellschaft hinwegsetzt, wohl kein Ver­
ständnis zeigen. 

In diesem Zusammenhang läßt es sich 
leider nicht vermeiden, dem Fernsehen ge­
sondert ein Wort zu widmen. Auch nach 
dem 6. März hat sich dort nichts zum Besseren 
gewendet. Im Gegenteil, nach wie vor ist 
die Kommentierung wiederholt stark subjektiv 
gefärbt, und die echten Hintergründe dieser 
Praxis sind längst nicht mehr hintergründig, 
sondern allzu offensichtlich. Hier erwarten 
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den Generalintendanten lohnende Aufgaben. 
Er wird strikte nach § 9 A b8. 2 lit. a zu handeln 
haben, in dem es heißt : Dem General­
intendanten "obliegt die Fegtlegung der Richt­
linien für die Programmgestaltung in Hörfunk 
und Fernsehen" . Daß diese Richtlinien andere 
sein müssen als jene, nach denen heute ge­
handelt wird, ist völlig eindeutig und klar. 
(Beifall bei der Ö V  P.) 

Vergessen wir nicht, daß vor allem die 
seit über zehn Jahren nachweisbare partei­

Und hier muß doch mit aller Deutlichkeit 
und Klarheit eines aufgezeigt und klargestellt 
werden : Bei der Redigierung der N achrichten­
texte kann man vieles machen, beim Schnitt 
von Filmberichten läßt sich vieles so oder so 
darstellen. (Abg. Ing. Häuse r: Beim Rundfunk 
ebenso !) Und nicht zuletzt können dann 
noch die Kommentartexte (Abg. Dr. Pi t t e r­
mann: Wir "hören übel" !) das optische 
Bild verändern. (Abg. Ing. Häu s e r: Jetzt 
kommt klar heraus, was ihr wollt !) 

einseitige Verpolitisierung des Fernsehens dazu Ich darf mich hier weiter - über unser aller 
geführt hat, jene Kräfte und Meinungen in eigenes Wissen um die mitunter abenteuer­
unserem Lande zu mobilisieren, die mit dieser lichen Verhältnisse in · der Singrienergasse 
einer echten Demokratie unwürdigen Praxis hinaus - auf den Artikel der "Wochenpresse" 
nicht einverstanden waren und es auch heute vom 29. Juni dieses Jahres unter dem Titel 
noch nicht sind. (Abg. K onir: Wie ist das "Das geplante Chaos" beziehen und außerdem 
im Rundfunk ? - Abg. Dr. Hertha Firnberg: auf die "Österreichischen Monatshefte" be­
Vom Rundfunk reden Sie nichts ! Da schweigen rufen, die ebenfalls im Juni unter der Über­
Sie ! - Abg. K onir: Wie ist das beim Öster- schrift "Freunds Justamentpolitik" diese 
reichischen Rundfunk ?) Kein Wunder, wenn I traurige Materie behandelten. (Abg. Dr. Pi t t e r­
man die personal politische Situation im Öster- man n: Ein " überparteiliches" Blatt, .�ie M onats­
reichischen Fernsehen kennt. (Abg. S e ka nina: hefte !) Zugegebenermaßen ein OVP-Organ 
Wie schaut es beim Rundfunk aus, Herr Kollege ?) (Abg. Dr. Pi t t e rmann: Warum sagen Sie 

Im Aktuellen Dienst sind etwa 85 Prozent das nicht gleich ? Es ist ja nichts dabei I) , aber 
aller Redakteure und Mitarbeiter Sozialisten es ist so treffend formuliert, daß ich es dann 
oder stehen der SPÖ sehr nahe. (Abg. Rosa trotzdem bringen werde. 

J o c hm ann: Das tut Ihnen weh !) Der Leiter Nun zur "Wochenpresse". Dort lautet es 
des Aktuellen Dienstes, Herr Ing. Dörflinger, in jenem Artikel : "Ausgerüstet mit einer 
der in der Vergangenheit sehr wandelbar war, Gummivollmacht" gemeint ist der § 2 der 
führt dort ein strenges Regime. Im Archiv Vorstandsgeschäftsordnung "herrschte 
wurden durchwegs Sozialisten placiert, und Freund seit Juli 1 957 so absolut, daß der von 
selbst bei den Beleuchtern im Aktuellen Dienst der ÖVP ins TV-Zentrum entsandte Programm­
ist nur ein einziger nicht der SPÖ nahestehend. leiter Friedrich Hansen-Löve ohne schriftlich 
(Abg. Dr. Pi t t e rmann:Kommerzialräte haben fixierte eindeutige Kompetenzen machtlos ver­
sich dafür noch nicht gemeldet!) hungern mußte." (Abg. Rosa J o c h m ann: 

Ein bewährter und beliebter Nachrichten- Ich möchte haben, daß alle so "machtlos" sind ! 
sprecher wird seit längerer Zeit nicht mehr Jeder dritte Film ist von Hansen-Löve !) 
eingesetzt und nur noch zu Synchronisations­
arbeiten verwendet. (Abg. K onir: Wieso 
wissen Sie das ? Betreibt ihr Spionage ?) Wir 
haben auch unsere Informationen, Herr 
Kollege ! Es hieß dann, er besitze nicht die 
nötige Qualifikation ; das stand übrigens in 
einer Zeitung. Allerdings gehört der Betreffende 
nicht der SPÖ an und ist auch nicht als ihr 
nahestehend zu qualifizieren. 

Was soll aber der Staatsbürger davon 
halten, wenn er erfährt, daß der Leiter des 
Ressorts "Innenpolitik" des Aktuellen 
Dienstes, der als e�frigster Sozialist bekannt 
ist, die letzten Wahlfilme der SPÖ gemacht 
hat � (Abg. Inf}. Kuns t: Wer hat denn eure 
Wahlfilme gemacht ?) Alle diese Umstände 
können aber in ihrer schwerwiegenden Art 
erst richtig erkannt werden, wenn man die 
eindeutige und klare Tatsache berücksichtigt, 
daß dem Massenmedium Fernsehen - an­
erkanntermaßen - zuerst die Informations­
funktion zukommt. 

Und an einer anderen Stelle heißt es : "In 
dieser langen Freund-losen Zeit" - es wird 
damit auf die lange Krankheit Freunds 
im Jahre 1963, also nach der Wahl 1962 , 
angespielt - "etablierte sich de facto als 
oberste Programm-Kompetenz ein Sekre­
tärinnen-Duo : Gerti Stol und Anna Fromme 
entwarfen monatelang den Speisezettel für die 
Mattscheiben-Kost . "  (Abg. ·Liwan e c: Wessen 
Sekretärin ist die Fra�t Stol ?) 

Es ist dann kein Wunder, wenn die Kritiken 
etwa "lieblos und dürftig" oder "das heutige 
Abendprogramm ist ein Armutszeugnis für 
die, die es zusammengestellt haben" lauten. 
In anderen Fällen heißt es über die Gestaltung 
der Abendprogramme "schlicht gesagt ein 
Chaos" oder "geradezu chaotisch" . 

Ich habe hier eine Mappe mit Zeitungs­
ausschnitten, die lediglich die Kritiken des 
letzten halben Jahres beinhalten und sich 
mit dem Fernsehprogramm auseinander-
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setzen. (Abg. Babani tz: Wir bringen Ihnen 
das kiloweise ! ) 

Die berechtigte Verärgerung der Öffentlich­
keit wird immer größer. Die Kritiker der 
Fernsehprogramme sprechen deshalb be­
rechtigterweise von einer Konzeptlosigkeit 
und von verfehlter Betriebsführung. (Abg. 
L i w a n e c: Und was macht der Herr Programmlei­
ter H ansen-Löve in dem Unternehmen ?) Gerade 
in diesen Dingen liegt der Kern dafür, meine 
Damen und Herren, daß es zu jenem Aus­
spruch kam, den Herr Abgeordneter Broda 
als Debatteredner heute brachte, daß sich 
hier 51 Prozent zu 59 Prozent in dieser Rund­
funkfrage gegenüberstünden. (Abg. Dr. Pit t er­
m an n: 51 zu 59 gibt es nicht I) Wir wissen, 
daß die überwiegende Mehrheit der Öffentlich­
keit sich diesen Dingen gegenüber negativ 
verhält und den Gedanken, daß das neue 
Gesetz hier Ordnung schaffen soll, sicherlich 
voll und ganz unterstützen wird. ( Beifall 
bei der () V P.) Wir glauben deshalb berechtigter­
weise, für diese Reform, für diese durch­
greifende Reform die überwiegende Mehrhei.t 
auf unserer Seite zu sehen. (Ruf bei der SP(): 
Glauben heißt nichts wissen !) 

Es darf aber daher auch niemand wundern, 
wenn die vorher schon genannten " Öster­
reichischen Monatshefte" zu dem Schluß 
kommen (Abg. Dr. Hertha Firnb erg: Die 
Ö V P-Monatshefte I) : 

" Was die Sozialisten jetzt im österreichischen 
Fernsehen aufführen, wird lediglich dazu bei­
tragen, in der Bevölkerung die Erinnerung 
an den schamlosesten Mißbrauch einer öffent­
lichen Einrichtung, den es je gegeben hat, 
lebendig zu erhalten - bis zu den nächsten 
Wahlen wird es daher kaum reichen, die 
Wähler mit systematischer sozialistischer Pro­
paganda zu berieseln, wenn die SPÖ sogar der 
6. März nicht gelehrt hat, daß solche Pro­
paganda sich nicht lohnt."  

Es  wäre zu einfach und billig, meine Damen 
und Herren, mit einer harten Kritik an 
Direktor Freund das Auslangen finden zu 
wollen. (Abg. Dr. Hertha Firnbe rg: Das soll 
eine Kritik sein ? Das ist doch ein () V  P-Blatt ! 
- Abg. Kt'atky: Wer hat das geschrieben ?) ­
Die Monatshefte ! (Abg. Krat ky: Von wem 
ist , das ?) Ich kenne den Redakteur nicht. 
Wir alle wissen sehr wohl, daß sich Freund 
nicht hätte leisten können (Abg. Dr. P i t t e r­
m a nn: Wer hat das ge"fiedler"t ?) , was er 
sich geleistet hat, würde die Spitze seiner 
Partei entweder dazu nicht die Genehmigung 
gegeben oder aber zumindest geschwiegen 
haben. (Beifall bei der Ö VP. - Abg.  Doktor 
K l e i  n er: Das sind Pauschalverdächtigungen ! ) 

Deshalb, meine Damen und Herren, darf 
ich hier im Gegensatz zum Abgeordneten 

Dr. Broda auf die so viel diskutierte Politiker­
klausel zu sprechen kommen und festhalten, 
daß wir in dieser einen der wichtigsten Punkte 
sehen, einen jener Punkte, auf deren präzise 
Formulierung die Initiatoren des Volksbe­
gehrens mit Recht so viel Wert gelegt haben. 

Die Österreichische Volkspartei hat daher 
nach reiflicher und gewissenhafter Prüfung 
dieser Forderung im § 12  entsprochen und 
festgelegt, daß der Generalintendant in den 
letzten fünf Jahren vor seiner Bestellung 
kein Mandat im Nationalrat oder Bundesrat, 
in einem Landtag oder Gemeinderat ausge­
übt haben und in diesem Zeitraum weder der 
Bundesregierung noch einer Landesregierung 
noch einem Gemeindevorstand angehört haben, 
noch als Bürgermeister oder hauptamtlich 
Angestellter einer politischen Partei tätig 
gewesen sein darf und keines dieser Mandate 
oder Funktionen während seiner Tätigkeit bei 
der Gesellschaft innehaben darf. Die Unver­
einbarkeit gilt auch für die Direktoren, In­
tendanten undjene fünfAufsichtsratsmitglieder, 
die zur Wahrung des Mitbestimmungsrechtes 
der Hörer und Seher berufen sind. 

Hier darf ich nun, da hier juridische 
Formulierungen beeinsprucht und ange­
griffen wurden, auf ein Gutachten, das schon 
bei Vorliegen des Volksbegehrellsentwurfes 
in diesem Haus sämtlichen Abgeordneten 
der letzten Gesetzgebungsperiode zugegangen 
ist, verweisen. Ich möchte es mir ersparen, 
hier längere Absätze vorzulesen, darf aber 
festhalten, daß dieses Gutachten des Kon­
sulenten Senatspräsident des Obersten Ge­
richtshofes i. R. Dr. Guido Sommer, das 
unter der Zl. 1587-NR/1964 vom 9. 12 .  1964 
jedem früheren Abgeordneten zugegangen ist, 
eindeutig auf die Gutachten und gutächtlichen 
Äußerungen der Universitätsprofessoren 
Dr. Hellbling, Dr . Bydlinski, Dr. Walter, 
Dr. Marcic, Dr. Kafka, Dr. Winldcr und 
Dr. Merkl Bezug nahm, darüber hina.us aber 
vor allem festgehalten ist, daß gegen die Formu­
lierung der Politikerklausel des Volksbegehrens 
- und hier wurde von uns eine gewisse 
Adaptierung zwecks Präzisierung der Aus­
legung vorgenommen - keinerlei Bedenken 
bestehen und verfassungsmäßig hier nicht die 
geringsten Widersprüche gefunden werden 
können. Dieses Gutachten ist anscheinend 
in diesen eineinhalb Jahren in Vergessenheit 
geraten, sodaß es notwendig war, nochmals 
darauf zu verweisen. 

Es war eine KlarsteIlung, und, Herr 
Dr. Broda, es bedarf hier keiner "Abmahnung" , 
sondern wir wollen hier nur die Dinge aus­
sprechen, wie wir sie sehen. 

Aber bei diesem Anlaß und in diesem Zu­
sammenhang, Herr Kollege Dr. Broda : Sie 
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ha ben ein Dankeswort an den früheren 
Abgeordneten Dr. Winter ausgesprochen. 
Wir waren darüber überrascht. Ich glaube aber, 
viel mehr wird die Öffentlichkeit, der manche 
der seinerzeitigen Erklärungen des Dr. Winter 
noch in Erinnerung sind, und besonders wenn 
m an sich etwa seine Rede vom 15. Juli des 
V orjahres nochmals durchliest, überrascht sein. 

Ich darf nun hier auch auf die vom Herrn 
Abgeordneten Dr. van Tongel geäußerten 
Bedenken bezüglich einer seiner Meinung nach 
notwendigen Ergänzung des § 1 bezüglich 
"nicht einseitiger Programme für eine poli­
tische Partei" usw. zu sprechen kommen. 
Ich möchte eindeutig für die Österreichische 
Volkspartei klarstellen, daß wir diese Grund­
sätze schon seinerzeit durch unsere Zustimmung 
zum Gesellschaftsvertrag des Jahres 1957 
zum Ausdruck gebracht haben, daß ein 
eigener Gesellschafterbeschluß, der wortwört­
lich mit dem übereinstimmt, vom 1 1 .  12 .  1957 
besteht und daß es wohl nicht notwendig ist, 
hier das im Gesetz neuerdings deklamatorisch 
zu erklären. Es wäre dies genauso, wie wenn 
man beispielsweise jetzt in die Bundesver­
fassung eine Bestimmung einfügen würde, 
die die Bundesregierung bindet, daß sie nicht 
einseitig entscheiden darf, ohne auf die Ge­
setze Rücksicht zu nehmen. (Abg. Dr. Pi t t e r­
mann: Nur mit dem Unterschied: Damals war 
die Ö V P eine Minderheit, und ietzt ist sie eine 
Mehrheit hier im Hause !) Das ändert nichts 
am Gesellschaftsvertrag, Herr Abgeordneter 
Dr. Pittermann, und dieser wird ja genauso 
nach den Bestimmungen des Gesetzes adap­
tiert, bleibt aber in der jetzigen Fassung 
- das ist auch im Gesetzentwurf vorgesehen -
weiterhin aufrecht. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Tull hat sich 
mit der Frage des künftigen Programm­
entgelts auseinandergesetzt. Hier hat er aber 
vor allem auf eines nicht verwiesen : daß das 
Gesetz vorsieht, daß hier zwei neue Kontroll­
instanzen geschaffen werden, und zwar wird 
gemäß § 14 des Gesetzes ein dreigliedriger 
Prüfungsausschuß, eine Prüfungskommission 
eingesetzt werden. Diese wird eine jährliche 
Prüfung, unbeschadet der Kontrolle durch den 
Rechnungshof, durchzuführen haben, und es 
ist damit ein wichtiges Verla ngen des 
Volksbegehrens zwecks laufender Kontrolle 
- auch Rationalisierung und Prüfung der 
Betriebsführung - erfüllt. Es ist weiters 
dann ein Aufsichtsratsbeschluß über den Prü­
fungsbericht zu verfassen und dieser Prüfungs­
bericht der Öffentlichkeit zuzuführen. 

Weiters sieht der § 5 die periodische 
Meinungsbefragung durch ein unabhängiges 
Meinungsforschungsinstitut vor. Das Ergebnis 
ist ebenfalls zu veröffentlichen. 

Wir glauben deshalb, daß dadurch die ein­
deutige Gewähr geboten wird, daß die strengste 
Kontrolle gegeben ist und daß die gesamte 
Öffentlichkeit, insbesondere aber die Teil­
nehmer von Rundfunk und Fernsehen, also 
jene fast 2,2 Millionen Rundfunkteilnehmer 
und jene derzeit bereits mehr als 765.000 Fern­
sehteilnehmer, klar und präzise Aufschluß über 
die richtige und zweckmäßige Verwendung des 
Programmentgeltes bekommen werden. 

Wir sind uns im klaren, daß der Aufsichtsrat 
hier in Zukunft eine hohe Verantwortung 
zu tragen haben wird und die Entscheidungen 
des Aufsichtsrates nur auf Grund von Unter­
lagen der Prüfungskommission gefaßt werden 
können. 

Wie es sich mit solchen Prüfungen verhält, 
ha ben wir vor einigen Jahren feststellen können. 
Im Jahre 1961 wurde durch ein unabhängiges 
Schweizer betriebswirtschaftliches Institut des 
Professors Daenzer eine solche "Vorunter­
suchung" der betriebswirtsehaftlichen, organi­
satorischen Situation der heutigen Gesellschaft 
vorgenommen. Das Institut wurde im übrigen 
vom Generaldirektor-Stellvertreter Ing. Füchsl 
für die Prüfung in Vorschlag gebracht. Meine 
Damen und Herren ! Es blieb damals nur 
beim Vorbericht. Ein Hauptbericht wurde 
nicht mehr in Auftrag gegeben. Dieser Vor­
bericht, der 30 einzeilige Maschinschreibseiten 
umfaßt hat, war eine Fundgrube von Fest­
stellungen, von deren Realisierung wir leider 
heute noch weit entfernt sind. 

Es würde ein längeres Referat nach sich 
ziehen, auf alle die Punkte, die damals fest­
gestellt wurden und von denen der Großteil 
wegen Nichteinigung im Vorstand und auf 
Grund der heutigen Konstruktion nicht gelöst 
wurde, einzugehen. 

Wenn aber hier nun seitens eines Vorredners, 
des Abgeordneten Dr. Tull, neuerdings die 
Forderung der Einschaltung des Hauptaus­
schusses bei der Entscheidung über das 
künftige Programmentgelt gestellt wurde, so 
darf ich wiederholen, was hier von uns auch 
im Ausschuß festgehalten wurde : 'Wir glauben, 
daß gerade damit eine neuerliche Verpoliti­
sierung der Geschäftsführung der künftigen 
Rundfunkgesellschaft ins Leben gerufen und 
verursacht würde. Denn wir wissen, daß 
solche Entgelte, die hier durch eine politische 
Instanz des Parlamen.ts festgelegt werden, 
nur allzuleicht als politisches Kompensations­
objekt für andere Fragen benützt und ver­
wendet werden würden. 

Hohes Haus ! Die Annahme des Bundes­
gesetzes über die Aufgaben und die Einrichtung 
der "Österreichischer Rundfunk Gesellschaft m. 
b.  H." setzt hinter ein recht trauriges Kapitel 
unserer jungen Demokratie einen nicht zu 

UO 
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übersehenden Schlußpunkt. Was wir an- darüber kein Wort im Gesellschaftervertl'ag. 
strebten, haben wir nach fast 650 Tagen Das ist meine Berichtigung. Ich weiß aber, 
auch erreicht : eine ehrliche Lösung. was er meint ; es handelt sich um einen 

Daß sie nicht leicht zu finden war, wissen Gesellschafterbeschluß . Die Informationen 
wir alle ; daß darüber die Meinungen nicht ein- stimmen halt nicht immer, die man hier 
heIlig sind, haben wir aus der Debatte ersehen. verliest. Aber dieser Gesellschafterbeschluß ,  
Es hat an  Böswilligkeiten, Unterstellungen und der nun neuerlich zu  fassen ist, hat nichts 
falschen Interpretationen nicht gefehlt. Es mit dem Gesellschaftsvertrag zu tun, hat 
wäre daher ein notwendiges und erfreuliches nichts mit dem Gesetz zu tun, das hier vor� 
Zeichen echter politischer Gesinnung und liegt. 
Reife, würden endlich auch jene auf den Boden Das wollte ich berichtigen. (Abg. Doktor 
der Realität zurückkehren, die bisher glaubten, Fiedler: Dann besteht also der Gesellschafter­
mit einer unrealistischen Politik das bessere beschluß vom 11. Dezember 1957 zu Recht 1 -
Geschäft zu machen. Das Gesetz, das ge- Abg. Ing. Kunst: Das kommt davon, wenn 
schaffen wurde, stellt eine Lösung im Sinne man sich die Rede von anderen schreiben läßt 1 
einer demokratischen Haltung dar, welche die - Ruf bei der Ö VP: Ihr habt es notwendig ! 
Tatsache respektiert, daß die beiden größten - Ruf bei der SPÖ: Er hat sehr viel abge� 
Massenmedien in unserer Republik aus jedem lesen 1) 
Parteienstreit herauszuhalten sind und den Präsident : Zum Wort gemeldet ist der 
staatspolitischen und staatsbürgerlichen Abgeordnei.e Luptowits. Ich erteile es ihm. 
Interessen - und nur diesen - zu dienen . . . 
haben und nie mehr das Austragunusfeld für I Abgeordneter LuptOWlts (SPO) : Hohes Haus ! 
A . d d "  .c 0 d' Geschätzte Damen und Herren ! Ich werde 
nach innen und nach außen nur Ansehen mlc m. memem eltrag .. em 8lten �mt eIrugen uselnan ersetzungen wer en dur.1en, le uns I . h . . B . . I '  d . . .  

kosten. (Abg. Ing. Ku ns t: Es gibt also alIgem.ell;en �edank.engangen ausemanderset­
nur mehr die Ö V  P-Meinung 1) Kein Re- z�n, dIe J��.zt u�.e� dl� Al�fg

h
abe �es Rundfunks 

gierungsrundfunk, kein Rundfunk, der einer � s staats urger l� es rZle u?-gsmstrument ge� 
Parte' d' t d . R df k f" d' außert worden smd, dann mit der Auffassung l ien , son ern ein un un ur le . 
gesamte österreichische Bevölkerung, ein Rund- des He�rn Abgeord�eten HarwalIk, den Run�­
funk für alle Österreicher ' (Beifall bei der funk "lU demokratIsche Zucht zu nehmen , 
Ö V P ) 

. und mit einigen anderen Bemerkungen, die . mich dazu veranlassen, noch etwas Allgemeines Österreich demonstriert seit nunmehr elf zu sagen, vor allem auch mit der Einleitung Jahren einer freien westlichen Welt vor, wie des Herrn Altbundeskanz]ers Dr. Gorbach, bedeutend auch ein relativ kleines Land in der in sehr netter Weise bestimmte Gedanken­der europäischen Völkerfamilie sein kann und gänge geäußert hat, zu denen ich aber doch welche Missionen es zu erfüllen vermag. einiges ausführen möchte. Diese freie Welt hat uns wiederholt bescheinigt, 
daß man die Bedeutung Österreichs hoch ein- Sicherlich ist es die Aufgabe der parlamen-
schätzt. Diese Wertschätzung und die mannig- tarischen Vertretung und auch dieses Hauses, 
faltigen Aufgaben, die wir zu lösen haben, mit dazu beizutragen, den Standort und 
verpflichten uns geradezu, einen Akt der die Zielrichtung des Menschen in der Gegen� 

wart und in unserem Lande zu fixieren. Ordnung zu setzen. Wir setzen ihn heute zum 
Wohle unseres Landes u 7 M'll '  e Der Rundfunk als eines der Massenmedien, , nserer I 1O1l n I H " f k d F h d' l ' h Bürgerinnen und Bürger und zum Wohle a
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Präsident : Zu einer tatsächlichen Berichti­
gung hat sich der Abgeordnete Liwanec ge­
meldet. Ich erteile ihm das \Vort. 

Abgeordneter Liwanec (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Der Herr Abgeordnete Dr. Fiedler hat am 
Schlusse seiner Ausführungen behauptet, daß 
die Klausel, die Programme dürften nicht 
einseitig einer Partei, einer Gruppe, einer 
Weltanschauung dienen, im Gesellschafterver� 
trag verankert wäre. Das ist falsch. Es ist 

und dieses Fernsehen haben die Aufgabe, 
für den Menschen und die Gesellschaft, für 
den Staat und die Staatsbürger den \Veg zu 
suchen und zu finden, den der Mensch braucht, 
um in dieser Gemeinschaft und in dieser 
Gesellschaft als Mensch leben zu können. 

Als ich heute die Ausführungen des Herrn 
Dr . Gorbach gehört habe, ist mir ein Vers 
von Richard Dehmel eingefallen. Ich kann 
ihn nicht mehr wörtlich zitieren, aber ungefähr 
hat Richard Dehmel einmal gesagt : Gott 
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nimmt die Völker in die Hand und schüttelt I werde Ihnen gleich erklären, was man darunter 
sie wie Flederwische. \Venn ich das für unsere vielleicht doch zu verstehen hätte. Es 'wurde 
heutige Debatte abwandeln sollte, dann kommt heute sehr viel von Freiheit, von Unabhängig. 
es mir auch so vor, als ob viele ungeordnete, keit gesprochen . Ich habe das auch letztes­
ungeklärte, unausgegorene Gedanken zur mal schon gesagt : Ich glaube, man sollte 
Schau getragen worden wären beziehungs- \virklich immer auf die Wortbedeutung und 
weise daß mit wenig Sachverstand, mit wenig auf das Gewicht und den Inhalt des Wortes 
fachlichem Können, was nämlich den Rund- viel mehr Wert legen. Wenn heute von Frei­
funk betrifft, gesprochen wurde. Ich meine, heit gesprochen wurde, so kann Freiheit doch 
man sollte gerade zu einem derart empfind- i nur in dem Sinne verstanden werden, wie 
lichen Instrument der Demokratie und unseres I Martin Luther diesen Begriff in seiner groß­
Staates wirklich mit mehr Sachverstand und ! artigen Rede von der Freiheit des Christen. 
mit weniger Emotion sprechen. I menschen verwendet, in der er meint : die 

I h h b b 't . I hi t S· h 
"Freiheit zu etwas hin, nicht von etwas weg".  
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. ar sem, . a gemacht haben. es krItIsche, mtellektuelle StImmen smd, 
die hier einen Bereich beleuchten, von dem Herr Kollege ! Wer politisch handelt, muß 
wir sicherlich alle annehmen, daß er sehr ent- damit rechnen, daß er niemals absolut han­
scheidend für uns alle ist. Wir müssen dem deIn kann. Das ist ja ganz klar. Wenn jeder 
Menschen von heute doch helfen, den Weg sich selbst bescheidet und wenn jeder die 
zu sich selbst zu finden. Denken Sie an die Grenzen seines Ichs und seines politischen 
Zweifel, die der Mensch heute um sich selbst · Geschehens und Ablaufes selbst sieht und 
hegt. Verfolgen wir doch nur die Kunst der I findet, dann werden wir uns immer wieder 
Gegenwart, die Malerei , die Plastik und all . finden. Ich werde noch beim Generalinten­
das, was sich uns heute als künstlerisches danten einiges dazu zu sagen haben, weil 
Leben bietet. Das ist doch nichts anderes ich glaube, daß es notwendig ist , doch die 
als ein Suchen nach dem Standort, nach dem Grenzen und die Möglichkeiten aufzuzeigen. 
Wie des Menschen. Sollte nicht der Rundfunk Es ist gar vieles heute gesagt worden, was wirk­
mithelfen, den Menschen zu sich selbst finden lieh in einem Wolkenkuckucksheim schwebt 
zu lassen ? "Vir können umsonst von einer und noch nicht der 'Virklichkeit entsprechen 
Konsumgesellschaft, von einer Industrie- kann, weil wir doch alle Menschen sind, be­
gesellschaft und einer formierten Gesellschaft haftet mit Fehlern. 
reden, und wie das alles sonst noch heißt, 
wenn wir nicht in der Lage sind, dem Men- Man mög� da.ch wir�

.
lich beherzigen, ��s 

schen in dieser Gesellschaft wirklich seine Max Weber m semer beruhmten Rede "POlItIk 
ureigene Aufgabe zu geben, nämlich das ! als Be�uf" sagt. Ich würde doc� empfe�len, 

menschliche Dasein zu ermöalichen auf daß ! daß dIe Damen und Herren, dIe so leIcht­
er das wird was Goethe s� wunderbar in I fertig über diese Dinge l eden, sich diese Rede 

seinem "Fa�st" ausdrückt, wenn er sagt : I v?n Max Weber jeden Tag . viel!.eicht n�r 
Solch ein Gewimmel möcht ich sehen auf . emmal durchlesen sollten. SIe wurden VIel 

freiem Grund mit freiem Volke stehen. ' "  ! bescheidener, viel vorsichtiger in ihren Formu-
lierungen sein, und wir würden uns, so glaube 

Warum ich das gesagt habe ? (Abg. P ri n k e :  ich, in vielen Dingen viel leichter treffen. 
Spät kommt ihr, doch ihr kommt I) Nein, Herr Dann wird der Blick auch für die Zukunft 
Abgeordneter, nicht spät. Die Freiheit ist doch entsprechend geschärft. Wir müssen 
niemals zu spät, sie ist immer aktuell. Ich unser Tun doch nicht nur im Hinblick auf 
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die Gegenwart sehen, sondern im Hinblick 
auf die kommenden Jahre. (Ruf bei der 
Ö V P :  Dem Tull 8agen !) 

Ich glaube, daß es notwendig ist, dies zu 
sa�en. Im Jahre 1 955 , als die Besatzungs­
rnachte abgezogen sind, ist der Rundfunk 
- das war doch eine Selbstverständlichkeit -
aus dem Großldima oder aus der Großwetter­
lage der Besatzungszeit in das Kleinklima 
der Innenpolitik gestürzt worden. Es ist 
selbstverständlich, daß die gesellschaftlichen, 
daß die politischen Kräfte hier um ein so 
eminent wichtiges empfindliches Instrument 
gerungen haben. Das ist das Recht jedes 
einzelnen, der hier im Lande Politik macht . 
Man sollte daher jedem einzelnen, der sich 
bemüht und der den Sinn und die Aufgabe 
erkennt, auch wirklich die Möglichkeit geben 
hier mitzutun. 

' 

Dieses Umsetzen ist noch nicht ganz gelungen. 
Alle Damen und Herren, die im Rundfunk 
beschäftigt sind, müssen eben auch mit Wasser 
kochen. Sie müssen ja so viele Programme 
machen, daß oftmals - jetzt muß ich etwas 
ganz. Grobes sagen - einfach zu wenig Geist 
da 1st, um all diese Medien wirklich mit 
Dingen zu füllen, und daß vieles darunter 
ist - das wissen die Fachleute Q'enau, die 
da tätig sind -, was nur Füllsel ist Das kann 
ja gar nicht anders sein, denn woher soll 
man denn so viel Geist nehmen, wie Tag für 
Tag gebraucht wird � Vvir mÜ3fJen also auch 
hier die Grenze dieser Massenmedien und 
der darin Beschäftigten erkennen. Sicherlich 
kann man das dadurch verbessern, daß 
man Beiträge besser honoriert, aber das ist 
ja ein anderes Gebiet, das ich hier nicht unbe­
dingt zu beleuchten brauche. 

Wenn hier gesagt wurde : Sicherlich, die . Abe: noch etwas anderes, glaube ich, bietet 

Gesellschaft hat die Aufgabe nicht erfüllt, sICh hIer an. �aß es nämlich notwendig ist , 

so gebe ich das offen und ehrlich zu. Ich sage zu sa�en, daß 1U der freien Gesellschaft, in 

es genauer : Die Organe haben nicht immer der WIr uns . befinden und bewegen, letztlich 

ihre Aufgabe erfüllt. Aber ich möchte er- I· doch entscheIdende Klimpfe ausgefochten wer­

gänzend dazu sagen, daß mir eine Gesellschaft den. Es wurde heute hier so reizend und so 

mit Fehlern noch immer lieber ist als eine nett gesagt : Ja ihr könnt ja überall eure 

Gesellschaft, in der nur ein einzelner ent- Meinung sagen. Ich möchte dazu schon sao-en : 

scheidet, am Hebel sitzt, schaltet und waltet Natürlich ist das so, aber das ist nur �ine 

und das machen kanri, was er sich vorstellt. form�le Toleranz : Du kannst reden, was 

Ich glaube, jede Demokratie hat Fehler du WIllst, du kannst sprechen, was du willst 

aber wir sollten eben lernen die Fehler z� entscheiden werde ich. Aber ob das tolerant 
verbessern, mit bestimmten

' 
Fehlern auszu- ist im ureigentlichen Sinne � Ich glaube, das 

kommen, wenn die Zeit noch nicht reif dazu ist es doch nicht ; das ist eine formale Auf­

ist, sie endgültig zu meistern. fassung der Toleranz. Ich meine, wir sollten 
also hier auch mit dem Wort "Toleranz" 

Funk und Fernsehen haben, um das Lenk­
wort "Kommunikation" zu verwenden wie 
Herr Harwalik gesagt hat, mit eine voikser­
zieherische Aufgabe zu erfüllen. J eh glaube, 
man überschätz.t diese Medien. In der ge­
samten Litera.tur ist man doch heute von dem 
Glauben abgekommen, daß man wirklich 
Leute durch das Fernsehen und den Rund­
funk erziehen kann. Ich glaube, man kann 
sie höchstens irgendwie zum Nachdenken 
anregen, damit sie selber zu einem Buch grei­
fen, aber man kann doch nicht mehr machen. 
Man überschätzt die Medien in diesem Falle. 
Und Bildung, meine Damen und Herren 
erfordert doch harte, mühselige Arbeit. Da� 
wird �och jeder feststellen, der sich Tag für 
Tag bIldet. Das kann man nicht im Vorüber­
gehen bei einer Tasse Tee, wenn man beim 
Fernsehen sitzt oder Rundfunk hört wo man 
mit dem Nachbarn tratscht, wenn �r gerade 
dabei ist . Das ist doch keine Bildung, sondern 
das kann doch wirklich nur anregen. Ich 
muß sagen, den bei den Medien hier ist es 
ja noch nicht gelungen, das, was wir in der 
Gegenwart erleben, in das Volk zu transfe­
rieren oder an die Menschen heranzubringen. 

sehr sparsam umgehen. 

Noch etwas, weil hier am Rundfunk und 
Fernsehen Kritik geübt wurde. Natürlich 
und ich bin sogar der Meinung, daß dies; 
Medien zu provozieren haben. Ich bin nicht 
der . Meinung, daß sie in der Eintönigkeit 
erstIcken sollen. Solch einen Glotzkasten 
der nur plätschert und tratscht und nur Ein� 
tönigkeit bietet, würde ich doch sofort ab­
schalten. Wir sollten doch froh sein, daß 
es kritische intellektuelle Männer und Frauen 
im Rundfunk gibt, die provozieren wollen 
und wir sollten sie doch nicht in "demokratisch� 
Zucht" nehmen-ein schreckliches Wort muß 
ich sagen, wobei man sich vorstellen muß 
daß Kollege Harwalik sich wirklich dabei 
etwas gedacht hat . Ich glaube das ja gar nicht. 
I�h glaube, es war so eine Floskel, leichtfertig 
hmgesprudelt, denn ich kann mir doch nicht 
vorstellen, was er mit "in demokratische Zucht 
nehmen" überhaupt meint. Vielleicht wird 
er uns das einmal erklären können, was er sich 
darunter vorstellt. 

Ein wesentliches Moment ist das Verhältnis 
der Medien zu den Politikern, und ich glaube, 
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ein kluger Politiker wird doch positiv die 
Haltung der Medien registrieren, auch wenn 
sie seine eigenen Fehler aufzeigen. Ich meine, es 
ist doch mit eine Aufgabe der Medien, auch dem 
politisch Handelnden, den politisch Tätigen 
zu sagen : Ihr seid keine, die auf dem Olymp 
oben sitzen ; nein, sondern ihr seid genauso 
mit Fehlern behaftet und ihr müßt euch 
auch Kritik gefallen lassen. 

Aber wie wird es denn nun sein, wenn ein 
Wink, sagen wir von der Bundesregierung, 
dem Generalintendanten gegeben wird ? Denn 
auch der wird Politiker sein. Ich möchte das 
hier betonen. Auch er wird politische Richt­
linien geben müssen. Es ist doch nicht so, 
daß der Generalintendant kein Politiker sein 
wird, das ist doch eine Illusion, meine Damen 
und Herren. Er muß doch die Redakteure 
beurteilen, ""wenn er korrigieren will ; er wird 
vielleicht manchmal eine Sendung absetzen 
müssen, weil sie ihm nach seinem Empfinden 
nicht zusagt. Wird er dann nicht politisch 
handeln ? Ist er dann kein Politiker ? 

Meine Damen und Herren ! Sie sehen schon, 
daß diese Argumentation tatsächlich ins Leere 
geht, und ich meine, wir sollten also hier 
mit diesen Dingen sehr vorsichtig sein. Ich 
will nicht das praktische Beispiel erwähnen, 
das ein Herr des Fernsehens am eigenen Leibe 
erlebt hat. Sie kennen ja den Vorfall, ich 
möchte ihn hier nicht noch einmal vortragen. 
Ich meine, daß hier in diesem Falle doch der 
Herr Bundeskanzler etwas zu weit gegangen 
ist . Wenn mir als Politiker etwas nicht paßt, 
dann schreibe ich dem Redakteur einen 
netten Brief und sage : Mein Herr Soundso, 
das hat mir nicht gefallen ! Aber daß ich ihn 
zitiere und daß ich ihn dort praktisch wie 
einen Schüler zur Rede stelle - meine Damen 
und Herren, dafür fehlt mir jedes Verständnis, 
und da muß ich sagen, das ist ein Mißbrauch 
der Stellung eines Politikers ! ( Beifall bei 
der SPÖ.j Und wenn Sie so viel �on der 
Unabhängigkeit des Generalintendanten reden, 
dann, meine ich, wird, wenn eine kritische 
Sendung auf dem Programm steht, in erster 
Linie der Generalintendant entscheiden müssen, 
was dazu zu sagen ist . Und der Generalinten­
dant wird sehr oft zwischen die Mühlsteine 
kommen. Ganz gleich, wer es sein wird, ob 
dieser oder jener. Ich kenne sehr viele dieser 
Materien und habe mich auch praktisch mit 
diesen Dingen auseinandergesetzt. So wie 
es nun dargestellt wird, ist es wieder nicht. 

Ein sehr witziger Politiker hat einmal 
gesagt : Die Politik ist ein Derby Trojanischer 
Pferde. Irgendwie steckt also sehr viel Geist 
in dieser Bemerkung. Aber ich bin nicht für 
Trojanische Pferde. Ich bin für eine klare, 
offene Sprache, jeder soll sein Argument 

bringen, und dann werden wir uns schon irgend­
wo einigeIl. Das Netteste ist ja, wenn man sagt : 
Wir haben uns geeinigt, daß wir uns einigen 
werden. Das Gespl äch geht zumindest weiter, 
und das ist doch das Entscheidende in der 
Demokratie .  

Ich glaube, daß wir gerade hier im Span­
nungsfeld des Politikers zu den Medien 
doch etwas vorsichtiger sein sollten, und ich 
bin nur neugierig, ob der Generalintendant 
seinen Mitarbeitern immer die Stange halten 
wird, wenn es notwendig sein wird. 

Und noch ein Wort zum Geschmack. Auch 
da wird der Generalintendant entscheiden 
müssen. Geschmack und Takt bei den Medien 
i<;t auch oft sehr entscheidend. Sie wissen ja : 
Das Heu duftet bekanntlich den Pferden anders 
als den Verliebten. Ich glaube, daß also hier 
auch der Genemlintendant die Entscheidungen, 
die hier zu fällen sein werden, oftmals sehr 
abwägen wird müssen. 

Das sind die Dinge , die ich sagen wollte und 
was im allgemeinen zum Generalintendanten zu 
sagen ist. Und noch ein Wort zum Schluß dieser 
Thematik. Was in der Demokratie und im 
Padament mögli ch ist , daß d ie Mehrheit ent­
scheidet, kann nicht für Rundfunk und Fern­
sehen gelten. Hier muß der demokratische 
Grundsatz der Gleichheit gelten. Das heißt, 
auch die Minderheit, auch elie kleinere Gruppe 
soll ihre Vorstellungen hier verwirklicht fin­
den. Ich meine, wenn wir diesen Grundsatz 
der Gleichheit für jede gesellschaftliche Gruppe, 
für jede politische Partei unterstreichen, dann 
werden wir uns zu einer Einheit finden können. 

N ach ein Wort zu den Länderstudios. 
Es wurde auch darüber schon einiges gesagt. 
Der Föderalismus - ich werde das nur in 
einem Satz sagen - ist nach meiner Vor­
stellung nicht nur eine technische Einrichtung, 
sondern ein geistiges Prinzip, das man nicht 
immer betonen muß, sondern, ich glaube, 
in der ganzen Geisteshaltung sollte dieses 
Prinzip durchleuchten. Die Bundesländer 
verlangen nun - ich habe auch versucht, 
das den Damen und Herren im Ausschuß 
klarzulegen -, daß die Intendanten durch 
ihr Regionalprogramm, das ja zum Teil auch 
Staatsprogramm ist, den Länderinteressen 
entgegenkommen, denn gerade die Sender 
Klagenfurt und Graz produzieren ja sehr 
viel sogar über das hinaus, was ihnen eigent­
lich für den gesamten Österreichischen Rund­
funk perzentuell zusteht. Ich habe mir vorge­
stellt, daß wir den Intendanten hier mehr 
Möglichkeiten zur Entfaltung geben. Gerade 
für Klagenfurt und Graz gilt es, daß wir 
einen regen Kulturaustausch auch im Rund­
funk haben. Ich meine, diese guten Ansätze, 
diese fruchtbaren Ergebnisse, die bereits heute 
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da sind, sollten durch diese 
struktion nicht besonders leiden. 

Neukon-

Ich werde nun nicht mehr auf das eingehen, 
was hier im einzelnen gesagt wurde, das würde 
viel zu weit führen. Es wird sicherlich noch 
da oder anderswo eine Möglichkeit bestehen, 
auf einige Hinweise, die hier vorgetragen 
wurden, einzugehen. 

Die große Masse der Mitarbeiter des Funks 
und des Fernsehens - ich sage : alle -
haben sich ehrlich und redlich bemüht, ob­
wohl die Organe nicht immer ganz funktio­
niert haben, ein ausgezeichnetes Programm zu 
liefern. Ich hoffe nur, daß es gelingen wird, 
daß die Freiheit und Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter auch bei dieser neuen Konstruk­
tion gewährleistet ist. 

Ich habe zum Abschluß einen Abänderungs­
antrag zum Entschließungsantrag der Abge­
ordneten Ströer und Genossen, betreffend 
diol1strechtlichen Schutz der Bediensteten der 
"Österreichischer Rundfunk Ges. m. b. H. " , 
vorzutragen. 

Die Abgeordneten Ströer, Harwalik, Dr. van 
Tongel und Genossen beantragen, den im 
Titel bezeichneten E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  
wie folgt z u  modifizieren : 

1 .  Die Begründung hat zu entfallen. 
2. Der Entschließungsantrag hat zu lau-

ten : 
Entschließungsantrag. 

"Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
durch ihren Vertreter in der Rundfunkgesell­
schaft darauf bedacht zu sein, daß die 
von den Bediensteten der ,Österreichischer 
Rundfunk Ges. m. b. H.' erworbenen 
sozialen Rechte gewahrt bleiben."  
Ich bitte Sie, diesem Entschließungsantrag 

Ihre Zustimmung zu geben. (Beifall bei 
der SPÖ.j 

Präsident : Die Abänderung des ursprüng­
lichen Entschließungsantrages der Abge­
ordneten Ströer und Genossen in einen ge­
meinsamen Entschließungsantrag Ströer, Har­
walik, Dr. van Tongel und Genossen wurde 
mir übergeben und steht in Verhandlung. 

Nächste Rednerin ist Frau Dr. Johanna 
Bayer. Ich e�teile ihr das Wort. 

Abgeordnete Dipl .-Ing. Dr . Johanna Bayer 
(ÖVP) : Hohes Haus ! Meine Damen und Herren ! 
Meine sehr verehrten Herren Vorredner haben 
das Rundfunkgesetz von verschiedenen Seiten 
her und in allen Einzelheiten gründlichst 
beleuchtet. 

Ich möchte zu der so heiß umstrittenen 
Frage des Generalintendanten feststellen, daß 
die Mehrheitspartei bei der Bestellung das 
Einvernehmen mit der Opposition herzustellen 

versuchen wird. Vielleicht kann das doch 
eine kleine Beruhigung bedeuten, und Sie 
können versichert sein, daß wir wissen, wie 
wiC'htig gerade diese Persönlichkeit ist und 
wie groß ihre Aufgaben sein werden. 

Zu den Ausführungen meines letzten Vor­
redners möchte ich auch noch etwas sagen. 
Er meinte : Reden darf jeder, also auch jeder 
von der Opposition, aber entscheiden darf 
nur die ÖVP. 

Gerade bei diesem Gesetz, über das unzählige 
Beratungen und Verhandlungen stattgefunden 
haben, wobei man sich immer wieder 
bemüht hat, in vielen Sitzungen auf einen 
gemeinsamen Nenner zu kommen und gemein­
sallle Beschlüsse zu fassen, kann man nicht 
sagen, daß jeder reden, aber nur einer ent­
scheiden darf. 

Sehr geehrter Herr Vorredner t Sie haben 
auch von der Überheblichkeit, die Sie fest­
stellen, gesprochen. Gerade heute hat einer 
der Redner der SPÖ das geistige Niveau kri­
tisiert. Es war ein Akademiker, und ich 
glaube, gerade einem Akademiker steht es 
am allerwenigsten zu, eine Überheblichkeit 
an den Tag zu legen, sondern es ist vielleicht 
gerade eine Verpflichtung von Akademikern, 
daß sie mit einer gewissen Bescheidenheit das 
Format aller anderen Menschen anerkennen. 

Ich stelle mir und auch Ihnen die Frage, 
ob Sie der Ansicht sind, daß die Rundfunk­
hörer und die Fernsehzuschauer durch die 
Übertragungen von hier wirklich das richtige 
Bild von den Abgeordneten und einen wirk­
lichen Eindruck von der Tätigkeit der Abge­
ordneten vermittelt bekommen. Und manch­
mal ist das schon in Frage gestellt. Wie 
kann sich die Bevölkerung vorstellen, wie 
das ist, wenn man sich manchmal 15 Stunden 
im Hause befindet und unentwegt zuhören soll, 
daß dann manchmal auch dem einen oder 
anderen die Nerven durchgehen und die Mei­
nungen hart aneinanderprallen. Das ist 
natürlich schwierig, zu erklären. Sie sehen 
ja nur einen kurzen Ausschnitt, und aus die­
sem Ausschnitt machen sie sich nun ein Bild 
über die Arbeit der Abgeordneten, die ja weit 
darüber hinaus noch sehr verantwortungsvoll 
ist. Sie alle, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, haben auch noch einen Beruf, 
Sie haben Ihre Tätigkeit in den Ausschüssen 
zu erfüllen, und gerade davon hört und sieht 
man wenig. Auch an den sitzungsfreien Tagen 
ist jeder Abgeordnete doch überall und immer 
wieder gesucht und notwendig. Man könnte 
vielleicht die 1 Prozent-Sendezeit, die für 
diese Sendungen im Fernsehen zur Verfügung 
steht, etwas variieren und vielleicht mehr 
aus dem Tagewerk eines Abgeordneten brin­
gen. Ich meine jetzt absolut nicht die rechte 
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Seite allein, sondern selbstverständlich alle, 
die hier sind. 

Genauso wird von den Herren Ministern 
oft ein falsches Bild vermittelt, die gezeigt 
werden, wie sie bei einer StraßeneröfInung 
ein Band durchschneiden oder wie sie eine 
Ausstellung eröffnen. Man glaubt dann wirk­
lich, ein Minister hätte sonst nichts zu tun. 
Ich habe gerade gehört, daß manche Minister 
18 Stunden arbeiten - ich bin überzeugt, das 
war auch der Fall, als Sie noch die Minister 
stellten. Oft sind schwerwiegende Entschei­
dungen zu treffen, und hier wird wirklich ver­
antwortungsbewußte Tätigkeit geleistet. 

Die Frage ist nur, ob wir mit diesem Sy­
stem wirklich für die Bevölkerung ein wahres 
und richtiges Bild bringen und ob nicht 
vielleicht in der ganzen staatsbürgerlichen 
Erziehung auch in anderer Weise auf die 
jungen und auf die älteren Menschen einge­
wirkt werden sollte. 

Ich möchte nun noch ein spezielles Thema 
behandeln, welches heute nicht angeklungen 
ist, und zwar die Wünsche der ländlichen 
Bevölkerung zur Frage Rundfunk und Fern­
sehen. Wir haben gerade vorhin gehört, daß 
wir uns bei diesen beiden Massenmedien um 
alle Menschen, um alle Österreicher kümmern 
sollen und auch die Minderheit berücksichtigen 
müssen. Vielleicht wurde die parteipolitische 
Minderheit gemeint. Ich gehe jetzt weit über 
den parteipolitischen Standpunkt hinaus und 
meine die Minderheit der Bevölkerung, die 
nicht in den Städten wohnhaft ist . Hier steht 
vor allen Dingen die möglichst volle Ver­
sorgung der Rundfunkhörer und Fernseher 
durch den Ausbau von Sendeanlagen und 
durch den Ausbau von Zwischensendern im 
Vordergrund. Es ist natürlich leichter und 
billiger, in einer Großstadt vom Sendebetrieb 
her j eden angeschlossenen Apparat zu ver ­
sorgen, gleichgültig, ob es ein Rundfunkapparat 
oder ein Fernsehschirm ist. Aber in den 
ländlichen Gebieten sind die Kosten für 
Sendeanlagen pro angeschlossenem Apparat 
weit höher. Trotzdem ist es nicht nur eine 
Frage der Solidarität, sondern eine staatsjJoli­
tische Notwendigkeit, auch den ungünstig 
gelegenen Gebieten in Österreich einen guten 
Radio- und Fernsehempfang zu ermöglichen. 
Dies ist von umso größerer Bedeutung, als 
damit für den Abbau des kulturellen Gefälles 
zwischen Stadt und Land ein wesentlicher 
Beitrag geleistet werden kann. 

Schon seinerzeit kam dies in den Worten 
des Bundespräsidenten Dr. Michael Hainisch 
bei der Eröffnung des Großsenders Rosenhügel 
im Jahre 1 926 durch folgende Worte zum 
Ausdruck : 

"Es besteht aber nicht nur eine Kluft 
zwischen der oberen Schichte und der breiten 
Masse, sondern auch zwischen den Bewohnern 
der Großstädte einerseits und der Kleinstädte 
und des Landes andererseits. Hier steht 
nicht nur Klassenzugehörigkeit oder geringes 
Einkommen, sondern die Entfernung von 
den großen Kulturzentren hinderlich im Wege. 
Da setzt nun das Radio als ganz neues Volks­
bildungsmittel ein. Auch der Bewohner eines 
weit entfernten Einzelhofes steht täglich 
mit der ganzen Welt in Verbindung. Das 
hat nicht bloß hohe kulturelle, sondern 
auch große wirtschaftliche Bedeutung. So 
erwartet man in den Vereinigten Staaten, 
daß neben Auto und Telephon das Radio 
dazu beitragen wird, die amerikanischen Farmer 
und deren Kinder auf den Höfen zurückzu­
halten."  

Soweit wurde auch schon im Jahre 1 929 
eine Erkenntnis gewonnen und zum Aus­
druck gebracht. Tatsächlich ist es heute nicht 
anders. Wir können sicher durch ein gutes 
Rundfunk- und Fernsehprogramm ein wenig 
dazu beitragen, die Landflucht einzu­
dämmen, und zwar nicht nur die Landflucht 
von Bauern oder Bauernkindern, sondern 
auch von Lehrern, Ärzten und den Angehörigen 
anderer Berufe, ihnen das Leben auf 
dem Lande angenehmer, schöner und wün­
schenswerter erscheinen zu lassen. Schließ­
lich ist dann ihre Freizeit vielleicht inter­
essanter, und sie können sich weiterbilden. 

In diesem Zusammenhang darf ich auch 
auf die Anfrage meiner Kollegen Krempi, 
Dr. Geißler und Schrotter an den Herrn 
Bundesminister für Verkehr und verstaat­
lichte Unternehmungen, betreffend Rundfunk­
und Fernsehempfang im Ennstal, im Ausseer­
land und im Raum Eisenerz, hinweisen. 
Es ist dies eine Gegend, wo sowohl der Rund­
funk- wie auch der Fernsehempfang absolut 
ungünstig ist und wo es notwendig erscheint, 
große Verbesserungen zu machen. Sie wissen, 
es handelt sich dabei zum Großteil um länd­
liche Bevölkerung und, was Eisenerz anlangt, 
um Bergleute, für die wir doch alle entspre­
chendes Verständnis aufbringen wollen. 

Neben dem Ausbau der Sendeanlagen kommt 
dem Ausbau der Studioanlagen erhöhte Be­
deutung zu. Die Umstände, unter denen 
in den Länderstudios, wie etwa in Linz, 
Salzburg oder Innsbruck, gearbeitet werden 
muß, lassen es als fast unwahrscheinlich er­
scheinen, daß überhaupt noch Sendungen 
-- es sind zum Teil sogar sehr gute Sendungen­
"zusammengebaut" werden können. In ähn­
licher Form gilt dies für das Fernsehen. 
Hier Änderungen und Verbesserungen durch­
zuführen, hat man sich in den vergangenen 
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Jahren mit verschiedenen Mitteln bemüht. 
Eine großzügigere Planung war aber nicht 
möglich, da die finanziellen Voraussetzungen 
sie nicht zuließen. 

Bei der Berücksichtigung der ländlichen Be­
völkerung und der Länder besteht in dieser 
Hinsicht ein enormer Nachholbedarf. Es 
ist zu hoffen, daß sich bei der Neuorgani­
sation und der Neufundierung des Rundfunks 
entsprechende Möglichkeiten ergeben, um den 
technischen Ausbau möglichst rasch voran­
zutreiben. 

Ich würde vorschlagen, für diverse Fern­
sehfi1me auch kleine österreichische Produk­
tionsfirmen heranzuziehen, denn viele dieser 
kleinen Firmen sind in ihrer Existenz gefähr­
det. Es wäre ein besonderes Anliegen, unsere 
heimische Filmindustrie zu fördern. 

Durch die finanzielle Situation des Rund­
funks kam es in den vergangenen Jahren 
zu immer weiteren Programmeinschränkun­
gen, zu Programmkürzungen oder, wie beim 
Dritten Programm, zum völligen Programm­
ausfall . Die sicherlich richtige Überlegung, 
die drei Programme in den verschiedensten 
Richtungen als nationales, regionales und 
kulturelles Programm zu gestalten, wäre wohl 
das Ziel, das nunmehr erreicht werden muß. 

Die gegenwärtige Programmsituation ist 
für die ländliche Bevölkerung wirklich unbe­
friedigend, da ihre Anliegen nicht in der 
Form berücksichtigt werden, wie sie es ver­
dienen würde. 

Man wird sich auch beim Fernsehen mit 
den Problemen eines · Zweiten Programms 
befassen müssen, wobei hinsichtlich der länd­
lichen Bevölkerung die gleichen Grundsätze 
zu gelten haben, wie sie für den Rundfunk 
gelten. Es soll mit zu den Zielen zählen, 
den auf dem Sektor kultureller Betreuung 
Benachteiligten nicht nur zu helfen, sondern 
es geht auch darum, die gesellschaftspoliti­
sche Situation der ländlichen Bevölkerung 
zu untermauern. Dazu ist es auch notwendig, 
im stärkeren Maße als bisher die Studios 
der Länder bei den kulturellen Programmen 
in die Programmproduktion mit einzubeziehen, 
da es nur auf diesem Wege möglich ist, ein 
wirklich österreichisches Programm zu ge­
stalten. 

Ich möchte auf eine interessante Neuerung 
in der deutschen Bundesrepublik verweisen . 
Als erster deutscher Sender begann der Hessi­
sehe Rundfunk mit der Ausstrahlung von 
Universitäts vorlesungen. Der Bayrische Rund­
funk wird im S eptember 1966 ein "Telekolleg" 
veranstalten, welches einer breiten Bevölke­
rungsschichte die Möglichkeit gibt, innerhalb 
von drei Jahren die mittlere Reife zu er­
werben. Die Fernsehsendung wird mit einem 

schriftlichen Fernlehrgang kombiniert, es wer­
den Aufgabenbögen verschickt, die der Schüler 
ausfüllen und einsenden muß, um eine Zu­
lassung zur Abschlußprüfung zn erhalten. 
Das scheint mir eine sicherlich interessante 
Möglichkeit für Begabte und Bildungswillige 
zu sein, um eine neue Form des zweiten Bil­
dungsweges zu beschreiten. Vielleicht könnte 
das ein Beispiel für Österreich darstellen. 

Was das Österreichische Fernsehen anlangt, 
ist die Einführung der landwirtschaftlichen 
Beratungssendungen, die auch schon inter­
national große Anerkennung gefunden haben, 
dankenswert. Zweckmäßig erscheint weiter 
das "Internationale Agrarmagazin ", das einen 
interessanten Einblick in die Verhältnisse 
anderer Länder bringt. Wir werten ferner 
positiv, daß auch bei den Marktsendungen 
Vertreter der Landwirtschaft zu Worte kom­
men. 

Darüber hinaus müssen wir aber doch die 
Feststellung treffen, daß auf den ländlichen 
und besonders auf den bäuerlichen Sendekreis 
in der übrigen Programmgestaltung nicht 
entsprechend Rücksicht genommen wird. Am 
deutlichsten kommt dies im Technischen Ver­
suchsprogramm zum Ausdruck. Auch im 
Ersten Programm müssen diesbezüglich vor­
dringliche Anliegen vorgebracht werden. 

Abgesehen von der gesamten Programm­
gestaltung sind es besonders einzelne Sendun­
gen oder Sendereihen, die die Landwirtschaft 
nur so am Rande behandeln oder völlig aus­
schalten. Der "Aktuelle Dienst" beispiels­
weise berücksichtigt eher verschiedene aus 
dem Ausland kommende agrarische Themen 
als für die österreichische Wirtschaft und 
Volkswirtschaft sicherlich bedeutsame land­
wirtschaftliche Ereignisse. Die sehr schwache 
Berücksichtigung interessanter agrarischer The­
men kommt auch in den "Streiflichtern aus 
Österreich" zum Ausdruck. Bei den Sport­
sendungen vermissen wir beispielsweise die 
Berichterstattung über die so wichtige sport­
liche Tätigkeit der bäuerlichen Jugend , wie 
zum Beispiel Winterspiele des Bundes Stei­
rischer Landjugend, aber auch Sportfeste der 
bäuerlichen Jugend in anderen Bundesländern. 

Die Bauerntheaterstücke haben ja sehr viele 
Anhänger, aber man hat doch manchmal den 
Eindruck, daß sie so verfaßt sind, wie sich 
der kleine Moritz das Landleben vorstellt. 
Man fragt sich, ob es keine Autoren gibt, 
die imstande sind, sich einmal im Bauernstand 
im heutigen Österreich umzusehen, um ein 
modernes, zeitnahes Stück zu schreiben, in 
dem der Bauer so dargestellt wird, wie er 
wirklich ist : also nicht als komische Figur 
mit einem beschränkten Horizont. 

Zu den besonderen Sendereihen, die weit­
gehend vom ländlichen Seherkreis beachtet 
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werden, zählen die "Stadtgespräche" und 
verschiedene andere Sendungen. Hiezu möchte 
ich einzelne spezielle Bemerkungen machen, 
schließe aber dann gleich, weil ich sehe, daß 
Sie schon sehr übermüdet und überfordert 
sind. Da ist beispielsweise das "Frauen­
magazin" . Es hat schon viele Sendefolgen 
gegeben, aber in keiner war ein Bild aus dem 
Leben der Bäuerin zu sehen oder einer auf dem 
Lande lebenden Hausfrau, Arbeiterfrau und 
so weiter. Zur Sendung "Das aktuelle Thema" : 
Bei der Familienpolitik wurden ausschließlich 
die Probleme der städtischen Fami1ie gebracht, 
während die Probleme der ländlichen oder 
bäuerlichen Familien keine Behandlung fan­
den. 

Bei "Zeit im Bild" war eine Sendung : 
, .  Was wünschen Sie von der Zweiten Repu blik ? "  
Hier wurden Passanten befragt, aber natür­
lich nur von der vViener städtischen Bevölke­
rung. 

Im Forum-Gespräch zum Thema "Daten­
verarbeitung und Planifikation" war bei den 
sechs Diskussionsteilnehmern kein Vertreter 
der Landwirtschaft zugezogen, obwohl auch 
diese Probleme für die Landwirtschaft eine 
nicht unwesentliche Rolle spielen. 

Dann war einmal ein Stadtgespräch zum 
Thema : "Sind unsere Frauen gleichberechtigt ? ,  
Der Stand der Frau in der Landwirtschaft 
wurde überhaupt nicht erwähnt. Es war keine 
Bäuerin zur Diskussion eingeladen, obwohl 
hier sicherlich für eine Bäuerin Möglichkeiten 
zu wesentlichen Aussagen gewesen wären. 

Die Sendung "Mit den Augen unserer Kin­
der" ist sicherlich sehr interessant, aber seit 
ihrem Bestehen wurden noch nie die Pro­
bleme der heranwachsenden Landkinder be­
handelt. 

Im "Standpunkt" gab es eine Sendung 
über "Tankerunfälle" ; auch hier war kein 
Sprecher der Landwirtschaft dabei, obwohl 
gerade die Grundwasserversorgung durch der­
artige Unfälle gefährdet wird, was für die 
Landwirtschaft eine maßgebliche Rolle spielt. 

Und schließlich das Thema : "Lehrlinge -
heuer ausverkauft" ? Auch da wurden haupt­
sächlich Stellungnahmen zum Thema des Poly­
technischen Lehrganges abgegeben. Es war kein 
Vertreter der Landwirtschaft eingeladen. Man 
konnte den Eindruck gewinnen, daß es in 
der Landwirtschaft überhaupt keine Lehr­
stellen gebe. 

Man könnte hier noch viele Beispiele an­
führen, aber ich möchte vor allen Dingen er­
suchen, daß mit dem neuen Rundfunkgesetz 
auch hier eine Änderung erfolgt und die An­
liegen und Interessen der ländlichen Be­
völkerung mehr berücksichtigt werden. 

Vielleicht kann man auch einmal das Tage­
werk des Bauern, das Tagewerk einer Bäuerin 
aufzeigen, um die allgemein landläufige Mei­
nung ein wenig zu ändern, daß es so einfach 
ist, Bauer oder Bäuerin zu sein, daß man 
nur zu säen braucht und dann warten kann 
bis zur Ernte. Es gibt doch große beachtliche 
Unterschiede. Die Risken und die Gefahren 
des Wetters, das alles und die vielen Sorgen, 
die damit verbunden sind, sollten doch einmal 
Erwähnung finden. 

Bei der Information der nicht landwirtschaft­
lichen Beyölkerung hat ja Minister Hartmann 
das Wort geprägt : Agrarpolitik geht alle 
an ! ,  und Bundesminister Schleinzer hat dieses 
Thema fortgesetzt unter dem Motto : Eine 
Agrarpolitik für Bauern und Konsumenten ! 
Lassen Sie uns also dazu beitragen, daß 
im Rinne dieser beiden sehr wesentlichen Be­
merkungen nun eine Programmgestaltung er­
folgen wird. Ich ' könnte mir beispielsweise 
vorstellen, daß für alle Städter eine Sendung 
mit einem Rundgang durch die jetzt im 
Gang befindliche Ausstellung "Der steirische 
Bauer, Leistung und Schicksal von der Stein­
zeit bis zur Gegenwart" sehr wertvoll und 
auschlußreich wäre und ebenso im Septem­
ber die Ausstellung der Landwirtschaftskammer 
von Oberöstei'reich auf der WeIser Messe : 
"Besser leben - gesünder leben." 

Ich weiß, daß die Sendung "Familie Leitner" 
überall außerordentlich beliebt ist, aber viel­
leicht könnte man auch hier eine Va­
riante bringen, eine Sendung, die die Pro­
bleme der Familie im ländlichen Bereich 
behandelt, eine Bauernfamilie, eine Landarzt­
familie, einen Landlehrer, eine Arbeiter-, 
eine Pendlerfamilie oder eine Landarbeiter­
familie. 

Hohes Haus ! Abschließend gebe ich der 
Erwartung Ausdruck, daß durch die Neu­
ordnung von Rundfunk und Fernsehen mehr 
als bisher die Interessen der ländlichen Be­
völkerung Beachtung finden werden, daß 
man ihr Bildungsstreben und ihre Interessen 
berücksichtigt und vor allem zu dem so nötigen 
größeren Verständnis zwischen Stadt und Land 
beitragen wird. Jeder Beruf hat seine Sorgen, 
seine Schwierigkeiten und seine Vorteile, 
und die bedeutendsten Massenmedien unserer 
Zeit, Rundfunk und Fernsehen, wobei ich 
die Presse nicht ausschließen will, die ja sehr 
initiativ für den heutigen Tag gewesen ist, 
mögen in diesem Anliegen eine sehr wesent­
liche und vornehme Aufgabe erblicken, die 
der Verbesserung der mitmenschlichen Be­
ziehungen, dem Ausgleich allenfalls bestehender 
Gegensätze und damit einem schöneren und 
besseren Zusammenleben aller Berufsgruppen 
dienen wird. 
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Mit dem Rundfunkgesetz wurde der Wunsch 
von rund 832 .000 Menschen, die das Volks­
begehren unterzeichneten, weitgehend erfüllt . 
Herr Minister Broda hat in seiner Rede gesagt : 
Blicken wir nicht zurück im Zorn ! Ich möchte 
sagen : Blicken wir niemals zurück im Zorn ! ,  
und noch dazu ergänzen : Blicken wir auch 
niemals nach vorn im Zorn ! 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch einen 
menschlichen Aspekt hier anführen : Nicht 
die Hörer , · die den Rundfunk als Geräusch­
kulisse verwenden oder wahllos alle Fernseh­
sendungen betrachten, seien für uns maß­
geblich. Denken wir vielmehr an die v ielen 
älteren vereinsamten und kranken Menschen, 
denen Rundfunk und Fernsehen das Dasein 
erleichtern und den Lebensabend erhellen. 
Möge dieses Gesetz vor allem auch dazu einen 
entscheidenden Beitrag leisten. (Beifall bei 
der Ö V  P und bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Czel'netz. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Czernetz (SPÖ) : Hohes Haus ! 
Während der ganzen bisherigen Beratungen 
und auch in den Debatten hier an diesem 
Tage ist von denen, die dieses Gesetz befür­
wortet haben, als Ziel der Rundfunkreform 
die Entpolitisierung bezeichnet worden. Und 
nun glaube ich, daß man, besonders na�h den 
so freundlichen und sympathischen Worten 
meiner Vorrednerin, der Frau Dr. Baver, 
die auch von der staatsbürgerlichen Erzieh;mg 
gesprochen hat, die j a  auch im Rundfunk 
und Fernsehen ihren Platz haben soll, 
die Frage stellen muß : Ist denn nicht dieses 
Massenmedium Rundfunk und Fernsehen ein 
eminent staatspolitisches Instrument im er­
zieherischen Sinne und im Sinne der Ge­
staltung des Staatsbewußtseins der Bevölke­
rung ? 

Was heißt denn in Wirklichkeit Entpoli­
tisierung ? Wenn man eine Zeitung entpoli­
tisiert, bedeutet das : Man nimmt den politi­
schen Inhalt aus ihr heraus und füllt sie mit 
nichtpolitischem Inhalt. Es kann doch bei 
Rundfunk und Fernsehen Entpolitisierung 
niemals bedeuten, daß man den politischen 
Inhalt herausnimmt, sondern es kann sich 
ja nur darum handeln, daß dieses eminent 
staatspolitische Instrument nicht partei­
politisch einseitig, sondern objektiv infor­
miert. Nur dafllm kann es sich handeln. 

Es ist also schon die Bezeichnung "Ent­
politisierung" dabei falsch. Das ist ja kein 
Versprechen, daß man jetzt im Fernsehen 
oder Rundfunk keine Politiker mehr hören 
oder sehen �rjrd. Das wäre für die Bevölke­
rung sicherlich unerträglich . Dieses Ver­
sprechen ist ja von den Reformern keineswegs 
gemacht worden. 

Wenn es aber die Absicht ist, die partei­
politisehe Einseitigkeit zu vermeiden, dann 
ha ben wir gerade aus diesem Grund als sozia­
listische Fraktion in unserem eigenen Ini­
tiativantrag und dann außerdem als einen 
Zusatzantrag zum Initiativantrag der Fraktion 
der Österreichischen Volkspartei den kon­
kreten Zusatz verlangt und beantragt, der 
da lautet : "Die Programme dürfen nicht ein­
seitig einer politischen Partei, einer Interessen­
gemeinschaft oder einer Weltf.tnschauung die­
nen. " Damit wäre im Gesetz die Sicherung 
gegeben, die mit der falschen Bezeichnung 
"Entpolitisierung" verlangt wird. Aber gerade 
das ist von der Mehrheit der Österreichischen 
Volkspartei abgelehnt worden. 

Es wurde im Ausschuß und, ich glaube, 
auch hier, in Zwischenbemerkungen gesagt, 
das wäre selbstverständlich. Ja, meine Damen 
und Herren des Hohen Hauses, in der Bundes­
verfassung stehen eine Reihe von Formeln, 
die selbstverständlich sind. Niemand von 
uns würde es wagen, sie darum wegzulassen. 
Aber auch im Strafrecht ist es so. Diebstahl 
und Mord sind sicherlich selbstverständlich 
auch verpönt. Trotzdem stehen sie im Straf­
gesetz und stehen unter Strafe. Auch selbst­
verständliche Dinge müssen, wenn sie gesetz­
lich festgehalten werden sollen, im Text des 
Gesetzes sein. 

Wenn gerade diese Fassung von der Öster­
reichischen Volkspartei abgelehnt wurde, dann 
glauben Sie uns, daß uns das nicht jenes Vel'­
trauen zu Ihrer Regierung und der Mehrheit 
dieses Hauses gibt, das Sie von uns verlangt 
haben. Es ist eher ein Grund, mißtrauisch 
zu sein. 

Der Kollege Fiedler hat vorhin Klage iiber 
das , ,sozialistisch-parteipolitische' , Fernsehen 
und das Fernsehprogramm geführt. Er hat nicht 
nur über das Personal gesprochen, nicht nur 
daß die roten Beleuchter zuviel Licht machen, 
oder ich weiß nicht was sonst, sondern er hat 
besonders auch beim Programm davon ge­
sprochen, daß man ja die Nachrichten re­
digieren kann. Kollege Fiedler, bitte, infor­
mieren Sie sich ! Das Fernsehen verfügt 
nicht einmal über einen eigenen Fernschreiber. 
Die innenpolitischen Nachrichten kommen' 
von der Argentinierstraße bereits entspre­
chend redigiert ans Fernsehen. So weit 
ist es also mit der selbständigen Führung 
und der sozialistischen oder "roten" Beein­
flussung absolut nicht. 

Nun hat es sich in den Beratungen um 
ernste Einigungsversuche gehandelt ; da von 
ist geredet worden. Ich stehe nicht an, zu 
sagen, daß die Sozialistische Partei in einer 
ganzen Reihe von Punkten weit entgegen­
gekommen ist und bereit war, eine gemein-
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same Formel auch unter Hintansetzung vieler 
ihrer Standpunkte zu finden . Es hat sich zu­
letzt um drei entscheidende Punkte gehandelt, 
in denen wir keine Einigung gefunden haben : 
die Frage des Generalintendanten und seine 
Bestellung, die Frage der Mitwirkung des 
Hauptausschusses bei der Festsetzung von 
Entgelten und schließlich die Frage der Lan­
desstudios. 

Nun möchte ich sagen, daß die unabhängige 
Presse und ihr Initiativausschuß für das 
Volksbegehren uns - das ist erwähnt worden -
im Rundfunksonderausschuß durch ihre Ver­
treter ausdrücklich erklärte : Sie haben ur­
sprünglich die Idee gehabt, daß der General­
intendant nicht allein von einer Partei oder 
der Mehrheit abhängig sein soll, sondern 
daß er allen zu entsprechen hat, daher auch 
unter Kontrolle aller und Mitwirkung aller 
bestellt werden soll . Die unabhängige Presse 
verhält sich jetzt anders, als ihre VertI eter 
im Sonderausschuß vor drei Wochen gesprochen 
haben. Die Vertreter der unabhängigen Presse 
haben anscheinend gewisse Illusionen gehabt. 
Sie sind jetzt wahrscheinlich nicht sehr glück­
lich über die Entwicklung und eher enttäuscht 
und fühlen sich durch das Ganze etwas be­
trogen. 

Als Herr Kollege Fiedler vorhin sagte : 
Seit Jahren ist Gefahr in Verzug !, oder als 
er dann von der sozialistischen Absicht ge­
sprochen hat : Brachiale Biegung des Volks­
willens, Einschränkung des Rundfunks, künst­
liche Schaffung von Schwierigkeiten ! ,  da habe 
ich den Kollegen Fiedler wirklich als Wunder­
kind Österreichs bewundert, denn er hat 
uns das österreichische Wunder gezeigt, daß 
dieser Rundfunk und das Fernsehen bei allen 
diesen bösen sozialistischen Absichten über­
haupt senden konnten. 

Meine Damen und Herren ! Es hat ja keinen 
Sinn, sich da etwas vorzumachen ! Sie haben 
nach der Entscheidung des 6. März die Ent­
schlossenheit gezeigt, eine gemeinsam ver­
waltete Institution der Massenmedien zu 
brechen und Ihre alleinige Kontrolle darüber 
aufzurichten. Dazu haben Sie die Mehrheit ;  
das ist richtig, das machen Sie jetzt. W'enn 
der Kollege Harwalik sagt, es werde keine 
Einmannregierung bei Rundfunk und Fern­
sehen geben - ich fürchte, wir werden ein 
Eintopfgericht vorgesetzt bekommen. (Zu-
8timmung bei der SPÖ.) Nein, es ist nicht eine 
Einmannregierung im Aufsichtsrat, aber der 
Aufsichtsrat ist so zusammengesetzt, daß es 
eine überwältigende Mehrheit der Österrei­
chischen Volkspartei geben wird. 

Wenn Harwalik sagte : Ja Sie waren ja für 
eine Anstalt, damit es dort die Zweidrittel­
mehrheit gibt und nicht die nach dem Ges. 

m. b. H.-Gesetz normale Möglichkeit der 
Mehrheitsentscheidung !,  dann bitte ich, doch 
international einmal Umschau zu halten. 
Mein Parteifreund Broda hat davon ge­
sprochen. Die Liste zeigt : Belgien hat eine 
Anstalt, die Bundesrepublik Deutschland hat 
Anstalten, Dänemark, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien : überall An­
stalten, Irland : Anstalt, Norwegen, Portugal, 
Spanien : Anstalten. Auch der Vatikan-Rund­
funk ist keine Ges. m. b. H. ,  sondern eine 
Anstalt. Ob dort überall die Roten Sperr­
minoritäten verlangt haben, will ich füglieh 
bezweifeln. (Heiterkeit. - Ruf bei der Ö V P : 
Im Vatikan ?) 

Darum handelt es sich doch nicht, meine 
Damen und Herren, das sind doch Mätzchen. 
Es handelt sich darum, ob es ein Partei­
monopol über den Rundfunk und das Fern­
sehen geben soll. Ja, ganz einfach darum. 
Bisher hat es dieses Parteimonopol nicht 
gege ben . ( W  ider8pruch bei der Ö V P .) Ja 
hören Sie, sind Sie denn nicht zu "\Vort ge­
kommen ? Ich habe das amtlich durch die 
Stimme des Herrn Bundeskanzlers mit Ver­
gnügen im Fernsehen gesehen und gehört. 
(Zwi8chenruf bei der Ö V P .) Wo war da die 
"rote Herrschaft" ? 

Nein, meine Damen und Herren, als gerade 
in der jetzigen Situation der Klubobmann 
und Parteiobmann der Sozialistischen Partei, 
Dr. Pittermann, am 7. Juni an den Herrn 
Generaldirektor Dr . Scheidl den Wunsch ge­
richtet hat, die sozialistische Oppoßition zu 
Wort kommen zu lassen, so wie die Mehrheit 
durch den Bundeskanzler, da kam am 8. Juni 
eine phantastische Antwort : Es heißt in der 
Antwort des - zweifel10s unpolitisch geworde­
nen - Generaldirektors Scheidl : 

"Gemäß § 6, Absatz (2), lit .  a des Gesell­
schaftsvertrages der Österreichischer Rund­
funk Gesellschaft m. b .  H. ist die Erstellung 
von Richtlinien zur Gestaltung von Hörfunk­
und Fernsehprogl'ammen der Gesellschafter­
versammlung vorbehalten. Diese hat am 
1 1 .  12. 1957 unter Bedachtnahme auf den 
vorhin genannten Abschnitt des Gesellschafts­
vertrages im Gegenstand einen Beschluß ge­
faßt, in dem unter Punkt 9 ausgeführt wird, 
daß der Bundesregierung und auf Grund 
ihres Beschlusses auch einzelnen Mitgliedern 
so wie den Landeshauptleuten für amtliche 
Verlautbarungen, Erklärungen und sonstige 
Mitteilungen angemessene und zweckent­
sprechende Sendezeiten einzuräumen seien." 
(Abg. Pe t e r: Was da beim Klau8 alle8 amtlich 
ist im Rundfunk I) Ich habe mich auch schon 
darüber gewundert. (Heiterkeit bei der SPÖ.j 
"Da in dem gleichen Gesellschafterbeschluß 
ausgeführt wird", heißt es, "daß über die 
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den politischen Parteien zur Verfügung zu 
stellenden Sendezeiten zu einem späteren 
Zeitpunkt zu befinden sei" - bisher wurde 
seitens der Gesellschafter jedoch diesbezüglich 
kein Beschluß gefaßt -, "sind die Sendungen 
des Bundeskanzlers und auch die seiner­
zeitigen Sendungen des Vizekanzlers nicht als 
Sendungen politischer Parteien anzusehen, 
sondern als solche, die den Bestimmungen 
des vorhin erwähnten Punktes 9 des Gesell­
schafterbeschlusses über die Erstellung von 
Richtlinien zur Gestaltung von Hörfunk­
und Fernsehprogrammen vom 1 1 .  1 2 .  1957 
entsprechen. " 

Das heißt : für alle ! Der Herr Bundes­
kanzler spricht bereits für alle, nicht nur 
für die Mehrheit, nicht nur für seine Regierung 
- für alle. Er übernimmt die Sendungen 
des früheren Vizekanzlers und jetzigen V 01'­
sitzenden der größeren Oppositionspartei . Der 
Herr Bundeskanzler macht's  für alle . "Die 
ÖVP ist für alle" haben wir ja auf den Plakaten 
gelesen. Das ist nämlich das Parteimonopol 
der einen Hälfte, nein derer, die ein bißehen 
über die Hälfte haben, eine Hälfte mit Zuwaag, 
wie man bei den letzten Abstimmungen ge­
sehen hat. (Beifall bei der SPÖ.) 

Hohes Haus ! Das zweite große Hindernis 
war die Frage der Mitwirkung des Haupt­
ausschusses bei dem Entgelt, das ja in Wirk­
lichkeit für {(inen größeren Teil der Bevölkerung 
den Charakter eines Tarifs ausmacht, wie 
etwa Bahntarife oder andere, weil die Teil­
nehmerzahl sehr groß ist. Ich will darüber 
nicht mehr ausführlich reden. 

Das dritte Hindernis ist die Frage der 
Länderstudios. Dazu ein paar Worte : Es 
ist erwähnt worden, daß 40 Prozent der 
Einnahmen aus dem Bundesland Wien kom­
men. Der Kollege Harwalik hat mit dankens­
werter Offenheit gesagt : Ja ohne dieses Geld 
wäre ja ein überregionaler allgemeiner öster­
reichischer Rundfunk gar nicht möglich ! Also, 
die Wiener dürfen zahlen, sie sind es gewöhnt. 
( Widerspruch bei der Ö VP.j Und wenn der 
Kollege Fiedler als Wiener Abgeordneter ge­
sprochen hat, dann darf ich das auch . . .  
(Zwischenruj.) Ja, wir Wiener sind gewöhnt, 
einen größeren finanziellen Beitrag zu leisten 
als (Abg. Dr. K ranz lmayr: Zu be­
kommen !) Also, bei allen Regelungen zwischen 
Bund und Ländern - kriegt Wien da etwas 
von den Ländern oder umgekehrt ? Nein, 
Wien hat mehr zu zahlen ! Wir nehmen das 
zur Kenntnis, das ist bisher das Wesen aller 
Formen der Abgabenteilung gewesen. Aber 
dann hat dieses Land Wien - und ich hoffe, 
daß die Wiener Abgeordneten der ÖVP ihrer 
Funktion a]s \\fiener Abgeordnete gerecht 
werden (Ruf bei der Ö VP: Kommt schon 

noch !) - das gleiche Recht wie die anderen 
Bundesländer, und mit Wien ebenso Nieder­
österreich \lnd das Burgenland, die bisher 
kein Landesstudio hatten. Wir haben das 
in unserem Initiativantrag verlangt, das ist 
von der Österreichischen Volkspartei abgelehnt 
worden. 

Nun wird gesagt, das sei ja im § 1 drinnen.. 
Es ist nicht einmal erwähnt. Es ist unter 
den Möglichkeiten, Beschlüsse zu fassen. Wir 
würden uns als Wiener sicherer fühlen, wenn 
es der Nationalrat entsprechend einer ein­
stimmig gefaßten Entschließung in das Gesetz 
aufnehmen würde. In diesem Sinne haben 
wir unseren Zusatzantrag gestellt . Die Länder 
kommen vor bei den Intendanten der Landes­
studios, aber es ist keine Verpflichtung für 
die Gesellschafterin, solche Landesstudios dort 
einzurichten, wo Landesregierungen oder Land­
tage sie verlangen. 

Darum glauben wir, daß dieses Gesetz 
nicht föderalistisch, nicht demokratisch ist, 
nicht entpolitisiert, sondern eine Parteiherr­
schaft über die Massenmedien schaffen soll, 
die wir nicht mitmachen werden, die wir 
ablehnen. Wenn man meint und Fiedler es 
sagt, man wolle die Massenmedien aus dem 
politischen Streit heraushalten, dann bin ich 
nur neugierig, wie es Ihnen gelingen wird, 
sich bei Ihrem Parteimonopol über die Massen­
medien aus diesem Streit herauszuhalten. Sie 
können sicher sein, daß wir heute nicht nur 
überstimmt werden, sondern daß wir sehr 
wachsam sein werden und daß wir alles 
daransetzen werden, dieses Parteimonopol, 
das Sie heute errichten, auch zu brechen. 
(Beifall bei der S PÖ.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der 
Abgeordnete Dr. Bassetti. Ich erteile es ihm. 
(Abg. Pe t e r: Aber heute kommen keine "Schäfer­
stündchen" !) 

Abgeordneter Dr. Bassetti (ÖVP) : Hohes 
Haus ! Sehr geehrter Herr Präsident ! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren ! Ich bitte, mir 
nicht böse zu sein, wenn ich mich noch zum Wort 
melde ; ich werde versuchen, es kurz zu machen. 

Kollege Czernetz hat davon gesprochen, 
daß es drei Haupthindernisse waren, die 
verhindert haben, eine Einigung zu finden : 
die Bestellung des Generalintendanten, das 
Programmentgelt und die Landesstudios. 

Bezüglich der Landesstudios möchte ich 
darauf verweisen, daß sie in unserem Gesetz­
entwurf geregelt sind, und zwar bereits im 
§ 1 ,  wo es heißt ; Die Gesellschaft hat "durch 
die Planung, die Errichtung und den Betrieb 
der hiefür notwendigen technischen Einrich­
tungen, insbesondere von Studios und Sende­
anlagen, vor allem zu sorgen . . . " (Abg. 
Ozerne tz: Es steht nicht einmal das Wort 
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"Landesstudio" drinnen !) Kollege Czernetz, I Mißbrauch, das heißt die einseitige Bedienung 
ich glaube, das Wesentliche ist das Studio dieser Massenmedien, die normalerweise in 
(Abg. Dr. Pi t t ermann:  Nein, absolut nicht I) , Diktatm en und Volksdemokr�tien gang und 
mit dem Land werden Sie nicht viel anfangen. gäbe ist, leider auch bei uns im Osterreichischen 
Bis jetzt sind die Studios noch immer Landes- Fernsehen eingenistet hat. Das ist sogar 
studios. (Abg. Pe t er: Die Informationen von heute noch der Fall, trotz Volksbegehren, 
Bassetti stimmen nie ! - Heiterkeit.) trotz 6. März und trotz Besch�erden aus 

In meinen Augen und auf Grund der Er- deI" Bevölkerung. (Ruf bei der SPO: f!.nglaub-
liche Demagogie ! - Gegenruje bei der 0 V P.) fahrungen, die ich als Teilnehmer an den 

Es kann uns niemand das ehrliche Bemühen Verhandlungen hatte, hat es im wesentlichen 
um eine Entpolitisierung von Rundfunk und nur einen einzigen echten Punkt gegeben, 
Fernsehen abstreiten. Auch Kollege Dr. van der ein Hindernis für eine Einigung dargestellt 

hat : das war der Generalintendant. Tongel, der als Verhandlungsführer der Frei­

Sie haben im Minderheitsbericht - und 
es ist auch heute in den Reden der sozia­
listischen Redner des öfteren durchgeklun­
gen - festgestellt, daß die Unterhändler 
der ÖVP trotz weitgehender K.onzessions­
bereitschaft der SPÖ die Verhandlungen un­
vermittelt und unmotiviert abgebrochen hätten 
und weitere Verhandlungen im Ausschuß 
für sinnlos erklärten. Wenn ein Außenstehender 
das hört oder liest, muß er zwangsläufig 
einen irrigen Eindruck vom Verlauf der 
Verhandlungen bekommen. Ganz abgesehen 
davon, daß wir praktisch schon über ein Jahr 
in der alten Legislaturperiode über dieses 
Volksbegehren verhandelten, haben wir in 
der neuen Gesetzgebungsperiode sofort nach 
Einbringen der Initiativanträge sehr rasch, 
sehr intensiv und sehr gründlich in acht 
Ausschußsitzungen verhandelt, diesmal sogar 
mit dem ehrlichen Bemühen und Willen aUer 
Beteiligten - sehr zum Unterschied, meine 
sehr verehrten Freunde der linken Seite, 
von früher -, zu einer Einigung zu kommen. 
Aber um zu einer solchen Einigung zu kommen, 
war es notwendig, Kompromisse zu machen. 
Die ÖVP hat von sich aus in diesem Sinne 
ihren Antrag in einigen sehr wesentlichen 
Punkten abgeändert, und zwar ohne Bedin­
gungen daran zu knüpfen. Natürlich war und 
bleibt es Ziel und mußte es Ziel unserer 
Reform von Rundfunk und Fernsehen sein, 
im Sinne des Volksbegehrens ein objektiv 
geführtes, von jeglichem parteipolitischen Ein­
fluß - sowohl vom roten wie vom schwarzen­
befreites Fernsehen und einen ebensolchen 
Rundfunk zu schaffen. 

heitlichen Partei bei den Verhandlungen stets 
zugegen war, kann bestätigen, daß wir uns 
wirklich ehrlich um eine Entpolitisierung 
bemüht haben. Aber Entpolitisieren - ich 
möchte es nochmals sagen, Kollege Czernetz -
heißt, bestehende Verpolitisierung beseitigen 
und dafür sorgen, daß keine neue entsteht. 
Entl'olitisierung von Rundfunk und Fern­
sehen heißt, diese Medien der Information 
und Volksbildung objektiv und nicht im 
Auftrag einer politischen Partei oder (Abg. 
Dr. P i t t e rmann: Das heißt die Opposition 
ausschließen !) im politischen Parteienproporz 
tendenziös zu führen. Objektiv führen heißt 
nicht, die Opposition ausschließen, sondel"n 
ihr genauso Gehör zu verschaffen wie der 
Regierungspartei . (Abg. Dr. P1� t t e rmann: 
Das möchte ich sehen und nicht hören ! -
Abg. C z er  n e t z: Das habe ich vorgeschlagen !) 
Aber nicht so, wie Sie es wollten : Sie wollen 
einen Generalintendanten, der unter das 
kaudinische Joch aller Parteisekretariate zu 
kriechen hat. (Abg. Probs t: Sie haben ihn 
ja schon drinnen ! - Abg. Czerne tz: Wir 
haben im Parteisekretariat kein solches Joch ! -
Abg. Dr. Pi t t e rmann: Wir haben noch nie 
einen Parteisekretär in den Rundfunk geschickt !) 
Sie brauchen ihn nicht hineinzuschicken, es 
genügt, wenn Ihr Mann ferngelenkt wird. 
(Abg. Horr: Sagen Sie : Wer ist Herr Scheidl ?) 

Gerade aus diesem Grund haben wir die 
Bestellung des Generalintendanten nicht mehr 
durch die Gesellschafterversammlung vorge­
sehen, weil dort derzeit eine monokolore 
Bundesregierung praktisch den Ausschlag 
geben, die Entscheidung treffen würde, sondern 
wir haben diese Bestellung in den Aufsichtsrat 

Das Volksbegehren war ein Protest gegen transferiert. Wir haben gleichzeitig, um eben 
die Verpolitisierung der Massemedien, ein für eine entsprechende Entpolitisierung oder 
Protest gegen den politischen Mißbrauch. Objektivierung zu sorgen, den Aufsichtsrat 
(Abg. Cze t t e l : Gegen Schet'dl !) Darin, Kollege mit einer größeren Zahl von unpolitischen 
Czernetz, erblicke ich die Notwendigkeit der Fachleuten ausgestattet (Abg. Dr. Pi t t e r­
Entpolitisierung. Ich bin einig mit Ihnen, mann: Zum Beispiel alle Landeshauptleute !), 
daß man dafür sorgen muß ,  daß es weder ' sodaß in diesem Aufsichtsrat, meine sehr 
eine Schlagseite nach der einen noch nach verehrten Herren, keine politische Partei, auch 
der anderen Richtung gibt, daß Rundfunk nicht die Volkspartei, die Mehrheit hat. 
und Fernsehen nicht tendenziös geführt werden. Demgegenüber hat die Sozialistische Partei 
Nur glaube ich, daß sich dieser politische alle ihre Konzessionen, die sie angeboten hat, 
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um ein gemeinsam zu beschließendes Rund­
funk- und Fernsehgesetz zur Welt zu bringen, 
unter eine entscheidende Bedingung gestellt : 
Sie hat klipp und klar erklärt, diese Kon­
zessionen gelten nur für den Fall, daß der 
Generalintendant entweder einstimmig in der 
Generalversammlung oder mit Zweidrittel­
mehrheit im Aufsichtsrat bestellt wird. Mit 
dieser unabdingbaren Forderung der SPÖ 
waren wir an jenem Punkt angelangt, wo es 
praktisch in unseren Verhandlungen nicht 
mehr weiterging und die Verhandlungen tat­
sächlich aussichtslos wurden. 

Die SPÖ forderte die qualifizierte Mehrheit 
als Gewähr und als Garantie für einen un­
parteiischen Generalintendanten. Wir sehen 
in dieser qualifizierten Mehrheit und in die8em 
Vorgang gerade das Gegenteil. Die Ein­
stimmigkeit und die qualifizierte Mehrheit 
bedeutet für uns gleich viel wie Veto und 
Sperre. Uns steckt das polnische Veto der 
letzten Jahre mit seinen gefährlichen Aus­
wirkungen und Lähmungserscheinungen in 
allen Lebensbereichen unseres Volkes noch 
zu sehr in den Knochen, als daß wir leicht­
sinnig in Rundfunk und Fernsehen oder 
auch in den verstaatlichten Betrieben wieder 
ein derartiges Veto einführen ließen. (Abg. 
Ing. Kunst:  Bis fetzt habt ihr noch nichts 
besser gemacht ! - Heiterkeit und Widerspruch 
bei der Ö V  P. - Abg. Ing. Kunst: Außer 
die Preise zu erhöhen, habt ihr noch nichts 
gemacht ! - Abg. Pe t er: Das ist die Schwarze 
Kunst, Herr Kunst ! - Heiterkeit. - Der 
Präsident  gibt das Glockenzeichen. - Abg. 
I ng. Ku ns t: Macht was für das Volk, nicht 
Preiserhöhungen ! - Abg. Glas e r: Kunst für 
die SPÖ !) Der Generalintendant soll nicht 
durch das Vetorecht den politischen Parteien 
ausgeliefert sein. Er soll vielmehr von einem 
Aufsichtsrat bestellt werden, in dem keine 
politische Partei die Mehrheit hat und wo 
unpolitische Fachvertreter letztlich praktisch 
den Ausschlag geben. 

Noch etwas, meine sehr Verehrten : Wir 
sehen beim besten Willen nicht ein, warum 
gerade ein Generalintendant eine qualifizierte 
Mehrheit braucht, wenn sogar der Bundes­
präsident mit einfacher Mehrheit gewählt 
werden kann. (Beifall und Heiterkeit bei der 
Ö V  P. - Abg. W e ikhart: Ein klassischer 
Vergleich I) Uns scheint vielmehr, daß bei 

dieser qualifizierten Mehrheit unausgesprochen 
andere Motive maßgeblich sind. Wenn man 
nämlich trotz Volksbegehren, trotz 6. März 
und trotz Unmut in der Bevölkerung die 
leitenden Herren im Fernsehen nach wie vor 
sich so gebärden sieht, als sei das Fernsehen 
eine sozialistische Parteieinrichtung, im Eigen­
tum der Sozialisti�chen Partei . . . ( Beifall 

bei der ÖV P. - Abg. Benya: Heben Sie 
das Niveau ! - Abg. Dr. Pi t t ermann: Das 
ist das Nivea'lt von einem Kasperltheater ! -
Der Prä s i den  t gibt das Glockenze'ichen.) Meine 
sehr verehrten Damen und Herren t Wenn 
man von dieser Situation Kenntnis hat, 
wenn man von dieser Situation weiß, dann 
wird man das ungute Gefühl nicht los - das 
sei Ihnen offen gesagt, auch wenn es Ihnen 
nicht gefällt (anhaltende Zwischenrufe bei der 
SPÖ) -, daß die SPÖ die qualifizierte Mehr­
heit nicht so sehr braucht, um einen un­
politischen Generalintendanten zu bekommen, 
sondern eher zur Absicherung ihrer politisnhen 
Freunde und deren Wirkens im Fernsehen. 
(Beifall bei der ÖV P. - Abg. Pro b ::; t: Das 
ist unerhört ! Im Vorstand sitzen zwei Manda­
tare der Ö V P !  Der (Jbelhör war euer Bundesrat 
und der Scheidl euer Generalsekretär ! Sie 
sind vielleicht der Nachfolger '1Jon Scheidl -
den wollen 8' außidrahn 1 -" Der Präsident  
gibt wiederholt das Glockenzeichen.) E s  freut 
mich, wenn Sie meine Anregungen etwas zum 
Nachdenken bringen. Nur glaube ich, es 
wäre be8ser, in der Sache den Kopf statt 
des Kehlkopfes sprechen zu lassen. (Heiterkeit 
bei der Ö V  P. - Abg. Pet e r: Bis jetzt redet 
keine Oppositionspartei im Rundfunk ! Da8 
ist doch empörend ! Das ist reine Demagogie ! 
- Anhaltende Rufe und Gegenrufe.) 

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Bitte 
si(;h etwas zu beruhigen ! Das Wort hat der 
Redner. (Abg. Pe t er :  Das wa'r noch nie da. !) 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fort8etzend) : Meine 
sehr verehrten Damen und Herren ! Die 
qualifizierte Mehrheit, die uns seitens der 
SPÖ als Conditio sine qua non gestellt wurde . . .  
( Weitere anhaltende Zwischenrufe.) 

Präsident : Ich bitte, sich etwas zu be­
ruhigen ! Man versteht überhaupt kein Wort 
mehr hier heroben ! 

Abgeordneter Dr . Bassetti (jort8etzend) : Es 
ehrt mich, wenn Sie so brüllen ! (Abg. Pet er: 
Oberfliissig l - Abg. Dr. van Tongel: Jetzt 
zum Schluß !) Da Sie die qualifizierte Mehrheit 
als Conditio sine qua non gestellt haben, 
kann man nicht von einem unvermittelten 
und unmotivierten Abbruch der Verhandlungen 
durch die ÖVP sprechen. (Abg. Kon ir: Wer 
einmal lügt, dem glaubt man nicht I) "Tir waren 
ganz einfach - und das möchten wir ruhig 
und sachlich feststellen - beide (Ruf bei der 
SPÖ: Lügner ! - Abg. Pölz: Schämen Sie 
sich 1 Das ist der Bassetti-Geist !) , Sie und wir, 
bei jener Hürde angelangt (Abg. Ing. Häuser: 
Wer ist da sachlich ?) , über die weder wir 
hinüber- noch Sie herüberspringen konnten 
oder wollten. (Abg. S e kanina: Sie reden 
doch nicht sachlich ! - Abg. H o rr: Gewöhnen 
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Dr. Bassetti 

Sie. sich an, anständig zu sein ! - Weitere : dem Rechnungshof gegenüber ausgedrückt. 
Zwischenrufe.) Ich will das hier wiederholen. Ich will nur 

Wenn auch unserem Bemühen hier die hoffen, daß niema.ndem von Ihnen gleiches 
Grenzen gesetzt waren, so soll doch fest- p�ssiert. Sie k?nnen mir glaub�n, da� mir 
gehalten werden, daß bei den Verhandlungen 

I 
ebe AngelegenheIt unang�nehmer 1st als Jedem 

alle Teile sachlich ,  ehrlich (Abg. M as e r: anderen .. A�eI :wollen SIe das weglass�n und 
Reden Sie nicht von sachlich" und ehrlich", wollen SIe mIr bItte noch . . . (Abg. W e � k h ar t: 
denn in Ihrem Mund

" 
ist das eine S�hande !), Wenn Sie eine Ehre besäßen, hätten Sie das ohne 

mit Geduld und vor allen Dingen auch mit Aufforderung in diesem Hause tun 1n�ssen l) 
Verständnis füreinandeJ' eine gemeinsame Ich habe das sofort gemacht. (Abg. W e � k h a rt: 
Lösung gesucht haben. (Abg . L iba l : Lügen, Nein ! l!ier . hätten Sie es :sagen müss�n !  Das 
was Sie da sagen, und Sie reden von Sachlich- haben Ste mcht getan 1 S�e haben ketn Recht, 
keit I) von Ehre zu reden 1 Sie hätten sich hier ent-

Präsident (das Glockenzeichen gebend) : Bitte 
sich etwas zu beruhigen ! 

Abgeordneter Dr. Bassetti (,fort8(dzend) : Ich 
weiß - und wir haben es heute schon genügend 
gehört -, daß unsere Bestrebungen, Rundfunk 
und Fernsehen nunmehr mit Hilfe unserer 
parlamentarischen Mehrheit neu zu ordnen, 
zu neutralisieren und zu objektivieren, von 
vielen skeptisch (Abg. Dr. Pi t t ermann: Die 
Opposition ausschließen, dab nennen Sie neutrali­
sieren !) und, wie man hier ja sieht und hört, 
auch als unaufrichtig bezeichnet werden. 
Aber lassen Sie mich dazu etwas sagen. 
(Abg. Oze t t e l: Sie haben einmal da schon die 
Unwahrheit gesprochen und haben das noch 
nicht zurückgenommen ! Machen Sie das zuerst 1 
Dann verdächtigen Sie weiter 1 Solange Sie 
das nicht tun, glauben wir Ihnen nicht 1 -
Der Prä8iden t gibt da8 Glockenzeichen.) Ich 
habe es getan. (Ruf bei der SPÖ: Pro'vozieren 
Sie nicht !) 

Aber lassen Sie mich zu Ihrer Verdächtigung 
der Unaufrichtigkeit der ÖVP etwas sagen. 
(Abg. Cze t t e l: Sie haben hier eine Verleumdung 
aU8gesprochen l - Abg. Weikhart: Sie haben 
sich in diesem Hause noch nicht ent8ch'Uldigt I) 
Mit sehr großem Bedauern zurückgenommen, 
Herr Kollege ! (Abg. Oze t te l: Sie haben kein 
Recht, von Ehre und Gewis8en zu reden, bevor 
Sie dab n'icht zurücknehm.en !) Sehr verehrter 
Kollege Czettel ! (Abg. C z e t t e l: Nehmen Sie 
das einmal zurück 1 - Abg. Se k a n i n a: Nehmen 
Sie Ihre Unwahrheiten �urück I) Würden Sie 
mich ausreden lassen, dann werde ich Ihnen 
etwas sagen. 

Ich bedaure außerordentEch, einer falschen 
Information zum Opfer gefallen zn sein. 
(Abg. Mose l': Sie haben nicht den Mut gehabt, 
zu priifen, sondern verle'llmdet hl,ben Sie Z1.lerst ! 
- Weitere heftige Zwischenrufe.) Nein, ich 
habe hier nur eine Methode der Kontrolle 
und nicht einen Fall gerügt. (Abg. Ozet t el:  
Ihnen kann man nicht mehr glauben ! -
A bg. Weikhart: Wer einmal lügt, dem glaubt 
man nicht l) Ich bedaure, daß sich die Infor­
mation als nicht richtig erwiesen hat. (Ruf: 
Als Lüge I) Ich habe dieses mein Bedauern 

8chuldigen mü88en 1 - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident (wiederholt das Glockenzeichen ge­
bend) : Hohes Haus ! Bitte sich etwas zu 
beruhigen ! Demokratie heißt Diskussion ! ( Abg. 
Oze t t e l: Abtreten, Ba8setti l) Das ist ja eine 
sachliche Frage. Jeder Redner, sofeln er 
nicht persönlich beleidigt, hat das Recht, 
seine Meinung zu sagen. (Abg. H orr: Er soll 
nicht andere beleidigen I) In diesem Krawall 
kann der Präsident kein Wort verstehen ! 
Ich bitte um eine ruhige Diskussion. 

Abgeordneter Dr. Bassetti (fortsetzend) : Meine 
Damen und Herren ! Zu Ihrer Meinung, daß 
von uns eine Objektivierung von Rundfunk 
und Fernsehen nicht aufrichtig gemeint sei 
und daß wir diese parlamentarische Mehrheit 
nicht dazu gebrauchen, möchte ich Ihnen 
etwas sagen : Die ÖVP wäre sehr schlecht 
beraten, würde sie ihre Mehrheit dazu miß­
brauchen, aus Rundfunk und Fernsehen ein 
parteipolitisches ÖVP-Instrument zu machen. 
(Abg. Dr. Pi t t ermann:  Se1:t der Alleinregier'ung 
sind wir nicht mehr zum Wort gekommen, 
Herr Abgeordneter 1 Sie haben es mißbraucht I) 
Herr Vizekallz]er Pittermann ! Die ÖVP würde, 
wenn sie das tun würde, genau in denselben 
Fehler verfallen, der der SPÖ die Wahl­
niederlage eingebracht hat. (Anhaltender Bei­
fnll bei der Ö VP. - Abg. Dr. Pi t t erm ann: 
Ihr macht ihn aber 1 Seit der Alleinregierung 
der Ö V P sind wir nicht zum Wort gekommen I) 

Wenn Sie also in Sachen einer objektiven 
Reform von Rundfunk und Fernsehen uns 
nicht t.rauen wollen, dann spekulieren Sie 
offensichtlich auf unsere Dummheit. Aber, 
meine sehr Verehrten, diesen Gefallen werden 
wir Ihnen kaum erweisen. (Beifall bei der 
Ö VP.j 

Präsident : Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen . Der 
Herr Berichterstatter bittet um das Schluß­
wort. Ich erteile es ihm. 

Berichterstatter Dr. Halder (Schlußwort) : 
H2hes Haus ! Den Abänderungsanträgen der 
Abgeordneten Dr. van Tongel, Dr. Fiedler 
und Genossen zu § 9 Abs. 2 lit. c und zu § 1 1  
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Dr. Halder 

Abs. 2 und Abs. 3 des Rundfunkgesetzent' l Bezeichnung "Ja" oder "Nein". "Ja", wenn für 
wurfes, 142 der Beilagen, und dem Ent- den Antrag Liwanec und Genossen gestimmt 
schließungsantrag der Abgeordneten Ströer, wird, "Nein", wenn dagegen gestimmt wird. 
Harwalik, Dr. van Tongel und Genossen trete (Die Stimmzettel werden von den Beamten, 
ich als Berichterstatter bei. eingesammelt.) 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur A b- Die Stimmenabgabe ist beendet. Ich ersuche 
s t i m m ung.  Da Ab änderungsanträge vorliegen, nun die Beamten, die Stimmenzählung vor­
werde ich paragraphenweise abstimmen lassen. zunehmen. 

Zu § 1 Abs. 1 und 2 liegen keine Abänderungs- Ich gebe bekannt, daß für den AntraO" 
antr.�ge .vor. Ich lasse über diese �eiden Liwanec 79 Stimmen abgegeben wurden� 
Absatze m der Fassung des AusschußberIchtes gegen den Antrag 83 Stimmen. Damit ist der 
unter einem abstimmen und bitte jene Damen Antrag g e fa l l e n. 
und Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. Angenommen. 

Es liegt nun ein Antrag der Abgeordneten 
Ing. Scheibengraf und Genossen auf Einfügung 
eines neuen Abs. 3 vor. Wird dieser Antrag 
angenommen, erhalten die bisherigen Absätze 3,  
4 und 5 die Bezeichnung 4, 5 und 6.  Ich bitte 
j ene Damen und Herren, die diesem Antrag 
auf Einfügung eines neuen Absatzes 3 ihre 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu 
erheben. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über § 1 Abs. 3, 4 und 5 
in der Fassung des Ausschußberichtes ab­
stimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Mehrheit. Angenommen. 

Zu § 2 liegen keine Abänderungsanträge vor. 
Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Paragraphen in der Fassung des Ausschuß­
berichtes ihTe Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Mehrheit. Angenommen. 

Zu § 3 liegt ein Antrag der Abgeordneten 
Liwanec und Genossen auf Einfügung dreier 
neuer Absätze 3, 4 und 5 vor. Wird dieser 
Antrag angenommen, so erhält der Ahs. 3 
der Regierungsvorlage die Ziffer 6. 

Hinsichtlich des Antrages Liwanec ist 
namentliche Abstimmung beantragt. Da dies 
von 25 Abgeordneten begehrt wird, habe ich 
diesem Antrag stattzugeben. 

Ich lasse zunächst über § 3 Abs. 1 und 2, 
zu denen kein Abänderungsantrag vorliegt, 
in der Fassung des Ausschußberichtes ab­
stimmen und bitte jene Damen und Herren, 
die hiefür ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Mehrheit. Angenommen. 

·W ir kommen nunmehr zur namentlichen 
Abstimmung über den Antrag der Abgeordne­
ten Liwanec und Genossen auf Einfügung 
neuer Absätze 3, 4 und 5 .  

Ich bitte alle Abgeordneten, ihre Plätze 
einzunehmen. Die Beamten des Hauses er­
suche ich, in den ihnen zugewiesenen Bank­
reihen die Stimmzettel von jedem Abgeordneten 
in Empfang zu nehmen. Die Stimmzettel 
tragen den Namen des Abgeordneten und die 

Mit "Ja" stimmten die Abg�ordneten 
Babanitz, Benya, Brauneis, Broda, Czernetz, 

Czerny, Czettel, Eberhard, Exler, Firnberg, 
Frühbauer, Gratz, Haas, Haberl, Häu.<Jer, Heinz, 
Hellwagner, Hofstetter Erich, Horejs, Harr, 
Jochmann, Jung wirth , Kleiner, Klein-Löw, 
Konir, Kostroun, Kratky, Knisky, Kunst, 
Lanc, Libal, Liwanec, Lukas, Luptowit,�, Meißl, 
Melter, Mandl, Moser, Müller, Pansi , Pe.ter, 
Pfeffer, Pfeifer, Pichler Adam, Pichler Fran'lJ, 
Pittermann, Pölz, Pre'ltßler, Probst, Robak, 
Scheibengraf, Schlager Josef, Schmidl, Bcrinzi, 
Sekanina, Skritek, Spielbüchler, Staribacher, 
Bteinhuber, Steininger, Bteinmaßl, Ströer, Thal­
hammer, van Tongel, Troll, Tull, Ulbrich, 
Waldbrunner, Weber, Weihs Oskar, W�ikhart, 
Weisz Robert, TVielandner, Winkler, Wodica, 
Wondrack, Zankl, Zeillinger, Zingler. 

Mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 

Altenburger, Bassetti, Bayer, Breiteneder, 
Deutschmann, Fachleutner, Fiedler, Fink, Frit.t, 
Frodl, Gabriele, Geißler, Glaser, Gorbach, Graf 
Robert, Graf R'ltdolf, Gram, Grießner, Gruber 
Josef, Grundemann, Guggenberger, Haider, 
Halder, Hämmerle, Hartl, Harwalik, Ha1Lser, 
Helbich, Hetzenauer, Hofstetter Kart, Kabesch, 
Kern, Kinzl, Klau;;, Kotzina, Kranebitter, 
K ranzlmayr, K rempl, K rottendor/er, K ulhanek, 
Kummer, Landmann, Leimbäck, Leisser, Leitner, 
Machunze, Marberger, Marwan-Bchlosser, Mayr, 
Minkowitsch, Mitterer, Mussil, Neumann, Nim­
mervoll, OfenMck, Piffl-Pereevic, Prader, Prinke, 
Regensburger, Rehor, Reich, Sallinger, Sand­
meier, Scheibenreit, Schlager Anton, Schle.inzer, 
Schrotter, Solar, Soronics, Spindelegger , Sta'lt­
dinger, Steiner, Stoh8, Titze, Tödling, Tschida, 
Vollmann, Wallner, Weidinger, Weißmann, 
Wiesinger, Withalm, Zittmayr. 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur Ab­
stimmung über § 3 Abs. 3 in der Fassung 
des Ausschußberichtes. Ich bitte jene Damen 
und Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Mehrheit. 
Angenommen. 

Zu den §§ 4 bis einschließlich 7 liegen keine 
Abänderungsanträge vor. Ich lasse daher 
über sie unter einem abstimmen und bitte jene 
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Präsident 
Damen und Herren, die diesen Paragraphen Ich lasse nunmehr über § 8 Abs. 1 lit. c 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre sowie über die Abs. 2, 3 und 4, ferner übel die 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu ersten zwei Sätze des Abs. 5 in der Fassung 
erheben. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. des Ausschußberichtes abstimmen und bitte 

Zu § 8 Abs . 1 bis 4 sowie zu den ersten zwei jene Damen und Herren , die hiezu ihre Zu­

Sätzen des Abs. 5 liegen keine Abänderungs- stimmung geben, sich von den Sitzen zu er­

anträge vor. Jedoch liegt ein Antrag auf heben. - Da.s ist die Mehrheit. Angenommen. 

getrennte Abstimmung über § 8 Abs . 1 bis Zum dritten Satz des Abs. 5 liegt ein Ab­
einschließlich lit. b vor. Ich lasse zunächst änderungsantrag der Abgeordneten lng. Schei­
über § 8 Abs. 1 bis einschließlich lit . b ab- bengraf und Genossen vor. Ich lasse zuerst 
stimmen, sodanll über § 8 Abs . 1 lit. c sowie über den Abänderungsantrag abstimmen und 
über die Abl'!. 2, 3 und 4 und über die ersten sodann, falls dieser keine .Mehrheit findet, 
zwei Sätze des Abs. 5 .  über den dritten Satz in der Fassung des 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Ausschußbel'ichtes . 
§ 8 Abs . 1 bis einschließlich lit. b in der Fassung Ich bitte jene Damen und HelTen, die dem 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung gc- Abänderungsantrag der Abgeordneten lng. 
ben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das Scheibengraf und Genossen zum dritten Satz 
ist die Mehrheit . ( Unruhe. - Der P1'ä8 ident  des Absatzes 5 ihre Zustimmung geben, 
gibt das Glockenzeichen) . I si�h von �en Sitzen zu erheben. - Das ist die 

Was ist dort hinten los ? (Zwische'm"ufe bei l l\bnded�eIt. Abgeleh�t. 
den Sozialisten. _ Abgeordnete de1' SPÖ I . Ich bItte. nunn;ehr Jene Dame?, und Herren, 

wenden sich mü Zwischenrufen gegen die A n- dIe dem dl'ltten �atz d�s Abs. 5 .1l1 der Fassung 

wesenheit eines Angestellten des Ö V P-Klubs . _ .  d.es Ausschußb�nchtes Ihre ZustImmllllg �ebe�, 

Abg. Libal geht auf den Angestellten zu und SICh YO� den SItzen zu erhebell. --- Da.s 1st dIe 
redet heftig auf ihn ein. - Unruhe. - Weitere MehrheIt. Angenommen. 
heftige Zwischenrufe bei der SPÖ. - Der Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
Präs ident  gibt neuerlich das Glockenzeichen.) über die restlichen Teile des § 8, zu denen 
Was ist dort hinten los ? Ich keine Abänderungsanträge vorliegen. Ich lasse 
bitte alle Personen, die nicht Abgeordnete hierüber unter einem abstimmen und bitte 
oder Beamte des Hauses sind, den Sitzungssaal jene Damen und Herren, die diesen Teilen der 
sofort zu verlassen. (Anhaltende Unruhe. - Vorlage in der Fassung des Ausschußberichtes 
Der Präs i den t  gibt erneut das Glocken- ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zeichen. - Abg. Glaser: Dann soll der Herr zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange­
Fischer verschwinden ! - Abgeordnete der Ö V P nommen. 
wenden sich mit Zwischenrufen gegen die An- Zu § 9 Abs .  1 und 2 bis einschließlich lit . b 
wesenheit dets Klubsek1'etärs Dr. Fischer im liegen keine Abänderungsanträge vor. Ich 
Sitzungssaal.) lasse hierüber in der Fassung des Ausschuß-

Hohes Haus ! Die beanstandeten Personen berichtes abstimmen und bitte jene Damen 
haben den Sitzungssaal bel"eits verlassen. und Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 

I sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
. eh ge�e in der Abstimmung weiter. (Ruf 

bet der Ö VP: Der Fischer nicht ! _ Unruhe.) 
die Mehrheit. Angenommen. 

Die Klubsekretäre dürfen sich im Hause Zu § 9 Abs. 2 lit. c liegt ein Abänderungs-

aufhalten. (Rufe bei der Ö V P: Hinaus mit 
antrag der Abgeordneten Dl'. van Tongel, 
Dr. Fiedler und Genossen vor. Ich lasse über 

dem Fischer ! - Der Präsident  gibt wieder-
holt das Glockenzeichen.) diesen abstimmen und bitte jene Damen und 

Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
Hohes Haus ! Ich stelle fest, daß Klub- sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 

sekretäre sich im Hause aufhalten dürfen. Mehrheit. Angenommen. Damit entfällt eine 
(Andauernde lebhafte Zwischenrufe.) Das gilt Abstimmung über diesen Teil des Ausschuß­
für Dr. Fischer, Dr. Smekal und den Mann antrages .  
der FPÖ . Das ist eine Festlegung· der Präsidial-
k _C ZU (len lit . d bis einschließlich h sowie 

Olllerenz . (Weitere Zwischenrufe. - Der 
Präs ident  gibt erneut das Glockenzeichen.) zu § 10 liegen keine Abällderungsanträge vor. 

Ich lasse hierüber unter einem abstimmen 
Der Fall ist geklärt. Ich bitte, si�h zu bemhigen . und hitte Jene Damen und Herren, elie diesen 

Ich schreite in der Abstimmung ",'eiter. Teilen der Vorlage in der Fassung des Ausschuß­
( Weite1-e Zwischenrufe.) Heute ist doch nicht berichtes ihre Zustimmung geben, sich von den 
eine solche Hitze, daß alles so aufgeregt ist. Sitzen zu erheben. - Das ist die :Mehrheit. 
Setzen wir uns einmal nieder. (Zwi8chenruje.) Angenommen. 

Ich gehe in der AU8timmung weiter und Zu § 1 1  Abs. 2 letzte! Satz und zu Abs. 3 
bitte, die Debatten zu bcenden. letzter Satz liegen Abänderungsanträge der 

1 1 1  
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Präsident 
Abgeordneten Dr . van Tongel, Dr. Fiedler I ge(J�nüber der Opposition ! - Heiterkeit. -
und Genossen vor. Zw�schenruf des Abg. Glaser. - Der P r äsi-

Ich lasse zunä.chst über § 1 1  Aba. 1 und d e n t  gibt das Glockenzeichen.) Lassen wir jetzt 
Abs. 2 mit Ausnahme des letzten Satzes die freundliche Stimmung walten ! 
abstimmen und bitte jene Damen und Herren, Zu § 15 Abs. 1 und 2 liegt ein Abänderungs­
die diesem Teil der Vorlage in der Fassung des antrag der Abgeordneten Dr. Tull und Ge­
Ausschußberichtes ihre Zustimmung geben, nossen vor. Ich lasse daher zunächst über die 
sich von den Sit�en zu erheben. - Das ist die Absätze 1 und 2 in der Fassung des Abänderungs. 
Mehrheit. Angenommen. antrages Dr. Tull und Genossen abstimmen 

Ich lasse nunmehr über den letzten Satz und, falls dieser keine Mehrheit findet, über 
des Ab8. 2 in der Fassung des Abänderungs- diese Absätze in der Fassung des Ausschuß­
antrages der Abgeordneten Dr. van Tongel, berichtes. 
Dr. Fiedler und Genossen abstimmen und bitte Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
jene Damen und Henen, die hiezu ihre § 15 Abs. 1 und 2 in der Fassung des Ab­
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu änderungsantrages Dr. Tull und Genossen 
erheben. - Das ist die Mehrheit, Angenommen. ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

Damit entfällt eine Abstimmung über diesen zu erheben. - Das ist die Minderheit .  Abgelehnt. 
Satz in der Fassung des Ausschußberichtes. Ich lasse nunmehr über § 15  Abs. 1 und 2 

Ich lasse nun über den Absatz 3 in der :  in der Fassung des Ausschußberichtes ab­
Fassung des Ausschußberichtes -- mit Aus- ! stimmen und bitte jene Damen und Herren, 
nahme des letzten Satzes - abstimmen und I die hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 
bitte jene Damen und Herren, dl

.
·e hiezu ihre I Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehrheit. 

Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu Angenommen. 
erheben. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. Zu § 15 Abs. 3 und 4 liegt kein Abänderungs-

Ich lasse nunmehr über den letzten Satz antrag vor. Ich lasse über diese beiden Absätze 

des Absatzes 3 in der Fassung des Abänderungs- in. der Fassun� 
. 
de� Ausschußberichtes ab­

antrages Dr. van Tongel, Dr. Fiedler und Ge- s�lm�en �nd bItt� Jene Damen u�d Herren, 

nossen abstimmen und bitte jene Damen und d�e hlezu Ihre ZustImmung ge!>en, �Ich von d�n 

Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, SItzen zu erheben. - Das 1st dIe MehrheIt . 

sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die Angenommen. 

Mehrheit. Angenommen. Zu den §§ 16 und 17 1iegen keine Abänderungs-
Damit erübrigt sich eine Abstimmung über anträge vor. 

den letzten Satz des Absatzes 3 in der Fassung Da jedoch hinsichtlich des § 17 getrennte 
des Ausschußberichtes. Abstimmung verlangt ist, lasse ich zunächst 

Zu § 1 1 Abs. 4 bis einschließlich 6 liegen über § 1 6 abs�immen und
. 

bitte jene Damen 
keine Abänderungsanträge vor. Ich lasse daher und Herren, dIe dem § 16 m der Fassung des 
hierüber unter einem abstimmen und bitte Ausschußberichtes ihre Zustimmung geben, 
jene Damen und Herren, die diesen Absätzen sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre die Mehrheit. Angenommen. 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu Ich lasse nunmehr über den § 1 7  in der 
erheben. - Das ist die Mehrheit. Angenommen. Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 

Zu den § §  12, 13 und 14 Abs. 1 ,  2 und 3 und bitte jene Damen und Herren, die diesem 
liegen ebenfalls keine Abänderungsanträge Paragraphen ihre Zustimmung geben, sich 
vor. Ich lasse daher hierüber unter einem von den Sitzen zu erheben. - Das ist die Mehr­
abstimmen und bitte j ene Damen und Herren, heit . Angenommen. 
die diesen Teilen der Vorlage in der Fassung Ich lasse nunmehr über Titel und Eingang 
des Ausschußberichtes ihre Zustimmung geben, der Vorlage in der Fassung des Ausschuß­
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist berichtes abstimmen und bitte jene Damen 
die Mehrheit. Angenommen. und Herren, die hiezu ihre Zustimmung 

Es liegt mir nun ein Antrag der Abgeordneten geben , sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
lng. Scheibengraf und Genossen auf An- ist die Mehrheit. Angenommen. 
fügung eines neuen Absatzes 4 im § 14 vor. Ich Damit ist die z w e i t e  Lesung beendet. 
bitte jene Damen und Herren, die diesem Der Herr Berichterstatter beantragt die 
Zusatzantrag ihre Zustimmung geben, sich sofortige Vornahme der d r i t t en Lesung. -
von den Sitzen zu erheben. - Das ist die Ein Einwand wird nicht erhoben. Ich bitte 
Minderheit. Abgelehnt. (Abg. Dr. Klaus daher jene Damen und Herren, die dem vor­
steht irrtümlich auf. - Ironische H eitet'keit liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
und Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. P i t t e r- ihre Zustimmung erteilen, sich von den 
m a n n: Das war die erste freundliche Geste Sitzen zu erheben. - Dies ist die M eh r h e i t. 
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Präsident 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in d r i t t e r  
Lesung a n g e n o m m en. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über den E n t s c h l i e ß u n g s a n t r a g  der Ab­
geordneten Ströer, Harwalik, Dr . van Tongel 
und Genoßsen, betreffend dienstrechtlichen 
Schutz der Bediensteten der Österreichischen 
Rundfunk Ges .  m. b. H. Ich bitte jene Damen 
und Herren, die diesem Entschließungs­
antrag ihre Znstimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - E i n s t i m m i g  a n g e­
nO l11 111 e n . 

1 .  Punkt : Bericht des justizausschusses über 
die Regierungsvorlage (109 der Beilagen) :  
Bundesgesetz über die Aufschiebung von Exe­
kutionen bei Naturkatastrophen (134 der Bei-

lagen) 

Präsident : Wir gelangen nunmehr zum 
1 .  Punkt der Tagesordnung : Aufschiebung 
von Exekutionen bei Naturkatastrophen. 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Doktor 
Kranz]mayl'. Iuh bitte ihn, zum Gegenstand 
zu berichten. 

Berichterstatter Dr. Kranzlmayr : Der in 
Beratung stehende Gesetzentwm f dient dem 
Schutze jener Personen, die durch Natur­
katastrophen in wirtschaftliche Schwierigkeiten 
geraten und dadurch außerstande gesetzt 
werden, ihren Zahlungsverpflichtungen nach­
zukommen. Um Härten L;U vermeiden, sollen 
in diesen Fällen Exekutionen um ein Jahr, 
allenfalls noch um weitere sechs Monate auf­
geschoben werden . 

Namens des Justizausschusses stelle ich 
den Antr ag, der Nationalrat wolle dem von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
mit den dem Ausschußbericht angeschlossenen 
Abänderungen die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilen . 

Präsident Dip1 .-Ing. Waldbrunner (der in­
zwischen den Vorsitz übernommen hat) : Danke . 
Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen 
daher sofort zur Abstimmung. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Fiedler. Ich bitte um seinen Bericht. 
(Ahg. Dr. Pi t t e rmann: Wo ist de: zuständ1:ge 
1JI1 im'ster ? ) 

Berichterstatter Dr . Fiedler : Der Außen­
politische Ausschuß des Nationalrates hat 
in seiner Sitzung am 28. Juni 1966 die Regie­
rungsvorlage, betreffend Änderung des Art i ­
kels 109 Abs . 1 der Satzung der Vereinten 
Nationen auf Grund der von der General­
versammlung am 20. Dezember 1965 ange­
nommenen Resolution 2101 (XX), der Vor­
beratung unterzogen . 

Der erwähnten Sitzung wohnte der Bundes­
minister für Auswärtige Angelegenheiten 
Dr. Toneie bei . Nach Ausführungen des 
Berichterstatters wurde einstimmig be­
schlossen, dem Hohen Hause die Genehmigung 
der Satzungsänderung zu empfehlen. 

Der Außenpolitische Ausschuß stellt somit 
den Ant r a g, der Nationalrat wolle der 
Änderung von Artikel 109 Abs.  1 der Satzung 
der Vereinten Nationen auf Grund der Resolu­
tion 2101 (XX) der Generalversammlung 
(62 der Beilagen) die verfassungsmäßige Ge­
nehmigung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem vor­
zunehmen. 

Präsident DipI .-Ing. Waldbrunner:  Zur Ge­
schäftsbehandlung Dr . Pittermann. 

Abgeordneter Dr. Pittermann (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Ich stelle den Antrag, die Beratung 
über die Berichte des AußenpoJitischen Aus­
schusses so lange auszusetzen, bis der zu­
ständige Ressortminister auf der Regierungs­
bank Platz genommen hat. (Rufe bei der SPÖ: 
Sehr richtig !) 

Präsident Dipl. -Ing. Waldbrunner : Ich gebe 
diesem Antrag statt und u n t e r b r e c h e  die 
Sitzung. 

Die Sitzung wird um 17 Uhr 5 Minuten 
unt erbro c h e n  und um 17 Uhr 10 Minuten 

Bei der A bs t immung wird der Gesetz- wiederaufg enommen. ��wurf mit den vom Aussch
d
uß

d 
�e8chlo

L
ssenen Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Ich änderungen in zwei t er  un nt t e ?' eS1tng nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf. 

e ins t immig zum Besch luß  erhoben. Der Herr Bundeskanzler, der den ab-
2. Punkt : Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (62 der 
Beilagen) : Satzung der Vereinten Nationen -
Änderung von Artikel 109 Absatz 1 auf Grund 
der Resolution 2101 (XX) der Generalver-

sammlung (135 der Beilagen) 

Präsident Dipl . -Ing. Waldbrunner : Wir kom­

wesenden Bundesminister für Äußeres vertritt, 
ist erschienen. 

Wir setzen die Behandlung fort. Der Herr 
Berichterstatter hat seinen Bericht erstattet. 

Wortmeldungen liegen keine vor. Wir kom­
men daher zur Abstimmung. (Unruhe.) Iuh 
bitte um Ruhe. 

men zum 2. Punkt der Tagesordnung : Satzung Bei der' A bs t imm ung wird die Änderung 
der Vereinten Nationen - Änderung von der Satzung der Vereinten Nationen e in-
Artikel 109 Abs. 1 .  ; s t immig g e n e h m igt.  

1 1 2  
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3. Punld: Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über die Regierungsvorlage (94 der 
Beilagen) : Abänderung zum Abkommen 
zwischen der österreichischen Bundesregierung 
und der Regierung der Vereinigten Staaten 
von Amerika über die Zusammenarbeit auf 
dem Gebiete der friedHchen Verwendung der 

Atomenergie (136 der Beilagen) 

Pläsident Dif'l .-Ing. Waldbrunner : Wir 
fahren in der Tagesorrlnung fort und gelangen 
zum 3. Punkt : Abänderung zum Abkommen 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der friedlichen Verwendung der Atomenergie. 

Berichterstatter ist wieder Herr Abgeordne­
ter Dr. Fiedler. Ich bitte ihn. 

Berichterstatter Dr. Fiedler : Hohes Haus ! 
Die Bundesregierung hat am 15 .  Juni 1966 
die ob genannte Regierungsvorlage im National­
rat eingebracht. Der Au ßenpolitische Aus­
Rchuß hat die&e Regiei'ungsvorlage in seiner 
Sitzung am 28 . •  Tuni 1966 in Gegenwart des 
Bundesministers für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Toneie der Vorberatung unter­
zogen. 

Es wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Genehmigung der Abände­
rung zum Abkommen zwischen der öster­
reichischen Bundesregierung und der Regierung 
der Vereinigten Staaten von Amerika über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiete der 
friedlichen Verwendung der Atomenergie zu 
empfehlen. 

Ferner war der Ausschuß der Meinung, 
daß in dieEsem Falle die Erlassullg eines 
eigenen Bundesgesetzes zur Überführung rlie:"ef> 
Vertragsinhaltes in die innerstaatliche Renhts­
ordnung nicht notwendig ist . 

Der Außenpolitische Ausschuß stellt somit 
den Antrag, der Nationalrat wolle der 
Abänderung zum Abkommen zwischen der 
österreichischen Bundesregierung und der Re­
gierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiete 
der friedlichen Verwendung der Atomenergie 
(94 der Beilagen) die verfassungsmäßige Ge­
nehmigung erteilen. 

Falls WOl"tmeldungen vorliegen, bitte ich , 
General- und Spezialdebatte untel einem ab­
zuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir ge­
langen zur Abstimmung. 

4. Punkt : Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten über die Tätig­
keit des Ministerkomitees des Europarates im 

Jahre 1964 und 1965 (137 der Beilagen) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir be­
handeln nun Punkt 4 der Tagesordnung : 
Bericht über die Tätigkeit des Minister­
komitees des Europarates im Jahre 1 964 
und 1965. 

Wieder ist Herr Dr. Fiedler Berichterstattel' . 
Ich bitte . 

Berichterstatter Dr. Fiedler : Hohes Haus ! 
Der Außenpolitische Ausschuß hat den am 
2 1 .  Juni 1966 dem Nationalrat vorgelegten 
Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die Tätigkeit des Mini­
sterkomitees des Europarates im Jahre 1964 
und 1965 am 28. Juni 1966 der Vorberatung 
unterzogen. 

Der Sitzung wohnte auch Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Toneie 
bei , der zum Bericht no('h ergänzend Stellung 
nahm. 

Es wurde einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Kenntnisnahme des gegen­
ständlichen BeriC'htes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der 
Ausschuß somit den Ant r a g, der Nationalrat 
wolle den Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten über die Tätigkeit 
des Ministerkomitees des Europarates im Jahre 
1964 und 1965 zur Kenntnis nehmen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Danke. 
Wortmeldungen liegen keine vor. Wir stim­
men ab. 

Bei der A bst immung wird der Bericht 
des Bundesministers e inst immig zur ]( ennt­
n i  s genommen. 

5. Punkt : Bericht des Außenpolitischen Aus­
schusses über den Bericht des Bundesministers 
für Auswärtige Angelegenheiten über die 
IX. Ordentliche Generalkonferenz der Inter­
nationalen Atomenergieorganisation (IAEO) 

(138 der Beilagen) 

Präsident Dipl .-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
langen zum 5. Punkt der Tagesordnung : 
Bericht über die IX. Ordentliche General­
konferenz der Internationalen Atomenergie­
organisation (IAEO). 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Minkowitsch, den ich um den Bericht bitte. 

Berichterstatter Minkowitsch: Hohes Haus ! 
Bei der A bs t immung wird der Abänderung Im Auftrage des Außenpolitischen Ausschusses 

des Abkommens e ins t immig  d1�e Genehm i- habe ich über den Bericht des Bundesministers 
gung erteilt. für Auswärtige Angelegenheiten über die 

20. Sitzung NR XI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)84 von 91

www.parlament.gv.at



Nationah'at XI. GP. - 20. Sitzung - 8. Juli 1966 1605 

Minkowitseh 

IX. Ordentliche Generalkonferenz der Inter- heutigen Tagesordnung, über die beschlossen 
nationalen Atomenergieorganisation gemäß wurde, die Debatte unter einem abzuführen. 
138 der Beilagen zu berichten. Es sind dies die ersten Lesungen des 

Der Bundesminister für Auswärtige Auge- Antrages 15/A der Abgeordneten Ströer und 
legenheiten hat am 22. Juni 1966 den Bericht Genossen, betreffend ein Bundesgesetz über die 
über die IX. Ordentliche Generalkonferenz Regelung des Entgelts der Arbeitnehmer im 
der Internationalen Atomenergieorganisation, Krankheitsfalle (Krankenentgeltsgesetz) ,  und 
die vom 2 1 .  bis 28. September 1965 in Tokio des 
stattgefunden hat, im Nationalrat eingebracht. Antrages 16/A der Abgeordneten Erich Hof-

Im Mittelpunkt der Beratungen stand das stetter und Genossen, betreffend Abänderung 
neue Sicherheitskontrollsystem in der IAEO, und Ergänzung der Urlaubsvorschriften. 
da sich der Kreis der Länder mit Kernanlagen 
weiterhin vermehrt hat und die Zahl der Ich erteile zunächst den Erstantragstellern 

kontrollierten Reaktoren auf 46 angewaohsen das Wort zur Begründung. Ich erteile daher 

ist. Die Einigung über die neuen Kontroll- dem Herrn Abgeordneten Ströer zur Begrün­

bestimmungen ist von großer politischer Be- dung des Antrages 15/A das Wort. 

deutung, da zum erstenmal mit Zustimmung Abgeordneter Ströer (SPÖ) : Herr Präsident ! 
von Ost und West einer internationalen Meine Damen und Herren ! Eine in aller Stille 
Organisation Kontrol1rechte übertragen worden vorgenommene, jedoch in ihren Tendenzen 
sind. Die ehrende · Wahl Östel reichs in den für jene Zeit fast revolutionäre Tat war die im 
Gouverneursrat erfolgte ohne Gegenstimme. Jahre 1916  geschaffene Teilnovelle zum All­

Der Außenpolitische Aussohuß hat diesen 
Bericht in seiner Sitzung vom 28. Juni 1966 
in Verhandlung genommen. Dieser Sitzung 
wohnte auch Bundesminister Dl'. Tonci6 bei . 
Nach den Ausführungen des Berichterstatters 
hat der Ausschuß einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Haus die Kenntnisnahme des 
Berichtes zu empfehlen. 

Der Außenpolitische Ausschuß stellt somit 
durch mich den Antrag, der Nationalrat 
wolle den Bericht des Bundesministers für 
Auswärtige Angelegenheiten über die IX. Or­
dentliche Generalkonferenz d�r Internatio­
nalen Atomenergieorganisation zur Kenntnis 
nehmen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, ersuche ich, 
General- und Spezialdebatte unter einem ab­
zuführen. 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Ich 
danke. Wortmeldungen liegen keine vor. Wir 
stimmen ab. 

Bei der A bs t 'imrnunv wird der Bericht des 
Bundesm'inisters e i n8t immig zur K e n  ntnis  
genommen. 

7. Punkt: Erste Lesung des Antrages der Abge­
ordneten Ströer und Genossen, betreffend Bun­
desgesetz über die Regelung des Entgelts der 
Arbeitnehmer im Krankheitsfalle (Kranken-

entgeltsgesetz) (15/A) 

8. Punkt: Erste Lesung des Antrages der Abge­
ordneten Erleh Hofstetter und Genossen, be­
treffend Abänderung und Ergänzung der Ur-

laubsvorsehrlften (16/A) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir 
kommen nunmehr zu den Punkten 7 und 8 der 

gemeinen bürgerlichen Gesetzbuch, mit der 
der Gesetzgeber das dem Arbeitsvertragsrecht 
zugrunde liegende System des Leistenl:l 
und Gegenleistens durchbrach. Dem Arbeit­
nehmer wurde damals ein Entgeltanspruch 
auch für Zeiten zugestanden, in denen el' keine 
Arbeitsleistungen erbringen konnte. Der Ar­
beitnehmer erhielt den Anspruch auf Fort­
zahlung des Entgeltes bei sogenannten Dienst­
verhinderungen, sei es, daß diese auf Krankheit 
und Unglücksfall oder auf sonstige Gründe 
zurückzuführen sind. Die im Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuch enthaltenen Rege­
lungen brachten den Ansatz zu neuen Ideen. 
Später folgten Sondergesetze, insbesondere das 
Angestelltengesetz. Diese enthielten weit dar­
über hinausgehende Regelungen. 

Den Arbeitern blieb es bisher versagt, diesen 
gesetzlichen Fortschritt der Angestellten mit­
zumachen. Dank ihren gewerkschaftlichen 
Organisationen konnten sie jedoch die im 
Ansatz steckengebliebenen Regelungen des 
ABGB. durch kollektivvertragliche Rege­
lungen weitgehend verbessern. 

Besonders bemerkenswert ist bei dieser 
Entwicklung die Tatsache, daß von der im 
Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuch enthal­
tenen Abdingsmöglichkeit der vollen Ent­
geltverpflichtung des Arbeitgebers für eine 
Woche zugunsten der länger Erkrankten Ge­
brauch gemacht wurde. An Stelle der vollen 
Entgeltleistung des Arbeitgebers entwickelte 
sich die Teilleistung als Zuschuß zum Kranken­
geld aus der gesetzlichen Krankenversiche­
rung, jedoch für längere Zeiträume als eine 
Woche. Diese Zeiträume sind in den Kollek­
tivveIträgen sehr verschieden festgelegt worden 
und richten sich meist nach der im Betrieb 
zurückgelegten Dienstzeitdauer . 
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In der Frage des Krankenentgeltes bei 
Dienstverhinderungen zeigt sich besonders 
deutlich die derzeitige Problematik · unseres 
Arbeitsrechtes. Während in einigen Spezial­
gesetzen, wie dem Angestelltengesetz oder im 
Landarbeitsgesetz, in teilkodifikatorischer Art 
die wichtigsten Vertragsrechte der betroffenen 
Gruppen zusammengefaßt WUI den, gilt dies 
für den übrigen Teil der Arbeitnehmer nicht. 
Ihre Rechte sind heute nach wie vor zer­
splittert, in verschiedenen Gesetze� verstre�t. 
Dies gilt besonders für die gewerblIche ArbeIt­
nehmerschaft, deren Arbeitsvertragsrecht seine 
Basis noch immer im Allgemeinen bürger­
lichen Gesetzbuch hat, das lediglich durch 
einige Spezialvorschriften, wie das Arbeiter­
urlaubsgesetz, erweitert wurde. Während 
für das Angestelltenrecht das ABGB . nur 
subsidiäre und damit fast keine praktische 
arbeitsrechtliche Bedeutung mehr besitzt, 
bleibt es für die gewerblichen Arbeitnehmer 
nach wie vor die wichtigste arbeitsrechtliche 
Basis. Schon allein diese Tatsache muß eine 
moderne Arbeitsrechtsauffassung, zu der, wie 
ich hoffe. sich der österreichische Nationalrat 
sehr bald durchringen wird, dazu zwingen, 
entsprechende Konsequenzen zu ziehen. 

Im Vordergrund steht natürlich auch bei 
diesem Problem die sozialpolitische Seite, die 
an uns alle die Gewissen&frage stellt, ob wir es 
noch rechtfertigen können, so tiefgreifende 
soziale Unterschiede zwischen den eiuz.elnen 
Arbeitnehmergruppen aufrechtzuerhalten. Der 
Tatbestand der Erkrankung trifft alle Arbeit­
nehmer gleich, so..:.ial bet,rachtet sicherlich die 
einkommensschwächeren Gruppen stärker als 
die einkommensstärkeren Gruppen. Wenn 
also eine Differenzierung gerechtfertigt wäre, 
dann zugunsten der Einkommensschwächeren. 
Nach allen Lohnstatistiken, die uns zur Vet ­
fügung stehen, liegen die Durchschnittsbe�üge 
der Angestellten höher als die der Arbeiter. 
Allein diese Tatsache müßte uns dazu veran­
lassen, die Ansprüche der Arbeiter bei Dienst­
verhinderung zumindest jenen der Angestellten 
gleichzuziehen . 

Worin liegen derzeit im Materiellen die 
hauptsächlichsten Unterschiede ? 

Die Dauer der Entgeltsleistllng ist nach dem 
Angestelltengesetz nach der Dienstzeit ge­
staffelt und reicht bis zu zwölf Wochen volles 
Entgelt, zu denen noch vier Wochen. halbes 
Entgelt hinzukommen. - Für ArbeIter be­
steht nach dem ABGB. der Anspruch auf eine 
Woche. 

Für Angestellte ist keine Karenzzeit nach 
Beginn des Dienstverhältnisses vorgesehen -
für Arbeiter eine 14tägige Karellzdauer. 

Die Ansprüche der Angestellten sind unab-

dingbar - für Arbeiter sind sie durch Kollek­
tivvertrag abdingbal . 

Das Angestelltengesetz enthält Regelungen 
für den Fall einer wiederholten Erkrankung -
das ABGB. nicht. 

Im Zusammenhang mit dem Krankenent­
geltsrecht steht die Tatsache, daß Angestellte 
wegen einer Erkrankung frühestens 14 Tage 
nach Erschöpfung des Krankenentgeltsanspru­
ches, Arbeiter jedoch bereits nach 4 Wochen 
Erkrankung entlassen werden dürfen. 

Nach dem gegenwärtigen Stand in der 
sozialpolitischen Entwicklung, auch aus der 
internationalen Sicht her betrachtet, ist die 
Soz;ialpolitik bestrebt, die sich aus den Wechsel­
fällen des Lebens ergebenden Schwierigkeiten, 
die alle Arbeitnehmer im gleichen Ausmaß 
treffen, auch im gleichen Ausmaß zu mildern. 
Daher hat eine derl:l,rti�e Differenzierung auf 
einem der wichtigsten Sozialgebiete, wie sie 
derzeit arbeitsrechtlich noch besteht, keinen 
Platz mehr. Dankenswerterweise hat die 
Sozialversicherung schon längst einheitliches 
Recht für alle Gruppen geschaffen. Der vor­
liegende Entwurf versucht, dieser längst .fälli.g 
gewordenen sozialpolitischen GerechtigkeIt 
auch arbeitsrechtlich Genüge zu leisten. 

Sehr oft wirft man den Gewerkschaften 
und Sozialisten VOf, daß sie eine sogenannte 
quantitative Sozialpolitik betreiben und für die 
qualitative nichts übrig hätten . . Get a.de 
dieser Entwurf zeigt jedoch, daß es SICh hIer 
um ein echtes Problem qualitativer Sozial­
polit,ik handelt, da es darum geht, vor allem 
länger erkrankten Arbeitern, die in besondere 
Notstände geraten, behilflich zu sein. Bekannt­
lich leisten die Krankenversicherungen neben 
ihren Sachleistungen als Barleistung das 
Krankengeld in der Höhe des halben ver�iche­
rungspflichtigen Entgelts. Nach BeendIgung 
der Arbeitgeberleistung ist der Erkrankte 
auch allein auf die Krankenversicherungs­
leistungen angewiesen. Die fixen Ausgaben, 
wie Miete, Beheizung, Beleuchtung, Unterhalt 
der Angehörigen, Schulgelder und derglei('�en, 
bleiben aber unverändert hoch. PraktIsch 
bedeutet dies, daß ein solcher Arbeitnehmer, 
sofern er überhaupt Ersparnisse zurücklegen 
konnte diese aufzehren, seinen Lebensstandard 
radikal

' 
kürzen oder der Fürsorge anheim­

fallen muß. Ein Zustand, der unserer im allge­
meinen sicherlich fortschrittlichen Sozialpolitik 
absolut unwürdig ist . 

Der vorliegende Antrag beabsichtigt nun, 
das Entgelt bei Dienstverhind81 ungen für 
Arbeiter aus dem ABGB. herauszuschälen und 
an dessen Stelle modernes Recht zu setzen. 
Die Konstruktion des Entwurfes folgt hiebei 
den derzeit gegebenen Fakten. Zu dem von 
der Krankenversicherung geleisteten Kranken-
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geld wird eine Zuschußleistung des Arbeit­
gebers erbracht. Die volle Entgeltsverpflich­
tung des Arbeitgebers für eine Woche wird 
reduziert auf die ersten drei Tage, für die ja 
keine Krankenversicherungsleistungen gebüh­
ren, hingegen wird die Zeitdauer der Ver­
pflichtung den Fristen des Angestelltengesetzes 
angepaßt . Die Verpflichtungen der Arbeitgeber 
werden daher nicht bezüglich der Höhe des 
Ausmaßes, sondern nur bezüglich der Dauel 
des Ausmaßes erweitert, und dies auch nur 
in jenen Fällen, in denen nicht ohnehin durch 
Kollektivvertragsrecht bereits entsprechend 
vorgesorgt war . Über das Angestelltengesetz 
hin&us geht die Regelung, die eigentlich einer 
KlarsteIlung dient, daß Kur- und Erholungs­
aufenthalte und ähnliche medizinische Veran­
lassungen einer Arbeitsunfähigkeit gleichzu­
halten sind. Eine weitere KlarsteIlung erfolgt 
bezüglich der Anerkennung der Wegunfälle 
als Arbeitsunfälle, wie dies ja bereits in der 
gesetzlichen Unfallversicherung geschieht. Für 
Arbeitnehmer, die keinen Anspruch auf Kran­
kengeld aus der gesetzlichen Krankenversiche­
rung haben, für die also begrifflich eine Zu­
schußleistung nicht in Betracht kommt, bleibt 
es bei der bisherigen Regelung des ABGß. 
Dies kann deshalb vertreten werden, weil es 
sich hier offensichtlich nicht um Beschäfti­
gungsverhältnisse handelt, die einen vollen 
Erwerb vermitteln sollen. Beseitigt wird auch 
das Entlassungsrecht des Arbeitgebers wegen 
einer Erkrankung des Arbeitnehmers. In dieser 
Frage muß allerdings, je nachdem, welches 
Gesetz früher verabschiedet wird, eine Ko­
ordinierung mit dem bereits ebenfalls von den 
Sozialisten eingebrachten Gesetzentwurf über 
den Kündigungs- und Entlassungsschutz er­
folgen. 

Klarzustellen ist noch, daß dieser Entwurf 
eines Gesetzes über die Regelung des Entgelts 
der Arbeitnehmer im Krankheitsfall einen um­
fassenden Geltungsbereich besitzt, wonach 
durch eine Generalklausel alle Arbeitnehmer 
erfaßt werden, mit Ausnahme jener, die ohne­
hin bereits über günstigere Spezialregelungen 
verfügen. Da es sich hier um eine Regelung 
handelt, die nahezu ausschließlich die Privat­
wirtschaft betrifft und nur eine kaum nennbare 
Anzahl von Arbeitnehmern des öffentlichen 
Dienstes und damit den Bundeshaushalt be­
rührt, ist ein Bedeckungsvorschlag nicht er­
forderlich. Die Belastungen, die der Privat­
wirtschaft durch diesen Entwurf erwachsen, 
sind kaum berechenbar. Nach Zuhilfenahme 
der Statistiken der Kl'ankenversicherungsträger 
kann der Gesamtaufwand, der sich aus diesem 
Gesetz ergibt, selbst unter den ungünstigsten 
Annahmen nur eine kaum ins Gewicht fallende 
Belastung der Lohn- und Gehaltssumme be­
tragen. 

Im übrigen bemerke ich, daß der Entwurf 
einem der einstimmig vom 4. BUlldeskongreß 
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes im 
Jahre 1959 gefaßten Beschlüsse über die 
Stellungnahme zur Wirtschaftspoltik, Sozial­
politik und Kulturpolitik entspricht. Die Ge­
werkschafter begrüßen es, daß die Sozialisten 
die Initiative ergriffen haben, um diese Be­
schlüsse zu verwirklichen. 

Ich ersuche, den Antrag in Verhandlung zu 
�iehen. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Nunmehr 
erteile jc'h dem Herrn Abgeordneten Erich Hof­
stettel' zur Begründung des Antrages 16jA 
das Wort. 

Abgeordneter Erich Hofstetter (SPÖ) : Herr 
Präsident ! Hohe8 Haus ! Es oblieg� mit die 
Aufgabe, den vorliegenden Initiativantrag zu 
begründen. 

Zu den fundamentalsten Rechten der mo­
dernen Sozialpolitik hat sich das Urlaubs­
recht entwickelt . Vom ersten gesetzlichen 
Urlaubsrecht, das in dem im Jahr 1910 ver­
a bschiedeten Handlungsgehilfengesetz ent­
halten war, bis zu den heutigen Urlaubsbestim­
mungen spiegelt sich die Wandlung sozial­
politischer Einstellung wider. Diesem ersten 
Schritt folgten zahlreiche kollektivvertragliehe 
Regelungen. 1919 kam es zum Arbeiter­
urlaubsgesetz. Darauf folgten verschiedene 
weitere Regelungen für die Angestellten, 
Gutsangestellten und andere mehl'. 

Der große Sprung vorwärts gelang 
jedoch im Jahr 1946 mit der Durchsetzullg 
des Arbeiterurlaubsgesetzes. Mit diesem neuen 
Gesetz konnte eine bedeutende Angleichung 
des Arbeiterurlaubs an den Angestelltenurlaub 
erzielt werden. 

Wenngleich auch die Sprecher der SPÖ 
schon damals, also im Jahre 1946, bei den 
Beratungen ihr Bedauern darüber ausgespro­
chen haben, daß noch immer Unterschiede 
gemacht werden, und entsprechende Anträge 
auf eine völlige Gleichstellung im Sozialaus­
schuß stellten, wurden diese von der Ö VP­
Mehrheit abgelehnt. Die Hauptnnterschiede 
beziehen sich auf das Urlaubsausmaß, die 
Anrechnung von Vordicnstzeiten, die Ent­
stehung des Urian bsanspruches im ersten 
Dienstjahr und die Gewährung einer Urlaubs­
entschädigung, wenn der Urlaub nicht ver­
braucht werden kann. Diese Forderungen sind 
an den Einwänden der Österreirhischen Volks­
partei damals gesoheitert, die in der vollstän­
digen Angleichung eine zu starke Belastung 
der Wirtschaft erblickte. 

Die wirtschaftlichen Argumente, die in 
den Wiederaufbaujahren unserer neuerstan­
denen Republik möglicherweise noch Gültig-
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keit haben konnten , sind jedenfalls in den 
Konjunkturzeiten, die wir glücklicherweise 
seit längerem erleben, in keiner Weise mehr 
zutreffend. 

Österreich ist einem internatio-
nalen Trend gefolgt, als es dem Österreichi­
schen Gewerkschaftsbund gelang, die Zustim­
mung der Bundeskammer zum Abschluß 
eines Generalkollektivvertrages über die Ein­
führung eines dreiwöchigen Mindesturlaubes 
im Jahre 1964 zu erreichen. Mit diesem 
Kollektivvertrag, der gleichzeitig auch für 
die Arbeiter die fünfte Urlaubswoche nach 
Erreichung einer 25jährigen Dienstzeit brachte, 
hat die österreichische Wirtschaft bewiesen, 
daß sie diese Mehrbelastung verhältnismäßig 
ohne Schwierigkeiten verkraften konnte. 

Die Sozialistische Partei hält es deshalb 
für an der Zeit, daß einerseits die Bestimmun­
gen des Generalkollektivvertrages über die 
Einführung des dreiwöchigen Mindesturlaubes 
durch die Novellierung des Urlaubsgesetzes 
verallgemeinert und gesetzlich verankert wer­
den, andererseits ein einheitliches Urlaubsrecht 
für alle Dienstnehmer geschaffen wird. Die wirt­
schaftlichen Belastungen aus diesem Gesetz­
entwurf sind geringfügig gegenüber jenen, 
die sich auf Grund des Generalkollektiv­
vertl ages ergeben haben. Selbst wenn man 
annehmen wollte, daß jeder Arbeitnehmer eine 
zusätzliche Urlaubswoche erhält, käme dies 
lediglich einer zweiprozentigen generellen 
Lohn- und Gehaltserhöhung gleich. Da jedoch 
keine Statistiken über die Dauer der Dienst­
zeiten und die dadurch angewachsenen Ur­
laubsansprüche vorliegen, lassen sich keine 
Aussagen über die tatsächlichen Belastungen 
machen. Nach Schätzungen können diese 
jedoch höchstens ein Zehntel der Belastungen, 
die ja aus dem Generalkollektivvertrag ent­
standen sind, ausmachen, grob gerechnet 
somit % Prozent der Lohn- und Gehaltssumme 
betragen. Ernsthafte Argumente gegen ein 
einheitliches UrIaubsrecht vom Wirtschaft­
lichen her können also nicht vorgebracht wer­
den. Was könnte also das Parlament daran 
hindern, endlich dieser humanitären und 
gesellschaftlichen Verpflichtung nachzukom­
men � 

Zweifellos gibt es in unserem Arbeitsrecht 
eine Reihe von Unterschieden zwischen ein­
zelnen Berufsgruppen. Dies gilt auch für 
das Urlaubsrecht. In der arbeitsrechtlichen 
Lehre und in der Rechtsprechung hat sich 
der sozialpolitische Grundsatz, daß der Urlaub 
der Erholung zu dienen hat, eindeutig durch­
gesetzt. 

Ich frage Sie daher, meine Damen und 
Herren, ob es einen unter Ihnen gibt, der mir 
ein sachliches Argument vorbringen kann, 

daß die Arbeiter weniger erholungsbedürftig 
sein sollten als die Angestellten. Sicherlich 
gibt es unter den Angestelltenberufen solche, 
die enorme physische oder psychische Bela­
stungen verlangen, und sicherlich ist eine 
entsprechende Erholungszeit für Angestellte 
gerechtfertigt. Aber genauso gerechtfertigt 
ist die gleiche Erholungszeit auch für die 
manuellen Berufe,  unter denen es zweifellos 
mindestens so viele Tätigkeiten gibt, die eben­
falls eine starke physische oder psychische · 
Belastung mit sich bringen . Wenn es hier 
in diesem Hause noch jemanden gibt, der 
sich gegen die Vereinheitlichung des Urlaubs­
rechtes ausspricht, dann müßte er den Mut 
haben, dies vor der Öffentlichkeit zu ve.rtreten. 
Es ist daher unbedingt notwendig, daß es 
in unserer Arbeitnehmerschaft keine zwei 
Gruppen mehr gibt. 

Schon 1 946 hat die SPÖ ihre Forderungen, 
wie ich schon erwähnte, auf einstimmige 
Beschlüsse des Gewerkschaftsbundes gestützt. 
�.either haben sämtliche Bundeskongresse des 
OGB, vor allem der 4. Bundeskongreß im Jahre 
1959, der sich ausführlich in seiner Stellung­
nahme zur Wirtschaftspolitik und Kultur­
politik für die Vereinheitlichung des Arbeits­
rechtes und damit des Urlaubsrechtes einge­
setzt hat, dies gefordert. 

Diese einstimmigen Beschlüsse wurden neuer­
lich auch im Memorandum des Arbeiterkammer­
tages und des Gewerkschaftsbundes bekräftigt. 
Wir Sozialisten haben die einstimmig be­
schlossenen Forderungen der Gewerkschaften 
aufgegriffen. 

Worum geht es nun im einzelnen bei diesem 
Initiativantrag ? Vor allem soll der durch 
den Generalkollektivver trag eingeführte drei­
wöchige Mindesturlaub durch die Übernahme 
ins Urlaubsgesetz gesichert und auf alle Grup­
pen ausgedehnt werden. Des weiteren soll 
das Urlaubsausmaß der Arbeiter an das der 
Angestellten so angeglichen werden, daß die 
fünfte Urlaubswoche gesetzlich verankert wird 
und außerdem der 4 Wochen-Urlaub nicht 
erst nach 1 5, sondern bereits nach dem 
10. Dienstjahr zu gewähren ist . Schließlich 
soll eine gleiche Behandlung auch bei den 
Vordienstzeiten erreicht werden. 

Es ist also nur ein Zug der sozialen Gerech­
tigkeit, ja sogar mehr : eine Herbeiführung 
der verfassungsmäßigen Gleichberechtigung, 
wenn auch den bisher benachteiligten Gruppen 
die Möglichkeit, ein einheitliches Urlaubs­
ausmaß zu erreichen I gegeben wird. 

Schließlich enthält der Gesetzentwurf, mit 
dem eine absolute Vereinheitlichung für alle 
Gruppen erfolgen soll, in seinem Artikel II 
eine Regelung, wonach das Arbeiterurlaubs­
gesetz auf alle Dienstnehmer auszudehnen 
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ist, die nicht bereits durch irgend welche ge­
setzliche Bestimmungen über den Urlaub 
erfaßt sind. 

Diese FOl derung mag vielleirht auf manchen 
paradox wirken, aber es ist leider tatsächlich 
so, daß noch eine beträchtliche Anzahl von 
Arbeitnehmern derzeit keiner der bestehenden 
gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Ur ­
laubsvorschriften unterliegt und demnach nur 
nach dem guten Willen des Arbeitgebers 
Urlaub erhält. 

Sie sehen, daß der vorliegende Antrag reali­
stisch ist und nicht mehr will als das, was 
bereits besteht, allen zukommen zu lassen. 

Selbst in der deutschen Bundesrepublik, 
die von manchen als das Mekka der Sozial­
politik angesehen wird, hat man in dem 1962 
beschlossenen B undesur laubsgesetz keine 
Unterschiede mehr zwischen Arbeitern und 
Angestellten oder sonstigen Berufsgruppen 
gemacht. Der einzige Vorwurf, der diesem 
Antlag gegenüber gemacht werden könnte, 
wäre der, daß er keine neuen Ideen birgt, 
sondern gleiches Urlaubsrecht für sämtliche 
Dienstnehmer in unserer Heimat anstrebt. 

Wir sind uns dieser Tatsache bewußt, 
wollen jedoch als Sozialisten - ebenfalls ge­
stützt auf einstimmige Beschlüsse des ÖGB -
in Etappen vorgehen. Dieser Gesetzentwm f 
soll deshalb als eine dieser Etappen aufgefaßt 
werden. 

Wir ersuchen das Hohe Haus um Zustim­
mung. (Beifall bei det' SPÖ.) 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Wir ge­
hen nunmehr in die Debatte ein .  Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Schmidl. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Schmidl (SPÖ) : Herr Präsi­
dent ! Hohes Haus ! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren ! Ich darf in meiner Rede damit 
beginnen, daß ich noch einmal auf die Worte des 
Abgeordneten Ing. Helbich zurückkomme, der 
anläßlich der Verabschiedung der Wirtschafts­
wachstumsgesetze auch auf das bessere Leben 
bei uns in Österreich hingewiesen hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Es freut auch uns Arbeitnehmervertreter, 
daß wir heute tatsächlich besser leben als 
früher, denn sonst müßten wir ja hier in diesem 
Hohen Hause eingestehen, daß die ganze Arbeit 
der letzten 20 Jahre, die nicht nur in diesem 
Hause, sondern auch draußen in den Betrieben 
von den Arbeitnehmern und den Gewerkschaf­
tern geleistet wurde, umsonst war. Auch die 
Sozialpolitik hat einen Teil, ja vielleicht 
einen gewaltigen Teil dazu beigetragen, daß 
wir heute in Österreich tatsächlich besser 
leben als früher. (Beifall bei der SPÖ.) Wir 
Sozialisten sind stolz darauf und werden 

auch weiterhin diesen Weg beschreiten, der 
für uns heißt : die Beschlüsse des Österreichi­
schen Gewerkschafts bundes - das wurde 
bereits von den Herren Abgeordneten Ströer 
und Hofstetter angeführt - natürlich auch 
hier in diesem Hohen Hause zu vertr eten. 
Wir maßen uns dies an, obwohl Herr 
Vizepräsident Altenburger bei den ersten 
Gesetzen beziehungsweise Initiativanträgen, 
die am Mittwoch eingebracht und der ersten 
Lesung unterzogen wurden, der Meinung 
war, daß dies Beschlüsse des ÖGB sind. Ich 
darf sagen, daß wir dies hier genauso vertreten, 
daß das nicht nur im ÖGB, sondern auch hier 
und draußen in den Betrieben von uns ver­
treten wird. 

Es ist bereits angeführt worden, daß diese 
Gesetze, die heute zur ersten Lesung ge­
langen, nicht ein Vermögen kosten können. 
Auch ich darf das sagen. Auf jeden Fall bin 
ich der Meinung, daß sie nicht in diesen Be­
reich gehören, auf den diese 6 Milliarden 
Schilling bezogen worden sind. Die Änderung 
beziehungsweise Novellierung des Urlaubs­
rechtes ist bereits in Kollektivverträgen zum 
Großteil vorhanden . Es ist auch mit dem 
Entgelt ähnlich, wohl nicht in diesem Aus­
maße, aber ich darf trotzdem sagen, daß 
neben diesen Kollektivverträgen, die bereits 
bestehen, auch in den Betrieben Verträge 
vorhanden sind, die bereits weitgehend den 
Anträgen von uns Sozialisten Rechnung tra­
gen. 

Ich darf Ihnen dazu ein Beispiel anführen, 
und zwar ist das eine Arbeitsordnung aus einem 
Betrieb, dessen Namen ich bewußt weglassen 
möchte, um nicht für die einzelnen Betriebe 
propagandistisch zu wirken. (Abg. Dr. J. 
Gru b e r :  Steyr-Daimler-Puch I) Zufällig nicht, 
Herr Doktor ! Wenn Sie es wissen wollen, 
kann ich Ihnen dann auch diese Arbeitsordnung 
übermitteln. (Abg. Dr. Pi t t erm ann:  Für 
Oberösterreich keine Schande !) Dieser Vertrag, 
den ich da habe, ist zufällig - Sie werden sagen : 
Na also ! - von der Verstaatlichten (Heiter­
keit), also nicht von Steyr-Daimler-Puch. 
Da heißt es unter Punkt 17 : VordienstzeiLen­
anrechnung : . . .  sowie bei den Rechtsvor­
gängern dieser Firmen verbrachten Dienst­
zeiten werden bei allen Dienstnehmern, die 
zum Zeitpunkt des Wirksamkeitsbeginnes der 
Arbeitsordnung in den Diensten der . . . Metall­
werke Aktiengesellschaft stehen, für nachstehen­
de Ansprüche zusammengel'echnet. 

Wir sehen also, daß es bereits weitestgehend 
solche Zusammenrechnungen gibt. 

Unter Punkt a) heißt es dann : Die Be­
messung des Urlaubsausmaßes, das Dienst­
jubiläum, die Weihnachtsremuneration, die 
Dauer des Bezuges von Krankenentgelt be-
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ziehungsweise Krankengeldzuschuß, die Ab­
fertigung, und noch einige andere Dinge. 

Sie sehen aus dem Beispiel - ich möchte 
Sie heute nicht noch mit mehreren solcher 
Beispiele aufhalten -, daß diese zwei Ini­
tiativanträge die Bundesregierung eigentlich 
kein Vermögen kosten, sondern daß es besten­
falls hei dem einen oder anderen Betrieb viel­
leicht auch ein kleines Prozentchen ausmachen 
wÜTde, das den Arbeitnehmern zugute käme. 
T eh bin der Meinung, meine sehr velehrten 
Damen und Herren, daß dies schon möglich 
sein müßte, da ja auch den Arbeitgebern im 
Rahmen der Wirtschafts wachstums gesetze doch 
einige Millionen , wenn nicht noch mehr ver­
hleiben werden. (Zwischenruf des Abg. K'u l­
han e k. - Abg. Dr. W e i ß m a n n :  Gewinn und 
Einkommen können wir nie a'ltseinanderhalten !) 

Ich darf des weiteren zum Urlaub folgendes 
sagen : \Venn wir heute diesen Urlaub gesetz­
mäßig verankert sehen wollen , so auch des­
wegen, weil es notwendig ist, daß man für alle 
Arbeitnehmer in Östel'leich eine Gleichstellung 
erreicht,. Es ist nun einmal so, daß das Ur­
laubsausmaß erforderlich ist, um die Menschen 
für unsere Betriebe auch gesund zu erhalten. 
Die Automation wird immer weitergehen, 
es wird auch so sein, daß die Ansprüche an 
die Menschen immer größer werden, es ist 
auch so, daß das Hasten immer mehr und 
ärger werden wird, sodaß die Erholung für 
die Menschen umso notwendiger ist. Ich darf 
daher sagen, daß beide Initiativanträge auch 
auf der Ebene des Österreichischen Arbeiter­
und Angestelltenbundes liegen ; zumindest 
in den Betrieben, denn in den Betrieben 
draußen verlangt man noch wesentlich mehr. 
Man verlangt dort Sachen, die leider Gottes 
- das muß ich sagen : leider Gottes I- auch 
die sozialistischen Betriebsräte nicht erfüllen 
können. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Ich darf Sie daher alle ersuchen, wirklich 
mitzuwirken, daß das Arbeiterurlaubsgesetz 
novelliert und tatsächlich ein einheitliches 
Urlaubsrecht geschaffen wird. 

Als Sozia1isten sagen wir eindeutig auch 
zu diesen Anträgen ja. Es ist nicht nur ein 
Programmpunkt des ÖGB, wie schon erwähnt, 
sondern auch der Sozialistischen Partei in 
diesem Hause. Ungleiche Behandlung kann 
man auf die Dauer nicht aufrecht erhalten, 
da arbeitsmäßig von den Arbeitern zumindest, 
ebensoviel verlangt wird, ebensoviel Können 
vorhanden sein muß, Geschick und Bildung 
ebenso notwendig ist wie bei allen anderen 
in den Betrieben Beschäftigten. Es werden 
heute - ich gehe nur ganz kurz auf diese 
Berufe ein - von einem Bohrwer ksdreher, 
Lehrenschlosser , Werkzeugschlosser oder Ma-

schinbauer ebenso schulische Voraussetzun­
gen gefordert wie bei den Angestellten. Warum 
- und das isi immer wieder die berechtigte 
Frage - nicht auch das gleiche Recht ? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 
in diesem Hohen Hause ! Ich darf Sie noch 
einmal ersuchen, daß wir gemeinsam dazu 
beitragen, daß für alle Österreicher und 
Österreicherinnen ein richtiges und gutes 
Urlaubsgesetz geschaffen wird. 

Ich komme, um es kurz zu machen, 7.um 
Schlusse und möchte noch einmal betonen, 
daß alle bei uns dieselbe Erholung brauchen, 
wenn sie weiterhin im Dienste der österrei­
chischen Volkswirtschaft, im Dienste der 
öst,erreichischen Betriebe stehen wollen und 
stehen sollen. (Beifall bei der SPÖ.j 

Präsident Dipl.-Ing. Waldbrunner : Als näch­
stem Redner erteile ich dem Herrn Abge­
ordneten Melter das Wort. 

Abgeordneter Melter (FPÖ) : Herr Präsident ! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Als sozial­
politischer Sprecher der freiheitlichen Fraktion 
ist es meine Aufgabe, auch zu diesen zwei 
Anträgen der Sozialisten kurz unSCle Stellung­
nahme bekanntzugeben. 

Es war seit jeher das Anliegen der freiheit­
lichen sozialpolitischen Sprecher, dafür einzu­
treten, daß die sozialpolitische Entwicklung 
dahin ausgerichtet wird, daß möglichst die 
Gesamtheit der davon betroffenen Bevölke­
rungsgruppen etwa gleichmäßig betreut und 
berücksichtigt wird. Im Interesse dieser glei­
chen Behandlung aller Anspruchsberechtigten 
bei annähernd gleichen Voraussetzungen ist es 
gelegen, daß man, abgehend von einzelkollek­
tivvertraglichen Regelungen, versucht, auf ge­
setzlicher Ebene eindeutige, klare und gleiche 
Voraussetzungen für alle zu schaffen. Es ist 
demzufolge unserer Ansicht nach die Be­
mühung, durch verschiedene Initiativanträge 
auf diesem sozialpolitischen Sektor einen Fort­
schritt im Zuge einer Vereinheitlichung der Be­
stimmungen herbeizuführen, grundsätzlich zu 
begrüße:n. 

Wir sind auch der Auffassung, daß durch die 
einheitliche Entgeltregelung auch für die 
ersten drei Krankheitstage des Arbeiters ein 
ganz wesentlicher Fortschtitt etwa in der 
Richtung erzielt werden kann, daß sich die 
Arbeitgeber mehr als bisher bemühen, Vor­
sorge dafür zu treffen, daß ihre Dienstnehmer 
nicht gefährdet werden, das heißt, daß also 
Unfallschutzvorrichtungen in vermehrtem Aus­
maß beigestellt werden und daß man bei der 
Einteilung der Beschäftigung und bei der Zu­
mutung von Belastungen darauf Bedacht 
nimmt, ob nicht etwa durch eine Übel bela-
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stung Arbeitsausfall verursacht wird, der dann 
zu Mehrkosten führen muß. Es wird zweifellos 
auch die Vereinheitlichung auf �Gesetzesebene 
dazu führen, daß die Masse der Dienstnehmer 
sich besser ' informieren kann über die An­
sprüche, die sie gegenüber den Dienstgebern 
geltend machen kann, und daß viel weniger 
Zweifel darüber besteht, wieweit etwa der­
artige Ansprüche auch durchgesetzt werden 
können. 

Es gibt hier sicher eine gesetzliche Best.im­
mung mehr Sicherheit, mehr Galantie für den 
einzelnen, als dies durch die Vielzahl von 
Kollektivverträgen der Fall ist. Die Kollelüiv­
verträge sind ja leider bei vielen Dienstgebern 
nicht auffindbar, und es hat demzufolge dann 
der Dienstnehmer die Mühe auf sich zu nehmen, 
durch Besuch der Gewerkschaften, der Ar­
beiterkammer und anderer Rechtsauskuufts­
steHen sich erst zu informieren, wie weit 
er etwa sozialrcchtliche Ansprüche hat. Alles 
dies kann nun durch eindeutige gesetzliche 
Bestimmungen vermieden werden, und wir 
hoffen, daß im Zuge der notwendigen Bera­
tungen im sozialpolitischen Ausschuß hier 
Ergebnisse erzielt werden, die im Interesse der 
Dienstnehmer aber auch der Gesamtwirtschaft 
Österreichs zu einem erfolgreichen Ergebnis 
führen. (Beifall [)ei der F PÖ.) 

Präsident DipL-Ing . Waldbrunner: Zum 
Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte 
ist geschlossen. 

Es ist der Antrag auf sofortige Zuweisung 
der Anträge 15/A und 1 6/A an den Ausschuß für 
soziale Verwaltung gestellt worden. Im Sinne 
des gestellten Antrages nehme ich, falls kein 
Widerspruch erhoben wird, die sofortige Zu­
weisung der bei den Anträge an den Ausschuß 
für soziale Verwaltung vor. - Widerspruch wird 
keiner erhoben. Die Anträge 15/A und 1 6/A 

sin.d somit dem Ausschuß für soziale Yerwal­
tung z u g e w i e sen. 

Die Tagesordnung ist ers chöpft. 
Die n ä c h st e  Sitzung berufe ich für Mitt­

woch, den 13.  Juli, um 9 Uhr mit folgender 
Tagesordnung ein : 

1 .  Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage (45 der 
Beilagen) : 9. Novelle zum Notarversicherungs­
gesetz 1938 (153 der Beilagen) ; 

2. Bericht des Ausschusses für soziale Ver­
waltung über die Regierungsvorlage ( 108 der 
Beilagen ) :  Abkommen zwischen der Republik 
Österreich und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien über Soziale Sicherheit 
( 154 der Beilagen) ; 

3. Antrag der Abgeordneten Kulhanek und 
Genossen (8/A), betreffend Gewerbliches Selb­
ständigen-Krankenversicherungsgesetz ( 166 der 
Beilagen) ; 

4 .  Bericht und Antrag des Ausschusses für 
soziale Verwaltung über den Entwurf eines 
Bundesgesetzes, mit dem das Bundesgesetz 
über den sozialversicherungsrechtlichen Schutz 
der den Präsenzdienst leistenden Wehrpflich­
tigen abgeändert wird (167 der Beilagen) ; 

5. Erste Lesung des Antrages ( 18/A) der 
Abgeordneten Rosa Weber und Genossen be­
treffend Abänderung des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes und des Kinderbeihilfengesetzes ; 

6. Erste Lesung des Antrages (20/A) der 
Abgeordneten Rosa Weber und Genossen be­
treffend Änderung des Arbeitslosenversiche­
lungsgesetzes 1958 ; 

7 .  Erste Lesung des Antrages (24/A) der 
Abgeordneten Libal und Genossen betreffend 
Änderung und Dynamisierung der Kriegsopfer­
versorgung . 

Die Sitzung ist g e s c h l o ssen. 

Schluli der Sitzung : 1 7  Uhr 55 Minuten 
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